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Begonnen hat alles t957, als der damals 
17jährige Engelbert Tubes den Entschluß 
faßte, dem erst zwei Jahre zuvor gegründe­
ten MHD Düsseldorf beizutreten. Freunde, 
die mit ihm in der katholischen Jugendbewe­
gung großgeworden waren, hatlen ihn mit 
Hinweis auf die . tolle Kameradschaft" und 
die sinnvollen Aufgaben dazu bewogen. Ein 
Schritt, den er nach eigenen Worten . bis 
heute nicht bereut" hat. 

Nach Ausbildertätigkeiten und Einsatz als 
Gruppenführer war er erneut gefordert, als 
mit der Aufstellung eines regionalen Kata­
strophenschutz-Sanitätszuges auch ein Fah­
rer fur das zum Zug gehörende Meldekrad 
gesucht wurde. Bereits privat Motorradfah­
rer. war es für ihn keme Frage, sich dieser 
faszinierenden Aufgabe zu stellen. Und so 
übernahm er 1964 eine fabrikneue 250-
ccm-BMW vom Typ R 27. Fest entschlossen, 
die t 8 PS starke Maschine stets einsatzbereit 
zu halten und für Pflege und Instandsetzung 
persönlich zu sorgen . • Wie es sich eben für 
einen überzeugten Motorradfahrer gehört", 
meinte er bescheiden dazu. 

Doch ganz so schlicht kann's nicht gewe­
sen sein, ISt doch .seln" Meldekrad heute 
weit und breit das einzigste seiner Art, das 
noch aus Jener Zeit stammt. Elfenbeinfarben, 
mit den - damals noch runden - MHD­
Emblemen vorn und hinten, den beiden gro­
ßen Packtaschen am Hinterrad und der Win-

Mensch und Maschine - Engelbert Tubes und "sein" Meldekrad 
bilden seit 25 Jahren eine Einheit. Der Helfer, seit 33 Jahren 
Mitglied des Malteser-Hilfsdienstes Düsseldorf, ist dort in vielfa­
cher Weise aktiv. Ausbildung in Theorie und Praxis sowie Fahrer­
nachschulung sind sein Metier. Doch über allem steht seine 
Passion - das Meldekrad. 

Menschen im 
Katastrophenschutz 
Heute: Engelbert Tubes aus Düsseldorf 

kerkelle am Rahmen sieht man der Maschine 
ihr Alter gewiß mcht an. Unfallfrei und bis auf 
Verschleißteile im Driginalzustand daste­
hend, vermag nur der Eingeweihte an hand 
der Technik das Baujahr zu bestimmen. So 
war es denn bisher für den MHD Düsseldorf 
keine Frage, den rüstigen Oldtimer nicht 
auszusondern. 

Wertvolle Melderfunktion 

Engelbert Tubes und das Meldekrad -
welche Aufgaben stellen sich denn heute für 
sie? Wie der 49Jährige betont, ist dies in 
erster Linie immer noch die Melderfunktion: 
.Man glaubt nicht, wie wertvoll ein Melder 
trotz moderner Kommunikationsmittel und 
hoher Beweglichkeit der Katastrophen­
schutz-Einheiten auch heute noch ist. Wenn 
der Funkverkehr bei größeren Ereignissen 
zusammenbricht, wenn ein Kontakt durch 
geografische Gegebenheiten nicht zustande­
kommt oder auch, wenn die Verkehrswege 
eingeschränkt sind - ein Melder kommt 
immer noch durch." 

Bewiesen habe sich das, so Engelbert 
Tubes, besonders beim Besuch des Papstes 
in Köln und bei der Fußball-Europameister­
schaft in Düsseldorf. Trotz Funk- und Fern­
sprechverbindungen war er bei diesen Mas­
senveranstaltungen .ständig gefragt" und 
vom frühen Morgen bis zum späten Abend 
mit seinem Krad unterwegs. 

Doch mit der Melderfunktion allein ist es 
für ihn nicht getan. Auch die Begleitung 
geschlossener Fahrzeugverbände gehört 
zum Aufgabengebiet des Kradmelders. En­
gelbert Tubes hat es in seiner Einheit, dem 
32. regionalen Katastrophenschutz-Sanitäts­
zug, übernommen, die Ziel- und Haltepunkte 
festzulegen , die entsprechenden Ablaufpläne 
verantwortlich zu erstellen sowie dann den 
.Mot-Marsch" zu steuern und zu überwa­
chen. 

Hoher Stellenwert 

33 Jahre im MHD aktiv - Wie steht er nach 
solch langer Zeit zum Katastrophenschutz? 
.Die Notwendigkeit des Katastrophenschut­
zes habe ich schon damals bejaht, heute 
würde ich seinen Stellenwert durch die ge­
stiegenen Risiken sogar noch höher bewer­
ten. Damit die Einheiten auch künftig für ihre 
Aufgaben gerüstet sind, muß verstärkt auf 
die Ausbildung Wert gelegt werden." Worte, 
die er selbst beherzigt, denn im Bereich 
Ausbildung hat er in seiner Einheit die Fah­
rernachschulung übernommen. Mehrmals 
jährlich trainiert er junge Helfer, damit sie auf 
den Fahrzeugen des Katastrophenschutzes 
die notwendige Routine bekommen. 

Der aktuellste Einsatz führte den MHD­
Helfer - diesmal allerdings nicht als Krad­
melder - im vergangenen September .nach 
Ungarn. Dort half er eine Woche lang, Uber­
siedler aus der DDR zu betreuen. 

Keine Probleme 

Thema Familie: Bereiten dem dreifachen 
Vater seine MHD-Aktivitäten Probleme im 
Familienkreis? Er lacht: . In Sachen MHD gab 
es nie Probleme." Kein Wunder, lernte er 
seine Frau doch bei einer MHD-Veranstaltung 
kennen. Er konnte sie von der ehrenamtli­
chen Tätigkeit überzeugen, so daß sie nach 
der Eheschließung ebenfalls dem MHD bei­
trat. Die drei Kinder kamen atso zwangsläufig 
in die Nähe des elterlichen Engagements und 
unterstützten, wo sie gebraucht wurden. 

Mittlerweile sind die Kinder erwachsen 
und nun fährt die ganze Familie leidenschaft­
lich Motorrad - natürlich jeder sein eigenes. 
Daß so auch für das MHD-Meldekrad die 
Chance besteht, mittels des geballten. Tu­
bes-Fachwissens" auch die kommenden 
Jahre pannenfrei den Dienst zu versehen, 
das versteht sich von selbst. - cl -
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Reisebeschränkungen für Geheimnisträger 
weitgehend aufgehoben 

Das Bundeskabineu hal auf Vor­
schlag von Bundesinnenminister 01. 
Wolfgang Schäuble eine neue Reise­
anordnung ( . .Anordnung der Bunde;­
regierung über Reisen von den in si­
cherheitsempfindlicher Tätigkeit be­
schäftigten Bundesbediensteten") s0-

wie eine Änderung der .. Richtlinien 
für die Sicherheitsüberprufung von 
Personen im Rahmen des Geheim­
schutzes - SicherheitsrichtlinieniSiR 
-" beschlossen. Beide Regelungen 
treten mit sofoniger Wiri.ung in Kraft. 

Himu erklärt Bundesminister 01. 
Wolfgang Schäuble: 

"Mit der neuen Reiseanordnung 
wird die für Reisen in bestimmte Staa­
ten bestehende Anzeigepnicht, die 
bisher für alle Bundesbcdiensteten 
galt. künftig nur noch auf .. Geheimnis­
triige( begrenzt, d. h. auf etwa 3 ':1 
des bisherigen Per.;onenkreises. Im 
Bereich der Bundesverwaltung (ohne 
Bundes"ehr). zu der etwa 94üoo) 
Bedienstete gehören, sind dies etwa 
30(0) PeMnen. 

Auch für "Geheimnisträge(' sind 
Reisen auf dem Transitwege von oder 
nach Berhn (West) grundsätzlich mehl 
mehr an7.eigepflichlig. 

Daruber hinaus werden die bisheri­
gen Relsebeschränkungen rur .. Ge­
helmnisträge(' aufgehoben. Ausge­
nommen bleiben lediglich Mitarbeiter 

Or. Wolfgang Schäuble 

der Nachrichtendienste und vergleich­
bar sicherheitsempfindlicher Stellen. 
Im übrigen kann eine Reise nur aus­
nahms"eise im Einzelfall unter.;agt 
werden. wenn eine Person aufgrund 
pcr.;önlicher Umstände durch fremde 

Nachnchtendienste besonder.; gefähr­
det ist (z. B. wegen fruherer nachrich­
tendien tlicher Verpnichtungen) oder 
wenn Verpnichtungen gegenüber 
über-oder zwischenstaatlichen Stellen 
dies verlangen (z. B. bei der NATO 

für die donige höchste Geheimhal­
tungsstufe). 

Gleichzeitig wurden durch eine Än­
derung der Sicherheitsnchtlinien die 
sicherheitsempfindlichen Täligkeiten 
deutlich reduzien. Personen. die eine 
sicherheitsempfindliche Tätigkeit aus­
üben, bedürfen einer Sicherheitsüber­
prufung und unterl iegen der neuen 
Reiseanordnung. 

Nachdem die sicherheitsempfindli­
ehen Tätigkeiten im Bereich der Bun­
desbehörden bereits mit Inkrafureten 
der neuen Sicherheitsrichtlinien im 
Jahre 1988 um etwa ein Driuel verrin­
gen "urden, wird der verbliebene Teil 
jetzt "eiter um etwa 80 % auf einen 
Kernbereich eigent licher Geheimnis­
triiger reduzien nach dem Grundsatz: 
Qualität statt Qulntität. Dieser Redu­
zierung kommt auch für die Beschäfli­
gung von Über-und Aussiedlern hohe 
Bedeutung zu. Diese Personen sind -
trotz rechtlicher Gleichstellung mit 
hier lebenden Bundesbürgern in den 
Sicherheitsrichtlinien - in der Praxis 
häufig dadurch benachteiligt gewesen. 
daß sie zu Beginn ihres Aufenthaltes in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht 
überprufbar sind. Mit der Änderung 
der Sicherheitsrichtlinien haben jetzt 
nahezu alle Behörden die Möglich­
keit, auch nicht überprufbare Uber­
und Aussiedler zu beschäftigen." 

Hubschrauber für Sekundärtransporte 
"Christoph Hansa" keine Konkurrenz für Erstretter aus der Luft 

Die Notwendigkeit des Betriebs ei­
nes Ambulanzhubschrauber.; für 
dringliche Sekundärtranspone. also 
für die schnelle Lufttransponverle­
gung von Schwerkranken, intensivbe­
handlungspflichligen Patienten zur 
Spczialbehandlung in Hamburger 
Krankenhäusern ist seit mehreren Jah­
ren bekannt. Dieser Auftrag kann von 
den in und im Gebiet um Hamburg 

stationienen °Reuungshubschraubern 
des öffentlich-rechtlichen Luftret­
tungsnetzes nur noch in geringem An­
teil übernommen "erden. Der Bedarf 
für einen Sekundärtransport-Hub­
schrauber wird zusätzlich nachgewie­
sen durch die steigenden Einsatzzah­
len: (1986: 182. 1987: 231, 1988: 313 
Einsätze). Dieser DRF-Hubschrauber 
hat seine Tätigkeit am 31. 7. 1989 
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eingestellt. Die Behörde für Arbeit , 
Gesundheit und Soziales hat daraul1lin 
den ADAC gebeten. die entstandene 
Versorgungslücke zu schließen. Die 
Führungsgremien des ADAC reagier­
ten-promJll und beschlossen die Be­
schaffung eines weiteren Rettungs­
hubschrauber.;, des zehnten in der 
Flotte der ADAC-Luftreuung. Unter 
der Kennung .. Christoph Hansa" hat er 

Ende de vergangenen Jahres seinen 
Dienst im Großraum Hamburg aufge­
nommen. 

Zu den Einsatzgrundsätzen stellte 
die Behörde für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales der Freien und 
Hansestadt Hamburg klar, daß man 
mit diesem zusätzlichen Leistungsan­
gebot ausschließlich die Patienten ver­
legungen optimieren mochte, zumal 



Hamburg mit seiner breiten Palette 
medizinischer Spezialdisziplinen die 
Funktion einer medizinischen Metro­
pole im norddeutschen Raum ein­
nimmt. Primärrettungseinsätze oblie­
gen auch in Zuku.ft dem in Hamburg 
stationienen SAR-Hubschrauber der 
Bundeswehr, der nach dem hamburgi­
schen Feuerwehrgesetz der für den 
Rettungsdienst zuständigen Behörden 
für Inneres unte~tellt ist. Der SAR­
Hubschrauber ergänzt das Potential 
der Feuerwehr, zu dem 60 Rettungs­
wagen und fünf Notarztwagen ge­
hören. 

"Christoph Hansa" wird am Berufs­
genossenschaftlichen Unfallkranken­
haus im östlich gelegenen Stadtteil 
Hamburg-Boberg stationiert. 

Bislang haben jährlich bereits 175 
Hubschrauber-Landungen beim Be­
rufsgenossenschaftlichen Unfallkran­
kenhaus Hamburg-Boberg stattgefun­
den. Mit einer Zunahme der dringli­
chen Sekundärlufttranspone in naher 
Zukunft wird gerechnet, da die Frisch­
verletztenversorgung von Poly trauma­
tisienen mit besondcrem Schwerpunkt 
der Wirbelsäulenchirurgie weiter aus­
gedehnt werden wird, das BUKH au­
ßerdem über die größte Spezialbe­
handlungseinheit für Querschnittge­
lähmte (100 Betten) im Bundesgebiet 
verfügt, weiterhin rund um die Uhr an 
sieben Tagen der Woche der wichtig­
ste mikrochirurgische Extremitäten­
Replantationsdienst in Norddeutsch­
land am BUKH vorgehalten wird und 
mit Beendigung der Umbaumaßnah­
men am BUKH das größte Spezialzen­
trum für Schwerbrandverletzte im 
norddeutschen Raum betrieben wer­
den wird. 

Der Hubschrauber vom Typ BO 105 
CBS verfügt neben einer optimalen 
flugtechnischen Ausriistung über eine 
umfangreiche Ausstattung mit medizi­
nischen Geräten, die es ennöglicht, 
daß die in einem erstversorgenden 
Krankenhaus eingeleitete Intensivthe­
rapie auf dem Transpon lückenlos 
fongesetzt werden kann. Zur Bedie­
nung dieser Geräte bedarf es einer 
hochqualifizienen medizinischen Be­
satzung, bestehend aus einem Anä­
sthesisten und einer Fachschwesterl 
Fachpfleger für Anästhesie und Inten­
sivmedizin, die auch unter erschwer­
ten Behandlungsbedingungen des 
Lufttranspones aufgrund ihrer Erfah­
rungen in der Intensiv-und NotfalJme­
dizin fachlich in der Lage sind, die 
Überwachung und Therapie sicherzu­
stellen. 

Die optimale Ausriistung des Hub­
schraubers soll es auch ennöglichen, 

Grußwort 
von Bundesinnenminister 

Dr. Wolfgang Scbäuble 
zum Jabreswecbsel1989/90 

an die ehrenamtlicben Helferinnen und 
Helfer des Bevölkerungsscbutzes 

Ich wünsche Ihnen und Ihren An­
gehörigen alles Gute für das Jahr 
1990. Gleichzeitig möchte ich Ihnen 
für Ihre im Jahre 1989 geleistete 
Arbeit zum Schutz und zur Rettung 
von Menschen recht herzlich 
danken. 

Sie haben bei zahlreicben Einsät­
zen im In- und Ausland erneut ein 
Beispiel gegeben für Bürgersinn, 
Opferbereitschaft und für persönli­
che Verantwortung für die Gemein­
schaft. Ein besonderes Lob möchte 
icb dabei den vielen freiwilligen 
Helferinnen und Helfern ausspre­
chen, die bei der Betreuung Hun­
derttausender von Übersiedlem aus 
der DDR zahllose Stunden geopfen 
haben und unennüdlich Tag und 
Nacht im Einsatz waren. Dies ist ein 

ihn von der Reltungsleitstelle der Feu­
erwehr für Primärnotfalieinsätze mit 
anzufordern, falls der für das Hambur­
ger Gebiet zuständige Rettungshub­
schrauber zeitweise nicht verfugbar 
ist. "Christoph Hansa" dient somit 
auch als Einsatzreserve und ve~tärkt 
die Kapazität der raschen Hilfe aus der 
Luft im Interesse der Hamburger Be­
völkerung. 

Chlorgas-Unfall in 
Papierfabrik 

Bei einem Chlorgas-Unfall in der 
,.Hannoverschen Papierfabrik" in AI­
feld (Kreis Hildesheim) sind Mitte 
Januar rund 200 Menschen verletzt 
worden. Sie erlitten nach Auskunft 
eines Arztes des Alfelder Krankenhau­
ses mittelschwere Verätzungen von 
Atemwegen und Augen. Viele von 
ihnen klagten über Brechreiz und 
Übelkeit. Betroffen waren nicht nur 
Mitarbeiter der Fabrik. Auch außer­
halb des Werkes gab es Verletzte. 

sichtbares Zeichen gelebter aktiver 
Snlidarität und Ausdruck eines zu­
tiefst humanitären Bewußtseins. 

Dank und Anerkennung gelten 
aber auch denjenigen, die abseits der 
aktuellen humanitären Arbeit frei­
willig und ehrenamtlich wichtige 
Aufgaben im Bevölkerungsschutz 
wahrnehmen, die weniger stark in 
das Bewußtsein der Öffentlichkeit 
dringen. 

Ihr vorbildlicher persönlicher 
Einsatz und Ihr beispielhaftes sozia­
les Engagement gewährleistet auch 
in Zukunft den Schutz unserer Mit­
bürgerinnen und Mitbürger. 

Ich wünsche Ihrem Wirken auch 
im kommenden Jahr den notwendi­
gen Erfolg und die verdiente Aner­
kennung. 

Nach e~ten Erkenntnissen ereigne­
te sich das Unglück, als Flüssigchlor­
gas von einem Kesselwagen der Bahn 
in ein Werkslager umgepumpt wurde. 
Dabei ist nach offiziellen Angaben ein 
Verbindungsschlauch geplatzt. Wie 
der Lagestab im niede~hsischen In­
nenministerium mitteilte, tral mehr als 
eine Stunde lang Chlorgas aus dem 
Leck, bevor die Feuerwehr den 
Schlauch abdichten konnte. 

Sofon nach Bekanntwerden des Un­
glücks fordene die Polizei die Bevöl­
kerung durch Lautsprecher- und 
Rundfunkdurchsagen auf, die Fenster 
zu schließen und sich in die ohe~ten 
Stockwerke ihrer Häuser zu begeben. 
Denn das gelbgriinliche Chlorgas ist 
schwerer als Luft und setzt sich in 
Bodennähe ab. Die Feuerwehr be­
kämpfte im Stadtgebiet von Alfeld mit 
Wasser die Reste der Giftwolke, die 
sich glücklicherweise durch starken 
Wind veneilt hatte. Die Stadt war für 
den Verkehr mehrere Stunden ge­
sperrt . 

Einen Tag nach dem Unfall lagen 
noch zehn Schwerverletzte in den 

Krankenhäusern von Alfeld und dem 
benachbarten Gronau . Wie die Kran­
kenhäuser mitteilten, warderüberwie­
gende Teil der Patienten bereits entlas­
sen worden. Sie werden nach Angaben 
der hehandelnden Ärzte keine Dauer­
schäden durch Verätzungen an 
Schleimhäuten und Augen davontra­
gen. Von den zehn noch verbliebenen 
Patienten seien einige an Lungenöde­
men erkrankt. Das Chlorgas habe bei 
ihnen Lungenbläschen zerstön; sie 
hätten Wasser in der Lunge. 

Die Staatsanwaltschaft priift der­
zeit, wie es zu dem folgenschweren 
Unfall kommen konnte. Gegen die 
Papierfabrik wird wegen eines Um­
weltvergehens und wegen Verdachts 
der fahrlässigen Körperverletzung er­
mittelt. Neben technischem ist 
menschliches Ve~agen nicht auszu­
schließen, teilte das Gewerbeauf­
sichtsamt in Hildesheim mit. 

Feuerwehr-Fehler 
im Einsatz-StreB 

Im Auftrag des Bundesministers für 
Forschung und Technologie unter­
sucht Professor Ungerer von der Uni­
ve~ität Bremen im Rahmen der Si­
cherheitsforschung das Projekt "Risi­
ko und Aktionsfehler der Feuerwehr". 
Mit dem Vorhaben, das mit Unte~tüt­
zung einer Berufsfeuerwehr und einer 
Landesfeuerwehrschule den menschli­
chen Fehlern im Einsatz-Streß auf den 
Grund gehen soll. könnte später ein­
mal Aus- und Weiterbildung verbes­
sen werden. Ein weiterer Schwer­
punkt der Arbeit 1st die Übenragbar­
keit der Ergebnisse auf andere Berei­
che. So können im Leitstand einer 
Chemiefabrik im Alarmfall etwa 30 
Einzelalarme ausgelöst werden. Dabei 
stellt sich die Frage, ob der Mensch 
diese Alanme logisch verarbeiten kann 
und in welcher Reihenfolge dies am 
besten zu erfolgen hätte. 

Leitfaden 
für Wassersportier 

Eine neue Auflage der Broschüre 
"Sicherheit auf dem Wasser" gab 
kürzlich der Bundesminister für Ver­
kehr heraus. Der Leitfaden für Was­
sersponler venninelt Kenntnisse über 
die wichtigsten Schiffahnsregeln auf 
den Binnen- und Seeschiffahnsstra­
ßen, gibt Hinweise zur Besatzung und 
Bootsausriistung. dem Wetter, Natur­
schutz sowie zur Ersten Hilfe. Weitere 
Themen sind "Seenot", .,Notsignale", 
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,.Notsignalgebrauch", .. Mann über 
Bord", .,Rettung mit dem Hubschrau· 
ber" und "Tips au der Praxis". 

Zu beziehen ist die anschaulich ge­
staltete und mit vielen rarbigen Fotos 
und Grafiken ausgestattete Broschüre 
beim Bundesminister fiir Verkehr, 
Kennedyallee 72, 5300 Bonn 2. 

Einheitlicher Notruf 

Die Umstellung aur die einheitliche 
Notrufnummer für den Rettungs­
dienst , 19222, ist in Bayern und Ba­
den-Wüntemberg inzwischen gesche­
hen. In den anderen Bundesländern 
geht es nur zögernd voran. Die Leit­
stellen in Wittlieh (Christoph 10) und 
Koblenz (Christoph 23) haben auch 
die Notrufnummer 19222 über­
nommen. 

Premiere 1990 In Köln 

Welt-Sicherheits­
kongreß 

Unter dem Motto .,Leben in Sicher­
heit" steht der .,Er.;te Weltkongreß 
Sicherheitswissenschaft in der Indu­
strlegesellschaft", der vom 24. bis 26. 
September in Köln stattfinden wird. 
1500 Teilnehmer aus aller Welt wer­
den zu der Veranstaltung erwanet, die 
unter der wissenschaftlichen Leitung 
von Professor Alben Kuhlmann , dem 
Chef des TÜVs Rheinland, stehen 
wird. Themenschwerpunkte des Kon­
gresses "erden die Risiken der welt­
weit fonschreitenden Technisierung 
sein, die nicht allein mit technischen 
Mitteln zu kontrollieren ist. Das Spek­
trum reicht hier von Kraftwerken über 
Chemische Fabriken und industriali­
siene Landwinschaft bis zum Verkehr 
zu Land, Wasser und in der Luft. Das 
Zusammenspiel der Faktoren Tech-

nik, Mensch und Um"elt soll dabei 
unter Sicherheitsgesichtspunkten kri­
tisch beleuchtet werden. 

Landes­
unterstützung 

Der Nieder.;ächsische Sozial mini­
ster hat für den Umbau und Ausbau der 
RTH-Station beim Nordwest-Kran­
kenhaus Sanderbusch Landesmittel in 
Höhe von 300000 DM zur Verfügung 
gestellt. 

Tödliches Spiel 
mit dem Feuer 

Vier Kinder im Alter von zwei und 
vier lahren sind bei einem Wohnungs­
brand im Stuttganer Stadtteil Hall­
schlag ums Leben gekommen. Sie ge­
hönen zu einer siebenköpfigen Fami­
lie aus Tunesien. Nach Aneaben der 
Polizei war das Feuer .:tnnutlich 
durch .Zündeln" entstanden . Die kurz 
nach dem Brandausbruch eintreffen­
den Notärzte konnten die Kinder nicht 
mehr retten: Das Foto zeigt das Zim­
mer, in dem der Brand entstanden war. 

Foto: dpa 

Ehre für 
das Ehrenamt 

Unler dem Molto .. Hilf mit!" iSl die 
Öffentlichkeit in besonderer Weise auf 
das Feuerwehr- und Rettungswesen 
sowie auf den Katastrophenschulz in 
Berlin aufmerksam gemacht worden. 
Zum Auftakl der Gesamtveranstaltung 
hat Erlch Pätzold - Senator fiir die 
Senatsverwaltung für Inneres - in 
einer Feier.;tunde das Feuerwehr- und 
Katastrophenschutz-Ehrenzeichen des 
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Erich Pätzold , Senator für die Stadtverwaltung für Inneres (rechts) nrlleh 
das Feuerwehr. und Katw.1rophenschutz-Ehrenzclchen an lIans-Joachim 
Skradde. Wehrlührer der f reiwilligen Feuerwehr Frohnau. 

Landes Berlin an verdiente Helfer des 
Arbeiter-Samanter-Bundes, der Deut­
schen Lebens-Rettungs-Gesellschaft, 
des Deutschen Roten Kreuzes, der 
lohanniter-Unrall-Hilre. des Malte­
ser-Hilfsdiensles, des Technischen 
Hilfswerk , der Gesellschaft rur den 

Zivilschulz und der Freiwilligen Feu­
erwehren Berlins verliehen. 

Insgesamt wurden 99 silberne für 
eine zehnjährige und 20 goldene Eh­
renzeichen für eine 25jährige aktive 
ehrenamtliche Mitarbeit überreicht. 
Seit der Stiftung des Ehrenzeichens im 
lahre 1978 sind damit über 2000 aktiv 
Tätige der Organisationen ausgezeich­
net worden. 

Außerdem wurde für besondere 
Verdienste um die Feuerwehr, den 
Rettungsdienst oder den Katastro­
phenschutz das Ehrenzeichen als 
Steckkreuz (Sonder.;tufe) an Herrn Pe-

ter Krchein (ASB), Henn Siegfried 
Schull (DLRG), Herrn Kun Putkunz 
(DRK), Herrn Hans-loachim Skradde 
(Freiwillige Feuerwehren) und Frank 
Apelt - füreme besonder.; mutige und 
entschlossene Hilreleistung bei einem 
Brand - verliehen. 

In den zwei rolgenden Veranstal­
tungen wurden die Berliner auf unge­
wöhnliche Weise direkt angespro­
chen, über den Katastrophenschutz in­
forrnien und zu einer ehrenamtlichen 
Mitwirkung bei den Trägerorganisa­
tionen aufgerufen: 
- Von 10 bis 18 Uhr fand in Charlot­

tenburg ein .. Hilf mit!-Weihnachts­
markt" statt , bei dem Fahrzeuge 
und Geräte aurgestellt , Rettungs­
rnaßnahmen vorgefülm und Infor­
mationen für die Besucher angebo­
ten wurden. 

- In der Zeit von 13 bis 17 Uhr fand 
im Theater des Westens eine Son­
dervor.;tell ung des Musicals 
..1-2 - 3" statt. für die Freikanen 
ausgegeben wurden. Die Veran­
staltung wurde durch Werbernaß­
nahmen zu Beginn und in der Pause 
in Fonn von Inforrnationsgesprä­
ehen begleitet. 

Diskothekenbrand 
in Saragossa 

43 Menschen kamen bei einem 
Brand einer Diskothek im spanischen 
Saragossa ums Leben. Das Feuer war 
in der Keller-Diskothek durch einen 
Kurzschluß entstanden, der auf Über-



belastung des Stromnetzes im Elektro­
Schaltkasten in der Nähe des Notaus­
ganges zUliickzuführen war. Die Op­
fer waren an giftigen Dämpfen er­
stickt, die von brennenden Verklei­
dungen ausgegangen waren. Zur Zeit 
des Brandes befanden sich 130 Perro­
nen in der Diskothek Foto: dpa 

Gasexplosion in 
Ludwigshafen 

Schwer verletzt wurde ein Mann 
und eine Frau bei einer Gasexplosion 
in Ludwigshafen . Noch Stunden nach 
dem Unglück, bei dem das Oberge­
schoß eines dreistockigen Hauses bei-

nahe völlig weggerissen wurde, galten 
ein weiterer Hausbewohner und ein 
Kind als vermißt. Foto: dpa 

"Feuer-Werk" mit 
bösen FOlgen 

Mit einem Knallfrosch löste ein 
15jähriger im Landkreis Bad Tölz­
Wolfratshausen einen Großbrand aus. 
Betroffen war eine Gras- und WaIdflä­
che von mindestens 600 mal 1500 
Metern des "Herzogstands" bei Ko­
chel. Nach wenigen Stunden hatte die 
Feuerwehr den Brand unter Kontrolle. 

Foto: dpa 

Neues Tochterboot 
für Seenotkreuzer 

Auf den Namen )apsand" ist am 
Montag, 22. Januar 1990, ein neues 
Tochterboot fiir den Seenotkreuzer 
"Eiswette" der Deutschen Gesell­
schaft zur Rettung Schiffbrüchiger 
(DGzRS) getauft worden. Fernab von 
seinem eigentlichen Einsatzbereich, 
dem Seegebiet vor der nordfriesischen 
Insel Amrum, übergab Nachwuchs­
seglerin Stefanie Grundlage aus Mün­
ster das Boot seiner Besti!1'mung. 

Im Jubiläumsjahr - die DGzRS 
blickt arn 29. Mai 1990 auf ihr 125jäh­
riges Bestehen zurück - wurde als Ort 
der Taufe die weltweit größte Wasser­
sportmesse, die .,boot '90" in Düssel­
dorf, gewählt, um die Verbundenheit 
zwischen dem Seenotrettungswerl< 
und den Freizeitskippern zu dokumen­
tieren. Gerade die kleineren Einheiten 
der Rettungsflotte sind in diesem Be­
reich von besonderer Bedeutung. 
Durchschnittlich jeder dritte Einsatz 
der Rettungsflotte wird für die Besat­
zungen.auf Segel- und Motoryachten 
sowie Surfer gefahren. So zeigen dann 
auch Wassersportier ebenso wie Ver­
bände, Vereine und die Fachpresse 
großes Engagement fiir das Seenotret­
tungswerk, das sich nach wie vor nur 
durch Spenden und freiwillige Mit­
gliedsbeiträge, ohne jegliche öffent­
lich-staatliche Mittel finanziert. 

Bei der Namengebung stand eine 
südlich der Insel Amrum gelegene 
Sandbank, eben der )apsand", Pate. 

Taufpatin Stefanie Grundlage -
seit drei Jahren aktive Regattaseglerin 
mit herausragenden Plazierungen bei 
den Deutschen Jugendmeisterschaften 
und den nordrhein-westfalischen Lan-

desjugendmeisterschaften - schloß in 
ihre Glückwünsche auch die traditio­
nelle "Handbreit Wasser unter dem 
Kiel" ein, die gerade bei den DGzRS­
Tochterbooten von besonderer Bedeu­
tung ist. 

Die )apsand" zum Beispiel hat ge­
rade 80 cm Tiefgang und ist somit 
ideal einsellbar in den Rachwasserge­
bieten in der Deutschen Bucht und im 
Wattenmeer. Das Boot ist als Selbst­
aufrichter entwickelt worden: Es kann 
bei Schlechtwetter und äußert schwe­
rer See im Notfall duichkentern, das 
heißt, es richtet sich von selbst wieder 
auf. Dieses Durchkentern übersteht 
die Besatzung ohne Schaden: Sie ist 
mit einem Gurtsystem an Spezialsit­
zen festgeschnallt; das Aufrichten des 
Bootes erfolet binnen Sekunden. 

Zu den herausragenden Eigenschaf­
ten des neuen Tochterboot-Typs zählt 
neben den außerordentlich guten Ma­
növriereigenschaften auch bei schwe­
rerSee vor allem die Geschwindigkeit: 
Bei sieben Metern Länge und mit ei­
nem 180-PS-Triebwerl< läuft das Boot 
mehr als 18 Knoten (= 33,34 kmlh). 
Zur Standardausrüstung des 7-m-Boo­
tes, das an der Unterweser gebaut 
worden ist, zählt neben modernsten 
Navigations- und Kommunikationsge­
räten auch eine in die Steuerbordseite 
eingelassene Bergungspforte, durch 
die treibende Schiffbrüchige in Höhe 
der Wasserlinie horizontal geborgen 
werden können - gerade bei Unter­
kühlungserscheinungen eine lebens­
wichtige Einrichtung, die sich seit Jah­
ren im Seenotrettungsdienst bewährt 
hat. 
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Die Deulsche Gesellschaft zur Rel­
lung Schirfbrüchiger verFügl in ihren 
Einsalzgebielen in Nord- und Ostsee 
über 36 Seenolkreuzer und Seenolrel­
lungsboole. Allein 1989 wurden 2243 
Einsalzrahnen von den über 130 resl­
angeslellten und mehr als 200 rreiwil­
ligen Rellungsmännern durchgeFühn. 
Dabei wurden 188 Schirfbrüchige ge­
rellel und ~eilere 1659 Perronen aus 
dmhender Gerahr berreit. Seil der 
Gründung der Deulschen Gesellschaft 
zur Rellung Schirfbrüchiger wurden 
über 50000 Menschen vordem nassen 
Tod bewahn. 

Einheitliche 
Freistellung 

Eine einheilliche Regelung bei 
der Freislellung von Milarbeilern 
des öFrentlichen Diensles, die als 
Milglieder einer Reuungsorganisa­
lion an nOlwendigen Aus- und Fon­
bildungsrnaßnahmen lei lnehmen 
wollen, strebl der bayerische Aus-

schuß fUr Sozial-, Gesundheils- und 
Familienpolilik an. Der Ausschuß 
unterstützte einstimmig den Antrag 
mehrerer CSU-Abgeordneter. Es ist 
davon auszugehen, daß auch der 
Landtag dem enrsprechenden Be­
schluß vorschlag des Ausschusses 
zustimmen wird. 

Neue Gesetzesregelungen für 
Fahrzeugbeleuchtungen 

Nebelschlußleuchten auch für Lkw bald zwingend l'orgeschrieben 

Speziell bei der Fahrzeugbeleuch­
tung hat es mit dem Jahreswechsel 
einige Veränderungen gegeben. An­
dere sind fUr die kommenden Jahre 
geplant. Die notwendigen Umrüstun­
gen sind aber ort schon heute möglich 
und besonders in der dunklen Jahres­
zeit sinnvoll. Dies gilt besonders fUr 
die Nebelschlußleuchten, die zwar erst 
ab Januar 1991 fUr alle mehrspurigen 
Neurahrzeuge zur Vorschrirt wird, 
aber schon seit langem bei richtiger 
An~endung Aurrahrunfalle im Nebel 
venneiden hilrt. 

Was bereits gilt: 
Seit Oktober 1988 müssen alle mo­

torisienen Zweiräder, also auch die 
Leicht- und Kleinkrarträder, Mokicks, 
Mopeds und Moras, auch am Tage mit 
Abblendlicht rahren. 

Nähen sich ein Autorahrer einem 
Stauende, darF er den nachrolgenden 
Verkehr durch das Wamblinklicht 
warnen und sich selbst damil schüt­
zen. Seit Oktober 1988 isr damitzuläs­
sig, was ohnehin schon vernünrtige 
Praxis war. 

Verboten sind seit Oktober 1988 die 
Abdeckkappen bei Zusarzscheinwer­
rem. Das hat rolgenden Grund: Bei 
Nebel darF allein mil ebelscheinwer­
rem und Begrenzungsleuchten (Stand­
licht) gefahren werden, wenn die Ne­
belscheinwerFer nicht weiter als 40 cm 
von der breitesten Stelle des Fahrzeug­
umrisses nach innen montiert sind. 
Das Abblendlicht darF dann ausge­
schaltel werden, um die Eigenblen­
dung bei Nebel zu vern"iden. Eigen-

Ab Januar werden . allen mehrspurigen 
Neufahrzeugen zur Pflichlausrüstung. Eine Umrüslung ist daher schon 
jetzt sin nvoll. • Foto: Hella 

blendung ist die Reflexion des Schein­
werFerlichtes an den reinen Nebel­
tröprchen. Da vergessen werden könn­
te, daß die ZusatzscheinwerFer abge­
deckt sind, ist dieses Verbot erForder­
lich. So wird das Risiko ausgeschlos­
sen. daß die mit einer Kappe abge­
deckten ZusatzscheinwerFer einge­
schaltet und gleichzeitig die Schein­
werFer fUr Abblendlicht ausgeschaltet 
werden. 

Für bessere Erkennbarkeit des Fahr­
zeugs und damil mehr Sicherheit sor­
gen seit Ende September 1989 auch 
die Nummernschilder. Seit diesem 
Zeitpunkt dürFen nur noch reflektie­
rende Kennzeichen verwendet wer­
den. Das gilt sowohl rur Neuzulassun­
gen als aucb fUr Krartrahrzeuge, die 

den Halter wechseln. Für Anhänger 
gilt das gleiche. 

Was demnächst gelten wird: 
Eine gute Sichtweite beim Abblend­

lichl von etwa 100 Metern kann 
schnell aur 30 bis 40 Meter schrurnp­
ren, wenn die ScheinwerFer nur um 
zwei Grad geneigt sind. Umgekehn 
werden sie zu gefahrlichen Blendern. 
Deshalb müssen (mit wenigen Aus­
nahmen) alle Neurahrzeuge ab Januar 
1990 eine Einrichtung haben, die das 
Abblendlicht auch bei Zuladung inner­
halb restgelegter Grenzen hält. Die 
hierfür enlwickelten Leuchtweitereg­
ler bieten doppelte Sicherheit: sie ver­
hindern die Blendung des Gegenver­
kehrs und garanlieren dem Fahrer eine 
optimale Sicht. 
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Auch Radfahrer sollen in der Dun­
kelheit besser gesichen werden. Au­
ßer dem reflektierenden Rückstrahler. 
den Pedal- und Speichenrückslrahlern 
müssen alle Fahrräder - auch Rennrä­
der - ab Januar 1990 mit einem nach 
vorne wirkenden weißen Rückstrahler 
und einem zusärzlichen roten Großflä­
ehen-Rückstrahler aus- oder nachge­
rüstet werden. Der neue rote Rück­
strahler ist mit einem ,;Z" (fUr Zusatz­
rückslrahler) gekennzeichnet. 

Damit das Fahrradlicht auch im 
Stand leuchtet, dürFen Scheinwerfer 
und Rückleuchte am Fahrrad zusärz­
lieh mil Ballerien verrorgl werden. 
Die verschiedenen Berriebsanen dür­
ren sich allerdings nicht gegenseitig 
heeinflussen, per Umschalter muß 
man zwischen beiden Möglichkeiten 
wählen können. Für Rennräder, die 
keinen Dynamo haben, muß eine Bat­
terie-Dauerbeleuchrung mitgefUhn 
und bei BedarF angebaut werden. 

Bei vielen Fahrzeugmodellen ge­
hön sie zur Grundausstallung. war 
aber bisher nicht vorgeschrieben: die 
Nebelschlußleuchte. Ab Januar 1991 
müssen nun alle mehrspurigen Neu­
rahrzeuge, also auch Lastwagen und 
Anhänger, mit einer Nebelschluß­
leuchte ausgerüstet sein. Sie muß so 
geschaltet werden, daß sie nur zusam­
men entweder mit dem Fern-, dem 
Abblendlicht oder den Nebelschein­
werfern brennen kann. Sie darF nur bei 
Nebel mit einer Sichtweite unter 50 
Metern eingeschaltet werden. 

Ab Januar 1992 müssen alle Fahr­
zeuge mit einem zulässigen Gesamt­
gewicht über 3,5 I an ihren Längssei­
ten im vorderen Drillei zusärzliche 
Blinkleuchten haben. Rad- und Mora­
Fahrer, die an Ampeln Fahrzeuge 
rechts überholen dürFen, können da­
durch den Abbiegevorgang der 
"Brummis" rechtzeitig erkennen, 
wenn sie sich ihnen von hinten nähern. 
Fehlen die zusärzlichen Blinkleuchten 
an älteren Fahrzeugen, müssen sie 
nachgerüstet werden. 

Ab Januar 1993 müssen Hublade­
bühnen an KraFtrahrzeugen, wie He­
bebordwände für lastkraFtwagen und 
Lirteinrichtungen fUr Behindenen­
Transponrahrzeuge. an ihrem Ende 
durch Wamblinkleuchten und gut 
sichtbare rot-weiße Wammarkierun­
gen kenntlich gemacht werden. Wäh­
rend de~ Betriebs dieser Hebevonich­
tung können andere gefahrdet werden, 
deshalb sollten die Blinkleuchten 
selbsllätig und unabhängig von der 
übrigen Fahrzeugbeleuchtung blin­
ken. Ab 1993 ist auch hier eine Nach­
rüstung erForderlich. 



Das Technische Hilfswerk baute eine "D-Brücke" an der deutsch-deutschen Grenze 

Brückenschlag 
von Deutschland 

nach Deutschland 
•• 

Nach zweieinhalb Tagen stand der neue Ubergang 
über die Ecker - Teamarbeit der beiden THW-Ortsverbände 

Wilhelmshaven und Goslar 
,Jung's, ihr seid Spitze!" - Das spontane 

Lob eines Bad Harzburger Bürgers traf den 
Punkt. Nur zweieinhalb Tage benötigten die 
30 Helfer der Brückenbaueinheit des Techni­
schen Hilfswerks, Ortsverband Wilhelmsha­
ven, mit Unterstützung des THW-Ortsverban­
des Goslar, um eine 18,30 Meter lange und 
6,50 Meter breite Stahlbrücke aus Fertigtei­
len zu montieren und auf Rollenlager über 
den Grenzfluß Ecker zu schieben. Zwar hatte 
die Einheit schon mehrmals den Bau einer 
sogenannten D-Brücke mit kleineren Stahl­
fahrbahnplatten geübt, die Straßenbrücke 
wie hier mit zweispurigen Flachfahrbahn­
platten mit einem Einzelgewicht von über 
drei Tonnen zu erstellen, war für die Helfer 
ein Novum und somit eine besondere Lei­
stung. 

Zwei Monate nach der provisorischen In­
standsetzung der alten Holzbrücke über die 
Ecker durch den THW-Ortsverband Goslar 

anläßlich der Grenzöffnung Eckertal-Stapel­
burg nahe Bad Harzburg am 11 . November 
1989 soll nun die neue Stahlbrücke mit einer 
geänderten Straßenführung Entlastung am 
deutsch-deutschen Grenzübergang bringen 
und für einen zügigen Verkehrsfluß sorgen. 

Bitte um Unterstützung 

Anfang Dezember 1989 trat das Straßen­
bauamt Goslar an den THW-Landesverband 
Niedersachsen heran mit der Bitte um Unter­
stützung beim Bau eines neuen Übergangs 
im Eckertal. Bei einem Ortstermin am 15. 
Dezember entschieden sich THW und Stra­
ßenbauverwaltung für den Bau einer soge­
nannten D-Brücke aus Fertigteilen. Das gan­
ze Vorhaben stand unter Zeitdruck, und so 
begannen die nötigen Vorarbeiten wenige 

Stetig wächst dte Brücke. Im Vordergrund eines der beiden Widerlager. 

Der erste Elnsatztag: Oie THW-Helfer montieren den 
Vorbauschnabel der D-Briicke unter FluUlchl 
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Über drei Tonnen sch_ sind die elnzetnen Flachlahrbahnplatlen, die hier eingebaut worden. 

I 
1 \ 

Mn cIer Hand ~en die Elnzenello cIer Slohlkons1ruktion montiert. 

Die BrQcke steht auf den Wider1agem. Im Vordergrund sind die Rollenlager zu sehen. 
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Ein schwMIr Kran Ist bel cIer Mon\ailO hll1relch. Er 
schwenkt die olnzelnen Felcler ein. 

Tage später. Private Firmen bereiteten die 
neue Straßentrasse vor und erstel~en die 
entsprechenden Widerlager auf beiden Sei­
ten des Flusses mit einer Breite von über 
sieben Metern und einer Höhe von 3,85 
Metern. 

Gute Vorarbeit 

Am Samstag, dem 6. Januar 1990, war es 
dann für das THW scweit: Oie Brückenbau­
einheit aus Wilhelmshaven unter der Führung 
von Brückenbauleiter Schulze fuhr zum 
neuen Grenzübergang und begann um 14.00 
Uhr mit den Bauarbeiten. Hilfe erhielten die 
Wilhelmshavener durch den THW-Ortsver­
band Goslar. Er übernahm u, a. die gesamte 
Logistik. Beratend tätig waren auch Lehr­
kräfte der Katastrophenschutzschule des 
Bundes, AußensteIle Hoya, 

Gegen 19.00 Uhr war der Vorbauschnabel 
mit einer Länge von 12,20 Metern montiert. 
Die gute VOrleistung durch das Stra8enbau­
amt Goslar ermöglichte ein zügiges Arbeiten. 

Am Sonntagmorgen begannen die Ein­
satzkräfte mit dem Bau der eigentlichen 
Brücke. Die Einze~eile waren aus dem Brük­
keniager der Bundesstraßenbauverwaltung 
in Lage bei Bielefeld angeliefert worden. 

Hoch motiviert 

,Die Helfer waren hoch motiviert und nicht 
zu bremsen', sc der Ortsbeauftragte von 
Wilhelmshaven, Lothar Sopp, in dessen Hän­
den die Gesamtleitung des Einsatzes lag. Um 
21 .00 Uhr stand die Stahlkonstruktion auf der 
gesamten Länge. Der Vorbauschnabel 
schwebte mit drei Feldern freitragend über 
der Ecker. 



.. Jung's, Ihr seid Spitze", freut sich ein Bürger aus Bevor die Brücke abgesenkt wird, montieren die Helfer den Yorbauschnabel wieder ab. 
Bad Hanburg. Er belährt als erster ein Stück der 
neuen Brücke. 

Am nächsten Morgen wurde das letzte 
Fahrbahnfeld eingebracht und die Brücke 
anschließend auf Rollenlagern mit Hilfe von 
zwei Greifzügen zur anderen Uferseite gezo­
gen und unterfangen. Es folgte der Rückbau 
des Vorbauschnabels. 

Am frühen Abend waren auch diese Arbei­
ten beendet. Nun mußte die Brücke mit einer 
Tragfähigkeit von 30 Tonnen noch mittels 
Hydropressen auf die Betonfundamente ab­
gelassen werden. Diese diffizile Feinarbeit 
war eine Aufgabe für den nächsten Morgen. 

Anerkennung ausgesprochen 

Ohne Einweihungsfeier konnte das ge­
samte Vorhaben natürlich nicht abgeschlos­
sen werden. Da für den folgenden Tag die 
Abreise feststand, bot sich der letzte Abend 
für den kleinen Umtrunk an. Clevere Helfer 
hatten schon für den nötigen Sekt gesorgt, 
und Ortsbeauftragter Sopp hatte schnell ei­
nen Namen parat: Unter großem Hallo taufte 
er das Bauwerk auf den Namen" Wilhelms­
brücke". Dagegen hatten dann auch die 
beiden Grenzbeamten der DDR nichts einzu­
wenden, die sich etwas später zu der THW­
Mannschaft gesellten und ihre Anerkennung 
aussprachen. 

Anerkennend äußerte sich auch Dipl. -Ing. 
Jochen ROhwedder, Hauptsachgebietsleiter 
Einsatz und stv. THW-Landesbeauftragter in 
Niedersachsen: "Es lief sehr präzise. Ich bin 
begeistert von der Motivation der Hener. Es 
zeigt sich immer wieder, daß die Helfer dann 
besonders engagiert sind, wenn es gilt, eine 
Aufgabe durchzuführen, die benötigt wird 
und nicht nur eine Übung ist. Hier in Ec~ertal 
waren die Einsatzkräfte mit Herz und Seele 
dabei, und sie sind stolz darauf, so etwas 
aeleistet zu haben." - güse -

I 

• • 
Kurz nach der GrenzOffnung stützten Helfer des THW-OY Goslar die alte Holzbrücke provisorisch ab. 

::~;W~iches Ge.prach während der kleinen Einweihungsleier (v. rechts): THW-ortsbeauftragter 
Sopp, Wilhelmshaven, Goslal'$ THW-ortsbeauftragter Brunke und ein Grenzbeamter der DDR. 

(Fotos: Hilberath) 
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Femmeldelehrleitstelle der Hessischen landesfeuerwehrschule Kassel hat sich bewährt 

Einsatzleitstelle: 
Knotenpunkt der Hilfe 

Dreiwöchige Ausbildung für Einsatzbearbeiter in den 
hessischen LeitfunksteUen und Zentralen LeitsteUen -

Praxisnahe Schulung für aUe Einsatzsituationen 

.Das Hilfeersuchen annehmen, die Zu­
ständigkeij klären, alarmieren, den Einsatz 
fernmeidemäßig lenken und abschließen." -
Technischer Amtmann Leo Plum, Sachge­
bietsleiter Fernmeldedienst an der Hessi­
schen Landesfeuerwehrschule in Kassel, 
bringt im Gespräch mit dem .Bevölkerungs­
schutz-Magazin" die Lerninhalte auf einen 
kurzen Nenner. Mit großem Engagement 
widmet sich die Schule seit September 1985 
in dreiwöchigen Lehrgängen der Ausbildung 
von Einsatzbearbeitern in den Leitfunkstellen 
und Zentralen Leitstellen für den Brand- und 
Katastrophenschutz, Rettungsdienst und 
Krankentransport. Die im KelIergeschoB der 
Schule installierte und m~ modernster Tech­
nik ausgestattete Fernmeldelehrleitstelle 
bietet hierfür ideale Voraussetzungen. 

Zentrale lehreinrichtung 

Das land Hessen verfügt se~ vielen Jah­
ren über ein integriertes Sprechfunknetz, in 
dem alle nichtpolizeilichen Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
(SOS) gleichberechtigt mitwirken. Knoten­
punkt dieses Netzes sind sieben Lemunkstel­
len und 23 Zentrale Leitstellen, über die 
jährlich rund eine Million Einsätze für alle 
betroffenen Fachbereiche abgewickelt wer­
den. Diese Lemunkstellen und Zentralen 
Leitstellen sind nicht nur Sprechfunkzentra­
len, sondern echte Einsatzleitstellen, bei de­
nen bis auf einige Ausnahmen der Feuer­
wehrruf 112 sowie Brandmeldeanlagen ab­
gefragt und die taktischen Einheiten alar­
miert, eingesetzt und fernmeidemäßig ge­
führt werden. 

Die stetig ansteigenden Anforderungen an 
die Einsatzbearbeiter durch das differenzier­
te Einsatzgeschehen und die damit zwangs­
läufig verknüpfte Femmeldetechnik machten 
es notwendig, an der Feuerwehrschule Kas-
sel für Hessen eine zentrale Lehreinrichtung Realistisch kann der Alltagsbetrieb einer Elnsatzzentrale In der lehr1eltstelle nachgespielt werden. 
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SChnelle Information: Ein Hängeregister mit Alarmplänen etc. dient der Bearbeitung der eingespielten 
Aufgaben. 

zu schaffen, in der das gesamte Leitstellen­
personal aus dem Bereich des Brand- und 
Katastrophenschutzes sowie des Rettungs­
dienstes nach einem einheitlichen Ausbil­
dungsplan geschult werden kann. 

Grundausbildung 
113 Stunden 

Die Anzahl der Ausbildungsplätze, der 
Zeitrahmen für das Lehrgangsprogramm so-

wie die Anzahl der anzubietenden Lehrgänge 
sind bedartsorientiert und wurden 1985 für 
einen Zeitraum von fünf Jahren ausgelegt. 
Das derzeit in den Leitstellen eingesetzte 
Personal einschließlich der Personalreserve 
besteht aus rund 360 Mitarbeitern. Dieser 
Personalbestand bildete die Grundlage für 
die Ermittlung der Ausbildungsplätze. Für die 
Grundausbildung des Leitstellenpersonals 
sind 113 Stunden angesetzt. Die Zahl der 
Teilnehmer ist auf zwölf begrenzt. Für bereits 
eingesetztes Personal wurde ein Fortbil-

dungslehrgang von 40 Stunden in das Ausbil­
dungsprogramm aufgenommen. 

Die Voraussetzungen für die Teilnahme 
am Grundlehrgang .Einsatzbearbeiter" sind 
für Angehörige der Feuerwehren: 

- der Besitz des Sprechfunkzeugnisses 
bzw. der Sprechfunkberechtigung für An­
gehörige der nichtpolizeilichen BOS, 

- der ertolgreiche Abschluß des Mindest­
ausbildungsprogramms für das in Hessen 
im Rettungsdienst einschließlich Kran­
kentransport tätige Personal, 

- der Gruppenführerlehrgang bzw. eine 
Oberbrandmeisterausbildung bei einer 
Berufsfeuerwehr. 

Für Angehörige der Sanitätsorganisa­
tionen: 

- der Besitz des Sprechfunkzeugnisses 
bzw. der Sprechfunkberechtigung für An­
gehÖrige der nichtpolizeilichen BOS, 

- der ertolgreiche Abschluß des Mindest­
ausbildungsprogrammes für das in Hes­
sen im Rettungsdienst einschließlich 
Krankentransport tätige Personal, 

- der Feuerwehr-Lehrgang für Angehörige 
der Sanitätsorganisationen an der Hessi­
sehen Landesfeuerwehrschule. 

Wirklichkeitsnahe 
Voraussetzungen 

Die Femmeldeleh~eitstelle der Schule 
bietet die Möglichkeit, alle Einsatzbearbeiter 
in den Leitfunkstellen und Zentralen LeitsteI­
len mit der Fernmeldetechnik vertraut zu 
machen und sie in deren Anwendung zu 
schulen. Die sichere Bewältigung der unter­
schiedlichsten Einsatzlagen und die Beurtei­
lung der einsatztaklischen Ma8nahmen in 
der täglichen Praxis hängen weitgehend vom 
Können des Leitstellenpersonals ab. Im Lehr­
betrieb der Femmeldelehrleitstelle wurden 
deshalb wirklichkeitsnahe Voraussetzungen 
geschaffen, um den Alltagsbetrieb des Ein­
satzgeschehens realistisch nachspielen zu 
können. Dies setzte voraus, daß in der Lehr­
leitstelle alle Funktionen einer Leitfunkstelle 
bzw. einer Zentralen Leitstelle vorhanden 
sind. 

Großzügige Raumplanung 

Zur Femmeldelehrleitstelle zählen folgen­
de Räume: 
- Lehrleitstelle mit acht Schülerplätzen, 
- Regieraum mit Regie- und Lehrerplatz, 
- Femmeldelehrsaal mit zwölf Schülerplät-

zen und einem Lehrerplatz, 
- Lehrmittelraum, 
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- Technik- einschließlich abgetrenntem 
Batterieraum. 
Die Lehrleitstelle enthän vier Einsatzleitti­

sche modernster Modulbauart entsprechend 
der Konzeption in den hessischen Leitfunk­
stellenlZentralen Leitstellen. Sie erfüllen alle 
ergonomischen Anforderungen. Die Einsatz­
leittische eins und drei sowie zwei und vier 
sind typengleich. Während bei den Tischen 
eins und drei die Notrufabfrage doppelt aus­
gelegt und die Funkabfrage einfach vorhan­
den ist, sind bei den Tischen zwei und vier die 
Ausstattung bei der Funkabfrage doppelt, bei 
der Notrufabfrage einfach ausgelegt. 

Die einzelnen Tische stellen jeweils eine 
Leitstelle dar, die mit zwei Auszubildenden 
besetzt werden können. Die gesamten Ein­
richtungen sind so ausgelegt, daß für jeden 
Platz eine individuelle Ausbildungsaufgabe 
gestellt werden kann . Die Aufgaben für den 
einzelnen Schüler werden am Lehrer- und 
Regietisch.jeweils von einem Lehrer gestein, 
wobei ein Lehrer für zwei Einsatzleittische 
zuständig sein kann. 

Umfangreiche Technik 

Die für die Lösung der gesteinen Aufgabe 
notwendige Kommunikation über Funk- und 
Drahtwege erfolgt mit 

- den Lehrerplätzen im Regieraum, 
- dem Lehrerplatz im Fernmeldesaal, 
- den Schülerplätzen im Fernmeldesaal 

(acht Plätze), 
- den übrigen Einsatzleitplätzen. 

Die Leitstellentische sind mit folgender 
Technik ausgestattet: 
- Notrufabfrageanlage mit Vermittlungsein­

richtung, 
- Funkabfrageanlage mit Überleit- und 

Alarmgebereinrichtung, 
- Dokumentationsanlage, bestehend aus 

einer Kurzzeitdokumentationsanlage 
(elektronisches Notizbuch) und einer 
Mehrkanalanlage als Hintergrunddoku­
mentation, 

- Alarmdrucker mit Kennungsauswerter, 
- Gefahrenmeldeanlage, 
;- Haustechnik. 

Der Übungsleiter kann im Regieraum über 
das Tastenfeld der Simulationsanlage jedem 
Leitstellentisch und Lehrgangsteilnehmer 
bestimmte Leitungen zuordnen und praxis­
nahe Hilfeersuchen sowie Meldungen ein­
spielen. Auch ist es ihm möglich, einzelne 
Leitungen wegzuschalten oder zu blockieren, 
was z. B. einen Ausfall einer FernmeIdever­
bindung simuliert und die Einsatzbearbeitung 
erschweren kann. Blockierte oder nicht be­
triebsbereite Leitungen werden dem Auszu­
bildenden über Leuchtdioden angezeigt. Alle 
Tätigkeiten an den Leitstellentischen können 

Im Fernmeldeleh .... 1 übernehmen acht LehrgangsteIlnehmer den Part der feue<wachen, _ , 
PoHzeistatJonen etc. 

Anschlüsse über Telefax an den einzelnen 
Tischen sind vorgesehen, derzeit jedoch 
noch nicht verwirklicht. 

Dialog Lehrer- Schüler 

Im Rücken der Schüler befindet sich hinter 
einer Glaswand der Regieraum. Von hier aus 
hat der Lehrer die Möglichkeit, mit allen 
Einsatzleitplätzen über Telefon, Feuerwehr­
ruf 112, Notruf 110 oder Brandmeldeanlagen 
einsatzbezogene Aufgaben unterschiedliCh­
ster Arl einzuspielen, zu überwachen oder 
koordinierend einzugreifen. In diesem Raum 
befindet sich auch die Mehrspur-Dokumen­
tationsanlage, mit der alle bei einem echten 

Einsatzbetrieb in der LeitfunkstelielZentralen 
Leitstelle ankommenden und abgehenden 
Telefon- und Funkgespräche aufgezeichnet 
werden. Vom täglichen Routineeinsatz bis 
hin zum Großeinsatz können im Dialog zwi­
schen Lehrer und Schüler alle Einsatzsitua­
tionen durchgespielt werden. 

Mit der Simulationseinrichtung im Regie­
raum kann außer der intemen Kommunika­
tion zwischen Regieraum (Lehrer) und den 
einzelnen Leitstellentischen die Nachbildung 
aller Gegentechniken, die in Leitfunkstellenl 
Zentralen Leitstellen als feste FernmeIdever­
bindungen bestehen, ermöglicht werden, so 
daß den Auszubildenden sich Anrufe über 
Feuerwehrruf 112, Fernsprech-Querverbin­
dungen und sonstige Meldeleitungen praxis­
nah darstellen. 

vom Übungsleiter mitverfolgt, Gespräche Die rechnischen Amtminner Peter R. th ~Inks) und Helmut H6hne, Leh .... . n der Landesleuerwehrschule, 
aUfgezeichnet werden. spielen vom RegiOfaum aus elnsatzbezogene Aufgaben ein. 
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Kommunikationsteil der Simulationsein­
richtung ist eine Nebenstellenanlage mit 
Zweitnebenstellenzusatz für 16 Sprechstel­
len und drei Verkehrswege. Mit dieser Maß­
nahme wurde eine wirtschaftliche Lösung 
sowohl hinsichtlich der Beschaffung als auch 
für den Service gefunden. 

Der Fernmeldelehrsaal dient insbesondere 
der Aus- und Fortbildung der Kreisausbilder­
Funk. Er hat zwölf Arbeitsplätze, jeweils 
ausgestattet mit einem FuG Sb. Acht Arbeits­
plätze haben eine ergänzende Ausstattung, 
über die mit den Einsatzleittischen in der 
Lehrleitstelle korrespondiert werden kann. 

Einzelne Lernblöcke 

Der zeitliche Rahmen des Lehrganges für 
Einsatzbearbeiter ist auf z. Zt. 113 Stunden 
festgelegt. Die Stunden verteilen sich auf die 
einzelnen Lernblöcke: 
- Allgemeine Grundlagen 
- Fachliche Grundlagen 
- Aufgaben des Einsatzbearbeiters 
- Betriebsunterlagen 
- Grundsätze der Einsatzbearbeitung 
- Technische Ausstattung 
- Elektronische Führungs- und Einsatzhjijen 
- Abschlußarbeiten 
- Aussprache und Verabschiedung 

Schwerpunkt der Ausbildung ist der prak­
tische Dienst als Einsatzbearbeiter. Hierfür 
stehen 41 Stunden zur Verfügung. 

Als organisatorische Vorleistung werden 
für die Schüler zur Bearbeitung der einge­
spielten Aufgaben u. a. Alarmpläne in den 
Bereichen abwehrender Brandschutz, tech­
nische Unfallhilfe, Umweltschutz, Einsatz auf 
Autobahnen etc., gegliedert nach Einsatz­
stichworten, in einem Hängeregister und -
als AHemative - auf einem Mikrofilmlesege­
rät bereitgestein. 

Wird nach der schrittweisen Einarbeitung 
der Lehrgangsteilnehmer in die komplexe 
technische Ausstattung der Le~stellentische 
sowie in die Gesprächstechnik im Sprech­
funkverkehr und Handhabung der Betriebs­
unterlagen der Ernstfall geprobt, sitzen in der 
LeMeitstelie vier Einsatzbearbe~er an den 
Tischen. Die weiteren acht Schüler überneh­
men im Fernmeldesaal den Part der Feuer­
wachen, Einheiten in den Feuerwehren, Poli­
zeistationen, Behörden und Dienststellen, 
Krankenhäuser usw. Im Laufe der Ausbil­
dung wechseln die Schüler die Plätze, so daß 
jeder am Ende des Lehrgangs jede Position 
eingenommen und somit das enge Zusam­
menspiel geprobt hat. 

Begonnen wird das Einsatzspiel m~ einfa­
chen Aufgaben. Mit zunehmender Ausbil ­
dungszeit steigen die Anforderungen an die 
Lehrgangsteilnehmer. Die eingespielten Not­
rufe werden komplexer, die Einsatzbearbei­
tung wird differenzierter, insbesondere dann, 
wenn Sonderfahrzeuge der Feuerwehr und 

a:ZC 

Ein Lehrgangsteilnehmer formuliert eine Lagemeldung. 

des Rettungsdienstes alarmiert werden 
müssen. 

Die praktische Prüfung am Ende des Lehr­
gangs zeigt, ob das Lernziel erreicht wurde. 
Selbständig muß jeder Schüler Notrufe ent­
gegennehmen und die entsprechenden Hilfs­
maßnahmen in die Wege leiten können. 

Alltagsbetrieb bringt 
Erfahrung 

Der dreiwöchige Lehrgang an der Landes­
feuerwehrschule vermittelt die theoretischen 

und praktischen Grundkenntnisse für die 
Arbe~ in einer Einsatzleitstelle. Der schuli­
schen Ausbildung muß die tägliche Praxis als 
Einsatzbearbeiter folgen. Erst der Alltagsbe­
trieb in einer Leitfunkstelle oder Zentralen 
Leitstelle bringt die notwendige Erfahrung, 
Sicherheit und Routine, um die untersChied­
lichsten Aufgaben eines Einsatzbearbeiters 
Qualifiziert und zielgerecht zu bewänigen. 

- güse-

" LehrgangslelterTechn. Amtmann Leo Plum et'!autet'! die komplexe Technik des Leitslellentisches. 
lFotos: Sen) 
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Karl-Ludwig Haedge* 

Gesundheitswesen 
im Zivilschutz 

- einschließlich der Änderungen durch das Gesetz 
zur Ergänzung des Katastrophenschutzgesetzes und 

anderen Vorschriften (KatSErgG) 

Gliederung 

AVerfassungsauflrag zum Schutz des Le­
bens 

B Die Ausgangslage 

C Die wichtigsten Vorsorgemaßnahmen 
neben dem . Gesundheitswesen im Zi­
vilschutz" 

o Schaffung zusätzlicher Behandlungs­
kapazitäten 

I. Einleitung 

11. Erhöhung der Kapazität durch andere 
als bauliche Maßnahmen 
1. Verschärfte Aufnahmekr~erien 
2. Vorzeitige Entlassungen 
3. Ambulante Behandlung und Selbst-

hilfe • 
4. Engerbelegung 
5. Bettenhäuser 
6. Zwischenergebnis (1. - 5.) 

111 . Errichtung von Hilfskrankenhäusern 
(HKH) 
1. Ausbaustufen einst und jetz1 
2. Zugrundeliegendes Konzept 
3. Neuorienöerung ab 1986 
a) Ausgangsbasis für Planungen 
b) Programm zur Errichtung von zu-

nächst 100000 HKH-Betten 
c) Flächendeckende Versorgung 
d) Schließung von Versorgungslücken 
e) HKH auch künffig eigenständige 

Versorgungseinrichtungen 
n HKH-Angliederung an sog. Stamm-

krankenhäuser 
g) Teilgeschütz1e HKH 
h) Optimale HKH-Größe 
i) Standardisierung auf 200-HKH­

Betten-Einhe~en 
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J) Richtlinien für die Vorbereitungen 
von HKH 

k) Bautechnische Grundsätze für HKH 
I) Fernge und im Bau befindliche HKH 
m) Objekte ohne notwendige Baumaß­

nahmen als HKH 
n) Bauliche Vorbereitung und Ausstat -

tung der HKH unter Notstandsbe­
dingungen 

IV. Bereitstellung von Sanitätsmaterial 
1. Allgemeines 
2. Ärztliches Gerät 
3. Arzneimittel 
4. Verbandmaterial 
5. Einrichtungs- und Ausrüstungsge­

genstände 
6. Auswahl, Beschaffung und Verwal­

tung des Sanitätsmaterials 
7. Lagerung, Wälzung und Überprü­

fung des Sanitätsmaterials 
8. Stand der Bevorratung m~ Sanitäts­

material 

V. Personelle Bedarfsdeckung und Ausbil­
dungen 
1. Allgemeines 
2. Personelle Bedarfsdeckung 
3. Ausbildungen 
a) Allgemeines 
b) Ausbildung, Weiter- und Fortbil­

dung von Studierenden der Medizin 
und von Ärzten 
aal Studierende der Medizin 
bb) Ärzte 

c) Ausbildung der Bevölkerung in Er­
ster HiHe 

d) Schwesternhelferinnenausbildung 
(SH-Ausbildung) 

VI. Sanitäts- und Hubschrauberrettungs­
dienst des KatastrophenSChutzes 
1. Allgemeines 

2. Sanitätszüge 
3. Hubschraubergruppen 

VII. Medizinische Zivilschutzforschung 

VIII. Weitere administraöve Maßnahmen 
und gesetzliche Regelungen des 
KatSErgG 

E Schlußbetrachtung 

A Verfassungsauftrag zum Schutz des Le­
bens 

Aufgabe des Staates ist es, das Allgemein­
wohl zu erhatten und zu fördern. Hierzu 
gehört u. a., daß den Staatsbürgern im Falle 
von Katastrophen oder gar Krieg größtmögli­
cher Schutz oder ebensolche Hilfe geboten 
werden kann. 

Die Verfassung der Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt in ihrem Grundrechts­
teil, der nach Art. 1 Abs 3 GG unmittelbar 
geltendes Recht enthätt, in Art. 2 Abs 2 S. 1 
GG: .Jeder hat das Recht auf Leben und 
körperliche Unversehrthe~." 

Dieses .Grund- und Menschenrecht" war 
ursprünglich im klassischen juristischen Sinn 
als Abwehrrecht gegen den Staat konzipiert. 
Es gab den Anspruch gegenüber der Obrig­
keit, daß diese ein bestimmtes Tun unterläßt. 
Ein Anspruch auf ein bestimmtes Handeln 
des Staates, wie es z. B. Vorsorgemaßnah­
men zum Schutze der Bürger im Falle von 
Katastrophen oder Krieg darstellen, ist erst 



später entwickelt worden. Gerade die Bedeu­
tung, die den durch die Grundrechte um­
schriebenen Freiheitsbereichen beigemes­
sen wird, verlangt über das Gebot der Ach­
tung hinaus eine Verpflichtung der staatli­
chen Gewalt, auch zum aktiven Schutz und 
zur Förderung dieser Rechte' . 

Die Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts hat mehrfach das durch Art. 2 
Abs 2 GG geschützte Recht auf körperliche 
Unversehrtheit in seinen Urteilen bestätigt 
und dahin interpretiert, daß aus diesem 
Grundrecht die Pflicht der staatlichen Organe 
erwächst, sich schützend und fördernd vor 
die in Art. 2 Abs 2 GG genannten Rechtsgüter 
zu stellen und sie insbesondere vor rechtswi­
drigen Eingriffen anderer zu bewahren. Diese 
zunächst für die Fristenlösung entwickelte, 
im sog. Schleyer-Urteil von 1977 bestätigte 
Rechtsauffassung hat das Bundesverfas­
sungsgericht in zwei späteren Atomrechts­
entscheidungen (Kalkar, Mülheim-Kärlich) 
auch auf den Umweltschutz angewandt'. 

Damit besteht ein Verfassungsauftrag zum 
Schutz des Lebens und der körperlichen 
Unversehrtheit. 

Oie Entscheidungen des Bundesverfas­
sungsgerichts haben über den dargelegten 
Verfassungsauftrag an den Gesetzgeber zum 
Schutz des Lebens hinaus den Grundsatz 
herausgearbeitet, daß der Gesetzgeber ver­
pflichtet ist, solche Regelungen zu schaffen, 
die nach dem jeweiligen Stand der Wissen­
schaft und Technik die bestmögliche Gefah­
renabwehr und Risikovorsorge ermöglichen. 
Die genannten Entscheidungen binden nach 
Art. 20 Abs 3 GG auch die Exekutive. Nun 
kommt es vor, daß Gesetze, die zu vollziehen 
sind, lange vor der vorstehend wiedergege­
benen Weiterentwicklung der Grundrechts­
funktion, die Mitte der 70er Jahre einsetzte, 
erlassen waren. Sie sind daher noch nicht so 
angelegt, wie sie durch die Weiterentwick­
lung der Grundrechtsfunktion hätten gestal­
tet sein müssen, würden sie jetzt erst erlas­
sen. Die inzwischen bestehenden Grundsät­
ze des Bundesverfassungsgerichts sind beim 
Vollzug solcher Gesetze dennoch von der 
Exekutive zu berücksichtigen .. Das folgt aus 
Art. 20 Abs 3 GG. 

Die vorstehenden Grundsätze sind auf den 
Gebieten der Kernkraft und des Umwelt­
schutzes für Friedenszeiten entwickelt wor­
den. Sie gelten mutatis mutandis auch für die 
Gefahrenabwehr und Risikovorsorge in ei­
nem Verteidigungsfall. 

B Die Ausgangslage 

In Friedenszeite~ ist es bei allen Schwie­
rigkeiten, die nicht verkannt werden dürfen, 
dennoch jedermann vorstellbar, Vorkehrun-

gen zum Schutz des Lebens im Sinne des 
eingangs behandelten Verfassungsauftrags 
gegen Gefährdungen, die in einer hochtech­
nisierten Welt nicht ausschließbar sind, vom 
Anfang des lnswerksetzens von Anlagen aller 
Art zu planen und zu realisieren. Es können je 
nach Medium Modelle erstellt oder gerechnet 
werden, wie Schutzvorkehrungen oder Ab­
wehrmaßnahmen zu gestalten sind. Man 
.konstruiert und baut Sicherheit" bei Abläu­
fen und Anlagen von vorneherein ein. Gegen­
über menschlichem Versagen und in Sonder­
heit gewollten Terrorakten werden die Vor­
ausschau und daher die Risikovorsorge bzw. 
Abwehrmaßnahmen schon schwieriger, wie 
dies Beispiele aus jüngerer Vergangenheit 
zeigen. Dennoch kann das Risiko in verhält­
nismäßig sehr engen Grenzen gehalten wer­
den. Der Ausschluß jeglichen Risikos er­
scheint nicht möglich, muß aber immer die 
Risikovorsorge bzw. Gefahrenabwehr an­
spornen, die Sicherheit zu vervollkommnen. 
So fordert denn auch das Bundesverfas­
sungsgericht in seinem .Kalkar-Beschluß" 
bereits im Jahre 197B: .Hat der Gesetzgeber 
eine Entscheidung getroffen, deren Grundla­
ge durch neue, im Zeitpunkt des Gesetzeser­
lasses noch nicht abzusehende Entwicklun­
gen entscheidend in Frage gestel~ wird, 
dann kann er von Verfassung wegen gehal­
ten sein, zu überprüfen, ob die ursprüngliche 
Entscheidung auch unter den veränderten 
Umständen aufrecht zu erha~en ist. 

Für den Krieg und im Krieg - und der 
Verteidigungsfall ist ein solcher - gilt der 
Verfassungsauftrag zum Schutz des Lebens 
selbstverständlich auch (s. o.). 

Allerdings sind die Rahmenbedingungen 
zu seiner Realisierung, gemessen am Frie­
den, diametral entgegengesetzt. Auf eine 
Kurzformel gebracht: sie sind lebensfeindlich 
und schadensstiftend und zwar bewußt so 
angelegt. Von Anbeginn eines Krieges wird 
ein Aggressor versuchen, die gegnerischen, 
sich ihm entgegenstellenden Steitkräfte aus­
zuscha~en, was zwangsläufig Vernichtung 
menschlichen Lebens einschließt. Das ist so 
gewollt. Moderne Waffensysteme und ihre 
Wirkungen werden aber auch Nichtkombat­
tanten in der Nähe militärischer Ziele bzw. im 
Zusammenhang mit Kampfhandlungen in 
gleicher Weise treffen, was in Kauf genom­
men wird. Jeder Verteidiger ist gezwungen, 
Gleiches zu tun, wenngleich er Rechtferti­
gungsgründe dafür ins Feld führen kann. 
Solches Geschehen ist für das Gebiet der 
Bundesrepublik Oeutschland zu konkreti­
sieren. 

Zuvor ist festzustellen, daß die Bundesre­
publik Deutschland in Europa nächst den 
Niederlanden das am dichtesten besiedelte 
Gebiet ist, was bezüglich eines kriegerischen 
Geschehens große Bedeutung hat. 

Weiter ist davon auszugehen, daß, falls es 
an der Trennlinie der größten Machtblöcke 
dieser Welt zu Kampfhandlungen kommen 
würde, mit einem kurzen, um so intensive-

ren, in den Regionen und in der Intensität 
schnell wechselnden kriegerischen Gesche­
hens zu rechnen ist, welches die Menschen 
in der Bundesrepublik Deutschland überall 
treffen kann. 

Dabei wird ein allgemeiner Nuklearkrieg 
spätestens seit den inzwischen gesicherten 
Erkenntnissen von. Tschemobyl" aber auch 
schon vorheriger Erkenntnisse, wie im Falle 
des Bikini-Atolls, jedenfalls solange rationa­
les Denken erfolgt, für ausgeschlossen ge­
halten. Denn ein radioaktiv verseuchtes Ge­
biet stellt auf lange Zeit keine Lebensgrund­
lage für Menschen dar. Somit ist ein allge­
meiner Nuklearkrieg ohne vernünftigen Sinn 

. für die kriegführenden Parteien. Nuklearwaf­
fen sind zu politischen Abschreckungswaffen 
geworden, was in Ost und West als vorherr­
schende Meinung auszumachen ist. Bis 
sichtbare Abrüstungserfolge nachweisbar 
werden, werden sie es auch noch bleiben 
müssen.' 

Gegen einen Nuklearkrieg sprechen wei­
ter völkerrechtliche Gründe und die .Tatsa­
che, daß jeder Atomschlag gegen unser Land 
wegen der strahlungsbedingten und auch 
klimatischen Auswirkungen (s. o.) und im 
Hinblick auf die Zweitschlagsfähigkeit der 
anderen Seite Selbstmord für jeden Angreifer 
bedeuten würde". Diese Beurteilung wird 
von allen Staaten der NATO und des War­
schauer Bündnisses wie auch von neutralen 
Staaten, wie der Schweiz, Schweden und 
Österreich, geteilt' 

Was den Einsatz chemischer Waffen an­
langt, so ist zu wünschen, daß die Bestrebun­
gen in Ost und West zur Elimination dieser 
Kategorie führen werden. Erfahrungsgemäß 
verstreicht nach entsprechenden internatio­
nalen Vereinbarungen noch geraume Zeit, bis 
die Verwirklichung abgeschlossen ist. Im 
übrigen rechnet der Warschauer Pakt chemi­
sche Waffen zum konventionalen Bereich. 
Man wird sich daher noch geraume Zeit auf 
ihren Einsatz im Falle einer kriegerischen 
Auseinandersetzung einstellen müssen. 
Wenn man sowohl den Einsatz von Nuklear­
waffen als auch chemischen Kampfmitteln 
außer acht lassen könnte, so wird ein rein 
konventioneller Krieg - selbst wenn man 
unterstellen muß, daß Groß- und Terroran­
griffe mit gewollten Groß- und Flächenbrän­
den gegen die Zivilbevölkerung, wie sie im 
Zweiten Weltkrieg in großer Zahl erfolgten, 
nicht mehr als Grundlage von Strategien 
anzunehmen sind - wegen der verstärkten 
konventionellen Waffenwirkungen schlimme 
Folgen für die Zivilbevölkerung haben, aber 
ohne die o. g. Groß- und Flächenbrände und 
großflächigen Vertrümmerungen. 

Gefahrenabwehr und Risikovorsorge auf 
dem Gebiet des .Gesundheitswesens im 
Zivilschutz" werden das zu berücksichtigen 
haben. Daraus folgt zunächst, daß - nicht 
zuletzt wegen des großen Schutzplatzdefi-
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zits in der Bundesrepublik Deutschland - mit 
einem Massenanfall Verletzter, auch Mehr­
fachverletzter, zu rechnen ist. Die allgemeine 
wie die medizinische Infrastruktur wird lan­
desweit nachhaltig gestört und regional si­
cher auch ausgefallen sein. Akutkranken­
häuser können durchaus mit betroffen sein 
und ausfallen. Personelle Engpässe beim 
medizinischen und pflegerischen Personal 
werden zu überbrücken sein. Das alles wird 
unausweichlich zur Abkehr von der hochspe­
zialisierten, personalintensiven Individual­
medizin zugunsten einer ausreichenden Ver­
sorgung sehr vieler Verletzter und Kranker 
zwingen, mindestens solange der beschrie­
bene Zustand anhätt. 

Das alles müssen Vorsorgemaßnahmen 
auf dem .Gebiet des Gesundheitswesens" 
berücksichtigen. 

C Die Wichtigsten Vorsorgemaßnahmen 
neben dem .Gesundheitswesen im 
Zivilschutz" 

Das .Gesundheitswesen im Zivilschutz" 
ist, wie man aus der Bezeichnung bereits 
erkennen kann, ein Aufgabengebiet des Zivil­
schutzes. Insgesamt sind sieben solcher Be­
reiche im § 1 des .Gesetzes über den 
Zivilschutz" aufgeführf 

Selbstschutz 
Schutzbau 
Katastrophenschutz 
Maßnahmen zum 
Schutz von Kutturgut 

Wamdienst 
Aufenthattsregelung 
Maßnahmen zum 
Schutz der Gesund­
heif 

Insbesondere der Schutzraumbau und der 
Selbstschutz, aber auch zum Teil der Kata­
strophenSChutz stehen in engem Zusam­
menhang und gegenseitigem Einfluß mit 
dem und auf das .Gesundheitswesen im 
Zivilschutz" . 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß 
der Schutzbau ganz entscheidend auf das 
Gesundheitswesen insofem einwirkt, als nur 
er .die Überlebenschancen der Bevölkerung 
mehr als jede andere Maßnahme vergrö­
ßert"' und damit auch mögliche Verletzten­
zahlen signifikant senken könnte, wären 
Schutzräume in nennenswertem Umfang 
vorhanden. 

o Schaffung zusätzlicher Behandlungs­
kapazitäten 

I. Einleitung 

In Friedenszeiten stehen zur medizini­
schen Versorgung der Bevölkerung der Bun­
desrepublik Deutschland in Akutkranken­
häusern rund 460000 Betten zur Verfügung. 
Dieser Zustand wird im allgemeinen als 
ausreichend angesehen. Anders ausge­
drückt bedeutet das, daß der friedensmäßige 
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Krankenbettenbestand in Akutkrankenhäu­
sem rund 0,75 % der Bevölkerung ausmacht. 

In einem Verteidigungsfall mit seinen in­
tensiven, schnell wechselnden, die Men­
schen in der Bundesrepublik Deutschland 
überall gefährdenden kriegerischen Gesche­
hen ist mit einem sprunghaft entstehenden 
Massenanfall Verletzter zu rechnen. Es liegt 
daher auf der Hand, die Behandlungskapazi­
täten und hier besonders die Krankenbetten­
zahl zu erhöhen. Dabei sind alle vernünftigen 
Möglichkeiten auszuschöpfen. 

11. Erhöhung der Bettenkapazität durch ande­
re als bauliche Maßnahmen 

1. Verschärfte Aufnahmekriterien 
Zunächst ist daran zu denken - und 

entsprechend vorzubereiten -, die Aufnah­
mekriterien für eine stationäre Versorgung, 
soweit es ärz1lich vertretbar ist, der Lage 
angepaßt (z. B. temporär) zu verschärfen. 

2. Vorzeitige Entlassungen 
Auch wird sicherzustellen sein, daß in 

stationärer Behandlung befindliche Patienten 
vorzeitiger als in Friedenszeiten zu entlassen 
sind, natürlich auch in diesem Falle, soweit 
dies ärz1lich vertretbar ist. 

3. Ambulante Behandlung und Selbsthine 
Beide Maßnahmen bedingen, daß eine 

ambulante Behandlung - wenn auch einge­
schränkt - erfolgen kann. In jedem Falle 
müssen auch die Menschen in der Lage sein, 
sich selbst entsprechend bestimmter Anlei­
tungen versorgen zu können. 

Das setzt entsprechende Kenntnisse und 
Fähigkeiten voraus, wie sie im Selbstschutz 
(Selbst- und Nachbarschaftshilfe)' kombi­
niert mit Erste-Hilfe-Ausbildung erworben 
werden können. Damit wird die enge Verbin­
dung zwischen Selbstschutz und Maßnah­
men zum Schutz der Gesundheit deutlich. 

4. Engerbelegung 
Als weitere Maßnahmen ist die Engerbele­

gung in den Krankenhäusern zu prüfen und -
wo immer möglich - so zu planen, daß sie im 
Bedarfsfalle sofort realisiert werden kann. 
Dies schließt das Aufstellen zusätzlicher Bet­
ten ein. 

5. Bettenhäuser 
Man wird ferner zu prüfen und ggfs. 

entsprechend zu planen haben, ob in der 
Nähe von Krankenanstatten befindliche und 
geeignete Objekte als sog. Bettenhäuser im 
Bedarfsfall in Anspruch genommen werden 
können. 

6. Zwischenergebnis (1.- 5.) 
Die bisher genannten Maßnahmen werden 

von den Verantwortlichen so eingeschätzt, 
daß dadurch - legt man eine 100%ige 

Bettenauslastung in den Akutkrankenhäu­
sern zugrunde - eine 10%ige Kapazitätser­
weiterung gewonnen werden kann. Ausge­
nommen von diesen Möglichkeiten, zusätzli­
che Betten zu gewinnen, sind jene Kranken­
häuser, die zugleich Stammkrankenhäuser 
für sog. Hilfskrankenhäuser (s. u.) sind, denn 
sie werden durch diese Doppelfunktion bela­
stet (z. B. Personalabgaben). 

Diese Maßnahmen reichen aber nicht aus, 
um den Bettenbedarf In einem Verteidi­
gungsfall zu decken. Daher ist es nötig, 
zusätzliche Bettenplätze in sog. Hilfskran­
kenhäusern bereitzustellen. 

111. Errichtung von Hilfskrankenhäusern (HKH) 

Die Planung des Bundes und der Länder" 
zu diesem Punkt geht in den Anfang der 60er 
Jahre zurück. Man war übereingekommen, 
sie in den Randzonen von Ballungsgebieten, 
über das ganze Bundesgebiet verteilt, im 
Rahmen jeweils zur Verfügung stehender 
Haushattsmittel des Bundes' in drei ver­
schiedenen Ausbauformen zu errichten. 

1. Ausbaustufen einst und jetzt 

- Im s. Zt. festgelegten einfachen Sofortpro­
gramm, jetzt ungeschütztes HKH, werden 
vorhandene oder neu zu errichtende Ge­
bäude (Schulen, Jugendherbergen, Sport­
hallen, Erholungsheime u. ä.) in ihrem 
oberirdischen Teil, ggfs. einschließlich 
vorhandenen Kellerräumen für den vorge­
sehenen Verwendungszweck als HKH 
hergerichtet. Die bauliche Vorbereitung 
beschränkt sich in der Regel auf die 
Schaffung von Anschlußmöglichkeiten für 
Elektrizität, Wasser und Abwässer. 

- Im erweiterten Sofortprogramm, jetzt teil­
geschützte HKH, erfolgt der Ausbau von 
unterirdisch im sog. Grundschutz ge­
schützten Räumen, die gegen 
- herabfallende Trümmer, 
- radioaktive Niederschläge 
- biologische und chemische Kampfmit-
tel schützen und einen längeren Aufent­
halt ermöglichen, für Entgiftungs-, Be­
handlungs-, Notwirtschafts- und Frisch­
operiertenräume. 

- Im Vollausbau, jetzt vollgeschützte HKH, 
wird das gesamte HKH im vorstehend 
definierten Grundschutz errichtet. 

2. Zugrundeliegendes Konzept 

Rechtsgrundlage für den Bau von HKH 
ist § 15 ZSG. Die Errichtung der HKH 
geschieht in BundesauftragsverwaltunglO 

nach den auch heute noch geltenden 
.Richtlinien für die Vorpereitung von Hilfs­
krankenhäusem" in der jeweils güttigen 
Fassung". Sie sehen u. a. für teil- und 



vollgeschützte HKH vor, diese mit eigener 
Notwasserversorgung, Stromerzeugung 
(Netzersatzanlagen), Lüftungsanlage und 
ABC-Entgiftungsteil zu errichten. 

Hervorzuheben ist, daß die HKH aus­
schließlich für eine Nutzung unter Not­
standsbedingungen ausgelegt sind, wo­
durch erreicht wird, möglichst viele zu­
sätzliche Behandlungsmöglichke~en zur 
ausreichenden Versorgung des Massen­
anfalls von Verletzten und Kranken zu 
schaffen. 

Außerdem sind sie in der Nähe eines 
Krankenhauses zu errichten, das als 
Stammkrankenhaus die Inbetriebnahme 
eines HKH organisatorisch wie personell 
übernehmen kann. Hierauf wurde in der 
Vergangenheit nicht immer geachtet. 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit 
müssen HKH mindestens 200 Betten 
(= eine HKH-Einheit) aufnehmen können. 

Ausgerichtet an den beschriebenen 
Vorgaben sind in der Vergangenheit in 
zahlreichen Objekten - meist öffentlichen 
Schulen - Hilfskrankenhäuser errichtet 
worden. 

Im Zuge der Errichtung der HKH werden 
mit dem jeweiligen Eigentümer der das 
HKH aufnehmenden Anlage ein Nutzungs­
vertrag und ein Unterhattungsvertrag ab­
geschlossen. " 

Der Nutzungsvertrag regelt u. a. die 
Überlassung des HKH im V-Fall sowie im 
friedensmäßigen Katastrophenfall, die 
Duldung des Baus des HKH, die Übernah­
me der Baukosten durch den Bund, Ände­
rungen an der das HKH aufnehmenden 
Anlage, Nutzung durch den Eigentümer, 
Lagerung von HKH-Material, Zutritt zu 
Übungen, Freimachung der Anlage, Ent­
schädigung des Eigentümers sowie Rück­
gabe, Rechtsnachfolge und Fortfall des 
Verwenduogszwecks der das HKH auf­
nehmenden Anlage. 

Der Unterhaltungsvertrag regelt War­
tung, Instandhaltung, Reinigung und In­
standsetzung des HKH durch den Eigentü­
mer. Für bestimmte Anlagen oder Anla­
genteile kann das zuständige Land War­
tungsverträge mit Fachfirmen abschlie­
ßen. Die aufgrund der Verträge dem Ei­
gentümer bzw. den Fachfirmen entste­
henden Kosten werden vom Bund er­
stattet. 

Die Kosten für den Bau und die Unter­
haltung der HKH trägt der Bund". Sie sind 
im Einzelplan 36 Kap~el 3604 Titelgruppe 
06 .Maßnahmen zum Schutz der Gesund­
heit" veranschlagt. 

3. Neuorientierung ab 1986 
Die Konzeption für die Errichtung von 

HKH ist 1986 zwischen Bund und Ländern 

aufgrund der bis dahin gewonnenen Er­
kenntnisse und gemachten Erfahrungen 
ajour gebracht worden. Nunmehr ist in 
diesem Bereich folgendermaßen vorzu­
gehen: 

a) Ausgangsbasis für Planungen 
Die Planung der HKH, die sich ur­

sprünglich an Verletztenzahlen aufgrund 
von NATO-Annahmen orientierte, basiert 
künftig auf einer Aufstockung der in Akut­
kranken häusern vorhandenen Bettenka­
pazitäten, ausgerichtet an den personel­
len Ressourcen, insbesondere Ärzten, 
durch welche die Bettenkapazitäten lage­
und sachgemäß medizinisch versorgt 
werden können. In der Bundesrepublik 
DeutsChland gab es im Jahr 1986 rd. 
155000 Ärztinnen und Ärzte, die ihren 
Beruf ausübten. Die Tendenz ist steigend. 
Werden von dieser Zahl Berliner, Auslän­
der und Bundeswehrbedarf abgezogen, 
verbleibt eine Zahl, mit der - rein rechne­
risch - neben den ambulant und in Akut­
krankenhäusern zu versorgenden Patien­
ten etwa 650000 weitere Patienten ver­
sorgt werden könnten. Daraus errechnet 
sich, nimmt man die Bettenplätze in Akut­
krankenhäusern dazu, daß der Bevölke­
rung für den V-Fall unter Zugrundelegung 
dieser Prämisse erst knapp 2 % Betten­
plätze zur Verfügung stünden. 

b) Programm zur Errichtung von zu­
nächst 100000 HKH-Betten 

Infolge begrenzter finanzieller Möglich­
keiten besteht zwischen Bund und län­
dern Übereinstimmung, in nächster Zeit 
ein Programm über 100000 HKH-Betten 
zu verwirklichen. Danach müssen künftig 
noch rd. 18000 Betten bereitgestellt wer­
den. Das kann unter Berücksichtigung der 
finanziellen Möglichkeiten und der - we­
gen der speziellen Bauten - begrenzten 
Planungskapazitäten in den nächsten 15 
Jahren verwirklicht werden, also bis zum 
Jahr 2000. 

c) Flächendeckende Versorgung 
Wegen der möglichen allgemeinen Ge­

fährdung (s.o.) sind HKH grundsätzlich im 
gesamten Bundesgebiet vorzusehen, wo­
bei wegen des nicht vorhersehbaren Be­
darfs eine flächendeckende Versorgung . 
notwendig ist. 

d) Schließung von Versorgungslücken 
In der Vergangenheit gebietsweise ent­

standene Versorgungslücken werden vor­
rangig bei der Verwirklichung des noch 
offenen HKH-Programms geschlossen, so 
daß bei der Reihenfolge von Neubauvor­
haben nach dieser Priorität verfahen wer­
den muß. 

e) HKH auch künftig eigenständige Ver­
sorgungseinrichtungen 

Es besteht ferner Übereinstimmung, 
daß die HKH auch künftig von der Konzep­
tion her eigenständige Versorgungsein­
richtungen des Zivilschutzes sein werden, 
deren Zweck es ist, zusätzliche Behand­
lungsmöglichkeiten und Betten bereitzu­
stellen, wobei eine Behandlung von Pa­
tienten" auch tatsächlich vorzusehen ist. 

f) HKH-Angliederung an sog. Stamm­
krankenhäuser 

Künftig werden im Rahmen der Reali­
sierung der noch rd. 18000 zu errichten­
den Betten nur solche neuen Objekte für 
den Bau eines HKH vorgesehen, bei denen 
die Angliederung an ein in der Nähe 
befindliches bestehendes Akutkranken­
haus als Stammkrankenhaus auch tat­
sächlich erfolgt" und damit die Funk­
tionsfähigkeit des HKH in personeller und 
organisatorischer Hinsicht gewährleistet 
ist. 

Eine unmittelbare räumliche Verbin­
dung zum Stammkrankenhaus wird auch 
künftig nicht vorgesehen. Jedoch muß die 
Entfernung zwischen beiden vertretbar 
sein und darf die Inbetriebnahme des HKH 
sich nicht oder nicht wesentlich verzö­
gern· 

g) Teilgeschützte HKH 
Die künftigen teilgeschützten HKH sind 

so zu planen, daß außer Funktions- und 
Personalräumen (s. o.) die Hälfte aller 
Bettenplätze geschützt errichtet werden. 

Auf die bauliche Vorbereitung des bis­
herigen .einfachen Sofortprogramms" -
jetzt ungeschützte HKH - wird künftig 
verzichtet, so daß nur noch teilgeschützte 
HKH, bei denen die Hälfte aller Bettenplät­
ze nach den Anforderungen des Grund­
schutzes (s. o.) zu errichten sind, und 
vollgeschützte HKH (das gesamte Objekt 
im Grundschutz) realisiert werden. 

Es wird auch auf eine Nachrüstung 
derjenigen im früheren .erweiterten So­
fortprogramm" gebauten HKH verzichtet, 
deren geschützte Bettenzahl bis jetzt nicht 
die Hälfte aller Betten des Objekts er­
reicht. Das wäre zu unwirtschaftlich und 
angesichts der nur begrenzt zur Verfü­
gung stehenden Haushaltsmittel und des 
noch zu bewältigenden HKH-Programms 
nicht zu verantworten. 

h) Optimale HKH-Größe 
Bei der Verwirklichung des noch offe­

nen HKH-Programms werden keine grö­
ßeren als 600-Betten-Objekte errichtet, 
da diese nicht optimal unterhatten und im 
Bedarfsfall betrieben werden können. Als 
günstigste Betriebsgröße ist ein 400-Bet­
ten-Objekt anzustreben, welches auch 
von der Kostenseite her als optimal zu 
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betrachten ist. Aufgrund der über Jahr­
zehnte gewonnenen Erkenntnisse liegt 
der Kostenaufwand für eine 200-Betten­
HKH-Einheit bei 4 bis 5 Mio DM, der sich 
bei weiteren 200 Betten im Objekt nicht 
verdoppelt, sondem lediglich um rd. eine 
Mio DM erhöht. 

i) Standardisierung auf 200 HKH-Betten 
Es muß erreicht werden, HKH-Objekte 

in Einheiten zu 200 Betten zu standardi­
sieren, weil auch die Ausstattungssätze 
auf 200 Betten abgestellt sind und so 
beschafft werden. D. h. bis 1966 noch 
zugelassene Zwischengrößen, die das 
Objekt hergeben könnte (z. B. 240 oder 
380 Betten), werden zugunsten runder 
HKH-Einheiten (200, 400) nicht mehr ge­
plant. 

J) Richtlinien für die Vorbereitung von 
HKH 

Die ,Richtlinien für die Vorbereitung 
von Hilfskrankenhäusem' werden weiter 
mit dem Ziel der Anpassung an die 
Rechtsgrundlage der Bundesauftragsver -
waltung angewendet. 

k) Bautechnische Grundsätze für HKH 
Der Bundesminister für Raumordnung, 

Bauwesen und Städtebau wurde gebeten, 
im Entwurf einschlägiger bautechnischer 
Grundsätze die vorstehende Neuorientie­
rung zu berücksichtigen. 

Q Fertige und im Bau befindliche HKH 
Über den Stand fertiger und im Bau 

befindlicher HKH ist jährlich berichtet wor­
den. Zur Zeit der ,Neuorientierung 1986" 
war eine bestimmte Zahl fertiger und im . 
Bau befindlicher HKH festgestel~ worden. 
Es hatte sich auch herausgestellt, daß die 
Fortschreibungen noch Objekte führten, 
die aufgegeben waren (was z. B. durch 
Aufgabe einer Schule eingetreten war). 

Mit Stand vom 1. 7. 1989 gibt es 215 
HKH-Objekte, die fertiggestellt sind und 7 
HKH-Objekte, die sich im Bau befinden. 
Insgesamt verfügen diese Objekte über 
81855 Bettenplätze. Davon sind 78848 
Plätze in fertigen Objekten und 3007 in 
solchen, die sich im Bau befinden. Von 
den 81855 Bettenplätzen sind 12520 in 
voll - und teilgeschützten Objekten. 

Diese geringe Zahl geschützter Betten 
erklärt die übereinstimmende Forderung 
von Bund und Ländem, keine ungeschütz­
ten Objekte mehr vonusehen und in teil­
geschützten Objekten die Hälfte aller Bet­
tenplätze im Grundschutz zu errichten, 
sehr deutlich. Zum Vergleich: In der 
Schweiz gibt es 91 300 geschützte .Lie­
gestellen", wie dort die Bettenplätze be­
zeichnet werden. 

m) Objekte ohne notwendige 6aumaß­
nahmen als HKH 
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Neben dem Bau von HKH zur Vermeh­
rung der Behandlungskapazitäten (und 
den unter 11. 1- 5 genannten) erkunden die 
Länder femer auch solche Objekte, die 
ohne bauliche Veränderungen Patienten 
aufnehmen können. Dabei hande~ es sich 
um Sanatorien und Kurkliniken, die in 
gewissem Maße auch über Räume zur 
Behandlung von Patienten verfügen. 

n) Bauliche Vorbereitung und Ausstat­
tung der HKH unter Notstandsbedin­
gungen 

Wie vor 1986 ist es auch jetzt oberster 
Grundsatz, durch Errichtung von HKH die 
Behandlungsmöglichkeiten für einen ver­
teidigungsfallbedingten Massenanfall 
Verletzter und Kranker erkennbar zu ver­
bessem. Das kann allerdings angesichts 
der hohen Erstellungskosten auf dem 
Krankenhaussektor nur geschehen, wenn 
die zusätzlichen Kapazitäten in ihrer Infra­
struktur lageorientiert angelegt sind. D. h. 
sie müssen so konzipiert sein, daß sehr 
viele Verletzte ausreichend behande~ 
werden können. Darin ist eine Abwei­
chung vom friedensmäßigen Standard in 
Bau und Ausstattung zwingend begrün­
det. Nur so kann das Ziel der Vermehrung 
der Behandlungskapazität erreicht wer­
den. Bauliche Vorbereitung und die Aus­
stattung des HKH sind daher ausschließ­
lich an Notstandsgesichtspunkten ausge­
richtet. Das gestattet somit keinen Ver­
gleich zu friedensmäßigen, auf hochinten­
sive, individualmedizinische Behandlung 
ausgerichteten Krankenhäusern. 

Eine HKH-Einheit von 200 Betten ver­
fügt über 2 OP-Einheiten und soll mit 120 
Personen, davon 9 Ärzte, betrieben 
werden. 

IV. Bereitstellung von Sanitätsmaterial 

1. Allgemeines 

Die Schaffung zusätzlicher Behandlungs­
kapazitäten erschöpft sich keineswegs in der 
Bereitstellung höherer Bettenkapazitäten. 
Auch Sanitätsmaterial gehört dazu, um Be­
handlungsmöglichkeiten zu sichern und zu 
erweitern. 

Unter dem Sammelbegriff Sanitätsmate­
rial werden ärztliches Gerät, Arzneimittel und 
Verbandmittel verstanden. Hinzu kommen 
Ausrüstungs- und Einrichtungsgegenstände 
für die Krankenstationen, sowie den Wirt­
schafts- und Personalteil eines HKH, die zu 
dessen Betrieb unerläßlich sind. 

Auch hier gilt, wie bei den HKH, der 
Grundsatz, daß das Sanitätsmaterial für den 
Zweck des Verteidigungsfalles, also eine 
äußerste Notsituation, vorzuhalten ist, so daß 
möglichst viele Bedürftige ausreichend zu 
versorgen sind. 

Die Bevorratung der Arznei- und Verband­
mittel im Rahmen des Sanitätsmaterials baut 
auf der friedensmäßigen Regelung in diesem 
Bereich - prinzipiell vergleichbar mit der 
HKH-Bereitstellung - auf. 

In Friedenszeiten haben die Apotheken, 
auch Krankenhausapotheken, gem. §§ 1, 4, 
21 des Gesetzes über das Apothekenwesen 
und § 68 der Apothekenbetriebsordnung 
einen Wochendurchschnittsbedarf von Arz­
nei- und Verband mitteln ständig vorrätig zu 
halten. Die Verwirklichung der Verpflichtung 
kann im Bedarfsfall eine Stockung der ent­
sprechenden Versorgung verhindern bzw. 
vermindern. Insoweit kommt der Einhaltung 
dieser Verpflichtung durch die Apotheken 
eine besondere Bedeutung, auch unter dem 
Gesichtspunkt der verfassungsmäßigen Vor­
sorge zum Schutz des Lebens, zu. 

Die Beschränkung der Arzneimittel auf die 
wichtigsten und wirksamsten ist ein dringen­
des Gebot, um eine entsprechende Versor­
gung auf diesem Sektor im größtmöglichen 
Umfang überhaupt sicherzustellen. Hier ist 
im Laufe der jahrzehntelangen Vorsorge­
maßnahmen sehr viel erreicht worden. Unter 
Mitwirkung hochrangiger Wissenschaftler 
aus Universitäten und erfahrener Ärzte aus 
Krankenansta~en ist es gelungen, eine sog. 
Arzneimittelliste aufzustellen, die in 17 Arz­
neimittelgruppen insgesamt nur 104 Spezia­
litäten enthält, die zur Versorgung beim Mas­
senanfall Verletzter und Kranker zu Therapie­
zwecken unbedingt erforderlich sind. Im 
Frieden werden dagegen tausende von Medi­
kamenten angeboten. Durch diese sinnvolle 
Beschränkung ist eine vernünftige, aber auch 
ausreichende Bevorratung mit Arzneimitteln 
erst möglich geworden. 

In diesem Bereich ist, was die Anzahl der 
Spezialitäten anlangt, das Schweizer Vorbild 
erreicht. 

Die gesetzliche Grundlage für die Bevorra­
tung mit Sanitätsmaterial auf Kosten des 
Bundes sind die §§ 14, 15 Abs. 1 S. 2 i. V. m. 
§ 16 Abs. 1 Zivilschutzgesetz (ZSG). 

2. Ärztliches Gerät 
Das Beschaffungsprogramm für ärztliches 

Gerät ist seinerzeit (s. o. 0 111 3a) für 1030 
HKH-Einheiten = 206 000 Betten ausgelegt 
und seit Ende der 50iger/Anfang der 60iger 
Jahre durch den Bund in Teilen beschafft 
worden. Inzwischen existiert dafür auch ein 
Entwurf einer STAN16• 

Der Beschaffungsumfang ist - wie auch 
der für Arznei- und Verbandmittel - an den 
ursprünglich von der NATO vorgegebenen 
Verletztenzahlen orientiert, aber keineswegs 
deckungsgleich, und hatte damals schon 
auch die Belieferung von Akutkrankenhäu­
sern bei Ausfall entsprechender Geräte vor­
gesehen. Das ist heute noch gü~ig. 

Mit dem Gerät könn~n auch Objekte, die 
keiner baulichen Vorbereitung bedürfen und 
von den Ländern erkundet werden (s. o. D. 111 
3 m), funktionsgerecht ausgestattet werden. 



Das ärztliche Gerät wird zur Ausstattung 
von Operations-, Röntgen-, Ambulanz- und 
Gipsraum sowie von labor, Sterilisation und 
Dunkelkammer beschafft und zwar für 1030 
HKH-Sätze ~ 2060 OP-Einheiten (pro HKH­
Einhett 2 OP-Sätze; s. o. 0 111 3 m). 

Dagegen wird ärztliches Gerät für HNO, 
Augen sowie Spezialgerät lediglich für jede 
fünfte HKH-Einhett vorgehalten. 

3. Arzneimittel 
Arzneimittel werden gern. § 14 ZSG ent­

sprechend der von Experten zusammen mit 
dem Bundesamt für Zivilschutz ausgearbei­
teten Arzneimittelliste (s. o. 0 IV 1) für rd. 
240000 SChwerverletzte für ca. drei Wochen 
durch den Bund bevorratet. 

Im Rahmen der Arzneimittelliste werden 
vornehmlich Antibiotika, Infusionslösungen, 
Schmerzmittel, Anaestethika und Impfstoffe 
beschafft. 

Die Arzneimittelliste, die in gewissen Zett­
abschnitten überarbeitet wird, enthä~ neben 
der jeweiligen, genauen Bezeichnung des 
Medikamentes auch Mengenangaben, wei­
che sich jeweils auf eine HKH-Einheit (~ 2 
OP, 200 Betten) beziehen. 

4. Verband material 
Für die Behandlung des Massenanfalls 

Verletzter und Kranker ist neben ärztlichem 
Gerät und Arzneimitteln auch Verbandmate­
rial erforderlich. Dieses wird für 290000 
Verletzte für rd. 3 Wochen ebenfalls durch 
den Bund bevorratet (§ 14 ZSG). 

Die Verbandmittel umfassen u. a. Zellstoff, 
Mull- und Gipsbinden, Pflaster und Schienen. 

5. Einrichtungs- und Ausrüstungsgegen­
stände 

Um die HKH funktionstüchtig zu machen, 
bedarf es neben dem Sanitätsmaterial auch 
zahlreicher Einrichtungs- und Ausrüstungs­
gegenstände für die Krankenstationen, den 
Wirtschafts- und den Personalteil eines HKH. 
Es hande~ sich u. a. um Gegenstände wie 

. Betten, Kocheinrichtungen, Regale, Unter­
kunftsgerät. Bettwäsche u. v. a. m. soweit es 
nicht für eine Beorderung nach dem Bundes­
leistungsgesetz in Betracht kommt. Der Um­
fang dieser Gegenstände ergibt sich aus der 
STAN für HKH. 

Die Beschaffungen erfolgen im Rahmen 
zur Verfügung stehender Haushaltsmittel für 
die fertiggesteinen HKH nach §§ 15 Abs. " 
16 Abs. 1 ZSG zu lasten des Bundes. 

Mit Fortschreiten des HKH-Bauprogram­
mes erfolgt auch hier eine Angleichung der 
Beschaffungen. 

6. Auswahl, Beschaffung und Verwaltung 
des Sanitätsmaterials 

Wie bereits kurz ausgeführt, ist das Sani­
tätsmaterial unter dem Gesichtspunkt des 
Verteidigungsfalles, des äußersten Notstan­
des, auszuwählen. Daher kann es auch nicht 
mit dem für Friedenszeiten bereitstehenden 

Material verglichen werden. Dennoch ist es 
von Fachexperten des universitären und kli­
nischen Bereichs der Sanitätsinspektion der 
Bundeswehr zusammen mit dem Bundes­
grenzschutz äußerst gewissenhaft ausge­
sucht und festgelegt worden, um unter den 
dann herrschenden Umständen eine optima­
le Bewältigung eines Massenanfalls Verletz­
ter und Kranker zu ermöglichen. Hierauf ist 
besonders hinzuweisen, weil dies das Ver­
ständnis für die genannten Bevorratungs­
maßnahmen auch bei Ärzten fördert. Be­
schaffung und Verwaltung des Sanitätsmate­
rials durch Bund und Länder geschieht nach 
den Bestimmungen der AW-Arzneimittel.17 

7. lagerung, Wälzung und Überprüfung 
des Sanitätsmaterials 

Die lagerung des gesamten, in seinen 
einzelnen Komponenten dargestellten Sani­
tätsmaterials erfolgt sowett als möglich be­
reits jetzt in den einzelnen HKH. Die HKH, die 
voll - und teilgeschützt sind, verfügen über 
die nötigen Räume zur Einlagerung des Ma­
terials vor Ort. Es ist damit jederzeit griffbe­
reit. Das Material für die ungeschützten HKH 
muß naturnotwendig in gesonderten Lagern 
untergebracht werden, da die Trägerobjekle 
im Frieden voll genutzt werden. 

Dazu werden derzeit 94 Sanitätslager (48 
bundeseigene, 46 angernietete) mit einer 
Gesamtiagerfläche von rd. 157000 m' unter­
halten, in denen das Material teils objektbe­
zogen, d. h. geschlossen für ein HKH oder 
salzweise (für jeweils eine HKH-Einheit) gela­
gert wird, unterha~en . In diesem Falle müs­
sen Vorbereitungen getroffen werden, die im 
Bedarfsfall den Transport des Materials in die 
einzelnen HKH sicherstellen. 

Die im Sortiment enthaltenen Betäu­
bungsmittel werden bestimmungsgemäß 
nach dem Betäubungsmittelgesetz beson­
ders gesichert gelagert. 

Die lagerung wird durch die Pharmazie­
dezernate der Regierungsbezirke bzw. Be­
zirksregierungen fachlich überwacht. Unab­
hängig davon erfolgt durch die Beschaf­
fungssteIle des Bundesministers des Inneren 
eine Überwachung nach beschafften Char­
gen, um rechtzeitig eine Wälzung zu ermögli­
chen. 

Die wirtschaftlich vertretbare Wälzung er­
folgt im Rahmen humanitärer Hineleistungen 
im In- und Ausland bzw. aufgrund bei der 
Lieferung abgeschlossener Umtauschver­
träge. 

Um die wirtschaftlichste Lösung bezüglich 
der Bevorratung von Arzneimitteln zu ermtt­
tein, wurden solche Medikamente, die auf­
grund ihrer Zusammensetzung dafür geeig­
net erschienen, auf ihre Verwendbarkeit über 
die angegebene Verfall zeit hinaus unter­
sucht. Solche Untersuchungen wurden und 
werden vom Deutschen Arzneimittel-Prüfin­
stttut (DAPI) bzw. vom Paul-Ehrlich-Institut 
vorgenommen. Sie haben über einen länge-

ren Zeitraum bei einer nicht unerheblichen 
Anzahl von Arzneimitteln ergeben, daß diese 
aufgrund ihrer hohen Qualttät und sorgfä~i­
gen lagerung über einen längeren Zeitraum, 
der der mehrfachen Verfalldauer entspricht, 
voll verkehrsfähig bleiben. Damit wurde es 
möglich, nicht mehr nach der relativen kur­
zen Verfalldauer die betreffenden Arzneimit­
tel auszusondern oder jedenfalls vor Ablauf 
dieser Zeit mtt Preisnachlässen zu verkaufen 
und neu zu beschaffen, sondern erst nach 
dem erheblich längeren Zeitintervall, nämlich 
bis zum Ende der Verkehrsfähigkett. Das 
bedeutet gleichzeitig erhebliche Einsparun-

. gen von Bundesmitteln zur Enllastung der 
Steuerzahler. Die nach langer Bevorratungs­
zeit nicht mehr verkehrsfähigen Arzneimittel 
stellen dann auch keinen wirtschaftlichen 
Wert mehr dar und werden ausgesondert. 

8. Stand der Bevorratung von Sanitätsma­
terial 

Auch beim Sanitätsmaterial ist ebenso wie 
bei den baulichen Vorbereitungen der HKH 
festzustellen, daß wegen der nur begrenzt 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel die 
Beschaffungsziele noch nicht erreicht sind. 
Es hande~ sich um langfristige Beschaf­
fungsprogramme. Das bedingt, daß die zu 
beschaffenden Geräte und Arzneimittel je­
weils den fortschreitenden Arbeitsmethoden 
und therapeutischen Erkenntnissen der Me­
dizin anzupassen sind. Dabei sind dennoch 
die Forderungen des Verteidigungsfalls, aber 
auch kostengünstiger Lösungen zu erfüllen. 
Beim Gerät sind ferner die notstandsbeding­
ten baulichen Gegebenheiten der HKH nicht 
außer acht zu lassen. 

Als Beispiel für das ständige Bemühen zu 
einfachen und kostengünstigen Lösungen zu 
gelangen - auch was die Folgekosten anbe­
langt - ist zu erwähnen, daß es dem Bundes­
amt für Zivilschutz gelungen ist, für die 
Sterilisation von ärztlichem Gerät u. a. einen 
Autoklaven unter Mttwirkung der Sanitäts­
akademie der Bundeswehr u~d der einschlä­
gigen Industrie zu entwickeln, der nur ein 
Drittel der elektrischen Energie und ein Zehn­
tel des Wassers der bisher gebräuchlichen 
AutOklaven verbraucht. 

Durch den bisher nur lückenhaften Bevor­
ratungsstand des ärztlichen Geräts und der 
Arzneimittel sind natürlich die HKH auch nur 
bedingt und nicht über den vorgesehenen 
Zeitraum im Ernstfall zu betreiben. 

Der V-Fall-bezogene Bevorratungsumfang 
ist im Interesse einer vollen Verwendbarkett 
des ärztlichen Gerätes und der Arzneimittel 
sowie der Funktionsfähigkett der HKH 
schnellstmöglich durch Komplettierung zu 
erreichen. Das wäre im Rahmen einer Son­
deraktion vorrangig durchzuführen. Dies hät­
te neben seinem Bezug zum V-Fall durchaus 
auch Bedeutung im Frieden, wenn bei einer 
Großkatastrophe (vgl. Tschernobyl), soweit 
ärztlich geboten, ausgehonen werden müßte. 
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Die für die Beschaffung des Sanitätsmate­
rials im Bundeshausha~ einschließlich der 
mittelfristigen Finanzplanung vorgesehenen 
Mittel sind begrenzt und lassen eine solche 
Sonderaktion nicht zu. Wenn allerdings die 
Exekutive und die Parlamentarier, insbeson­
dere jene des Haushaltsausschusses, diese 
sinnvolle Sonderaktion anstrebten, würde sie 
auch möglich. Das wäre durch Umschichtung 
von Haushaitsmitteln im Bereich des Zivil­
schutzes zu Lasten anderer Aufgabengebiete 
erreichbar". 

Unabhängig davon sol~en alle Angebote 
der Bundeswehr zu kostenloser Übemahme 
von Sanitätsmaterial, das dort wegen ande­
rer Einsatzbedingungen . freigegeben" wird, 
aber noch brauchbar ist, in Anspruch genom­
men werden. Es ist nicht vertretbar, daß mit 
Bundesmitteln beschaffles Sanitätsmaterial, 
das für die Versorgung der Zivilbevölkerung 
im V-Fall benötigt wird und auch geeignet ist, 
über die VEBEG in andere Länder verkauft 
wird. 

V. Personelle Bedarfsdeckung und Ausbil­
dungen 

1. Allgemeines 
Zusätzliche Behandlungskapazitäten be­

reitzustellen bedingt nicht nur materielle Vor­
sorgemaßnahmen. Solche Behandlungska­
pazitäten müssen auch durch entsprechen­
des Personal einsatzfähig gemacht werden. 

Aber nicht nur ein Mehr an Personal ist 
gefragt, sondern auch Personal, das sachge­
recht und lagebezogen handeln kann. Das 
aber bedeutet, daß insbesondere entspre­
chende Ausbildungen stattfinden müssen, 
um das Personal im Bedarfsfall handlungsfä­
hig zur Verfügung zu haben. 

Die Bewältigung der gesundheitlichen Be­
einträchtigungen Im V-Fall bedingt, daß über 
das medizinisch geschulte Personal in Stät­
ten der stationären und ambulanten Behand­
lung hinaus dafür gesorgt werden muß, 
breite Kreise der Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes in den Stand zu setzen, sich 
selbst und ihren Nächsten sowie den Nach­
barn sachgerecht helfen zu können. 

2. Personelle Bedarfsdeckung 
Für die fertiggestellten und im Bau befind­

lichen HKH, für die von den Ländern auszu­
wählenden Objekte, welche ohne bauliche 
Maßnahmen im Notfall Patienten aufnehmen 
können, für die Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes (s. u.) und für die 
Bundeswehr wird eine erhebliche Zahl von 
Ärzten benötigt. Um diesen Bedarf decken zu 
können, müssen durch die Länder und die 
Behörden der allgemeinen Verwaltung auf 
der Kreisstufe entsprechende organisatori­
sche Vorbereitungen getroffen werden. So 
wird beispielsweise darüber zu beraten sein, 
wieviel Ärzte welcher Disziplin für das Auf­
wachsen des Sanitätsdienstes der Bundes-
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wehr im Bedarfsfall benötigt und zur Verfü­
gung gestel~ werden können. Ferner ist zu 
überlegen, die Zahl der Ärzte in bestehenden, 
friedensmäßig besetzten Krankenhäusern 
auszudünnen, um die Behandlung im HKH 
aufnehmen zu können. Gleiches gilt für be­
stehende Praxen, wobei jedoch eine gewisse 
Versorgungsdichte nicht unterschritten wer­
den darf (s. o. D 11 3). Auch werden Ärztinnen 
und Ärzte, die nicht mehr berufstätig oder 
nicht im kurativen Bereich tätig sind, zur 
Bedarfsdeckung herangezogen werden müs­
sen. Alle diese Maßnahmen sollen nach 
jüngsten Überlegungen und Berechnungen 
die personelle Bedarfsdeckung der o. g. 
Bedarfsträger mit Ärzten rein zahlenmäßig 
ermöglichen. Dennoch werden regional und 
in bestimmten Disziplinen (Fachgruppen) 
Engpässe nicht auszuschließen sein. Hier 
bedarf es eines regionalen und auch überre­
gionalen Ausgleichs. Ganz allgemein wird für 
die Zukunft infolge des Anstiegs Medizinstu­
dierender in diesem Bereich eine Entlastung 
anzunehmen sein. 

Aktivierung der Hilfskrankenhäuser und 
Aufwachsen des Bundeswehrsanitätsdien­
stes bedingen nicht nur Bedarf an Ärzten, 
sondern in besonderem Maße auch an pfle­
gerischem und medizintechnischem Perso­
nal. Hier wird neben einer begrenzt mögli­
chen Ausdünnung bestehender Einrichtun­
gen (Krankenhäuser, Labors u. a.) nur auf 
solche Angehörige von Gesundheitsberufen, 
die nicht mehr ihren Beruf ausüben, zurück­
zugreifen sein. 

3. Ausbildungen 

a) Allgemeines 
Im Bemühen, Behandlungskapazitäten zu 

erweitern, kommt gewissen Ausbildungen, 
die in Friedensze~en zu absolvieren sind, 
sollen sie wirksam sein, ganz erhebliche 
Bedeutung zu, und zwar unter zwei 
Aspekten. 

Einmal gilt es, katastrophenmedizinische 
Kenntnisse für die Bewältigung eines Mas­
senanfalls Verletzter und Kranker durch Aus­
bildung bzw. Fort- und Weiterbildung sowohl 
Ärzten als auch dem pflegerischen und dem 
medizintechnischen Personal zu vermitteln. 

Zum anderen muß auch, soweit es vertret­
bar und möglich ist, durch Ausbildung ver­
sucht werden, zusätzliches Personal diesem 
Sektor zuzuführen (Schwesternhelferinnen) 
bzw. diesen Sektor insoweit zu entlasten, als 
die Selbsthilfe der Bürger gestärkt wird 
(Erste-Hilfe-Ausbildung). 

Auf die für die Bewä~igung eines Massen­
anfalls Verletzter und Kranker so eminent 
wichtige Aus-, Weiter- und Fortbildung von 
Ärzten und Laien in allen Fragen der Kata­
strophen medizin hat mit tiefem Ernst und 
besonderem Nachdruck Professor Ungeheu­
er wiederho~ hingewiesen 19. 

b) Ausbildung, Weiter- und Fortbildung 
von Studierenden der Medizin und Ärzten 

Die Bewältigung eines Massenanfalls Ver­
letzter und Kranker stellt bei nachhaltig ge­
störter Infrastruktur und personellen Engpäs­
sen große Anforderungen an den Arzt in 
fachlicher wie psychischer Hinsicht. Sie folgt 
anderen Maximen als denen friedensmäßiger 
Individualmedizin. Darauf müssen angehen­
de und approbierte Ärzte durch die Katastro­
phenmedizin vorbereitet werden. 

aal Studierende der Medizin 
Für die Studierenden der Medizin besteht 

in der Bundesrepublik Deutschland an den 
Universitäten keine Ausbildungspflicht in Ka­
tastrophenmedizin. 

Anders dagegen in der Schweiz. Dort ist 
die Katastrophenmedizin, die den V-Fall mit 
seinen fachspezifischen Besonderheiten her­
vorhebt, seit 1980 obligatorisch in das Me­
dizinstudium aufgenommen. Ebenso verhält 
es sich in der Deutschen Demokratischen 
Republik. 

Die insoweit in der Bundesrepublik 
Deutschland klaffende Lücke soll im Zuge 
der 7. Änderung der Approbationsverordnung 
geschlossen werden, indem der Prüfungs­
stoff der ärztlichen Prüfung entsprechend 
erweitert wird. 

bb) Ärzte 
Die Notwendigkeit, die Ärzteschaft mit 

einer den V-Fall einbeziehenden Katastro­
phenmedizin vertraut zu machen, liegt auf 
der Hand (s. o.). 

Die zu,r Weiter- und Fortbildung der appro­
bierten Arzte gesetzlich verpflichteten Arzte­
kammern nehmen sich dieses Problems in 
ihren Ausbildungsveranstaltungen se~ Be­
ginn der achtziger Jahre an. Hierzu hat das 
Bundesamt für Zivilschutz anfangs Unterstüt­
zung dadurch gewährt, indem es sich einmal 
an den von der Bundesärztekammer veran­
statteten internationalen Seminaren zur Fort­
bildung von Ärzten finanziell beteiligte. Zum 
anderen führte es auch einige Pilotlehrgänge 
für eine verteidigungsfallbezogene katastro­
phenmedizinische Fortbildung durch, die ei­
ne gute Resonanz fanden. 

Für Ärzte der Einheiten des Katastrophen­
schutzes werden ständig Fachlehrgänge, für 
Amtsärzte Einweisungen an der Katastro­
phenschutzschule des Bundes durchgeführt. 

Schließlich hat das Bundesamt für Zivil­
schutz Filmmaterial zur Weiter- und Fortbil­
dung der Ärzte für Einsätze in Katastrophen­
fällen in Zusammenarbeit mit Fachexperten 
hergestellt. 

Gegen eine Ausbildung von Ärzten in Kata­
strophenmedizin, die die Erfordemisse in 
einem V-Fall mitberücksichtigt, wird von der 
Deutschen Sektion der IPPNW stark Stellung 
bezogen. Diese Minderhe~ von Ärztinnen und 
Ärzten versteigt sich u. a. zu der Behauptung, 
das sei Kriegsvorbereitung. 

Übrigens: Jeder Vernünftige ist gegen je­
den Krieg. 



Dazu bleibt festzuhalten, daß das ärztliche 
Gelöbnis, die ärztliche Berufsordnung und 
auch der hippokratische Eid den Arzt ver­
pflichten, jedem Kranken zu helfen, gleich 
welcher Ursache die Krankhe~ ist, also auch 
im Kriege. Das bedingt naturnotwendig eine 
den V-Fall einschließende katastrophenme­
dizinische Ausbildung. Die Verweigerung, 
sich auch für diesen Fall kundig zu machen, 
um sachgerecht he~en zu können, ist ein 
Anschlag auf das Arztethos und aus der Sicht 
eines potentiellen Verletzten in einem Kiieg 
ein nicht zu überbietender Zynismus. 

In diesem Zusammenhang ist eine Äuße­
rung von Professor Dr. Herbert Vetter, Vor­
standsmitglied der österreichischen Sektion 
.Internationale Vereinigung der Ärzte zur 
Verhinderung des Atomkrieges"'" beach­
tenswert. Nach einem eindringlichen Appell 
zur Verhinderung eines Atomkrieges führte er 
u. a. aus: .Idealismus oder gar Fanatismus 
dürfen also nicht dazu führen, klar erkennba­
re Realitäten zu übersehen oder gar zu 
leugnen .. . " ...• Sich auf die Abwehr solcher 
Fallout-Wirkungen vorzubereiten, ist daher 
bitter notwendig; dies nicht zu tun - etwa mit 
der Begründung, es hätte ohnehin alles kei ­
nen Sinn - käme kollektivem Selbstmord 
gleich"". 

Im übrigen entspricht die Ausbildung so­
wie die Weiter- und Fortbildung von Studie­
renden der Medizin und von Arzten in der 
Katastrophenmedizin auch den human~ren 
Zielen des Genfer Rotkreuzabkommens und 
den Zusatzabkommen. Die Völkerrechtsge­
meinschaft geht in diesen Abkommen davon 
aus, daß alle zivilisierten Staaten die ihnen 
möglichen Maßnahmen ergreifen, um der 
Bevölkerung in einem Kriege Hine zu leisten. 
Zu solchen Maßnahmen zähn zweHellos auch 
die verteidigungsfallbezogene Katastrophen­
medizin. Die von der Deutschen Sektion der 
IPPNW vertretene Auffassung, wie sie auch 
zuletzt in einem Briefwechsel m~ dem Bun­
desminister des Innern vom Ma119B9 her­
vorgeht, Ist auf dem Hintergrund des Artikels 
2 GG und der dazu einschlägigen Rechtspre­
chung des Bundesverfassungsgerichts rJer­
fassungsauftrag zum Schutz des Lebens) als 
nicht mit der Verfassung vereinbar einzuord­
nen. Sie solne daher überprüft und aufgege­
ben werden. 

c) Ausbildung der Bevölkerung in Erster 
Hine 

Im Ernstfall ist es von großer Bedeutung, 
daß die Bevölkerung in Erster Hilfe ausgebil­
det ist22. Die eingangs geschilderte Aus­
gangslage in einem bewaffneten Konflikt 
wird dadurch gekennzeichnet sein, daß ärzt­
liche Versorgung trotz der schon behandenen 
Maßnahmen zur Erhöhung der Behandlungs­
kapazitäten erst nach einer gewissen Ze~­
spanne nach Eintritt des Schadens, nicht 
überall gleichzeitig und sicher auch nicht 
überall einsetzen kann. Aber auch andere 

Umstände, wie sie unter 0 11 1- 3 aufgezeigt 
wurden, weisen in Richtung Erster Hilfe. Für 
viele Schadensopfer wird es daher entschei­
dend für ihr Überleben darauf ankommen, 
daß im Wege der sofortigen Hine durch 
jedermann vernünftige Maßnahmen ergriffen 
werden können. 

Auf dem 3. Kongreß für Katastrophenme­
dizin im Jahre 19ß5 ist mit Nachdruck eine 
qualifizierte Erste-Hilfe-Ausbildung der brei­
ten Bevölkerung gefordert worden. 

Es ist auch medizinisch erwiesen, daß 
gerade die ersten getroffenen Maßnahmen 
entscheidend für das Überleben und die 
Gesundung von Verletzten sind". 

Seit langem wird daher die Erste-Hilfe­
Ausbildung bre~ester Bevölkerungskreise 
betrieben. 

Es haben sich die vier human~ren Orga­
nisationen Arbeiter-Samariter-Bund, Deut­
sches Rotes Kreuz, Johann~er-Unfall-Hine, 
Maneser-Hilfsdienst zur Verfügung gestein, 
diese so wichtige Ausbildung sachgerecht 
durchzuführen". 

Der Bund gewährt diesen Organisationen 
Zuwendungen . nach besonderen Richtli­
nien". ln den .Richtlinlen" werden die Anfor­
derungen an die Aus- und Fortbildung, die 
zuwendungsfähigen Kosten, die Höhe der 
Zuwendungen, das Gewährungsverfahren, 
die Abrechnung und der Verwendungsnach­
weis näher geregen. 

Die Höhe der Zuwendungen ergibt sich 
aus dem jährlichen Haushalt'5. 

Jährlich werden rd. 670000 Bürger aus­
gebildet. Es kommen weiter rd. 160000 
Bürger jährlich hinzu, die der Bundesverband 
für den Selbstschutz in . Iebensrettenden 
Sofortrnaßnahmen" unterweist. 

Bekanntlich gerät Erlerntes in Vergessen­
heit, so daß Fortbildungen immer wieder 
nötig werden. 

d) Schwestemhelferinnenausbildung (SH) 
Die Maßnahmen zur Erhöhung der Be­

handlungskapazitäten haben u. a. einen er­
höhten Bedarf an Pflegepersonal zur Folge. 
Deswegen läuft bereits se~ Jahrzehnten ein 
Programm zur sog. Schwesterhenerinnen­
ausbildung. 

Der Bund hat seinerzeit die zur entspre­
chenden Ausbildung bereiten Hilfsorganisa­
tionen Deutsches Rotes Kreuz, Johanniter­
Unfall-HiHe und Maneser-Hinsdienst gebe­
ten, im Rahmen ihrer satzungsgemäßen Auf­
gaben die Aus- und Fortbildung der Schwe­
sternhelferinnen durchzuführen. Die Ausbil­
dung besteht aus 14 Tage theoretischem 
Unterricht und 14 Tage Krankenhausprakti­
kum. Die Fortbildung umfaßt jährlich sechs 
Stunden Unterricht. Näheres enthalten die 
sog. SH-Ausbildungsgrundsätze und beson­
dere Nebenbestimmungen26

. 

In den Grundsätzen für die SH-Ausbildung 
werden u. a. der zur Ausbildung in Betracht 

kommende Personenkreis, der mögliche 
spätere Einsatz (möglichst nach den Verwen­
dungswünschen der SH), die Aus- und Fort­
bildung im einzelnen und die Karteiführung 
geregen. 

Die Nebenbestimmungen enthanen u. a. 
Details über die Im einzelnen zuwendungsfä­
higen Ausgaben der Lehrgänge, des mit der 
Ausbildung befaßten Personals, der allge­
meinen und Verwaltungsausgaben, sowie 
solche für die Laufendhaltung der Karteien 
und für den Nachweis der Zuwendungen 
einschließlich ihrer Prüfung. 

Die vom Bund geWährten Zuwendungen 
werden zu \1" vom Bundesminister des In­
nern und zu y', vom Bundesminister der 
Verteidigung getragen. 

Die Höhe der jährlichen Zuwendungen 
ergibt sich aus dem jeweiligen Haushans­
plan". 

Bis Ende 19B7 waren insgesamt 3B3905 
SchwesternheHerinnen ausgebildet. Davon 
waren 271 057 Schwestemhenerinnen von 
den Dienststellen der Arbe~verwanung per 
31 . 12. 19BB erlaßt. Das sind rd. Y, der 
ausgebildeten SchwesternheHerinnen. 

VI San~ts- und Hubschrauberrettungs­
dienst des Katastrophenschutzes 

1. Allgemeines 
Die Darstellung des Gesundhe~wesens 

Im Zivilschutz muß, wenn sie einen vollstän­
digen Überblick vermitteln will , wenigstens 
kurz auch auf die Teile des Aufgabengebietes 
.Katastrophenschutz" im Zivilschutz (s. o. C) 
eingehen, die unmittelbar auf das .Gesund­
heitswesen" einwirken. 

Es ist dies der sog .• Sanitäts- und Hub­
schrauberrettungsdienst im Katastrophen­
schutz". 

Der .Katastrophenschutz" ist als einheitli­
ches Hilfeleistungssystem zu begreifen. Es 
besteht im Frieden in der Verantwortung der 
Länder, um bei Bränden, Unglücksfällen und 
Katastrophen den Menschen zu helfen. Es 
wird von den Feuerwehren und den Hilfsor­
ganisationen getragen. Für den Verteidi­
gungsfall reicht es nicht aus und muß daher 
auf Kosten des Bundes (vgl. Art. 73, B2b Abs. 
2 GG) verstärkt und durch zusätzliche Ausrü­
stung und Ausbildung ergänzt werden. 
Som~ bilden friedensmäßiger Katastro­

phenschutz der Länder und der auf Kosten 
des Bundes durch Verstärkung und Ergän­
zung des friedensmäßigen Katastrophen­
schutzes . Erwe~erte KatastrophenSChUtz" 
das schon erwähnte einheitliche Potential 
der Gefahrenabwehr im Frieden und im 
Krieg. 

Für das Gesundheitswesen ist von Bedeu­
tung, daß im . Erwe~erten Katastrophen­
schutz" u. a. Sanitätszüge und Mehrzweck­
hubschrauber aufgestellt und vorgeha~en 

werden. 
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2. Sanitätszüge 
In den Landkreisen und kreisfreien Städ­

ten sind im Rahmen des Katastrophenschut­
zes 699 Sanitätseinheiten, meist Züge zu 50 
Mann, aUfgestellt. Insgesamt wirken rd. 
28500 freiwillige Helfer in diesem Bereich 
mit, darunter rd. 1400 Ärzte, nämlich 2 pro 
Einhe~. 

Im Bundesdurchschnitt entfallen rein 
rechnerisch zwei Einheiten auf einen land­
kreis oder eine kreisfreie Stadt. Träger dieser 
Einhe~en sind die vier Hilfsorganisationen 
Arbe~er-Samar~er-Bund , Deutsches Rotes 
Kreuz, Johanniter-Unfall-Hilfe und Ma~eser­
Hilfsdienst. 

Aufgabe der Sanitätseinheiten ist es, im 
Schadensgebiet 
- Erste Hilfe zu leisten, 
- ärztliche Sofortrnaßnahmen zur Abwen-

dung lebensbedrohender Zustände und 
zur Herstellung der Transportfähigkeit 
vorzunehmen und schließlich 

- den Transport der Verletzten und Kranken 
zur ärztlichen Endversorgung in Kranken­
und Hilfskrankenhäuser durchzuführen. 

3. Mehrzweckhubschrauber im Katastro­
phenschutz 

Im Rahmen des ,Erweiterten Katastro­
phenschutzes" stellt der Bund als Ausstat­
tung die Mehrzweckhubschrauber zur Verfü­
gung. Diese dienen im , Erwe~erten Katastro­
ehenschutz" als FÜhrungs-, Erkundungs-, 
Uberwachungs-, Transport- und Rettungs­
mittel zur Unterstützung aller Fachdienste. 

Die Mehrzweckhubschrauber werden von 
Piloten des Bundesgrenzschutzes (BGS) ge­
flogen und von BGS-Technikern gewartet. 
Die Ärzte der Rettungshubschrauber rekru­
tieren sich im wesentlichen aus den Kran­
kenhäusern, die im Stationierungsbereich 
des Hubschraubers liegen. 

Im Frieden stem der Bund die Mehrzweck­
hubschrauber des ,Erweiterten Katastro­
phenschutzes" in ihrer Gesamthe~ - 27 
Hubschrauber - den Bundesländern für den 
in ihrer Verantwortung liegenden Katastro­
phenschutz und Rettungsdienst als Ret­
tungshubschrauber zur Verfügung. 

27 Rettungshubschrauber stehen in 18 
Rettungsstationen bereit und bilden mit wei­
teren sechs Stationen der Bundeswehr, sie­
ben Stationen des ADAC und fünf Stationen 
der Deutschen Rettungsflugwacht den 
Hauptanteil des bundeswe~ 36 Stationen 
umfassenden Hubschrauberrettungsnetzes. 

Die Mehrzweckhubschrauber des ,Erwei­
terten Katastrophenschutzes" leisten somit 
bei medizinischen Notfällen des täglichen 
Lebens eine wertvolle Hilfe, und zwar in 
entscheidendem Umfang. Die vom Bund zu 
tragenden Kosten für die Sanitätszüge und 
die Mehrzweckhubschrauber werden jährlich 
in den Bundeshaushalt eingestellt" 
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VI Medizinische Zivilschutztorschung 

1. Allgemeines" 

Seit Ende des Zweiten We~krieges hat es 
lediglich 26 (sechsundzwanzig) kriegsfreie 
Tage im September 1945 gegeben, das 
beriChtet eine UNO-Publikation aus jüngster 
Zeit"'. Europa hatte sich noch längst nicht 
von dem furchtlJaren Leid und den verhee­
renden Zerstörungen des letzten Krieges 
erholt, als 1948 - gewissermaßen vor den 
Toren der späteren, damals langsam entste­
henden Bundesrepublik Deutschland - ein 
gewaltsamer Umsturz in der Tschechoslowa­
kei erfolgte; es floß wieder einmal viel Blut. 

Es verwundert deswegen nicht, daß man 
sich kurz nach der Griindung der Bundesre­
publik Deutschland ganz allgemein Rechen­
schaft über die Gefährdung der Bevölkerung 
ablegte: 

Für die Bevölkerung bestand gegen Be­
drohungen von außen kein nennenswerter 
Schutz. Dabei wurde aber weltweit die Ent­
wicklung von Massenvernichtungsmitteln in 
Gestalt der sog. Atomwaffe betrieben m~ 
ihren ins Unvorstellbare gesteigerten Druck­
stoß-, Wärrne- und radioaktiven Strahlenwir­
kungen. Erkennbare Neuentwicklungen bio­
logischer und chemischer Kampfmitteiließen 
eine nie zuvor in der Menschheitsgeschichte 
gekannte Gefährdung der Bevölkerung be­
fürchten. Wegen dieser völlig neuartigen Ent­
wicklungen ga~ es zunächst, fähige und sich 
ihrer Verantwortung für die Allgemeinheit 
bewußte Wissenschaftler zu finden und sie 
zu enger interdisziplinärer Kooperation zu­
sammenzuführen. Die rasanten, besonders 
im Bereich der Naturwissenschaften einset -
zenden Entwicklungen galt es zu analysie­
ren, auf mögliche Schutzvorkehrungen zu 
überpriifen, geeignete Vorschläge zu einem 
realisierbaren Schutz auszuarbe~en und 
Kenntnislücken durch gezie~e Forschung zu 
schließen. Folgerichtig kam es 1951 schließ­
lich auf Anregung des damaligen Bundesmi­
nisters des Innern und späteren Bundesprä­
sidenten Dr. Heinemann zur Gründung der 
,Kommission zum Schutz der Zivilbevölke­
rung bei Großkatastrophen und im Verteidi­
gungsfall beim Bundesminister des Innern", 
wie diese Kommission nach Wechsel in der 
Bezeichnung heute offiziell heißt. 

Sie besteht nun nahezu seit vier Jahr­
zehnten. 

2. Organisationen, Aufgaben und Ergeb­
nisse der ,Schutzkommission" 

In der Schutzkommission wirken - in der 
Zahl schwankend - durchschnittlich rd. 70 
Wissenschaftler - teils von internationalem 
Rang -, meist aus dem universitären Bereich 
aber auch aus anderen anerkannten For­
schungsstätten sowie aus der Praxis ehren­
amtlich m~. 

Die Kommission ist derzeit in acht Fach­
ausschüsse - nachdem sie zwischenzeitlich 
über neun verfügte - gegliedert: 
Ausschuß I Schutzwirkungen von Bauten 
Ausschuß 11 Radioaktive Niederschläge 
Ausschuß 111 Strahlendosis und Strahlenwir­
kung 
Ausschuß IV Strahlenschäden, Strahlen­
krankheiten 
Ausschuß V Katastrophenmedizin 
Ausschuß VI Pharmakologie, Toxikologie und 
Körperschutz 
Ausschuß VII Schutz vor Seuchen und Infek­
tionskrankheiten 
Ausschuß VIII Psychologie (Verhalten in Bela­
stungssituatione~) 

Ihre Aufgabe lautet: 
,Die Kommission zum Schutz der Zivilbe­

völkerung beim Bundesminister des Innern 
berät den Bundesminister des Innern in wis­
senschaftlichen Fragen des Schutzes der 
Zivilbevölkerung bei Großkatastrophen und 
im Verteidigungsfall. " 

Eine verantwortliche Beratung setzt natur­
notwendig und entscheidend eigene For­
schungen sowie mindestens zum Teil das 
wissenschaftliche Durchdringen von For­
schungen anderer (z. B. Staaten, ausländi­
scher Universitäten) und den mögliChst en­
gen Kontakt mit einschlägig arbeitenden For­
schern in aller We~ voraus. Hierauf muß die 
Betreuung dieser Kommission, die durch das 
Bundesamt für Zivilschutz erfolgt, stets be­
dacht sein, um zusammen m~ der Obersten 
Bundesbehörde, dem Bundesminister des 
Inneren, zu versuchen, die nötigen Haus­
haltsmittel dafür zur Verfügung stellen zu 
können. 

Diese Mittel bewegen sich derzeit in ei­
nem Rahmen von rd. 5 Mio DM, was ange­
sichts des human~ren Charakters dieser 
wichtigen Aufgabe nicht als übersetzt ange­
sehen werden kann. Sie decken die Perso­
nalkosten nur für wissenschaftliche Mitarbei­
ter und anderes Fachpersonal (die Wissen­
schaftler selbst haben sich ehrenamtlich in 
den Dienst dieser human~ren Aufgabe ge­
steilt, s. o.) sowie Sachkosten. 

Die einzelnen Aktivitäten und insbesonde­
re die Forschungsvorhaben der Schutzkom­
mission können im Rahmen dieser zusam­
menfassenden Darstellung nicht behande~ 
werden. Soviel ist aber festzuha~en : 

- Sie werden vor Beginn interministeriell 
abgestimmt, um zufällige Doppelfor­
schung zu verhindern. 

- Sie behandeln Schutzbaufragen und das 
breite Spektrum der Katastrophenmedizin 
unter Einbeziehung der verteidigungsfall­
spezifischen Besonderhe~en . 

- Über die einzelnen Forschungsvorhaben, 
ihre Durchführung und Ergebnisse unter-



richten die erscheinenden "Tätigkeitsbe­
richte" und "Vorträge der Schutzkommis­
sion beim Bundesminister des Innern"31 
und die unter dem Hel "Zivilschutzfor­
schung" im Osang-Verlag erscheinende 
"Schriftenreihe der Schutzkommission 
beim Bundesminister des Innern" heraus­
gegeben vom Bundesamt für Zivilschutz. 

Oie Forschungsergebnisse werden 
ständig veröffentlicht und finden Eingang 
in die medizinische Ausbildung der Stu­
dierenden32

. In diesem Zusammenhang 
ist die Feststellung angebracht, daß gera­
de die medizinische Zivilschutzforschung 
den vom Bundesverfassungsgericht ent­
wickelten Grundsätzen entspricht, den 
Schutz des Lebens nach neuesten wis­
senschaftlichen Erkenntnissen am 
zweckmäßigsten zu gestalten. 

Schließlich hat die Schutzkommission 
ihre Forschungsergebnisse und ander­
weitig erworbenen Kenntnisse katastro­
phenmedizinischer Art in einem "Leitfa­
den für den ärztlichen Oienst im Katastro­
phenfach" zusammengefaßt und inzwi­
schen in der 2. Auflage veröffentlicht. Oie 
Erkenntnisse sind so dargeboten, daß der 
Arzt vor Ort ein Vademecum praktischer 
Therapiemaßnahmen zur Verfügung hat. 
Eine 3. überarbeitete Auflage wird ersteltt. 

Laufende Bitten um Übersendung die­
ses Leitfadens an das Bundesamt für 
Zivilschutz lassen erkennen, daß es ein 
"Bestseller" geworden ist. 

Neuerdings wird auf Betreiben des 
Bundesrechnungshofes versucht, ent­
sprechende Forschungen auszuschrei­
ben. Hintergrund scheinen formale Erwä­
gungen aus dem Beschaffungsrecht des 
Bundes zu sein. Es bleibt abzuwarten, ob 
die erzietten Ergebnisse tatsächlich ein 
Mehr an brauchbaren Erkenntnissen 
schutzbaubezogener und katastrophen­
medizinischer Art zutage fördern. Immer­
hin verfügen neue Bewerber im Falle des 
Zuschlags nicht über die interdisziplinären 
engen Bindungen innerhalb der Kommis­
sion, was äußerst wichtig ist, auch nicht 
über in der Materie versierte Mitarbeiter 
sowie über das über jahrzehntelange ge­
wachsene spezielle Know-how. Ob da 
dann nicht auch zwangsläufig - zumin­
dest teilweise - "das Rad zum zweiten­
mai erfunden werden wird oder gar erfun­
den werden muß?" 

VII. Administrative Maßnahmen, Übungen 
und gesetzliche Maßnahmen 

1. Administrative Maßnahmen 

An erster Stelle stehen die Überlegungen, 
wie mit dem geringsten Aufwand die Schaf­
fung vermehrter Behandlungsmöglichkeiten 
am wirkungsvollsten zu erreichen ist. 

Oie bereits im Abschnitt D HV genannten 
Maßnahmen zur Erhöhung der Bettenkapazi­
tät gehören hierher ebenso wie die erforderli­
che Planung und Aufteilung des zur Verfü­
gung stehenden ärztlichen, pflegerischen 
und medizinischtechnischen Personals auf 
die verschiedenen Bedarfsträger (vgl. D '1). 
Ein regionaler oder überregionaler Ausgleich 
von SpeZialisten ist hier ebenfalls zu nennen. 

Das Aufstellen und das Fortschreiben von 
Krankenhauskatastrophen- und Alarmie­
rungsplänen nicht nur für Großkliniken und 
Krankenhäuser der Schwerpunkt- und Maxi­
malversorgung, sondern für alle Kranken­
häuser ist eine unerläßliche Maßnahme zur 
Schaffung vermehrter Behandlungskapazitä­
ten. Dies ist ein Hauptanliegen der Deutschen 
Gesellschaft für Katastrophenmedizin. Die 
Zuteilung der HKH zu leistungsfähigen Kran­
kenhäusern als Stammkrankenhäuser ist in 
den Ländem Baden-Württemberg, Bayern, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein sowie in 
Berlin bereits erfolgt. Sie ist für die Funk­
tionsfähigkeit der HKH unerläßlich und some 
daher bundesweit alsbald abgeschlossen 
sein. 

Die Organisation und Festlegung von Sani­
tätsmaterialtransporten zur Um lagerung des 
Sanitätsmaterials, soweit es nicht schon in 
HKH eingelagert wird oder kann, ist vorzube­
reiten. Diese sicher lückenhafte Aufzählung 
administrativer Maßnahmen zur Vorberei­
tung vermehrter Behandlungsmöglichkeiten 
mag in diesem Zusammenhang genügen, um 
evtl. noch Hilfen zu geben. Ganz sicher 
werden sich noch viele Maßnahmen vor Ort 
ergeben, wenn die Vorbereitungen, die zum 
jetzigen Zeitpunkt sinnvoll sind, tatkräftig 
aufgegriffen und erledigt werden. 

2. Übungen 
"Entscheidend wäre aber auch, daß in den 

Krankenanstatten regelmäßiger Übungen 
stattfinden und außerdem für das gesamte 
Krankenhauspersonal Fortbildungsmöglich­
keiten auf dem Gebiet des Rettungswesens 
eingeräumt würden"33. Diese Forderung ei­
nes über die Grenzen der Bundesrepublik 
hinaus anerkannten Katastrophenmediziners 
ist bewußt an den Anfang dieses Abschnitts 
gesteltt worden, ist ihre Realisierung doch so 
wichtig als vorbereitende Maßnahme zur 
Bewältigung eines Massenanfalls Verletzter 
- auch in normalen Friedenszeiten. 

Was die Hilfskrankenhäuser anlangt, so 
werden seit Jahren von Bundesland zu Bun­
desland wechselnd jährlich Hmskranken­
hausübungen mit dem Übungsziel "Inbe­
triebnahme eines HKH" durchgeführt. Das 
Ergebnis dieser Übungen ist im großen und 
ganzen festzuhalten: 

- Die jeweils zu Beginn einer Übung zu 
erläuternde HKH-Konzeption einschließ­
lich der Sanitätsmaterialbevorratung wird 
verstanden und akzeptiert. 

- Mit dem ärztlichen Gerät kann aus medizi­
nischer Sicht unter den im Notstandsfall 
herrschenden Bedingungen und Zwängen 
gearbeitet werden. 

- Das z. T. schon über mehr als ein Jahr­
zehnt eingelagerte Gerät ist in einwand­
freiem Zustand. Es erfüm in Ausnahmefäl­
len auch im Friedenseinsatz voll seinen 
Zweck. So konnte vor einiger Zelt bei 
einem Unfall in einem chemischen Betrieb 
mit einem vorgehattenen Medikament 
sehr wirksam geholfen werden. In einem 
anderen Fall wurde, weil ein sehr dringen­
der, anders nicht zu befriedigender Bedarf 
in einem Akutkrankenhaus entstanden 
war, nach Ausfall eines Röntgengerätes in 
kürzester Zeit mit einem bevorrateten 
Gerät ausgeholfen. 

In jüngster Zeit ist - zumindest vereinzett 
- ein gewisser Widerstand gegen HKH­
Übungen erkennbar. Er ist nicht idologischer 
Art, stammt auch nicht aus der IPPNW. Er 
rührt vielmehr daher, daß gesagt wird, die 
HKH würden nicht dem Standard der Indivi­
dualmedizin entspreChen. 

Einmal mehr erhebt sich daher die auch 
von ernsthaften Befürwortem der Katastro­
phenmedizin" vertretene Forderung nach 
vernünftiger Aufklärung über HKH-Übungen 
und die den Maßnahmen zum Schutz der 
Gesundheit zugrunde liegende "Philo­
sophie", die eben mit allen Maßnahmen auf 
die Bewältigung eines plötzlichen Massenan­
falls Verletzter und Kranker ausgerichtet ist. 

In der Vergangenheit konnte durch umfas­
sende sachorientierte Aufklärung eine von 
jungen Medizinem einer Universitätsklinik 
getragene HKH-Übung sehr erfolgreich 
durchgeführt werden, nachdem sie zunächst 
ohne die Aufklärung zu "platzen" drohte. 
Eine solche Aufklärung muß durch die zu­
ständige Kreis- bzw. Stadtverwattung, vom 
Regierungspräsidenten und dem Land schon 
sehr früh vor Beginn einer Übung, am besten 
vor deren Anlage, sachgerecht und nach­
drücklich erfolgen. 

Eine umfassende, sachliche, nicht be­
schönigende, glaubwürdige Information ist 
das Korrelat zum mündigen Bürger. Ihre 
Wirkung kann durch glaubhafte Identifikation 
der Politiker mit der Sache beträchtlich er­
höht werden." 

3. Gesetzliche Maßnahmen 
In den vorangegangenen Ausführungen, 

einschließlich der Anmerkungen, ist bereits 
auf die sich aus der Verfassung und dem 
Zivilschutzgesetz ergebenden Regelungen zu 
den "Maßnahmen zum Schutz der Gesund­
heit" hingewiesen worden. Bekanntlich 
reichten die bisherigen gesetzlichen Rege­
lungen nicht aus, um die notwendige Vorsor­
ge auf diesem Gebiet in dem erforderlichen 
Maße zu betreiben.36 
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Mit dem Katastrophenschutzergänzungs­
gesetz (KatsErgG) wurde eine wichtige Lücke 
im geltenden Recht geschlossen. 

Die das Gesundheitswesen betreffenden 
Vorschriften werden in das .Gesetz über die 
Erweiterung des Katastrophenschu12es" als 
§§ 13 ff. einbezogen und nicht, wie früher 
einmal vorgesehen, in einem besonderen 
Gesetz behandelt. Im großen handen es sich 
um folgendes: 

Die nach Landesrecht zuständigen Behör­
den werden verpflichtet, die erforderlichen 
Planungen zur Sicherstellung der gesund­
heitlichen Versorgung der Bevölkerung im 
Verteidigungsfall vorzunehmen. Sie haben zu 
diesem Zweck u. a. den personellen und 
materiellen Bedarf festzustellen. Die Planun­
gen müssen in enger Zusammenarbeit mit 
den Gesundheitsämtern, den standesärztli­
chen Vereinigungen und den Trägern der 
gesundheitlichen Einrichtungen erfolgen. In 
Krisenfällen kann die Bundesregierung die 
Behörden ermächtigen, die zur Versorgung 
eines Massenanfalls von Verletzten und Er- ' 
krankten notwendigen organisatorischen 
Umstellungen des Krankenhaus- und Ret­
tungswesens anzuordnen3'. 

Das bedeutet unter anderem: 
Die zuständigen Behörden werden ver­

pf�ichtet' Planungen zur gesundheitlichen 
Versorgung der Bevölkerung im V-Fall unter 
Mitwirkung der Gesundheitsämter, hier ist 
vor allem der Arz1 in der Gesundheitsverwal­
tung als sachkompetenter Koordinator ange­
sprochen, zu treffen. Wie beim Katastro­
phenschutz sollen die bestehenden Einrich­
tungen, die der gesundheitlichen Versorgung 
dienen, erweitert werden. Oie genannten 
Einrichtungen sind nicht nur Krankenhäuser, 
sondern auch Einrichtungen der ambulanten 
ärztlichen Versorgung, Rettungsdienste, 
Apotheken, Blutspendedienste, nicht jedoch 
Einrichtungen der Behinderten- und Alten­
versorgung. 

Die Planungen umfassen den personellen 
wie sachlichen Bedarf, wie er unter 0 VII 1 
beschrieben wurde. 

Die Planung ist nicht nur mn dem Sannäts­
wesen der Bundeswehr koordiniert vorzu­
nehmen, an ihr haben sich die ärz1lichen 
Standes- und BerufSgremien, die für die 
Sicherstellung der ambulanten kassenärztli­
chen Versorgung verantwortlichen Stellen 
sowie die Träger der Einrichtungen der ge­
sundheitlichen Versorgung zu beteiligen. 

Für die Planungen werden sachbezogene 
Auskunttspflichten der Träger der gesund­
heitlichen Versorgung begründet. Die Aus­
künfte dürfen nur im engen zweckgerichte­
ten Rahmen verwendet werden. Behörden 
können Krankenhäuser zur Aufstellung und 
Fortschreibung von Alarm- und Einsatzplä­
nen verpflichten. 

Die Regelung sieht weiter vor, daß die 
zuständigen Behörden nach entsprechender 
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Freigabe durch die Bundesregierung die Ein­
satzbereitschaft von Einrichtungen der ge­
sundheitlichen Versorgung anordnen kön­
nen. Mit anderen Worten: Damn wird das 
Aufwachsen der friedensmäßigen gesund­
heitlichen Versorgung auf die Bedürfnisse 
des Massenanfalls eingeleitet. Dazu gehört 
z. B. die Übernahme der HKH durch Stamm­
krankenhäuser. Die friedensmäßigen Ret­
tungsleitstellen werden zur Lenkung der Be­
legung stationärer Einrichtungen in den 
Stand gesetzt, was unter ärztlicher Anlenung 
zu geschehen hat. Die Träger stationärer 
Einrichtungen werden korrespondierend mit 
einer Anschlußpflicht an die Rettungsleitstei­
len belegt. 

Oie Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung eine Meldepflicht 
für nicht mehr berufstätige Angehörige der 
Gesundheitsberufe unter bestimmten Vor­
aussetzungen einzuführen. Es wird wener 
bestimmt, daß die Planungen und Erwene­
rungsanordnungen den diakon ischen und 
karitativen Auftrag der gesundheitlichen Ein­
richtungen in der Trägerschaft der Kirchen 
nicht gefährden dürfen. Schließlich werden 
die Erste-Hi~e- und Schwesternhelferinnen­
ausbildung auf eine gesetzliche Basis ge­
steilt. Einzelheiten sollen durch einen öffent­
lich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Bund 
und den die o. g. Ausbildung betreibenden 
Organisationen geregelt werden. 

Die Erweiterungsmaßnahmen zu Verteidi­
gungszwecken im Bereich der gesundheitli­
chen Versorgung können mn erheblichen 
Kosten verbunden sein. Diese sind den Trä. 
gern zu ersetzen. 

Zuwiderhandlungen gegen das Aufstellen 
von Elnsatz- und Alarmplänen für Kranken­
häuser und gegen die Maßnahmen zur Er­
weiterung der Einsatzbereitschaft sind Ord­
nungswidrigkeiten, die mit einer Geldbuße 
bis zu 20000,- DM geahndet werden 
können. 

Diesen vorgesehenen Regelungen haben 
im großen und ganzen die Bundesärztekam­
mer, der Hartmannbund und die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft zugestimmt, 
wenngleich noch Klarstellungen gefordert 
und Anregungen gegeben wurden. 

E. Schlußbetrachtung 

1. Ist der Verfassungsauftrag zum Schutz 
des Lebens erfüllt? 

Diese Darstellung wurde mn dem . Verfas­
sungsauftrag zum Schutz des Lebens" be­
gonnen. 

Ist er für den Bereich .Gesundheitswesen 
im Zivilschutz" erfüllt? Ohne Zweifel können 
aus diesem Aufgabengebiet des Zivilschut­
zes alle Maßnahmen dahin bewertet werden, 
daß sie zweckdienlich und geboten sind, um 
einen den im Verteidigungsfall obwaltenden 
Umständen gemäßen und möglichen wirksa-

men Schutz bzw. ebensolche elementaren 
Überlebensmaßnahmen zu verwirklichen. 

Der Gesetzgeber hat für das Gesundheits­
wesen mn dem ZivilSChutzgesetz und in 
Sonderheit mit den Bestimmungen der §§ 
14,15 dieses Gesetzes Rechtsgrundlagen 
geschaffen, die zur Verwirklichung des o. g. 
Verfassungsauftrags einen wesentlichen 
Beitrag leisten. Mn dem .Gesetz zur Ergän­
zung des Katastrophenschutzgesetzes und 
anderen Vorschriften" wird - für das Ge­
sundheitswesen speziell mit den §§ 13- 15 -
dieses Bemühen fortgesetzt. 

Allerdings fehlen in dem Gesetz die im 
ursprünglichen Gesetzentwurf enthaltenen 
Bestimmungen über eine modifizierte 
Schutzbaupflicht, womit derVerfassungsaUf­
trag zum Schutz des Lebens am wirksamsten 
hätte realisiert werden können. Insowen be­
steht ein großes Manko. 

Neben den gesetzlichen Regelungen sind 
die auf dieser Grundlage zu verwirklichenden 
Vorsorgemaßnahmen so angelegt, daß sie 
unter den obwaltenden Umständen eines V­
Falles so wirksam wie möglich elementares 
Überleben sicherstellen. Sie reichen bis zu 
einschlägigen Forschungen. 

2. Doppelnutzen - Friedensnützlichkeit 
der Vorsorgemaßnahmen auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens im Zivilschutz 

BetraChtet man die Vorsorgemaßnahmen 
zur gesundheitlichen Vorsorge, so ist ganz 
allgemein festzustellen, daß sie grundsätz­
lich dem Prinzip der Doppelnutzung sowie 
der Friedensnützlichkeit und überdies den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar­
samkeit entsprechen. 

Die Hilfskrankenhäuser sind überwiegend 
in Schulen untergebracht, die voll zu Unter­
richtszwecken genutzt werden. Soweit ge­
schützte Räume errichtet werden, werden 
diese zur Aufnahme des der Funktionsfähig­
ken der HKH dienenden Materials voll ge­
nutzt. Teile des Sanitätsmaterials werden im 
Rahmen humanitärer Hilfsaktionen sinnvoll 
eingesetzt, womit eine wirtschaftliche Wäl­
zung erfolgen kann. Die Lagerung von Arz­
neimitteln über die Verfalldauer hinaus bis 
zur Grenze ihrer Verkehrsfähigkeit ist eine 
äußerst wirtschaftliche Lösung. In Notfällen 
im Frieden könnten Arzneimittel ebenfalls 
wirksam eingesetzt werden. Oie Auswahl von 
Gerät erfolgt nach eingehenden Prüfungen, 
wobei die Wirtschaftlichkeit nicht nur im 
Zeitpunkt der Anschaffung, sondern auch 
beim Betrieb im Bedarfsfalle eine große Rolle 
spien, was am Beispiel der Autoklaven ge­
zeigt wurde. Schließlich steht es außer jedem 
Zweifel, daß die behandelten Ausbildungen 
von unschätzbarem Wert für die Allgemein­
heit bereits in Friedenszeiten sind. 

Es ist nicht zu leugnen, daß bei großen 
Unfällen im Frieden, wie z. B. Eisenbahnun­
glücken, Flugzeugabslürzen in bewohnten 



Gebieten, die Kalaslrophenmedizin .sehr viel 
bringt". Sie ist eine erweiterte Notfallmedi­
zin, sie ist schlechthin die auf alle Fachgebie­
te der Medizin übergreifende Lehre und 
Praxis der Rettung, Sichtung und der Be­
handlung vieler nahezu gleichzeitig bedroh­
ter Menschen38. 

Es liegt der Friedensnutzen einer Schwe­
sternhelferinnenausbildung ebenfalls auf der 
Hand. Alles, was gelernt wird, kann doch 
gleichfalls irn häuslichen Bereich zur Be­
handlung der täglichen Fährnisse angewandt 
werden. 

Auf die große Bedeutung der Er.>te-Hine­
Ausbildung für die späteren Heilungschancen 
- natürlich auch im Frieden - ist bereits 
hingewiesen worden. 

Bleibt schließlich hierzu festzustellen, daß 
die Maßnahmen zum Schutz der Gesundheij 
humanijären Charakter.> sind und der Allge­
meinheit nicht nur in dem außergewöhnli­
chen Falle, für die sie als Vor.;orge angelegt 
sind, sondern ebenso Hilfe bringend im Frie­
den zugute kommen. 

Ein abschließender Hinweis erscheint nö­
tig: Eine Darstellung eines so komplexen 
Gebietes, wie es das Gesundheitswesen im 
Zivilschutz ist, kann durch das Aufzählen der 
vielen Einzeimaßnahmen einen recht posiji­
ven Eindruck hervorrufen. Sicher ist 'vieles 
geschehen, aber noch längst nicht genü­
gend. Es bleibt noch sehr viel zu tun. 
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Die Retter kommen 
aus der Luft 

Seerettungsübungen des Hubschraubertransportgeschwaders 
HTG 64 über der Nordsee 

Fünfköpfige Familie vor dem Ertrinken im 
Wattenmeer gerettet. Familie wurde von 
der aufkommenden Flut überrascht. Im 
letzten Augenblick wurden alle vom SAR­
Rettungshubschrauber aus Jever und ei­
nem Seenotrettungskreuzer der Deut­
schen Gesellschaft zur Rettung Schiffbrü­
chiger (DGzRS) aus dem Wasser gerettet. 
Was sich In der Zeitung erfreulich liest, 
war mit viel Arbeit und Er1ahrung der 
Rettungsmannschaften verbunden. Ver­
antwortlich für alle SAR-Maßnahmen sind 
die Leitstellen, kurz RCC (Rescue Coordi­
nation Center) genannt, in Glücksburg 
(Marine), Goch (Luftwaffe) und Bremen 
(DGzRS). Der SAR-Dlenst der DGzRS und 
der militärische SAR-Dienst unterstützen 
sich bel Einsätzen gegenseitig. 

Das Marinefliegergeschwader (MFG) 5 in 
Kiel unterhält SM-Stützpunkte auf Sylt, Bor­
kum und Helgoland mit einer .Sea·King". 
Dieser voll seeflugtaugliche Hubschrauber 
verfügt über Hoverautomatik und ein Naviga­
tionsradar. Das HTG 64 fliegt mit seinem 
Hubschrauber vom Typ .Bell UH-l D" vom 
SAR-Kommando Jever, Seenotrettungsein­
sätze im Wattenmeer und der Deutschen 
Bucht. Die Bell UH-l D, se~ 20 Jahren beim 
HTG 64 im Dienst, verfügt weder über Hover­
automatik noch Navigationsradar. Der Flug­
kurs muß von der Crew vor Flugbeginn über 
See genau berechnet werden. Geflogen wird 
von Tonne zu Tonne der SeewasserstraBen. 
Bei Nacht und schlechten Sichten ist jeder 
Flug über dem offenen Meer mit viel Erfah­
rung in der Navigation und an der Rettungs­
winde verbunden. 

Aus diesem Grund führt die 2. Staffel des 
HTG 64, sie ist für die Seerettung zuständig. 
einmal im Jahr wöchentliche Trainingsflüge 
von Borkum aus in der Deutschen Bucht 
durch. Um ihre Seeflugberechtigung zu be­
halten, müssen die Piloten, Bordtechniker 
und Luftrettungsmeister eine bestimmte An­
zahl von Flugstunden und verschiedene Ret­
tungsverfahren über See geflogen haben. 

An einem trüben. regnerischen Novem­
bertag starten vier Hubschrauber vom Flie­
gerhorst Ahlhorn aus in Richtung Borkum, 
besetzt mit Piloten, Bordtechnikern, Wetter­
beratern. Auf Borkum dienen einige Räume 
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Besondeß bei . dickem Wetter" moniert die WIndenarben ein Höchstmaß an Fingerspitzengefühl des Piloten. 
Besonders bei Segelyachten besteht die Gefahr, daß sich die zu rettende Person in den Wanten und Stagen 
vertängt oder der Hubschrauber dem Mast zu nahe kommt 

Das Abbergen eines Tauchers von einer Rettungsinset Diese aufblasbaren SchwimmkÖlpef' sind nicht Immer 
so gut zu sehen wie In diesem Fall. 



Freischwebend am Haken über dem Wasser - im­
mer wieder ein seltsames Gefühl ... 

des Marinestützpunktes in der Nähe des 
Hafens als Unterkunft für die Männer der 2. 
Staffel. Dort wurde auch eine komplette 
Wetterstation aufgebaut . . Metereologen des 
HTG 64 beraten vor jedem Flug die Besatzun­
gen über die aktuelle Wetterlage. Denn für 
die Navigation sind die Wetter- und Windver­
hältnisse sehr wichtig. 

Bei einer morgendlichen Einsatzplanung 
(Briefing) erläutert der Kommandoführer, 

Hauptmann Sieg, die zu fliegenden Aufga­
ben. Navigationsflug in die Deutsche Buch~ 
Suchflug sowie Übungen mit der Rettungs­
winde. Menschenrettung vom Schiff, vom 
Schlauchboot und aus einer Rettungsinsel. 
Nach dem Briefing rüsten sich die eingeteil­
ten Teams für das • Tactical Combat T rai­
nings Programm" (TCTP). Dies beginnt mit 
dem Anlegen des Kälteschutzanzuges .Fran­
kenstein" . Wie der Name schon verrät, ein 
Greuel für alle. In den wasserdichten Anzü­
gen kommt man ganz schön ins Schwitzen. 
Dazu kommt noch eine Schwimmweste mit 
Notsender und Leuchtpistole. Die Hub­
schrauber sind versehen mit aufblasbaren 
Notschwimmern und einer Rettungsinsel für 
eventuelle Notwasserung. Die Besatzung der 
Maschine 71 + 18 besteht aus den Piloten 
Oberleutnant Rest, Leutnant Kampe und dem 
Bordtechniker Brockhöft. Er legt sich und mir 
einen Stehhaltegurt an, man ist dadurch 
gegen Herausfallen bei geöffneter Tür gesi­
chert, hat aber eine gewisse Bewegungsfrei­
heit. 

Nach den Checks aller Systeme ist man 
.Ready for take off". Gradzahlen und Minuten 
geben den Kurs an. Grüne und rote Tonnen 
sind die .Wegweiser". Navigiert wird wie es 
die Seefahrer tun. Im Einsatzgebiet ange­
kommen, wird ein spezielles Suchverfahren 
.Expanding Square" geflogen. Dabei wird 
von einem Startpunkt ausgehend in einer 
vorgegebenen Höhe und mit stets gleicher 
Geschwindigkeit ein bestimmter Kurs genau 

Die Besatzung der SAft-Hubschrauber muS ihr Können SÜndig tralntel"en, um für den Notfall gerüstet zu sein. 

1 Minute lang geflogen. Dann wird weitere 
sechzig Sekunden auf einem rechtwinkligen 
zum ersten verlaufenden neuen Kurs geflo­
gen, anschließend wieder ein Schwenk um 
90 Grad, dann zwei Minuten auf diesem Kurs 
geflogen. So ergibt sich ein Quadrat, dessen 
Außen kanten immer größer werden, man 
erzielt so eine gleichmäßige, flächendecken­
de Luftbeobachtung. Mit dieser Technik wird 
das Zielgebiet abgesucht, bis das zu suchen­
de Objekt gefunden ist. 

Von einem Landungsboot der Marine sind 
Taucher in einer Rettungsinsel auf See aus­
gesetzt worden. Die Übungen mit der Ret­
tungswinde beginnen. Der Bordtechniker be­
dient die Winde und .spricht" den Piloten 
genau an den zu Rettenden heran . • Zehn vor 
- drei rechts - Höhe gut", so lauten die 
standardisierten Anweisungen des Bordtech­
nikers über Bordfunk an den Hubschrauber­
führer. Für den Piloten eine nicht leichte 
Aufgabe. Er muß sich auch bei unruhiger See 
einen Festpunkt suchen, um den Hubschrau­
ber ruhig in der Luft zu halten, da die gute alte 
.Hue Y" keine Hoverautomatik hat. Nach 
zwei Stunden Flug sind alle Rettungsverfah­
ren erfolgreich geflogen und wir kehren nach 
Borkum zurück. 

Die Maschinen werden betankt und auf 
eventuell eingedrungenes Seewasser kon­
trolliert, damit sie für den Nachtflug wieder 
bereit stehen. Nachtflüge erfordern beson­
ders viel Erfahrung. Leuchtfeuer der Fahr­
wassertonnen blinken in unterschiedlichen 
.Kennungen". Die Richtige zu finden ist nicht 
leicht. Beim Nachtflug werden die gleichen 
Übungen wie tagsüber geflogen und trainiert. 
Gegen 22.00 Uhr geht ein langer fliegerischer 
Tag zu Ende. 

Am nächsten Tag entdecken Leutnant 
Donsbach, Feldwebel Nissen und Oberfeld­
webel Sytuss während des Übungsfluges in 
der Nähe der Tonne 8 des Deutsche Bucht 
Weges eine Meeresverschrnutzung. Hinter 
einem Schiff färbt sich die Nordsee hellgrün. 
Sie fliegen an das Schiff aus Nassau heran. 
An der Backbordseite hängt ein Schlauch, 
aus dem eine braune Flüssigkeit abgepumpt 
wird. Der Vorfall wird über Funk dem Tower 
auf Borkum gemeldet, der den Zoll verstän­
digt. Auf dem Rückflug nach Borkum war 
schon ein Boot der Wasserschutzpolizei auf 
dem Weg zu dem Schiff. Ein Beitrag zum 
Umweltschutz. 

Nur durch dieses ständige Üben sind bei 
einem Rettungseinsatz unter schwierigen 
Bedingungen die Gefahren auf ein Minimum 
zu beschränken. Dennoch kommt es vor, daß 
ein Rettungseinsatz bei zu rauher See oder 
gefäh~ichen Windbben abgebrochen werden 
muß. Bislang gab es bei dem SAR-Komman­
do Jever einen Flugunfall im Jahre 1976. Die 
Bell berührte die Wasseroberfläche und 
stürzte ab. Die Besatzung wurde glücklicher­
weise nur leicht ve~etzt. Die Crew war auf 
der Suche nach einem vermißten Sportflug-
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EJcpIndlng Squ ... 5tJci1mahren 
Dieses Vot1ahren wIn! angewandt, wenn Anhal1s­
punklll vof1logen, die auf oIne bestimmte Position 
des zu """""""" Objektes hindeuten. Es kann 
sowohl nach Unu als auch nach roc:hts geflogen 
-. stets omIc:ht man eine zuverlässige Ge­
bIotJabdeckung. Bel zunehmenden Wln_IHnis­
sen Ist eine Intensive temstlsche Navigation _­
dortIch. 

zeug. All das Üben dient im Ernstfall der 
Rettung von Menschenleben. Der 1959 ein­
gerichtete militärische SAR-Dienst für die 
Suche und Rettung von in Not geratenen 
Flugzeugen fliegt heute über 90 Prozent aller 
Einsätze im zivilen Bereich. 130000 Ret­
tungseinsätze sind eine stolze Bilanz 30jähri-

Bell UH-1D 

Technische Daten 

Leistung 
max. Abfluggewicht 
Rettungswinde 
Windenlänge 
Geschwindigkeit 
Reise 
max. 
Flugzeit 
ohne Zusatztank 
mit 1 Zusatztank 
mit 2 Zusatztanks 

1044 kW 
4310 kg 
275 kg 

45 m 

90kts 
120 kts 

2:30 Std. 
4:10 Std. 
5:50 Std. 

ger SAR-Tätigkeit. .Das Leben anderer er­
halten" dieser Wahlspruch der amerikani­
schen SM-Dienste kennzeichnet den Auf­
trag aller Rettungsllieger. Das .FLAPP­
FLAPP", den .Sound auf Rescue" wird si­
che~ich noch so mancher Geretteter gern im 
Ohr haben. Adolf Rahe 
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Eine Sea-Klng vom Marineftieg ... geschwad ... ln Klei: Ein Hubschrauber mH Hov.,automatik und Navigations· 
radar Ist voll seeflugtauglich. 

Die Wett_atung vom HTG auf Bort<um gibt den Piloten vor dem Abflug ontscheldenda Daton für die 
Navigation. 

, 
• 

oz:-

-

Ein "Abfallprodukt" der RettungsObungen: Dieser Seeverschmulzer bekommt wenig splter ,.Besuch" von der 
Wasserschutzpolizei. 



Dr. Ewald Andrews 

Handlungsbedarf im Zivil­
und Katastrophenschutz 

KatS-Ergänzungsgesetz - Krisenmanagement -
Gefahrguttransport - DB-Tunnelanlagen -

Brand- und Katastrophenschutz auf Bundesliegenschaften 

Wie in jedem komplexen staatlichen Auf­
gabenbereich fällt auch im Zivil - und Kata­
strophenschutz immer wieder ein Vollzugs­
bedarf oder Regelungsbedarf oder ein politi­
scher Entscheidungsbedarf an.') Ein mar­
kantes Beispiel aus jüngsler Zeit für die 
Abdeckung eines Regelungsbedarfs im Zivil­
schutz ist das kürzlich vom Deutschen Bun­
destag verabschiedete Gesetz zur Ergänzung 
des Gesetzes über die Erweiterung des Kata· 
strophenschutzes (KatS·Ergänzungsgesetz). 
Dieses Gesetz schließt eine Reihe von Lük­
ken im gegenwärtigen Zivilschutzsystem. Als 
wichtigste sind zu nennen die Vorschriften 
über Vorsorgemaßnahmen auf dem Gesund­
heitssektor und über persönliche Hilfelei­
stungspflichten. Dadurch wird sichergestel~, 
daß das stationäre Gesundheitswesen im 
Falle eines bewaffneten Konfliktes möglichst 
schnell auf einen etwaigen Massenanfall von 
Verletzten umgestellt werden kann. Die neu 
begründete Hilfeleistungsverpflichtung zur 
Deckung des Personal bedarfs korrespondiert 
u. a. mit den Bestimmungen des Bundeslei­
stungsgesetzes über die materielle Bedarfs­
deckung. Art, Inhalt und Umfang der Vor­
schriften des KatS-Änderungsgesetzes 
orientieren sich an den zur Zeit poliüsch 
durchsetzbaren sachlichen Mindestanforde­
rungen. Sie passen sich damit den außen­
bzw. verteidigungspolitischen Entwicklungen 
im Sinne einer weltweiten Bereitschaft zur 
Abrüstung an. Der Vorwurf, sie seien kriegs­
vorbereitend, ist rational nicht nachvoll­
ziehbar.~ 

Ein weiterer Sachverhalt, der politischen 
Handlungsbedarf verursacht hat, ist der Re­
aktorunfall in Tschernobyl und seine Auswir­
kungen auf die Bundesrepublik Deutschland 
gewesen. Eine wichtige Konsequenz ergab 
sich aus der Erkenntnis, daß für örtlich, 
regional oder landesbezogen begrenzte Ka­
tastrophen bzw. Gefährdungslagen unterhalb 
der Katastrophenschwelle in der Regel das 
Instrumentarium der vorhandenen Katastro­
phenschutzgesetze der Länder bzw. die per-

sone lien und sächlichen Mittel der normalen 
Verwaltung ausreicht, daß aber für eine 
bundesweite, also landesgrenzenüberschrei­
tende Gefährdungslage spezifische Maßnah­
men, vor allem in bezug auf die Koordination 
und die Kommunikation sowie deren Struk­
turierung zu einem funktionstüchtigen Kri­
senmanagement, erforde~ich sind' ) Der 
Handlungsbedarf ist in dem auf den genann­
ten Reaktorunfall bezogenen Arbeitspro­
gramm der Bundesregierung vom 1. Sep­
tember 1986 dargestellt worden. Er wurde 
zum einen umgesetzt durch das inzwischen 
erlassene Strahlenschutzvorsorgegesetz, 
das u. a. die Rechtsgrundlage für den Aufbau 
eines flächendeckenden Frühwarnsystems 
gegen radiologische Gefährdungen darstellt. 
Zum anderen bewirkte es die Erarbeitung 
einer Konzeption zur Verbesserung des Kri­
senmanagements bei großflächigen Gefah­
renlagen, die die Innenministerkonferenz am 
29. April 1988 und das Bundeskabinett am 
22. Juni 1988 beschlossen haben. Hieran ist 
bemerkenswert, daß Bund und Länder mit 
der Krisenmanagementkonzeption ein ge­
meinsames Koordinierungsinstrument ge­
schaffen haben, in dem ereignisadäquate 
Informations-, Kommunikations- und Ab­
stimmungsmechanismen eine unter Zeit­
und Sachaspekten optimale Reaktion des 
Gefahrenabwehrsystems auf eine großflächi­
ge Gefahrenlage ermöglichen, ohne daß da­
mit eine Verlagerung von Zuständigkeiten auf 
andere Stellen verbunden ist. Dies ist ein 
herausragendes Beispiel dafür, daß Bund 
und Länder bereit und in der Lage sind, 
komplexe Problemstellungen einvernehmlich 
zu regeln, ohne die verfassungsrechtlich vor­
gegebene Zuständigkeitsordnung für die 
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Län­
dem zu verändern. 

Handelt es sich bei den vorgenannten 
Beispielen politischen Handlungsbedarfs auf 
dem Gebiete des Zivilschutzes bzw. des 
Krisenmanagements für großflächige Gefah­
renlagen mehr um solch~, die se~ene bzw. 

außergewöhnliche Ausnahmesituationen be­
treffen, so befaßt sich der im folgenden 
dargestellte Handlungsbedarf auf dem Ge­
biete des Katastrophenschutzes mit Sach­
verhalten aus der gegenwärtigen Risikoland­
schaft unseres hochindustrialisierten Ge­
meinwesens. Es geht dabei letztlich um die 
Leistungsgrenzen des kommunalen Gefah­
renabwehrsystems für den Brand- und Kata­
strophenschutz, für das grundsätzlich die 
verfassungsrechtliche Zuständigkeit der 
Länder gegeben ist. Hierüber gab es bis etwa 
Mitte der 70er-Jahre keine Meinungsver­
schiedenheiten. Die Diskussion setzte ein, 
als der Bundesminister der Verteidigung im 
Jahre 1973 in einem Schreiben an den 
Vorsitzenden der Ständigen Konferenz der 
Innenminister die Auffassung vertrat, daß die 
Zuständigkeiten der Länder auf diesem Ge­
biet .dann eingeengt werden, wenn bei 
Bränden bestimmter Objekte (z. B. abge­
stürzte bewaffnete Flugzeuge, größere Treib­
stoff- oder Munitionsdepots) die Gefährdung 
der Angehörigen der öffentlichen Feuerweh­
ren mangels spezieller Kenntnis der bundes­
wehreigentümlichen Risiken die Grenze der 
Zumutbarkeit überschreitet ... " Gemäß Arti­
kel 73 Ziffer 1 GG hätte die Bundeswehr das 
Recht, diesen Teilbereich in eigener Zustän­
digkeit zu regeln. Damit war die Frage aufge­
worfen, ob dem Bund aufgrund Art. 73 Nr. 1 
GG eine Annex-Kompetenz für den Brand­
schutz auf speziellen Bundeswehniegen­
schalten zusteht, die aus dem Verteidigungs­
auftrag hergeleitet werden könnte. Das 
Bayerische Innenministerium hat in einer 

1) Andrews. BeWlkerungsschtrtzpolitik, C. Heymanns-Ver­
~g, Mln. 1989. S. 23 

2) o~ ZMlsch<Jtzgegner fordern anderersei1s d~ tIlYerziig­
liehe Ratifizierung der Zusatzprotokolle zu den Gerlfer 
Abkommen. die den Zivilsch<Jtz vOO<errechtfich regeln 
tI1d damtt gerade ...,. Existenz und EffiZien2 als 
BeWlkerungsschutzsysfem voraussetzen. 

3) Andrews, a. a 0., S. 74 
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gutachtlichen Stellungnahme vom 28. Febru­
ar 1977 dieser Auffassung mit folgender 
Argumentation widersprochen: 

. 1. Ausgangspunkt der Betrachtung ist 
Art. 30 GG, der die Ausübung staatlicher 
Befugnisse und die Erfüllung staatlicher Auf­
gaben den Ländern zuweist, soweit nicht das 
GG eine andere Regelung trifft oder zuläßt. 
Für den Bereich der Gesetzgebung verschärft 
das GG die Anforderungen an eine Zuständig­
keit des Bundes. Art. 70 GG verlangt aus­
drücklich die Verleihung einer Gesetzge­
bungsbefugnis durch das GG. 

Hier ist das Recht der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung in dessen Teilbereich 
,Brandschutz' betroffen. Diese Materie wird 
in keiner Bestimmung des Grundgesetzes 
der Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
unterworfen. Auch eine entsprechende Ver­
waltungskompetenz wird vom GG nicht aus­
drücklich zugelassen. Aber auch eine im 
Hinblick auf Art. 30 und 70 GG nur in sehr 
engen Grenzen mögliche ungeschriebene 
Gesetzgebungs- und Verwaltungszuständig­
keit des Bundes läßt sich für den Brand­
schutz im Bereich bundeseigener Verwanun­
gen nicht herleiten. 

Solche ungeschriebenen Kompetenzen 
werden mit einem Annex-Verhännis, dem 
Sachzusammenhang oder der Natur der Sa­
che begründet. 

a) Die Annex-Kompetenz betrifft die Aus­
dehnung einer ausdrücklich zugeteinen Bun­
deskompetenz in das Stadium der Vorberei­
tung und Durchführung. InSbesondere im 
Bereich der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung kann die Ordnungsgewalt als Annex 
des Sachgebietes erscheinen, auf dem sie 
tätig wird ... Das kann aber dann nicht 
gelten, wenn die Aufrechterhaltung der öf­
fentlichen Sicherheit und Ordnung den allei­
nigen und unmittelbaren Gesetzeszweck bil­
det, wie z. B. im Polizeirecht oder dem Recht 
des Katastrophenschutzes im Frieden (vgl. 
BVerfGE 8, S. 150) .... 

b) Der Sachzusammenhang kann eine 
Zuständigkeit des Bundes nur stützen, wenn 
eine dem Bund ausdrücklich zugewiesene 
Materie verständlicherweise nicht geregelt 
werden kann, ohne daß zugleich eine nicht 
ausdrücklich zugewiesene Materie mit gere­
gelt wird. Ein solch enger Zusammenhang 
zwischen dem Brandschutzwesen und den 
Aufgabengebieten Verteidigung, Bundes­
bahn und Bundespost besteht jedoch nicht. 
... Es ist nicht verständlich, warum z. B. die 
Verteidigungsaufgaben des Bundes es neu­
erdings erforderlich machen, daß künftig der 
Brandschutz in Bundeswehranlagen nur von 
bundeseigenen Kräften aufgrund eigener ge­
setzlicher Bestimmungen gewährleistet wer­
den kann. 

c) Eine Zuständigkeit aus dem Gesichts­
punkt der Natur der Sache wird dann begrün­
det, wenn es sich aufgrund des Wesens und 
der verfassungsmäßigen Organisation des 
Bundes um eine natürliche Bundesaufgabe 
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handelt. Der Brandschutz in Bundeseinrich­
tungen ist - wie die bisherige Praxis zeigt -
keine Aufgabe, die sich zwanglos aus dem 
inneren Organisationsgefüge des Bundes 
herleiten läßt. ... 

2. Neben den verfassungsrechtlichen Be­
denken unterliegt die Auffassung des BMI 
und BMVg auch Zweifelsfragen im Hinblick 
auf die Verpflichtungen des Bundes gegen­
über seinen NATO-Partnem. Art. 63 Abs. 3 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppen­
staM geht erkennbar von der bisher unbe­
strittenen Rechtslage aus. Danach ist der 
Brandschutz im Bereich von Bundeswehran­
lagen (als einem Teil des Gemeindegebietes) 
grundsätzlich durch die Gemeindefeuerweh­
ren aufgrund Landesgesetzes SiCherzustel-
len. .. . . 

3. Die Konsequenzen, die sich aus der 
Auffassung des Bundes ergeben, erscheinen 
aber auch aus der Sicht der Praxis bedenk­
lich .. .. Der Bund wäre gehanen, die entste­
hende Lücke durch Aufstellung, Ausrüstung 
und Ausbildung leistungsfähiger eigener 
Feuerwehren zu füllen. Es muß ernstlich 
bezweifen werden, ob der Bund schon aus 
Haushaltsgründen in der Lage wäre, die 
außerordentlich hohen Aufwendungen zu tä­
tigen. Auf diese Zweifel gründet sich die 
Befürchtung, daß die entstehende Lücke zu 
einer Gefährdung der Brandsicherheit in den 
an die Bundesanlagen angrenzenden Teile 
des Gemeindegebietes führt." 

Diese Auffassung Bayerns wurde im Prin­
zip auch von den anderen Ländern mit Aus­
nahme Baden-Würftembergs geteilt, das 
durch Erlaß vom 21 . September 1976 fest­
stellte, daß die Bundeswehr, die Bundesbahn 
und die Bundespost für den Brandschutz in 
ihren Liegenschaften und an ihren Objekten 
selbst verantwortlich seien. 

Der AK V der Innenministerkonferenz hat 
alsdann das Innenministerium Nordrhein­
Westfalen beauftragt, die in diesem Zusam­
menhang entstandenen Rechtsfragen zu 
prüfen. Die gutachtliche Stellungnahme wur­
de mit Schreiben vom 14. September 1977 
vorgelegt. Sie gelangt in ihren Kernaussagen 
zu folgendem Ergebnis: 

. Es ist zunächst - in Übereinstimmung 
mit der vom Bayerischen Staatsministerium 
des Innern vertretenen Auffassung - davon 
auszugehen, daß die Aufgabe des präventi­
ven und des repressiven Brandschutzes der 
Gefahrenabwehr im Sinne des Rechts der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung zuzu­
ordnen ist und damit grundsätzlich der Ge­
setzgebungs- und Verwanungskompetenz 
der Länder unterliegt. Andererseits steht die 
hier zur Erörterung gestellte Gefahrenabwehr 
in einem gewissen Zusammenhang zu sol­
chen Sachgebieten, für die sich der Bund auf 
eine ausschließliche Gesetzgebungs- und 
Verwaltungskompetenz berufen kann ... 

Das bedeutet zunächst, daß der Gesichts­
punkt der sogenannten Annex-Kompetenz in 
den hier angesprochenen Bereichen (Vertei-

digung, Bundespost, Bundesbahn u. ä.) je­
denfalls grundsätzlich zum Tragen kommen 
kann. 

Schwierig erscheint allerdings die Abgren­
zung einer solchen Annex-Kompetenz des 
Bundes gegenüber dem Zuständigkeitsbe­
reich der für die Gefahrenabwehr, insbeson­
dere im Brandschutz, zuständigen Stellen der 
Länder. Daß es um die Erhaltung von Bun­
desvermögen oder solcher Liegenschaften, 
Gebäude oder Gegenstände geht, die einer 
Bundesverwanung (bundeseigenen Verwal­
tung) zu dienen bestimmt sind, dürfte allein 
eine umfassende, die Zuständigkeit der Län­
der ausschließende Annex-Kompetenz zur 
Abwehr aller solcher Liegenschaften oder 
Vermögensgegenstände betreffenden oder 
von diesen ausgehenden Gefahren nicht be­
gründen. 

... Man wird vielmehr eine Annex-Verwal­
tungskompetenz des Bundes zur Gefahren­
abwehr nur annehmen können, soweit die 
abzuwehrenden oder zu beseitigenden Ge­
fahren zu den gefährdeten Verwanungsbe­
reichen in einem .notwendigen", d. h. zu­
mindest sehr engen sachlichen Zusammen­
hang stehen. Es muß sich daher um die 
Abwehr solcher Gefahren handeln, die für 
den betreffenden Verwaltungs bereich (Ver­
teidigung' Bundesbahn pp.) spezifisch sind 
... Für solche besonderen Teilbereiche -
dies dürfte vor allem für Verteidigungsanla­
gen, Munitionsdepots oder auch besonders 
gefährliche Bundesbahnanlagen gelten -
wird man dem Bund eine Annex-Kompetenz 
zur Unterhanung und Organisation von Son­
derfeuerwehreinrichtungen kaum bestreiten 
können .. . 

Bejaht man eine Annex-Kompetenz des 
Bundes zur Gefahrenabwehr auf dem Gebie­
te des Brandschutzes für begrenzte Bereiche 
der bundeseigenen Verwaltung mit besonde­
ren betriebsspezifischen Gefahren, so stellt 
sich allerdings die schwierige Frage nach 
einer sachlichen und örtlichen Abgrenzung 
dieser Gefahrenabwehr des Bundes gegen­
über den Zuständigkeiten der allgemeinen 
Gefahrenabwehrbehörden, namentlich der 
öffentlichen Feuerwehren der Gemeinden . ... 

Soweit die Brandschutzmaßnahmen aus­
schließlich oder jedenfalls in erster Linie der 
Erhanung der Funktions- und Betriebsfähig­
keit von Anlagen und Einrichtungen der Bun­
deswehr, der Bundesbahn usw. dienen sol­
len und die potentiellen Gefahrenbereiche 
auch räumlich - örtlich in einer Weise abge­
grenzt sind, daß eine Gefährdung der Allge­
meinheit, insbesondere etwa von Anliegern, 
mit an Sicherheit grenzender Wahrschein­
lichkeit ausgeschlossen werden kann, dürfte 
die Annex-Kompetenz des Bundes für die 
Gefahrenabwehr diesbezügliche Regelungen 
in den Feuerschutzgesetzen der Länder aus­
schließen .. .. Wird die öffentliche Feuerwehr 
in diesen Bereichen auf Anforderung im 
Rahmen der Brandbekämpfung unterstüt­
zend tätig, so wird man dies rechtlich als 



Amtshilfe (Art. 35 GG) zu qualifizieren haben. 
Im übrigen aber dürfte es größere Berei­

che geben, in denen - etwa im Falle eines 
Großbrandes - eine Gefährdung der Allge­
meinhe~, insbesondere von Anliegern, nicht 
auszuschließen ist. Auch für diese Bereiche 
wird man ... eine Annex-Kompetenz des 
Bundes anzunehmen haben. Daraus dürfte 
aber nicht zu folgern sein, daß für den 
Brandschulz in diesen Grenzbereichen die 
Regelungsbefugnis der Länder entfällt und 
daß insbesondere die sachliche und örtliche 
Zuständigke~ der öffentlichen Feuerwehren 
hier zu verneinen wäre. Hinsichtlich dieser 
Grenzbereiche wird man vielmehr von paral­
lel verlaufenden Zuständigkeiten des Bundes 
und der Länder ... auszugehen haben. Diese 
Parallelzuständigkeiten sind durch die unter­
schiedlichen Zielsetzungen - .Abwehr von 
Gefahren für die Betriebs- und Funktionsfä­
higkeit der Einrichtung oder Anlage einer­
seits, Abwehr von Gefahren für die Allge­
meinhe~ andererseits - begründet. " 

Zusammenfassend kommt das Innenmini­
sterium Nordrhein-Westfalen zu der Auffas­
sung, ,daß - entgegen der vom Bayerischen 
Staatsministerium des Innern vertretenen 
Auffassung - eine Annex-Kompetenz des 
Bundes, allerdings in dem oben dargestellten 
begrenzten Umfange, zu bejahen ist" und 
daß andererseits ,die vom Innenministerium 
Baden-Würftemberg vertretene Auffassung 
mit der vollständigen Ausklammerung aller 
Liegenschaften und Objekte der Bundeswehr · 
sowie der Bundesbahn und der Bundespost 
aus dem Zuständigkeitsbereich der öffentli­
chen Feuerwehren viel zu weit geht und 
insoweit rechtlichen Bedenken begegnen 
dürfte". Es wird weiter ausgeführt, auch die 
Amtshilfe könne ,nur in den Fällen zum 
Tragen kommen, in denen öffentliche Feuer­
wehren ausnahmsweise zur Unterstützung 
bei der Brandbekämpfung in den eng be­
grenzten Bereichen alleiniger Zuständigkeit 
der Bundesfeuerwehren (z. B. Verteidigungs­
anlagen, Militärflugplätze, Truppenübungs­
plätze) angefordert werden. Wird dagegen 
die öffentliche Feuerwehr in den räumlich -
örtlich nicht genau abgrenzbaren ,Grenzbe­
reichen" tätig, so hande~ sie hier in eigener, 
wenn auch praktisch subsidiärer oder - wohl 
zutreffender - komplementärer Zuständig­
ke~." 

Diesem Rechtsstandpunkt schlossen sich 
alle Länder - auch Baden-Würftemberg -
sowie die betroffenen Bundesressorts BMI, 
BMVg, BMPT und BMV an. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat 
sodann folgenden Katalog von Einrichtungen 
mit bundeswehrspezifischen Risiken aufge­
stellt: 
- Munitions- und POL-Depots, 
- Flugplätze mit regelmäßigem Flugbetrieb, 
- Truppenübungsplätze, 
- Gerätedepots, 
- Untertagedepots, 
- Luftwaffenverteidigungsstellungen, 

- brandgefährliche Instandsetzungsbe-
triebe, 
- bestimmte Erprobungsstellen.') 

Der Bundesministerfür Post und Telekom­
munikation und der Bundesminister für Ver­
kehr haben demgegenüber erklärt, daß im 
Bereich der Deutschen Bundespost bzw. im 
Bereich der Deutschen Bundesbahn keine 
Anlagen mit betriebsspezifischen Gefahren 
vorhanden sind, die den genannten Bundes­
wehreinrichtungen vergleichbar sind, für die 
also eine Ausnahme von der grundsätzlichen 
Zuständigkeit der Gemeindefeuerwehren für 
den Brandschutz zu rechtfertigen wäre. 

Anfang der 8Der Jahre wurde die Zustän­
digkeitsfrage erneut aufgegriffen, und zwar 
vom Deutschen Städtetag, der die Zuständig­
keit der Deutschen Bundesbahn für den 
Brand- und Katastrophenschutz auf Bundes­
bahngelände aus § 38 des Bundesbahnge­
selzes herleitete. Danach hat die Deutsche 
Bundesbahn ihren Betrieb sicher zu führen 
und dafür einzustehen, daß ihre dem Betrieb 
dienenden baulichen und maschinellen Anla­
gen sowie die Fahrzeuge allen Anforderun­
gen der Sicherheit und Ordnung genügen. 
Hierzu gehöre auch der präventive und re­
pressive Brandschutz, jedenfalls soweit es 
sich um betriebsspezifische Gefahren han­
delt. In diesen gefährdeten Bereichen könne 
es z. B. auch gebo!en sein, eine Bahnfeuer­
wehr vorzuhalten. 

Die genannten Vorschriften des Bundes­
bahngesetzes können jedoch aus den in den 
oben angeführten gutachtlichen Stellung­
nahmen von Bayem und Nordrhein-Westfa­
len genannten Gründen nicht die verfas­
sungsmäßigen Zuständigkeiten der Länder 
zugunsten einer umfassenden Bundeskom­
petenz für den Brand- und Katastrophen­
schutz auf Bundesbahngelände aufheben. 
Auch eine Doppelzuständigkeit in dem Sinne, 
daß sowohl der Bund als auch die Länder für 
den Brand- und Katastrophenschutz auf be­
stimmten bundeseigenen Liegenschaften 
zuständig sind, ist nicht denkbar. Die Kompe­
tenzen von Bund und Ländern ergänzen sich 
grundsätzlich nur dergestalt, daß die Zustän­
digkeit des einen Aufgabenträgers beginnt, 
wo die des anderen aufhört. 

Die erneut entflammte Diskussion ist auf 
dem Hintergrund der industriellen Entwick­
lung in der Bundesrepublik Deutschland ver­
ständlich. Der durch das Wirtschaftswachs­
tum bedingte hohe Industrialisierungsgrad 
hatte u. a. auch einen enormen Umschlag 
und Transfer von gefährlichen Gütem über 
das Verkehrswegenetz der Bundesrepublik 
Deutschland zur Folge.~ Die Steigerungsra­
ten des Gefahrguttransportes waren sprung­
haft angestiegen. Sie hatten Mitte der 80er 
Jahre die 30D-Mio-t-Grenze erreicht. Die 
Deutsche Bundesbahn hatte dabei einen gro­
ßen Teil des Transportaufkommens zu be­
wältigen. Damit stellte sich verständlicher­
weise die Frage der besonderen betriebsspe­
zifischen Gefahren für Bundesbahnanlagen 

in einem neuen Licht. In dieser Situation lag 
es auf der Hand, daß die Risikoentwicklung 
auf dem Gebiete des Transports gefährlicher 
Güter gegenüber Bundesbahn und Kommu­
nen einen Zwang zur Kooperation auslöste, 
unbeschadet der fortbestehenden rechtli­
chen Meinungsverschiedenheiten über die 
Zuständigkeitsfrage. Beide Se~en vereinbar­
ten dementsprechend einen Maßnahmenka­
talog zur Verbesserung der Zusammenarbert 
zwischen Bundesbahndienststellen und 
kommunalen Gebietskörperschaften bei der 
Bekämpfung von Gefahren, die infolge des 
Transports gefährlicher Güter durch die Bun­
desbahn auftreten können. Darin sind u. a. 
Ansprechpartner und Alarmierungswege, 
einsatzorganisatorischer Informationsaus­
tausch, gemeinsame Übungsveransta~un­
gen, Regelung der technischen Einsatzlei­
tung und die Informationspflicht der Bundes­
bahn über regelmäßige Transporte von gro­
ßen Mengen gefährlicher Güter (Ganuüge) 
festgelegt worden. 

In der Folgezeit war dann auch eine gewis­
se Annäherung der Rechtsstandpunkte er­
kennbar. Die Deutsche Bundesbahn akzep­
tierte im Prinzip, daß ihr wegen des quanttta­
tiv, aber auch qualitativ gestiegenen Risikos 
beim Gefahrguttransport eine besondere 
Verantwortung aus § 38 Bundesbahngesetz 
erwächst, die sie durch umfangreiche prä­
ventive und repressive Gefahrenabwehrakti­
v~ten verwirklichen muß. Diese können 
zwar nicht die kommunale Zuständigkeit für 
den Brand- und Katastrophenschutz verdrän­
gen, sie aber wirksam ergänzen und unter­
stützen und dadurch eine risikoadäquate 
Gefahrenbekämpfung sicherstellen. In die­
sen Rahmen sind auch Vereinbarungen zwi­
schen Bundes- und Landesstellen rechtlich 
möglich, wenn sie nicht zu einer Änderung 
der im GG festgelegten Kompetenzverteilung 
führen und nicht von der Annahme einer 
allgemeinen ,parallelen" Voll kompetenz von 
Bund und Ländem für die öffentliche Aufgabe 
,Brandschulz auf Anlagen der Deutschen 
Bundesbahn" ausgehen. Dieser Weg der 
praktischen Zusammenarbeit im Rahmen 
des rechtlich Machbaren sollte, soweit es um 
den Problemkomplex ,Transport gefährliCher 
Güter" geh~ fortgesetzt werden. Die Mög­
lichkeiten einer weiteren Optimierung der 
Zusammenarbeit im Bereich der präventiven 
wie der repressiven Maßnahmen dürften 
dabei noch nicht voll ausgeschöpft sein. 

Unbeschadet dieser Feststellung erscheint 
es jedoch sinnvoll und notwendig, daß der 
Bundesminister für Verkehr die Frage einer 
etwaigen Annex-Kompetenz der Deutschen 
Bundesbahn für den Brand- und Katastro-

1) Nach Art 63 Abs. 3 des Zusatzabkommens zum NATO­
Truppeostatut erhalten die Stationierungsstreitktäfte un­
entgemich l eistungen des kommunalen Brandschutzes 
mindestens in demselben Umfang wie die Bundeswehr. 

2) Andrews, a. a. 0., S. 86 
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phenschutz aufgrund der zwischenzeitlich 
fortgeschriebenen Risikosituation erneut 
prüft und ggf. - ähnlich wie die Bundeswehr 
- einen Katalog von Einrichtungen mit be­
sonderen betriebsspeZifischen Gefahren auf­
stein, der als Konkretisierung einer von ihm 
akzeptierten Annex-Kompetenz anzusehen 
ist. Erst danach wird sich die weitere Frage 
nach einer völligen Neuordnung der Vertei­
lung der originären (nicht abgeletteten) Kom­
petenzen zwischen Bund und Ländern für 
diesen Aufgabenkomplex stellen. Auch die 
diesbezügliche vertassungsrechtliche Stel­
lungnahme des BMlläßt insofern keine ande­
re Beurteilung zu. Darin wird nochmal klar 
hervorgehoben, daß der . friedensmäßige 
Katastrophenschutz ' kein Bestandteil der mit 
der .Reichseisenbahnhoheit' umschriebe­
nen Befugnisse (Art. 7 Nr. 19 und Art. 90, 94 
WRV) war und auch nach Inkrafttreten des 
Grundgesetzes der Bundesbahn nicht über­
tragen worden ist. Deshalb bleibt, da das 
Grundgesetz von der grundsätzlichen Tren­
nung der Verwaltungsräume des Bundes und 
der Länder ausgeht, für eine Zuständigkeit 
der Bundesbahn für die Aufgabe des Brand­
und Katastrophenschutzes (als öffentliche 
Aufgabe im Sinne des Art. 30 GG) de lege lata 
kein Raum. 

Auf dieser vertassungsrechtlich gesicher­
ten Grundlage hat die Deutsche Bundesbahn 
- wie ausgeführt - schon zahlreiche not­
wendige Maßnahmen zur Optimierung der 
Sicherheit ihres Betriebes getroffen. Auf eine 
entsprechende EntsChließung des Bundesra­
tes hat der Bundesminister für Verkehr einen 
Bericht über. Vorschriften für die Deutsche 
Bundesbahn für die vorbeugende oder vorbe­
rettende Katastrophenabwehr und Scha­
densbekämpfung' vom 22. 10. 1985 vorge­
legt (BR-Drucksache 533/85). Darin sind alle 
Vorhaben und Maßnahmen dargestellt, die 
die Bundesbahn für die Sicherheit des Schie­
nenverkehrs aufgrund von § 38 Bundesbahn­
gesetz bereits durchgeführt hat oder plant. 

Die in dem Bericht des Bundesministers 
für Verkehr dargestellte Sicherheitskonzep­
tion der Deutschen Bundesbahn macht zum 
einen deutlich, daß bei Bund und Ländern 
gleichermaßen die Bereitschaft zur engen 
Zusammenarbett auf diesem Gebiet vorhan­
den ist. Zum anderen ist festzustellen, daß 
die auf der Grundlage des geltenden Vertas­
sungsrechts erstelne Sicherheitskonzeption 
das bestehende Gefahrenabwehrsystem be­
reits beträchtlich verbessert und dadurch 
den rechtspolttischen Handlungsbedart er­
heblich reduziert, wenn auch nicht vollkom­
men beseitigt hat. 

Daß noch ein wichtiger rechtlicher Rege­
lungsbedart vorhanden is~ verdeutlicht das 
Beispiel der von der Bundesbahn geplanten 
bzw. schon fertiggestellten Neubaustrecken 
für Hochgeschwindigkeitszüge (z. B. Neu­
baustrecke Hannover- Würzburg)') Insbe­
sondere die bis zu 10 km langen Tunnelanla­
gen bergen besondere Risiken aus der Sicht 
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des Brand- und Katastrophenschutzes in 
sich, deren Bewältigung im konkreten Scha­
densfall die an der Strecke gelegenen kom­
munalen Feuerwehren, insbesondere die 
Freiwilligen Feuerwehren in ländlichen Ge­
genden, übertordern. Wenn hier eine sach­
angemessene Lösung erreicht werden soll -
und man muß eine solche anstreben - , dann 
wird dies letztlich nur durch eine rechtliche 
Verpflichtung des Verursachers des sehr 
komplexen bundesbahnspezifischen • Tun­
nelrisikos' erreicht werden können. Dieser 
Fall macht sichtbar, daß der Träger eines 
Sonderinteresses nicht unbegrenzt Risiken 
verursachen kann, deren Bewältigung dann 
allein dem nach der Vertassung zuständigen 
Kompetenzinhaber aufgebürdet wird. Di­
mension und Spezialität des hier in Rede 
stehenden Risikos können gefahrenabwehr­
mäßig nur vom Bund bewältigt werden; sie 
sprechen eindeutig für das Vorliegen einer 
Annex-Kompetenz des Bundes bzw. der 
Deutschen Bundesbahn als Träger der öf­
fentlichen Aufgabe .Schienenverkehr'. 

Auch der Verkehr auf Wasserstraßen ist 
mit einem Großrisiko belastet, beispielsweise 
im Bereich des Nord-Ostsee-Kanals. Dort hat 
in den letzten Jahrzehnten sowohl die Dichte 
des Schiffsverkehrs als auch das Volumen an 
gefährlicher Ladung ganz erheblich zuge­
nommen. Die dadurch im Laufe der Zeit für 
die an den Kanal angrenzenden Gemeinden 
entstandenen Risiken sind ebenfalls allmäh­
lich in Dimensionen hineingewachsen, die 
das kommunale Gefahrenabwehrsystem klar 
übertordern würden, wenn ein großes Schiff 
mit gefährliCher Ladung etwa in Brand ge­
riete. 

Die vorgenannten Sachverhalte sind Bei­
spiele dafür, daß Konsequenzen zu ziehen 
sind mtt dem Ziel, die tatsächlichen und 
rechtlichen Voraussetzungen für ein Gefah­
renabwehrsystem zu schaffen, das mit der 
rasanten Entwicklung des Risikospektrums 
qualitativ und quantitativ korrespondiert. 
Hierbei dart auch nicht unberücksichtigt blei­
ben, daß es seit jeher das politische Ziel aller 
Bundesregierungen gewesen ist, die Rah­
menbedingungen für unsere freie soziale 
Marktordnung so zu optimieren, daß sich die 
Wirtschaft, insbesondere der Export, maxi­
mal entfalten kann. Das mußte natürlicher­
weise dazu führen, daß sich etwa der Güter­
transport auf unseren Verkehrswegen ganz 
beträchtlich erhöht hat - und damit auch die 
Unfallgefahr. Vor allem der örtliche, überörtli­
che, landes- und bundesgrenzenüberschrei­
tende Gefahrguttransport stellt das gemein­
degebietorientierte Brandschutzsystem vor 
kaum noch lösbare Probleme. Wenn der 
Deutsche Städtetag hierzu in einer Stellung­
nahme darauf hinweist, daß das kommunale 
Gefahrenabwehrsystem nur auf die Beherr­
schung des üblicherweise erwartbaren Risi­
kospektrums ausgelegt ist und sein kann, 
dann müssen Bund und Länder überlegen, 
wie sie hier nicht abdeckbare Defizite im 

kommunalen Gefahrenabwehrsystem redu­
zieren könnten, und zwar nicht allein durch 
Erlaß von weiteren Sicherheitsnormen im 
präventiven Bereich. Die notwendige schnel­
le Reaktionsfähigkeit des kommunalen Ge­
fahrenabwehrsystems bedingt vielmehr auch 
Optimierungsmaßnahmen der repressiven 
Gefahrenabwehr, insbesondere in den Berei­
chen Kommunikation, Datenbanken, Ent­
wicklung qualifizierter Analysegeräte usw. 

Anhaltspunkte für rechtliche bzw. rechts­
polttische Überlegungen könnten sich in zwei 
Richtungen feststellen lassen. Einmal ist es 
unverziehtbar, daß die Wirtschaft als Verur­
sacher von Risiken, die mit der gewinnorien­
tierten Wohlstandsproduktion zusammen­
hängen, einen Beitrag nicht nur für die 
präventive, sondern auch für die repressive 
Gefahrenabwehr leistet. Das ist zum Teil 
schon geschehen, vor allen Dingen bei der 
vorbeugenden Gefahrenabwehr, indem in 
zahlreichen Gesetzen vielfältige Sicherheits­
normen geSChaffen worden sind. Es gibt aber 
auch Ansätze der Einbindung der Betreiber 
von gefährlichen Anlagen in die repressive 
Gefahrenabwehr, z. B. in dem Katastrophen­
schutzgesetz des Landes Baden-Württem­
berg enthalten. In § 3 OaaO wird die Betrei­
berpflicht begründet, .die Katastrophen­
schutzbehörde im vorbereitenden Katastro­
phenschutz und bei der Katastrophenbe­
kämpfung zu unterstützen'. 

Der zwette Denkansatz geht in die Rich­
tung, ob auch der Bund für die Schaffung 
optimaler wirtschaftspolitischer Rahmenbe­
dingungen auf der Basis unserer freien sozia­
len Marktordnung so umfassend verantwort­
lich ist, daß er zugleich auch die dadurch 
entstandene für die kommunalen Gefahren­
abwehrsysteme problematische Risikoviel­
fa~ mit zu vertreten hat und deshalb über die 
Fälle der Annex-Kompetenz hinaus einen 
allgemeinen Risikobeitrag leisten sol~e. Das 
erscheint im Prinzip sinnvoll, zweckmäßig 
und notwendig, zumal der Bund auch an dem 
Wirtschaftswachstum erheblich partizipiert, 
und zwar nicht nur durch Steuereinnahmen. 
So profitiert z. B. insbesondere die Deutsche 
Bundespost durch Einnahmen aus den durch 
Ausbau und Betrieb des Kommunikations­
netzes, das sie der hoch industrialisierten 
Wirtschaft zur Vertügung stellt. Auf den Punkt 
gebracht: Auch die Deutsche Bundespos~ 
die als staatliches Unternehmen auf dem 
Kommunikationssektor eine MonopolsteI­
lung besitzt und vor allem aus dem Verkauf 
von Leistungen an die Wirtschaft erhebliche 
Einnahmen erzielt, hat zu bedenken, wie sie 
sich angemessen an den Lasten der damit 
korrespondierenden Risiken beteiligen kann. 
Es ist richtig und notwendig, daß die Post 
durch den Verkauf ihrer Leistungen auf dem 
Kommunikationssektor an dem technologi­
schen Fortschritt im Bereich der Wirtschaft 
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mitwirkt. Sie darf sich dann aber auch nicht 
weigem, die Folgen ihres gewinnorientierten 
Handeins mitzutragen, indem sie sich etwa 
darauf beruft, daß sie ihr Untemehmen nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu füh­
ren habe. Wie die Post geführt wird bzw. 
werden muß, ist in diesem Zusammenhang 
unerheblich. Entscheidend ist, daß die Post 
auf einem bestimmten Sektor öffentliche 
Aufgaben quasi als Monopolist wahmimmt. 
Trägt die Erfüllung dieser öffentlichen Aufga­
ben dazu bei, daß das Gefahrenabwehrsy­
stem der Kommunen - ebenfalls eine öffent­
liche Aufgabe - vor größere und vor allem 
kostenträchtigere Herausforderungen ge­
steilt wird, dann darf sich die Post dieser 
Tatsache nicht verschließen. Die Gefahren­
abwehrbehörden - polizeiliche wie nichtpoli­
zeiliche - der Länder und Komunen haben 
sich in den letzten Jahren wiederholt darüber 
beklagt, daß der BMPT wenig bzw. gar kein 
Entgegenkommen gezeigt hatte in bezug auf 
die Befriedigung von Kommunikationsbe­
dürfnissen, auf die die Gefahrenabwehrbe­
hörden dringend angewiesen sind. Ähnlich 
wie bei der Deutschen Bundesbahn wird 
auch hier ein Umdenken erforderlich sein, 
das durch die gesellschaftspolitisch notwen­
dige ganzheitliche Betrachtungsweise der 
Einbeziehung von Fortschritt und Risiko ge­
kennzeichnet ist. 

Wenn offensichtlich und unbestritten das 
derzeitige Brandschutzsystem in der Bun­
desrepublik Deutschland, das sich u. a. auf 
67 Berufsfeuerwehren mit ca. 20000 Feuer­
wehrmännem und auf mehr als 1 Mio freiwil­
liger Feuerwehrleute abstützt, nicht die durch 
das Wirtschaftswachstum bedingten Risiken 
bewältigen kann, dann dürfte politischer 
Handlungsbedarf vorliegen. Hierbei sind wie­
derum zwei Entscheidungsrichtungen denk-

bar. Entweder beseitigt man das identifizierte 
Leistungsdefizit, indem man den freiwilligen 
Teil des Brandschutzes zugunsten einer tota­
len Professionalisierung abschafft. Das wür­
de einmal für die Kommunen ganz erhebliche 
Kosten zur Folge haben und zum anderen für 
den Staat den Verzicht auf das gesellschafts­
politisch so bedeutende Element der Freiwil­
ligkeit und Ehrenamtlichken der Feuerwehr 
im Dienst des Gemeinwohls. Oder man muß 
die notleidenden Bereiche, die das derzeitige 
kommunale Brandschutzsystem nicht aus­
reichend bedienen können, auf der Länder­
und Bundesebene abdecken. Der zweite Weg 
ist zweifellos rechtspolitisch vorzuziehen und 
sollte daher auch .verrechtlicht" werden. 
Das bedeutet, daß auch Bund und Länder in 
den oben beispielhaft angeführten Bereichen 
Kommunikation, Datenbanken, Hochlei­
stungsanalysegeräte usw. systemstabilisie­
rende Maßnahmen für den kommunalen 
Brand- und Katastrophenschutz ergreifen 
müßten. Diese Erkenntnis beginnt sich auf 
der Bundesebene allmählich zu konturieren. 
Man wird sich ihr nicht verschließen können 
und über kurz oder lang Konsequenzen dar­
aus ziehen müssen. Das jüngst erlassene 
Brandschutzgesetz des Saarlandes sol~e 
hier als Wamsignal verstanden werden. Das 
Saarland versucht das entstandene Dilemma 
dadurch zu lösen, daß es ohne Berücksichti­
gung des langjährigen durch den Willen zur 
Einigung geprägten Abstimmungsprozesses 
von Bund, Ländem und Kommunen in § 26 
Abs. 2 des Gesetzes bestimmt: .Auf die 
Anlagen und Einrichtungen der Deutschen 
Bundesbahn, der Deutschen Bundespost, der 
Bundeswehr, der Bundesfemstraßen- und 
Bundeswasserstraßenverwaltung und sol­
che, die der bergbehördlichen Aufsicht unter­
stehen, finden die Vorschriften dieses Geset-

zes keine Anwendung. Das Land kann durch 
Vereinbarung, die auch die Kostenerstattung 
regelt, Aufgaben für diese Behörden wahr­
nehmen." Für diese Regelung wird in der 
Gesetzesbegründung einfach unterstellt, daß 
der Bund für den Brandschutz auf diesen 
Liegenschaften eine Annex-Kompetenz be­
sitze. Abgesehen von verfassungsrechtlichen 
Bedenken, bleibt unklar, warum andere Bun­
desliegenschaften (z. B. von Zoll, BGS, Tech­
nisches Hinswerk, BVS) nicht ausgeschlos­
sen werden. Ein solches Verhalten des saar­
ländischen Gesetzgebers weist letztlich eben 
auch darauf hin, daß das landeseigene, d. h. 
kommunale Gefahrenabwehrsystem be­
stimmte Risiken nicht mehr abzudecken in 
der Lage ist, so daß andere Stellen für die 
Abdeckung der entstandenen Sicherheitsde­
fizite in Anspruch genommen werden 
müssen. 

Sicherheitsdefizite, die die Öffentlichkeit 
erkannt hat oder auch nur als solche empfin­
det, müssen politisch beachtet werden. An­
demfalls besteht die Gefahr, daß eine Kluft 
zwischen dem Volk auf der einen Seite und 
Mandatsträgem, Funktionären und sonstigen 
Machtinhabem auf der anderen Seite ent­
steht, durch die große soziale Spannungen 
hervorgerufen werden können. Der ehemali­
ge Bundesverfassungsrichter Zeidler hat in 
anderem Zusammenhang auf diesen Sach­
verhalt hingewiesen.') Er hat gerade heute 
hinsichtlich der Schaffung reaktionsschnel­
ler, ereignisadäquater Gefahrenabwehrsy­
steme zum vorbeugenden Schutz gegen oder 
zur Bekämpfung von Großrisiken, insbeson­
dere im Zusammenhang mit gefährlichen 
Gütem, aktuelle Bedeutung. 

11 Andrews, BeWlkerungssdlut2po1itik, C. Heymanns-Ver­
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Medizinische Katastrophenhilfe 
und zivil-militärische 

Zusammenarbeit 
Für die gesundheitliche Versorgung der 

Bevölkerung in Katastrophensituationen hat­
te die Ärzteschaft bereits vor Jahren den 
Katastrophenschutzbehörden ihren Sachver­
stand zur Problem lösung und für eine enge 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit auf al­
len Ebenen angeboten. Die Diskussionen der 
letzten Jahre haben allerdings die Zielset-

zung der ärztlichen Hilfsmaßnahmen zum 
Teil in Zweifel gezogen. Eine Versachlichung 
der Thematik und weitergehende Informatio­
nen erscheinen deshalb erforderlich. 
Schließlich ist die Sicherstellung der medizi­
nischen Hilfe der Bevölkerung besonders in 
Krisenzeiten ein unverzichtbarer Bestandteil 
ärztlichen Bewußtseins und Handeins. 

Zur Einleitung in das Thema .Möglichkei­
ten einer zivil-militärischen Zusammenar­
beit" führte Dr. Günter Mahlke, der bei der 
Bezirksstelle Hannover der Ärztekammer 
Niedersachsen für den Katastrophenschutz 
und den Zivilschutz Verantwortung trägt, aus, 
daß der Flugzeugabsturz in Ramstein zu 
einer verheerenden Katastrophe geführt ha-
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be, die auch die Schwächen und Mängel der 
medizinischen Katastrophenhilfe in der Bun­
desrepublik erschütternd widergespiegelt 
habe. Katastrophenmedizin und medizini­
sche Katastrophenhilfe dürften angesichts 
der Ereignisse von Ramstein, dem Erdbeben 
in Armenien und der Reaktorkatastrophe in 
Tschernobyl, um nur die wichtigsten zu nen­
nen, keine negativ belegten Schlagworte 
mehr sein, sondern seien Realität und Her­
ausforderung für Ärzte und Rettungsdienste. 
Die individualmedizinischen Fähigkeiten und 
Möglichkeiten erhielten im Katastrophenfall 
eine andere Priorität, sagte Dr. Mahlke. Fort­

, bildung in der Katastrophenmedizin sei dem­
zufolge eine zwingende Notwendigkeit für 
die Ärzteschaft. Ebenso seien bundeseinheit­
liche gesetzliche Regelungen für den Kata­
strophenschutz notwendig. 

Wegweisendes Konzept 

Er verwies auf den von der Ärztekammer 
Niedersachsen herausgegebenen "Wegwei­
ser Medizinische Katastrophenhilfe", der in 
der Bundesrepublik Deutschland ein nach­
haltiges Echo gefunden habe. Dieser Weg­
weiser beinhalte die Bündelung aller ärztli­
chen Hilfsmaßnahmen in der ambulanten 
und stationären Patientenversorgung unter 
Berücksichtigung der vorhandenen Einrich­
tungen und personellen Kapazitäten. Mit die­
sem Modell sei es der Bezirksstelle Hannover 
gelungen, die niedergelassenen Ärzte, die 
sich freiwillig dem Katastrophenschutz zur 
Vertügung gestellt haben, in die Katastro­
phenschutzpläne der Städte und Kreise zu 
integrieren. Positiv würdigte Dr. Mahlke in 
diesem Zusammenhang die bundeseinheitli­
che Einführung des Leitenden Notarztes. 
Fortbildungsveranstaltungen für die Qualifi­
zierung von Leitenden Notärzten würden von 
der Akademie für ärztliche Fortbildung Nie­
dersachsen in Zusammenarbeit mrt dem 
Deutschen Roten Kreuz, Landesverband Nie­
dersachsen, durchgeführt. 

Unter Hinweis auf die teilweise emotiona­
len Reaktionen in der öffentlichen Meinung 
und teilweise in der Ärzteschaft schloß Dr. 
Mahlke seine Ausführungen mit folgenden 
Worten: "Als Ärzte wurden wir gestern, wer­
den wir heute und in Zukunft nicht an unserer 
politischen Einstellung gemessen, sondern 
allein an unserer ärztlichen Qualifikation." 

Zivil-militärische 
Zusammenarbeit -
ein kritischer Rückblick 

Über die Möglichkeiten einer besseren 
zivil-militärischen Zusammenarbeit referier-
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te der Kommandeur der 1. Panzerdivision in 
Hannover, Generalmajor Behrendt. Er ver­
wies darauf, daß Hilfsaktionen der Steitkräfte 
aus Anlaß von Katastrophen gute Tradition 
seien und erinnerte an die Einsätze während 
der Flutkatastrophe 1962 in Hamburg, der 
Heide- und Waldbrände 1975 in Niedersach­
sen sowie an die Schnee- und Hochwasser­
katastrophen im Winter 1978R9 in Schles­
wig-Holstein und Teilen Niedersachsens. 

In der Zusammenarbeit zwischen zivilen 
und militärischen Hilfskräften seien vielfälti­
ge Schwierigkeiten programmiert gewesen 
mangels Rechtsgrundlagen, unzureichender 
Ausbildung, unvorbereiteter Einsatzstäbe, 
ungeklärter Kompetenzen und mangelnder 
Koordination. Diese Fakten hätten teilweise 
zu fehlerhaften und unzweckmäßigen Einsät­
zen der beteiligten Kräfte geführt und das 
Leben von Zivilpersonen und Hilfspersonal 
gefährdet. Behrendt verwies auf den hohen 
Koordinierungs- und Leistungsbedart mit fol­
genden Zahlen, allein bei den Waldbränden 
im August 1975, hin: 11 000 Soldaten und 
zivile Angehörige der Bundeswehr, 2160 
Fahrzeuge aller Art (vom Panzer bis zum 
Kleinfahrzeug) und 60 Hubschrauber wurden 
für die Unterstützungsmaßnahmen zusam­
mengezogen und sollten mit den zivilen 
Kräften Hand in Hand arbeiten. 

Wenn auch drei Jahre danach, während 
der Schneekatastrophe, deutliche Verbesse­
rungen in der Zusammenarbeit zu erkennen 
gewesen seien, wiesen der Leistungsstand, 
die organisatorischen Vorbereitungen und 
Absprachen in diesem wichtigen und über 
den Verteidigungszweck hinausreichenden 
Aufgabenbereich Mängel auf, die nicht hin­
genommen werden könnten. Im Mittelpunkt 
aller Anstrengungen der ärztlichen Hilfe und 
des Sanitätsdienstes stehe stets der Mensch, 
sagte Behrendt. Deshalb müsse der Quali­
täts- und Leistungssteigerung dieser Unter­
stützungsmaßnahme besondere Beachtung 
geschenkt werden. Das gelte für den Kata­
strophenfall wie auch für einen bewaffneten 
Konflikt. 

Es könne zwar nicht eindeutig vorausge­
sagt werden, mit wievielen Verwundeten im 
zivilen und militärischen Bereich bei einer 
Auseinandersetzung zu rechnen sei, aber die 
folgenden Zahlen ließen die Problematik er­
kennen. Sei im 1. Weltkrieg auf 20 gefallene 
SOldaten 1 durch Kriegseinwirkung getöteter 
Zivilist gekommen, so habe sich dieses Zah­
lenverhältnis später verschoben: Im 2. Welt­
krieg betrug das Verhältnis bereits 1:1, im 
Koreakrieg 1:5 und im Vietnamkrieg 1:10 zu 
Lasten der Zivilbevölkerung. Gerade diese 
Entwicklung mache deutlich, sagte der Bür­
ger in Uniform, daß unser Staatswesen glei­
chermaßen militärische wie zivile Maßnah­
men zur Vorsorge zu treffen habe. Die Not­
wendigkeit eines engen Verbundes liege auf 
der Hand. 

Glaubwürdigkeitskrise 

Nach einer Standortbestimmung des Ge­
samtverteidigungskonzepts und einer Würdi­
gung des Rechtsrahmens sowie der politi­
schen Verantwortung kam General Behrendt 
zu der Aussage, daß die Bundesrepublik 
Deutschland im 40. Jahr ihres Bestehens in 
einer Glaubwürdigkeitskrise steCke. Als Bei­
spiel führte er den Zivilschutz an (Selbst­
schutz, Schutzraumbau, Aufrechterhaltung 
des Gesundheitswesens, Warn- und Alarm­
dienst, Katastrophenschutz). Obwohl der 
Rechtsrahmen gesetzt sei, würde die Versu­
chung noch immer die Oberhand behalten, 
diese polrtisch sensitiven Maßnahmen zu 
verdrängen oder auszuklammern. 

Ziel erkannt, aber ... 

Wie wahr! Allein auf die medizinische 
Katastrophenhilfe bezogen trifft diese Fest­
stellung des Generals auf allen Ebenen in 
Niedersachsen mehr oder weniger zu. Nur in 
Einze~ällen kann in unserem Lande von einer 
vorbildlichen Vorsorgeplanung im Bereich 
der medizinischen Katastrophenhilfe gespro­
chen werden. Die hiertür verantwortlichen 
Politiker haben sich SChlichtweg vor unpopu­
lären Entscheidungen bisher gedrückt. In 
dem angesprochenen Handbuch für den Ka­
tastrophenSChutz "Wegweiser Medizinischer 
Katastrophenhilfe - Schwerpunkte ärztlicher 
Hilfe bei Großunfällen und zivilen Katastro­
phen"'), das die Ärztekammer Niedersach­
sen 1982 herausgegeben hat, hat der dama­
lige Niedersächsische Innenminister im Vor­
wort unter anderem zum Ausdruck gebracht: 

"Die Ständige Konferenz der Innenmini­
ster der Länder hat im November 1980 
Empfehlungen zur Katastrophenvorsorge be­
schlossen, in denen unter anderem die Not­
wendigkeit vorbereitender Planung der Kran­
kenhäuser für einen Massenanfall Verletzter 
bei Katastrophen als Ergänzung der behördli­
chen Planungen hervorgehoben wird ... Der 
Ärztekammer Niedersachsen gebührt Dank 
dafür, durch diese Publikation und durch das 
Angebot fachlicher Beratung der Katastro­
phenschutzbehörden vor Ort Anstöße zur 
Erarbertung einer Gesamtplanung zu geben, 
die in Katastrophenfällen ein funktionsge­
rechtes Zusammenwirken der Krankenhäu­
ser mit zusätzlichen Notfallkapazitäten der 
niedergelassenen Ärzte und der Rettungs­
und Sanitätsorganisationen ermöglichen 
kann. 

Auf diesem komplexen Felde ist noch 
manches aufzuarbeiten; die Notwendigkeit 
dafür ist inzwischen allgemein anerkannt. 

1 Das Handbuch .Wegweiser Medizilische Katastrophen· 
hilfe- ist bei der SchliJterschen Verlagsanstalt und Oruk· 
kerei in Hannover erschienen. 



Aus der Vielfalt der hier zusammengetrage­
nen Überlegungen werden sich hoffentlich 
bald praktische Fortschritte und Verbesse­
rungen ergeben." 

" , den Politikern fehlt der Mut 

Die von der Ärztekammer Niedersachsen 
in der Vergangenheit immer wieder kritisier­
ten GesetzeslÜCken und fehlenden Rechts­
vorschriften im Katastrophenschutz hat auch 
General Behrendt in seinem Referat mit 
folgenden Worten aufgegriffen: .Faktum ist, 
daß es nach wie vor keine gesetzlich festge­
schriebene Koordinierung zwischen dem zi­
vilen und militärischen Gesundheitswesen 
für den Katastrophenfall gibt. Aufbau, Unter­
stellungsverhältnisse, Personal- und Mate­
rialeinsatz sowie Ausbildung werden auf bei­
den Seiten unabhängig voneinander organi­
siert." 

So planen das Land Niedersachsen und 
die Bundeswehr den Katastropheneinsatz 
unabhängig voneinander und beide Seiten 
scheinen, so der General, auf dieser Unab­
hängigkeit auch zukünftig bestehen zu wol­
len. Aber gerade diese Unabhängigkeit ver­
hindere die optimale Ausschöpfung der vor­
handenen Kapazitäten medizinischer Versor­
gung in kritischen Situationen. Für diese 
Situation zeigte der General wenig Verständ-

nis. Seines Erachtens stünde der Gemeinnutz 
im Vordergrund und das Prestige der eigenen 
Organisation müsse hinter der Erfüllung des 
eigentlichen Auftrages zurückbleiben. Insbe­
sondere in Zeiten knapper werdender Mittel 
stünde es allen gut an, noch einmal darüber 
nachzudenken, wie der Wirkungsgrad der 
eingesetzten Kräfte durch sinnvolle Koppe­
lung und Aufgabenverteilung verbessert wer­
den könne. 

Plädoyer für zivil-militärische 
Kooperation 

Als einen besonders neuralgischen Punkt 
bezeichnete der General die Arzneimittelver­
sorgung im Katastrophenfall. Gerade in die­
sem Bereich seien die Kontakte unverändert 
schlecht. Obwohl gerade hier der Sanitäts­
dienst der Bundeswehr in Katastrophenfällen 
schnell und unkompliziert unterstützend ein­
greifen könnte. In diesem Zusammenhang 
stellte er die Fragen in den Raum: .Könnten 
Sie in etwa sagen, welche Medikamente in 
welchen Mengen die Bundeswehr ganz in 
Ihrer Nähe lagert? Weiß dies auch der Haupt­
verwaltungsbeamte des Landkreises, der 
nach dem Niedersächsischen Katastrophen­
schutzgesetz alle Einsatz- und Hilfskräfte 
zentral zu leiten hat?" 

F. Hartmann 

Als weiteres Beispiel nannte der General 
das im Wehrbereich 11 eingelagerte Material 
für rund 20 Reservelazarettgruppen mit je 
1000 Betten und für elf Lazarette mit je 200 
Betten sowie die Ausstattung für 34 Fach­
arztgruppen und drei bewe~liche OP-Grup­
pen. Das für viele Millionen aus Steuermitteln 
beschaffte Gerät wird in 30 Mobilmachungs­
stützpunkten gewartet und gepflegt. Für eine 
Katastrophe stehe es jedoch kaum zur Verfü­
gung, weil der Transport in ein Krankenhaus 
und das Auspacken viel zu zei1autwendig 
seien. Wesentlich schneller könne man Chir­
urgengruppen mit kompletter OP-Ausstat­
tung von München nach Hannover fliegen. 

Kein Zweifel bestand für General Behrend1 
daran, daß die militärische Seite nur unzurei­
chend über den Aufbau des Katastrophen­
schutzes, seine Gliederung und Stärke unter­
richtet ist. Aber auch die zivile Seite kenne 
nur bedingt die Möglichkeiten der Ste~kräfte , 
deren Aufbau- und Ablauforganisation. Des­
halb forderte er ständige Kontakte, gemein­
same Übungen, eine abgestimmte Aus- und 
Weiterbildung sowie einen Informationsaus­
tausch über neue Verfahren und neues Gerät 
als Grundlage für einen erfolgreichen Einsatz 
in einer Katastrophe. Das Plädoyer des 
Staatsbürgers in Uniform für eine bessere 
zivilmilitärische Zusammenarbeit wurde vom 
Auditorium mit lebhaftem Beifall Quittiert. 

W. Koch 

Sittliche Spannungslagen 
ärztlicher Entscheidungen 

in Grenz-Situationen 
Es gibt immer wieder Anstöße und Anlässe 

- alte und neue - über Pflichten, Verhalten, 
Entscheidungen des Arztes nachzudenken in 
Lagen, die wir Katastrophen nennen, un­
glückliche Wendungen im menschlichen Le­
ben, vemichtende Ereignisse, wir sagen 
auch: verheerend, selbst wenn es sich um 
Naturgeschehen handelt, das von Menschen 
weder verursacht noch vorhersehbar war. 
Die Metapher ver-heerend erinnert uns an 
das ursprünglich Befüchtete: von feindli­
chem Heer überfallen zu werden oder das 

eigene Heer geschlagen und sich in Panik 
auflösen zu sehen. 

Das Ziel dieser Veranstaltung erfordert 
eine Einengung des allgemeiner gehaltenen 
Themas auf jenen Typ von Katastrophen, der 
das Problem in so kontroverse Diskussionen 
verwickelt hat: die von Menschen verursach­
ten oder zugelassenen, mit unterschiedlich 
beurteilten Wahrscheinlichkeiten vorherseh­
baren Massenunfälle. Da bei den Verursa­
chungen die Gewichte in vielen Variationen 
unterschiedlich auf einzelne Menschen, 

Gruppen, Staaten, Völker verteilt sein können 
und die Vorhersehbarkeiten von nicht ge­
planten Wendungen unsicher sind, folgt dar­
aus die Notwendigkeit einer Doppelstrategie: 
den Fall vermeiden und ihn als Möglichkeit 
planen und üben. Diese Doppeigesichtigkeit 
hat aber auch Ambivalenz von Gefühlen und 

·Zwiespältigkeit praktischer Einstellungen zur 
Folge. Beides konst~uiert den Begriff .Vor­
beugen dem Fall und seinen Folgen". Die 
Problemlage unterscheidet sich nicht grund­
sätzlich von vielen vergleichbaren des ärztli-
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ehen Allfags: mißglückte Vorbeugung und 
Vorhersage, unzureichende Mittel in einer 
Notlage; und das heißt nicht nur Geld, Geräte, 
Medikamente, Personal, sondern auch per­
sönliche Grenzen des Wissens, des Könnens, 
der vertügbaren Zeit und Kraft. Für den 
einzelnen Kranken ist ein stark beängstigen­
der Anfall, die Mitteilung einer schwerwie­
genden Diagnose, die Enttäuschung über 
eine hoffnungsvoll erwartete Heilmittelwir­
kung, die unerwartete Wendung eines 
Krankseins zum Schlechten eine schlimm~ 
Wendung, eine Katastrophe. . 

Wir sollten beim Begriff Katastrophe nicht 
nur an ein Unglück für Menschenrnassen 
denken, sondern für diesen Fall auch aus den 
persönlichen Katastrophen unseres ärztli­
chen Alltags lernen. Wir sollten uns auch 
daran ·erinnern, wie oft wir abwägen und 
entscheiden müssen, ohne daß das Ergebnis 
uns, die Kranken, die Angehörigen, die Soli­
dargerneinschaft befriedigen könnte. Ver­
drängen wir diese Ertahrungen und Erlebnis­
se, so machen wir uns einsichts-, kritik- und 
widerstandslos gegen Versuchungen einer 
hedonistischen Anthropologie, eines Un­
gleichgewichts von Realitäts- und Lustprin­
zip. Einige Redewendungen des Berliner 
Kammerpräsidenten Ellis Huber deuten dar­
auf hin, daß er den Arzt zu einem glückliche­
ren machen möchte. Wahrscheinlich spricht 
er wenigstens für einen erheblichen Teil der 
Ärzte seiner und der ihr folgenden Genera­
tion. Verweigerungsargumente für den Fall 
militärischer Katastrophen können sich aus 
tiefen Schichten des menschlichen Strebens 
nach Glück, im Sinne von Eudämonie nähren: 
zu sich selbst, seinem eigenen Dämonion, 
der Identität, dem Eigensinn finden - und 
nicht von drohenden Dämonen unterstellt 
und geängstigt sein. 
M~ dem Bedenken zweier Meldungen aus 

jüngster Zeit nähern wir uns dem Problem, 
das jetzt zur Erörterung ansteht. Die Ärzte­
kammer Hamburg lehnt die vorgesehene 
Ergänzung des Katastrophenschutzgesetzes 
mit der Begründung ab, es trenne nicht klar 
zwischen Zivilschutz im Verteidigungsfalle 
und Katastrophenschutz bei zivilen Katastro­
phen. Sie ist besorgt, daß dadurch die ärztli­
che Arbeit durch Denkformen militärischer 
Art beeinflußt, beeinträchtigt, vielleicht sogar 
korrumpiert werden könnte. Sie besteht auf 
der Einheitlichkeit und Unteilbarkeit der ärzt­
lichen Hilfspflicht, unabhängig von den Ursa­
chen einer Katastrophe, sei sie natürlich, sei 
sie zivilisatorisch, sei sie militärisch. Sie 
wehrt sich gegen eine ungleichmäßige Ver­
teilung der Mittel in Abhängigkeit vom Kata­
strophen-Typ. 

Der Münchener Psychiater Hanns Hyppius 
sieht sich harten Vorwürten ausgesetzt, weil 
er im Auftrage des Bundesamtes für Zivil­
schutz ein Anxiolytikum für Panikzustände 
testet. Die Kritik richtet sich nicht in erster 
Linie dagegen, daß die Testpersonen - Ge-
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sunde und Kranke - experimentell in Angst 
versetzt werden müssen, was auch unter der 
Bedingung von Freiwilligkeit bedenklich sein 
könnte. Vielmehr wird ihm Mithilfe bei Vorbe­
reitung auf den Kriegsfall vorgeworten. Mit 
diesem Argument läßt sich jede Unfall-, 
Seuchen-, Verbrennungs-, Kontaminations­
forschung und -praxis der Kriegsmedizin 
zuordnen. Und das geschieht, wie die Kritik 
an einem Antiemetikum zeigt, das bei strah­
lenbedingter Nausea helfen soll. 

Für eine Erörterung der sittlichen Span­
nungslagen im Katastrophenfall eignet sich 
besser die Unterscheidung von unvermeidli­
chen und unvorhersehbaren Naturkatastro­
phen und den von Menschen unmittelbar 
oder mittelbar verursachten, wenn auch 
nicht beabsichtigten Katastrophen. Die un­
terschiedliche statistisChe Verteilung der zu 
erwartenden Schädigungsarten und deren 
Schweregrade setzen keine qualitativen, 
wohl aber quantitative Unterschiede in der 
Bereitstellung von Fachleuten und Hilfsmit­
teln : Flut- oder Brandkatastrophe, Erdbeben 
oder Atomunfall, Seuchenzug oder Bomben­
hagel. 

An dieser Stelle möchte ich an die Zusam­
menstellung der Schädigungsarten nach 
dem Atombombenabwurt auf Hiroshima 
erinnern, die die WHO 1984 veröffentlicht 
hat: 

Verbrennungen 
schwere und schwerste 
Verbrennungen 
Verstrahlungen 

35% 

40% 
25% 

Wer diese Zahlen ernstnimmt, setzt sich 
ebenso entschieden dafür ein, daß Gleiches 
oder Vergleichbares nicht mehr geschehen 
kann oder geschieht, wie er sich darauf 
vorbereitet, henen zu können, wo Hilfe noch 
möglich ist, solange er des Ertolgs seiner 
Bemühungen um Vorbeugung und Vermei­
dung nicht sicher sein kann oder nicht sicher 
ist. 

Wenn Ärztegruppen in warnender und 
vorbeugender Absicht verkünden .Wir kön­
nen Euch nicht helfen", so gleiten sie in ein 
sittliches Dilemma: Sie täuschen über die 
Verteilung der Schädigungsarten und die 
Hilfsmöglichkeiten; sie verbreiten Panik und 
Kopflosigkeit, die Einsicht verhindern statt 
dosierte Sorge zu verbreiten, die vernünfti­
ges Reden und Handeln ermöglicht. Das 
Dilemma der Benutzung induizierter Panik 
als Mittel für Zwecke betrifft also beide 
Seiten: experimentell die einen, in moralisch­
warnender Absicht die anderen. Auch das ist 
Dialektik von Aufklärung als Aufklärungsver­
halten. Diese Kollegen setzen sich dem -
hoffentlich unbegründeten - Verdacht aus, 
sie wollten im Ernstfall nicht henen oder sich 
deswegen nicht in Katastrophenmedizin 
üben, dam~ sie es nicht können. Dies aber 
ais bewußte Absicht zu unterstellen, wäre 

das Gegenstück zu dem Vorwurt, wer sich in 
Katastrophenmedizin übt, will den Krieg vor­
bereiten. Er bereitet ja nicht Sturmflut, Erd­
beben, Seuchen, wohl aber sich auf deren 
Möglichkeit vor. 

So bleibt der Begriff Kriegsvorbereitung in 
der Kritik der Katastrophenmedizin - bewußt 
agitatorisch oder unbewußt unbedacht - in 
der doppeldeutigen Schwebe: Katastrophen­
medizin als Vorbereitung auf den Ernstfall 
oder des Ernstfalles. 

Im März dieses Jahres hat die Berliner 
Tageszeitung taz über die jährliche .Medizi­
nische Atomschutztagung des Bundesvertei­
digungsministers" berichtet. Darin wird an­
genommen, daß die ärztliche Aufgabe nach 
einem Atombombeneinschlag in eine Trup­
penansammlung darin besteht, .die überle­
benden Soldaten nach der sogenannten Tria­
ge in drei Gruppen einzuteilen, um die sanitä­
re Versorgung nicht vollends zusammenbre­
chen zu lassen: die wenig Geschädigten, die 
sofort wieder in die Truppe integriert werden; 
die Soldaten, die nach einer medizinischen 
Therapie wieder einsatzfähig werden, und 
die akut Strahlen- und Verbrennungsgeschä­
digten, die nicht behandelt werden und, 
soweit es überhaupt möglich ist, weiter­
kämpfen müssen". Es ist nicht zu erkennen, 
was hier Planspiel-Ziel und was Interpreta­
tion ist. Aber erst ein solches ernsthaftes 
Planspiel führt zu außerordentlich realisti­
schen Erkenntnissen über Art und Ausmaß 
der zu erwartenden Schädigungen wie über 
die ebenso deutlichen Grenzen ärztlicher 
Hilfsmöglichkeiten. Z. B. lassen sich die 
Ergebnisse der Strahlentherapie, auch der 
Ganzkörperbestrahlungen, nicht auf die 
Strahlenexpos~ion bei Atombombenexplo­
sion übertragen. Eine Diskurs-Ethik, wie sie 
heute als gemeinsame Anstrengung, Ge­
meinschattsziele zu entwerten und zu errei­
chen bevorzugt wird, setzt voraus, daß aus 
solchen Einsichten beide Seiten kontroverser 
Dialog-Tableaus die gleichen Schlüsse zie­
hen können: Vermeidung von Krieg, erst 
recht mit Einsatz von Atomwaffen. Dem 
Diskurs dient es nicht, wenn man sich ge­
genseitig oder einseitig verdächtigt, wie im 
Falle dieses Artikels, in dem man weiter liest: 
.Dennoch werden solche Tagungen abgehal­
ten; denn es geht vor allem um die Legitima­
tion der heutigen militärischen und zivilen 
Atompol~ik. In den Köpfen der Bevölkerung 
verursacht man die Akzeptanz über die Kon­
trollierbarke~ eines nuklearen Krieges durch 
die vorgetäuschte Humanität im medizini­
schen Bereich genauso zu erhöhen wie man 
die psychische Schwelle durch Aktivitäten 
des Katastrophenschutzes senkt." 

Solche unterstellenden Deutungen erin­
nern uns immer wieder daran, daß der Begriff 
Katastrophenmedizin im Zusammenhang mit 
den Nachrüstungskonflikten 1981 aktuali­
siert wurde; eine Belastung, die er nicht los 



wird. In den Diskurs der Diskurs-Ethik gehen 
Gesinnungen und Argumente ein. Gesinnun­
gen sind nicht verhandelbar, wohl aber die 
Argumente im Dienst von Gesinnungen. Bei 
grundsätzlich gegensätzlicher Ausgangslage 
ist ein Konsens kaum möglich. Je stärker der 
Gesinnungsgeha~ des Diskurses ist, um so 
drückender ist ein Komprorniß. Dann greift 
der Begriff der Toleranz. Er bedeutet nicht 
Einverständnis, sondern schwer an etwas 
tragen um einer gemeinsamen Problemlö­
sung willen. 

Der Arzt Harald Theml hat geschrieben: 
"Wer im Atomkrieg he~en will, will im Atom­
krieg helfen." Er erinnert dam~ an einen 
potentiellen Wertekonflikt. Ein solcher tritt 
aber auch bei der verneinenden Fassung auf: 
"Wer im Atomkrieg nicht helfen will , der will 
im Atomkrieg nicht helfen." Er knüpft an die 
Hilfsbereitschaft die Bedingung, daß der Fall 
seiner Hineleistung von seiner sittlichen Be­
urteilung des Notfalls abhängen können soll. 
Solche Haltung führt auch leicht dazu, das 
Lernen und Können von Notfallmedizin über­
haupt zu vernachlässigen oder zu verwei­
gern. Dann feh~ es aber auch in nichtmimäri­
schen Fällen; Gewissenskonflikte und 
Selbstvorwürfe sind programmiert. Wer sich 
dem Lernen und Üben von Hi~emöglichkei ­
ten verweigert, entgeht dam~ nicht deontolo­
gischen Spannungslagen. Deontologie ist 
von alters her die ärztliche praktische Pflich­
ten- und Verhaltenslehre. Ethik, vor der diese 
sich rechtfertigen muß, ist die Lehre von den 
nicht weiter rückführbaren und begründ ba­
ren Grundsätzen sittlichen Handeins, die in 
jedem Diskurs aufgesucht und beachtet wer­
den sollen, dam~ eine praktische Entschei­
dung und Handlung als moralisch, d. h. 
sittlich gerechtfertigt, ge~en kann. 

Ich wende mich nun einer Argumenta­
tionsfigur von Franz Josef IIIhardt vom Medi­
zinhistorischen Institut in Freiburg zu. In 
seinem Buch "Medizinische Ethik" be­
schreibt er die sittliche Spannungslage des 
Arztes im Rahmen einer "Katastrophen- und 
Wehrmedizin" so: "Ob die Hilfeleistungs­
pflicht des Arztes, die ja letztlich auf dem 
universalen Prinzip menschlicher Solidarität 
basiert, auch in diesen Fällen gi~, ist eine 
zwiespä~ige Frage. Dem einzelnen notlei­
denden Menschen gi~ die Hilfeleistungs­
pflicht nach wie vor, ob er selber oder andere 
seine Not verschuldet haben. Jedoch wird 
diese Hi~eleistungspflicht unterlaufen, in­
dem durch die Krisenplanung für bewußt 
einkalkulierte Katastrophen die ärztliche 
Selbstverpflichtung zur Humanität ausge­
nutzt wird zur Aufrechterhaltung tendenziell 
inhumaner Entscheidungen. Inhuman sind 
sie nicht (nur), weil sie möglicherweise Men­
schenleben kosten, sondern weil sie nicht 
vom Konsens der Betroffenen getragen und 
nicht von einer soliden Risikoabwägung ab­
gedeckt werden. Die Zwangsrekrutierung 

von Ärzten und anderen Helfern bzw. ihre 
generalstabsmäßige Zuordnung zu bestimm­
ten Helfergruppen kann in diesem Zusam­
menhang als unethisch betrachtet werden. 
Denn nicht die Rationalisierung von Hi~e ist 
das ärztliche Problem, sondern die Ausnut­
zung von Hilfe für Zwecke, die dem He~erwil­
len eigentlich widersprechen." Es gibt kaum 
eine menschliche Tätigkeit ohne Risiken, die 
vernünftigerweise so we~ wie möglich be­
schrieben oder berechnet werden some; Ver­
kehrsplanung oder Therapien wären Beispie­
le. Eine solide, d. h. für alle nachvollziehbare 
Risikoabwägung würde den Konflikt nach 
IIIhardt mildern. Katastrophen für möglich zu 
halten, ihnen vorzubeugen und sich darauf 
vorzubereiten, ist nicht notwendig tenden­
ziell inhuman, z. B. im Verteidigungsfall zum 
Schutz menschlichen Lebens. Dann ist aber 
auch die ordnungsgemäße Inanspruchnah­
me vorhandenen ärztlichen Sachverstandes 
und Könnens nicht unsittlich. Illhardts Argu­
ment läuft schließlich auf den Fall hinaus, 
daß kein Konsens besteht. Dazu würde es 
schon genügen, wenn ein betroffener Arzt 
den Entscheidungen, ihren Gründen und Fol­
gen nicht zustimmen kann oder der Krisen­
planung mit einkalkulierten Risiken glaubt, 
nicht zustimmen zu können. 
Obwohl Illhardt an den Anfang seines Argu­
ments die unbedingte Hilfsbereitschaft und 
Hi~eleistung für den einzelnen Menschen 
setzt, unabhängig, ob eigene oder fremde 
Schuld ihn in Not gebracht hat, geht dieser 
Mensch im we~eren Verlauf des Arguments 
verloren. Statt dessen taucht ein He~erwille 
auf. Dieser ist nun nicht mehr eindeutig. 
Bere~chaft und Leistung des He~ens sind 
an Bedingungen geknüpft, an die Zustim­
mungsfähigkeit des Arztes. Der einzelne not­
leidende Mensch wird so zu einem Mittel zu 
einem Zweck, der den Helferwillen relativiert. 
auch im Falle von Massenunglücken bleibt 
immer ein einzelner Mensch, wenn auch nur 
für einen kurzen Augenblick sein GegenÜber. 
In allem Elend bleibt das die anthropologi­
sche Grundfigur. Auch in der Menge ist der 
einzelne Mensch als Ziel ärztlicher Sorge und 
Versorgung nicht durch Kollektive ersetzbar 
oder vertretbar. 

Zu der von Talcot Parson in die Rollen­
merkmale des Arztes aufgenommene Pflicht 
zur bedingungslosen Hi~eleistung gehört 
auch der Verzicht auf eine Erörterung oder 
Berücksichtigung von Schuldfragen. 

Zwei Grenzfälle lassen sich aus der Argu­
mentationsfigur IIIhardts denken: Der Arzt 
hat sich in seinen Zweifeln geirrt; es lag eine 
ausreichend solide Risikoabschätzung vor; 
der Konsens der Betroffenen war vorhanden 
oder konnte vorausgesetzt werden; eine Ka­
tastrophe wurde nicht bewußt eingeplant. 
Der durch Fehleinschätzung in konkreter 
Lage hilflose Arzt muß sich Vorwürfe ma­
chen. Der zwe~e extreme Fall : Eine solide 
Risikoabwägung hatte nicht stattgefunden; 
eine Katastrophe wurde bewußt geplant und 

herbeigeführt; nach einem Konsens wurde 
nicht gefragt; es wurde diktatorisch ent­
schieden. 

In keinem der beiden Fälle könnte der Arzt 
eine Verweigerung, Hine zu leisten oder eine 
solche anzukündigen, vor denen rechtferti­
gen, die seines Wissens und Könnens bedurft 
hätten und darauf gehofft hatten. Ethisch 
hätte ein solches Verweigern und Unterlas­
sen den Charakter der Bestrafung der nicht 
Behandelten. Das gi~ auch für das Verwei­
gern und Unterlassen des Erlernens und 
Ubens von Methoden der Notfallmedizin; 
denn es führt im Ernstfall zum Versagen des 
Arztes; sich-Versagen mündet in Versagen. 
Der Entschluß eines Arztes zu helfen oder 
nicht wäre ein Urteil über Schuld oder Un­
schuld anonymer Krisen- und Risikoplaner -
VOllstreckt an hilfsbedürftigen Unschuldigen. 
Das ist schon deswegen unmöglich, weil bei 
Massenunfällen der Arzt die Verunglückten 
weder kennen noch als Personen kennenler­
nen kann. Hilft er, so macht er sich in keinem 
Falle moralisch und siWich schuldig; hilft er 
nicht, so bleibt er zumindest sittlich den 
Hinsbedürftigen und sich selbst einiges 
schuldig. Als Arzt darf er zwischen Unter­
drückten und Unterdrückern, zwischen Ver­
folgern und Verfolgten, zwischen Terroristen 
und Opfern, wenn sie krank sind, nicht 
unterscheiden. Das erfordert Selbstverleug­
nung als Bürger. 

Die von IIlhardt m~ dem Begriff Helferwil­
len verbundene Spannung ~egt nicht inner­
halb dieses Willens, sondern zwischen Bür­
gerwillen und Helferwillen. Deren Verhä~nis 
zueinander ist in dem Notfall der Katastrophe 
nicht das gleiche wie in der Katastrophe. Im 
Grunde geht der Streit um die geeignetsten 
Wege zur Vermeidung von Katastrophen. 
Wenn ein Arzt sich für einen dieser Wege 
öffentlich entscheidet und einsetzt, so folgt er 
seinem politischen Willen als Bürger. Sofern 
seine medizinischen Argumente richtig, voll­
ständig und übereinstimmungsfähig sind, 
darf und muß er sie in den Dienst der 
Geltendmachung seines Bürgerwillens stei­
len. Im Ernstfall aber tritt der langfristig 
wirksame Bürgerwille hinter der aktuellen 
Pflicht, sofort zu he~en , zurück. Wenn man 
formal begründen will , so kann man auf die 
Vertragsethik zurückgreifen, die die traditio­
nelle Vertrauensethik in den letzten Jahren 
ergänzt, wenn nicht zunehmend verdrängt. 
Sie trägt nicht nur das Verhä~is eines 
einzelnen Kranken zu seinem Arzt; mit der 
staatlichen Anerkennung als Arzt geht dieser 
auch einen öffentlichen Gesellschaftsvertrag 
ein, der ihm eine GarantensteIlung einräumt 
und abverlangt, ihn dazu aber auch privile­
giert. 

Das beunruhigendste Problem ist ohne 
Zweifel die Triage, ärztliches Entscheiden 
und Handeln unter Bedingungen äußerster 
Unvollständigkeit, Ungleichhe~, Vorläufigkeit 
und Unbefriedetheil. Wenn der ärztliche All­
tag diese Kategorien auch grundsätzlich 
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kennt, so kann ihre Steigerung im Katastro­
phenfall sehr wohl den qualitativen Umschlag 
in Vergeblichkeit und Selbstaufgabe bedeu­
ten. Deswegen sol~e in Planung für den und 
in Bewältigung des Katastrophenfalles alles 
vermieden werden, was dem Arzt zusätzliche 
unnötige, ungewohnte und berufsfremde 
Wertkonflikte auflädt. Dazu gehört, daß kein 
Arzt für Aufgaben eingesetzt wird, für die er 
nicht fortgebildet ist; daß seine sittliche Ein­
stellung zu vermeidbaren Katastrophen so 
gut wie möglich berücksichtigt wird; daß bei 
Entscheidungen über Behandlungsziele, In­
dikationen zu Operationen, Bluttransfusio­
nen, Verlegung und Transportfähigkeit, Ver­
bleiben in Katastrophennähe ihm keine an­
deren Ziele vorgegeben werden als die, die 
im ärztlichen AI~ag seine Indikationen und 
Prognosen lenen; das schließt das Ziel Wie­
derverwendungsfähigkeit als Primärziel aus. 
Dienstfähigkeit sollte nach den gleichen 
Maßstäben entschieden werden wie Arbeits­
fähigkeit im zivilen Alltag. Den Kollegen, die 
die Dpferversorgung im Kriegsnotfall immer 
nur unter dem Gesichtspunkt der Auswahl 
und schnellen Wiederherstellung der Solda­
ten sehen, muß gesagt werden, daß das 
Verhältnis von Soldaten zu Zivilbevölkerung 
schon im 2. Weltkrieg 1:1 war. Im Koreakrieg 
stieg es auf 1 :5, im Vietnam krieg auf 1:10. 
Eine unterschiedliche Behandlung mit unter­
schiedlichen Zielen darf dem Arzt nicht ange­
sonnen und zugemutet werden. Massenun­
glücke stoßen die Beteiligten an, im ärztli­
chen AI~g bekannte, ihn aber nicht bestim­
mende Grenzen: 

- die Kranken und Verletzten an die des 
Überlebens; 

- die Helfer, und unter ihnen bedrückend 
die Ärzte, an die Grenzen des Könnens 
mehr, als an die des Wissens; 

- die Organisation der Gesundheits- und 
Rettungsdienste an die Grenzen des Ord­
nens; 

- Krankenhäuser an die Grenzen des Auf­
nahmevermögens, 

- Hilfsmittelvorräte an die Grenzen der Ver­
fügbarkeit. 

Da dies in seinen Ausmaßen, lagen und 
Folgen unabsehbar und unvorstellbar ist, 
bleiben zwei Haltungen: Verdrängen oder 
Angst; Angst auch vor Versagen, fachlich und 
vor den eigenen verinnerlichten sittlichen 
Grundsätzen. Verliert der Arzt aber in über­
wältigenden Lagen der Hilflosigkeit die Über­
sicht und damit auch die Bindung an seine 
Moral, so fällt er leicht Normen zum Opfer, 
die sein Wirkungsfeld umstellen: politische, 
ökonomische, militärische, Kollektiven. 

Aus dieser Lage richten sich Auge und 
Fragen auf die Philosophie. Programme zur 
Lösung kann diese nicht bieter!, wohl aber 
Hilfe zur Klärung eigener Verwirrtheit, Un­
übersichtlichkeit und Unentschiedenheit. 

38 IBEVOLKERUNGSSCHUTZMAtWlN 1- 21901 

Wer zweifelt, fragt, problematisiert, sucht, 
der philosophiert bereits. Die Philosophie 
kann Modelle ethischer Entscheidungsprinzi­
pien und -grundsätze anbieten und erläutern. 
Gültigkeit und Bewährtheit haben diese für 
bestimmte, aber nicht für alle Problem lagen. 
Die schon genannte Diskursethik ist als Ethik 
des Diskurses bereits im Rückzug auf Regeln 
und Verfahren des Diskurses als Rechtferti­
gung seines Ergebnisses versandet. Die 
Ubersetzung sittlicher Grundsätze in morali­
sches Handeln geht nie ohne Rest auf; man 
bleibt etwas schuldig: anderen oder sich 
selbst. Sich dieses und dem .Mut zum 
Schuldigwerden" ein- und zuzugestehen, ist 
eine Selbstkränkung; aber diese ist, wie 
Nikolai Hartmann hervorgehoben hat, der 
Preis der Freiheit abzuwägen und zu ent­
scheiden. Am schwersten haben es die Ge­
sinnungsethiker; denn sie sind auch die 
Empfindsamsten. Ihr moralischer Rigorismus 
soll sie vor dem Schuldigwerden schützen 
und kann es doch nicht; gerade sie bleiben 
anderen oft und zu viel schuldig. Die Anfech­
tungen der Gesinnungsethiker angesichts 
möglicher Katastrophen, ihrer Voraussicht, 
ihrer Vermeidung, der Planung ihrer Bewä~i­
gung, die Voraussicht von Ohnmacht und 
Uberwältigtwerden sind der äußerste Fall 
einer sittlichen Spannungslage, die uns alle 
belastet; denn die bedingungslose Hinelei­
stung ist eine Gesinnung. Sie trägt die Selbst­
verpflichtung, auf die jede Fremdverpflich­
tung Rücksicht nehmen sollte. 

Auf der anderen Seite des Spektrums 
steht die Situations-Ethik mit dem AnspruCh, 
aus jeder lage das Bestmögliche zu machen. 
Sie muß nicht opportunistisch und fremdbe­
stimmbar sein; aber sie ist utilitaristisch, auf 
den unmittelbaren Nutzen eingestellt und 
gerade da anfällig und verwundbar. Zwi­
schen diesen beiden sind Modelle angesie­
delt, die Gesinnung und Zweck miteinander 
in Übereinstimmung zu bringen suchen: per­
sönliche Wertüberzeugung, langfristig wirk­
same, situationsübergreifende übereinstim­
mungs- und verallgemeinerungsfähige 
Grundsätze und Lengedanken, menschen­
und personengerechte Zwecke. In diese 
größte Gruppe gehört die Verantwortungs­
ethik. Sie versucht Antworten zu finden aus 
Grundsätzen auf Fragen für bestimmte Le­
benslagen. Die führenden Einflußgrößen sind 
das Prinzip der Gegenseitigkeit und das 
Prinzip der größtmöglichen Verallgemeinbar­
keit. Um so weitgehender sie miteinander 
übereinstimmen, um so breiter ist ihre Zu­
stimmungsfähigkeit. Für die Gegenseitigkeij 
steht die goldene Regel: Was Du nicht willst, 
das man Dir tu, das füg' auch keinem 
anderen zu; was Du von anderen erwartest, 
das tu auch für die anderen. Für die Verallge­
meinbarkeit stehen die verschiedenen For­
mulierungen des Kategorischen Imperativs 
von Immanuel Kant. Von Belang für unser 
Problem ist die Formulierung in der .Grund-

legung der MetaphYSik der Sitten": .Handle 
so, daß Du die Menschheit, sowohl in Deiner 
Person als in der Person eines jeden anderen, 
jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß 
als Mittel brauchst." Man hat dieser 
Formulierung schon einen bedenklichen sitt­
lichen Relativismus vorgeworfen. In jeder 
Entscheidung und Handlung sollen die sittli­
chen Grundsätze erkennbar sein, die leitend 
waren. Darauf Antwort geben zu wollen und 
zu können, ist Verantwortung. Sie ist ein 
zweifaches Antworten: auf die eigene Stim­
me und auf den Anruf der anderen. 

Zwei Ethik-Modelle sind der praktischen 
Wirklichkeit menschlichen Zusammenlebens 
und Überlebens als Verdeutlichung von Ver­
antwortungsethik zugewandt: eine Ethik, die 
die Folgen zu bedenken aufgibt und eine, die 
auch die Sozialverträglichkeij von Entschei­
dungen und Handlungen berücksichtigt. Sie 
machen andere Spannungslinien, Trajekto­
rien sichtbar. So der Imperativ von Have: 
.Man sollte keine Handlung ausführen, deren 
allgemeine Ausführung schlechte Folgen 
hat." Die Ergänzung legt die sittliche Span­
nung bloß: Man sollte keine Handlung unter­
lassen, deren allgemeine Ausführung gute 
Folgen hat oder deren Unterlassung schlech­
te Folgen haben würde. Für unseren Fall 
bedeutet das, in der Katastrophenmedizin 
nichts zu unterlassen, was in der Alltagsme­
dizin hilfreich ist. Sozialunverträglich, weil 
das Wertgefüge einer Gesellschaft beschädi­
gend oder zeitweise und teilweise außer 
Kraft setzend, wäre es, wenn Ärzte sich im 
Katastrophenfalle anders verhie~en, nach 
anderen Grundsätzen, mit anderen Zielen, 
als in ihrer Alltagspraxis. Wenn das schwerer 
ist, als unter den Bedingungen mitmenschli­
cher Normalität, so gehört das zu den berufs­
typischen Belastungen, deren Spannungen 
ausgehalteo werden müssen und nicht auf 
andere abgewälzt und entladen werden kön­
nen. Wir müssen uns unter die Einsicht und 
Ermahnung Sören Kierkegaards beugen, die 
sich in der lage von Katastrophen bis zur 
Unerträglichkeit steigern kann: .Die Hilfe 
beginnt mij der Demütigung des Helfers." 

Anschrift des Verfassers: 

Professor Dr. med. Fritz Hartmann, Ordi­
narius für Innere Medizin der Medizinischen 
Hochschule, Konstanty-Gutschow-Straße 8, 
3000 Hannover 61 



Ergebnisse der schriftlichen Befragung von 1000 Teilnehmern 

Akzeptanz der Herz-Lungen­
Wiederbelebungskurse im 

Rahmen der Laienreanimation 
Seit Juni t 985 werden in Aschaffenburg 

von internistisch-kardiologischer Seite als 
Pilotprojekt der Deutschen Gesellschaft für 
Internistische Intensivmedizin Laien in Herz­
lungen-Wiederbelebung (HlW) ausgebildet 
(3). An zwei Tagen in jeweils drei Stunden 
werden maximal 30 Teilnehmer von zwei 
erfahrenen Notärzten und zwei Rettungssa­
nitätern des Malteser-Hilfsdienstes theore­
tisch und praktisch geschult. Die Ausbil­
dungsinhalte folgen im wesentlichen den 
Richtlinien der American Heart Association, 
wobei der Prävention des Myokardinfarktes, 
bzw. der koronaren Herzkrankheit mit Darle­
gung der Risikofaktoren neben den prakti­
schen Übungen besonderer Stellenwert ein­
geräumt wird . Als audiovisuelle lernhilfe 
dient ein eigens erstellter Videolilm mit den 
Grundlagen der Herz-lungen-Wiederbele­
bung und ein Begleitheft über die kardiopul­
monale Reanimation (GPR). Am Ende des 
Kurses erfolgt eine theoretische und prakti­
sche Prüfung. 

Um die Akzeptanz unserer HlW-Kurse 
unter den Ersthenern zu ermitteln und damit 
Empfehlungen für bundesweit einzurichten­
de Herz-lungen-Wiederbelebungskurse zu 
geben, führten wir eine schriftliche Belra­
gung durch. 

Methodik 

1000 ad randum ausgewählte Teilnehmer 
unserer HlW-Kurse erhielten einen zweisei­
tigen Fragebogen mit der Bitte zugesandt, 
ihn vollständig ausgefüllt mittels des beilie­
genden, bereits freigemachten Kuverts an­
onym an uns zurückzusenden. Neben dem 
Alter, Geschlecht und Beruf fragten wir nach 
folgenden Sachverhalten: 

1. Haben Sie GPR anwenden müssen? 
2. Wurden Sie bei anderen Unglücksfällen 

tätig? 
3. Hat Ihnen die Ausbildung in HlW, 

insbesondere das ABC-Schema dabei ge­
holfen? 

4. Würden Sie nochmals den HlW-Kurs 
besuchen? 

Geschlecht n: 411 
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Abb. 1: Geschlech1sverteilung der 471 Befrag1en. 

Frozen t 
39 

15 

Angest Arbei-
Bea"te ter 

Berui'e n: 471 

"eU' 
berufe 

Hau;­
frauen 

Abb. 2: Berufsverteilung der 471 Befragten. 
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5. Ist der Kurs mit zweimal drei Stunden zu 
lang oder sollte alles in einem Tag, z. B. vier 
Stunden zusammengefaßt werden? 

6. Warum besuchten Sie den HLW-Kurs? 
7. Wie wurden Sie auf die HLW-Kurse 

aufmerksam? 
8. Halten Sie es für wichtig, daß Ärzte die 

Kurse betreuen, bzw. überwiegend durch­
führen oder können diese Kurse alleine von 
Rettungssanitiltern durchgeführt werden? 

9. Halten Sie das verminelte Wissen be­
züglich HLW für ausreichend, um Ersthi~e 
beim Herz-Kreislaufstillstand zu leisten? 

10. Welche Aspekte sollten in der Ausbil­
dung noch stärker betont werden? 

11. Welcher Zeitraum ist seit Ihrer Teilnah­
me am CPR-Kurs vergangen? 

12. Haben Sie einen Auffrischungskurs 
beSucht? 

13. Wie ist eine Telefonzelle zu erkennen, 
von der mittels eines umlegbaren Hebels 
kostenlos ein Notruf abgesetzt werden kann? 

14. Haben Sie durch den Kurs mehr auf 
Ihre RIsikofaktoren geachtet, einen Herzin­
farkt zu erleiden, bzw. was unternahmen Sie 
zur Verringerung des Risikos? 

Bei jeder Frage wurden bestimmte Ant­
wortmöglichkeiten vorgegeben. Die Teilneh­
mer wurden gebeten, Zutreffendes anzu­
kreuzen, bzw. auszufüllen. 

Alle bis zu einem Zeitpunkt von zwei 
Monaten nach dem Absenden eingegange­
nen Fragebögen kamen zur Auswertung. 

Ergebnisse 

Von 1000 angeschriebenen Teilnehmern 
konnten zu dem genannten Zeitpunkt 471 
Antwortbögen, also 47 Prozent ausgewertet 
werden. 

35,5 Prozent, (167) der Befragten, waren 
männlichen, 60,7 Prozent (286) weiblichen 
Geschlechts, 3,8 Prozent (18) machten keine 
Angaben zu ihrem Geschlecht (Abb. t). Nur 
53 Prozent der Teilnehmer gaben ihr Alter an. 
Der Jüngste war 15 Jahre, der älteste Teil­
nehmer war 86 Jahre alt. Der Mittelwert 
betrug 39 Jahre. Die Zeitspanne, die seit dem 
Erstkurs vergangen war, wurde von 93,6 
Prozent der Befragten angegeben, wobei die 
längste Spanne 40 Monate betrug. Im Minel 
aller Befragten lag der Erstkurs 14,3 Monate 
zurück (Standardabweichung von 7,8 Mo­
naten). 

Die Aufhstung der Berufe der Teilnehmer 
zeigt ein Übergewicht der Angestellten, Leh­
rer, Angehörige anderer akademischer Beru­
fe und Beamten mit insgesamt 29,6 Prozent, 
vor der großen Gruppe der Hausfrauen (22,3 
Prozent). Studenten, Schüler und Auszubil­
dende machten zusammen 15,3 Prozent aus. 
Aus den medizinischen Bereichen kamen 
insgesamt 11,2 Prozent KrankenSChwestern, 
Arzthelferinnen, MTA, Sanitäter, Heilprakti­
ker und Apotheker. Arbeiter waren mit 10,1 
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Abb. 3: Medien, die die Befragten auf den HLW-Kurs au_m machten. 

Prozent und Rentner mit 6,3 Prozent vertre­
ten. Keine Berufsangaben machten 5,1 Pro­
zent (Abb. 2). 

Nahezu die Hälfte der Befragten, nämlich 
48 Prozent, wurden durch die Tageszeitung, 
39,1 Prozent durch die Hilfsorganisationen, 
11 Prozent durch frühere Teilnehmer, 7,2 
Prozent im Krankenhaus, meist als Patient 
oder Angehöriger, und 2,1 Prozent über den 
lokalen Rundfunksender auf das Aschaffen­
burger HLW-Projekt und die Möglichkeit der 
Teilnahme aufmerksam (Abb. 3). 

Wesentliche Motivation für die Teilnahme 
- hier konnten mehrere Antworten gegeben 
werden - war in 57,1 Prozent der Wunsch zu 
helfen, die Angst, in einer entscheidenden 
Situation hilflos zu sein (55,6 Prozent) und 
reines Interesse in 53,9 Prozent. 34,2 Pro­
zent waren durch AsSOZiation zu den Hilfsor-

ganisationen oder Ersthelfertätigkeiten in 
den Betrieben motiviert. Wegen der herz­
kranken Angehörigen nahmen 24,2 Prozent 
teil und 6,4 Prozent waren selbst herzkrank 
(Abb. 4). 

Bei der Frage, inwieweit der Kurs mit 
zweimal drei Stunden zu lang bemessen sei, 
antworteten 79,2 Prozent, daß der Kurs in 
dieser Länge richtig sei. 18 Prozent meinten, 
der Kurs sei zu lang. 2,8 Prozent waren ohne 
Meinung. Aspekte, die im Kurs noch stärker 
betont werden sollten - hier konnten mehre­
re Antworten genannt werden - waren in 
65,4 Prozent praktische Übungen, in 24 
Prozent die Risikofaktoren der koronaren 
Herzkrankheit und mehr theoretische Grund­
lagen in 18,3 Prozent. 18,5 Prozent der 
Teilnehmer hielten den Kurs für ausgewogen 
(Abb. 5). 

Motivation n : 471 
Prozent lBB ,-----___________ --, 

5B 

~unsch 
zu 
helfen 

Inior" 
bedürf 

Abb. 4: Motivation zur Teilnahme an den HlW-Kursen. 
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Abb. 5: Aspekte, die während der HlW-Kurse noch stärker berücksichtigt werden sollten. 

87,3 Prozent der Befragten erachten Ärzte 
bei der Betreuung, bzw. überwiegenden 
Durchführung der Herz-Lungen-Wiederbele­
bungskurse für wichtig; 63,5 Prozent mein­
ten, die Kurse könnten nicht alleine von 
Rettungssanitätern durchgeführt werden! 

Die Kennzeichnung der Notruftelefone, 
von denen ein kostenloser Notruf abgesetzt 
werden kann, ist 75,5 Prozent der Befragten 
bekannt! 

Mehr auf ihre Risikofaktoren geachtet hat­
ten im Anschluß an den Kurs 55,4 Prozent. 
Bei mehreren möglichen Antworten gaben 
33,9 Prozent an, den Blutdruck kontrolliert zu 
haben, 33,3 Prozent Fette gemieden zu ha­
ben, 33,3 Prozent sich mehr sportlich betä­
tigt zu haben. 12,1 Prozent reduzierten das 
Rauchen, und 8,3 Prozent kontrollierten den 

Blutzucker. Eine effektive Gewichtsreduktion 
gelang nach eigenen Aussagen 23,7 Prozent 
der Befragten (Abb. 6). 

Bei der Selbsteinschätzung bezüglich des 
HLW-Kurses glaubten 62,6 Prozent über aus­
reichendes Wissen und Können zu verfügen, 
um sachgemäß helfen zu können. 32,7 Pro­
zent meinten, wohl nicht sachgemäße Hilfe 
leisten zu können. 2,5 Prozent der Befragten 
hatten Angst vor Infektionen bei der Atem­
spende (Abb. 7). 

84,9 Prozent der Befragten würden noch 
einmal einen CPR-Kurs besuchen. 

Acht Reanimationsversuche wurden nach 
Durchführung des HLW-Kurses durch die 
Befragten vorgenommen. Zwei Menschen 
konnten erfolgreich durch Ersthelfer wieder­
belebt werden . 

Prozent 
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Abb. 6: Pers6nllche Einschätzung der Befragten bezüglich des VerhaHens gegenüber den eigenen Risikofak­
toren Im Anschluß an den Kurs. 

Diskussion 

Bei den 471 Ersthelfern, deren Antwortbö­
gen zur Auswertung gelangten, handelt es 
sich um Teilnehmer, die in Alters-, Ge­
schlechts- und Berufsverteilung als reprä­
sentativ für alle Teilnehmer der Aschaffen­
burger HLW-Kurse anzusehen sind (8). Eine 
gewisse Positivauslese muß allerdings auf­
grund der Bereitschaft, an dieser Befra­
gungsaktion teilzunehmen, unterstein 
werden. 

Von den HLW-Projekten in der Bundesre­
publik Deutschland gehört das Pilotprojekt 
Aschaffenburg zu den wenigen, deren Aus­
bildung über zweimal drei Stunden läuft (1, 
4) und dessen Kurse in Anwesenheit und 
aktiver Mitarbeit eines oder zweier im Ret­
tungsdienst erfahrener Ärzte durchgeführt 
werden. Die Ausbildungsinhalte richten sich 
nicht zuletzt auch auf die Prävention der 
Risikofaktoren der koronaren Herzkrankhei­
ten, bzw. des plötzlichen Herztodes. Dies 
spiegelt sich in der Erklärung von mehr als 
der Hälfte der Befragten wider, nach dem 
Kurs verstärkt auf ihre Risikofaktoren geach­
tet zu haben. Myerburg fordert im Hinblick 
auf die kardiopulmonale Reanimation die 
Vermeidung des Ereignisses: "Primary pre­
vention of the initial event ist clearly desired 
goal " (2). 

Die Möglichkeit, durch die HLW-Kurse 
eine echte Pravention zu erzielen, sollte ein 
wesentliches Anliegen sein und muß daher 
im Rahmen der Kurse genutzt werden. 

Obwohl bereits 50 Prozent der Ausbildung 
auf praktische Übungen entfallen, wünschten 
fast zwei Drittel der Befragten noch mehr 
praktische Übungen, knapp ein Viertel noch 
stärkere Informationen über die Risikofakto­
ren und den Myokardinfarkt. Fast 80 Prozent 
der Teilnehmer meinten, der Kurs sei keines­
wegs zu lang und 87,3 Prozent hielten Ärzte 
bei der Ausbildung für wichtig. Hierin zeigt 
sich möglicherweise ein Bedürfnis, in Ge­
sprächen und während der praktiSChen 
Übungen mit den Ärzten, noch mehr über das 
medizinische Umfeld zu erfahren. Auch die 
Bereitschaft von 84,9 Prozent, nochmals 
einen CPR-Kurs besuchen zu wollen - unab­
hängig von Alter, Geschlecht, Beruf, bzw. 
sozialer Position - scheint die Richtigkeit des 
Konzeptes der Ausbildung in kleinen Gruppen 
mit erfahrenen Rettungssanitätern und Ärz­
ten zu bestätigen. 

Das Informationsbedürfnis der Teilnehmer 
muß als relativ hoch eingeschätzt werden 
und ist möglicherweise in einer Ausbildungs­
einheit von nur vier Stunden nicht ausrei­
chend zu befriedigen. Trotz der guten theore­
tischen und praktischen Ergebnisse der Teil­
nehmer bei Überprüfung durchschnittlich 
neun Monate nach dem Erstkurs (7) glauben 
immerhin noch nahezu ein Drittel der Befrag­
ten, wohl im Ernstfall nicht sachgemäß die 
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Herz-lungen-Wiederbelebung anwenden zu 
können. 

Die Notwendigke~, das Gelernte innerhalb 
kurzer Zeit zu wiederholen und praktisch zu 
üben, muß daher erneut gefordert werden! 
Während vor dem Kurs nur 10 Prozent der 
Teilnehmer über die Einrichtung des kosten­
losen Notrufes informiert waren, konnten 
nach dem Kurs drei Viertel der Teilnehmer 
eine Telefonzelle Identifizieren, von der ein 
kostenloser Notruf abgesetzt werden kann. 
Selbst wenn diese Teilnehmer im Notfall 
keine Herz-lungen-Wiederbelebung durch­
führten, so würde doch zumindest die Ret­
tungskette in korrekter Weise in Gang ge­
setzt. 

Die Problematik einer möglichen Infektion 
sCheint bei Betonung der Tatsache, gegebe­
nenfalls den Vater, die Mutter oder nahe 
Verwandte reanimieren zu müssen, deutlich 
in den Hintergrund zu treten. 2,5 Prozent der 
Teilnehmer äußerten Angst vor Ansteckung 
bei der Beatmung. 

Ziel unserer Bemühungen ist es, noch 
stärker Angehörige, besonders die Ehefrauen 
der am stärksten gefährdeten Altersgruppe, 
der 35 bis 65 Jahre alten Männer zu motivie­
ren, an den Kursen teilzunehmen. Von unse­
ren Teilnehmern nahmen bereits 25 Prozent 
der Befragten primär wegen ihrer Angehöri­
gen am Reanimationskurs teil. Dieser Pro­
zentsatz liegt zwar deutlich höher als bei 
vergleichbaren HlW-Projekten (4,6), trotz­
dem liegt unser Bestreben darin, hier eine 
deutliche Steigerung zu erreichen. Die er­
folgreichen Reanimationen durch Ersthelfer 
ermutigen, die Ausbildung mit verstärkter 
Intensität fortzuführen. 

Zusammenfassung 

Das gegenwärtige Konzept der Durchfüh­
rung der HlW-Kurse an zwei Tagen mit 
jeweils drei Stunden durch erfahrene Notärz­
te und Rettungssanitäter wird durch eine 
hohe Akzeptanz unter den Teilnehmern ge­
tragen. Insbesondere die Darlegung des po­
tentiellen Risikos der 35 bis 65 Jahre alten 
Männer, möglicherweise einen plötzlichen 
Herztod zu erleiden, scheint eine wesentliche 
Motivation für die Teilnahme von Frauen an 
den Aschaffenburger HlW-Kurse zu sein. 
Obwohl grundsätzlich mindestens drei Stun­
den für praktische Übungen zur Verfügung 
stehen, scheint ein Bedürfnis nach mehr 
praktischer Übung und Information über das 
medizinische Umfeld bei den Teilnehmern 
der HlW-Kurse zu bestehen. 

Anschrift des Verfassers: 
Or. med. Han$-Joachlm Roth. 
Klinikum Asctlaffenburg, Medizinische Klinik 
Am Haseokopl, 0·8750 Aschaffenburg 
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Abb. 7: Selbsteinschätzung bezüglich der eigenen HlW-Kenntnisse und -Fähigkeiten nach dem HlW-Kurs. 

Befragten wünschen sich noch 
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Klare Verhältnisse 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Rettungsassistenten und Rettungs­

assistentinnen trat im November in Kraft 

Als am 1. Sep1ember das Rettungsassi­
stentengesetz (RettAssG) in Kraft trat, hat­
te der Bundestag einen Schlußpunkt unter 
eine jahrelange Kontroverse gesetzt. Das 
Berufsbild des Rettungsassistenten war 
klar definiert worden und damit nicht nur 
die künftigen Aufgaben, sondern auch die 
Qualifikation der Retter, die Seite an Seite 
mit einem Notarzt - aber oft auch allein -
um das Leben von Schwerstverletzten 

kämpfen. Weniger spektakulär, doch für 
die Betroffenen ebenfalls von großer Be­
deutung, war die Entscheidung, die der 
Bundestag am 7. November traf: Die Aus­
bildungs- und Prüfungsverordnung für 
Rettungsassistenten und Rettungsassi­
stentinnen (RettAssAPrV). In dieser Verord­
nung steht, was die Rettungsassistenten 
künftig können müssen und bestimmt da­
mit auch nachhaltig die Qualität des ge-

samten RettungSdienstes. Für angehende 
Rettungsassistenten macht die Verord­
nung den Ausbildungsgang überschaubar 
und gibt darüber hinaus Aufschluß, wie die 
einzelnen Lernabschnitte gewichtet sein 
sollen. Nachfolgend geben wir die Verord­
nung als Auszug aus dem Bundesgesetz­
blatt in voller Länge wieder. 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Rettungsassistentinnen und Rettungsassistenten 

(RettAssAPrV) 
Vom 7. November 1989 

Aufgrund des § 10 des Rettungsassistentengesetzes vom 10. 
Juli 1989 (BGBLI S. 1384) wird im Benehmen mit dem Bundes­
minister für Bildung und Wissenschaft verordnet: 

§ 1 
Lehrgang 

(1) per Lehrgang nach § 4 des Gesetzes umfaßt die in Anlage 
1 aufgeführte theoretische und praktische Ausbildung. 

(2) Der Ergänzungslehrgang nach § 8 Abs. 3 des Gesetzes 
wird von Schulen nach § 4 des Gesetzes durchgeführt und 
umfaßt die in Anlage 2 aufgeführte theoretische und praktische 
Ausbildung. 

(3) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an der 
theoretischen und praktischen Ausbildung nach Absatz 1 oder 2 
ist durch eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 3 
nachzuweisen. 

§2 
Praktische Tätigkeit 

(1) Während der praktischen Tätigkeit nach § 7 des Gesetzes 
sind die für die Berufsausübung wesentlichen Kenntnisse und 
Fertigkeiten durch praktischen Einsatz zu vermitteln. Durch 
Teilnahme an mindestens 50 Unterrichtsstunden sind die in der 
theoretischen und praktischen Ausbildung nach § 1 erworbenen 

Kenntnisse zu vertiefen und zu lernen, sie bei der praktischen 
Arben anzuwenden. In den Fällen einer Verkürzung der prakti­
schen Tätigkeit nach § 8 Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 letzter 
Satz des Gesetzes verringert sich die in Satz 2 genannte Zahl von 
Unterrichtsstunden entsprechend. 

(2) Die erfolgroiche Ableistung der praktischen Tätigkeit ist 
durch eine Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 4 
nachzuweisen. Die Bescheinigung wird erteilt, wenn 
1. der Praktikant ein Berichtsheft vorlegt, das er in Form eines 

Ausbildungsnachweises geführt hat, und 
2. im Rahmen eines Abschlußgespräches festgestellt worden 

ist, daß der Praktikant die in Absatz 1 genannten Kenntnisse 
und Fertigkeiten erworben hat. 
(3) Das Abschlußgespräch nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 wird von 

einem von der zuständigen Behörde beauftragten Arzt gemein­
sam mn der Rettungsassistentin oder dem Rettungsassistenten, 
die den Praktikanten angeleitet haben, geführt. Ergibt sich in 
dem Abschlußgespräch, daß der Praktikant die praktische 
Tätigkeit nicht erfolgreich abgeleistet hat, entscheidet der Arzt 
im Benehmen mit der am Gespräch teilnehmenden Rettungsas­
sistentin oder dem teilnehmenden Rettungsassistenten über 
eine angemessene Verlängerung der praktischen Tätigkeit. Eine 
Verlängerung ist nur einmal zulässig. Der Verlängerung folgt ein 
weiteres Abschlußgespräch. Kann auch nach dem Ergebnis 
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dieses Gespräches die Bescheinigung nach Absatz 2 nicht erteilt 
werden, darf die praktische Tätigkeit nur einmal wiederholt 
werden. 

§ 3 
Gleichwertige Tätigkeit 

Voraussetzung für die Anerkennung einer Tätigkeit nach § B 
Abs 2 Satz 2 des Gesetzes als gleichwertig mit der praktischen 
Tätigkeit nach § 7 des Gesetzes ist, daß der AntraQstelier 
während dieser Tätigkeit überwiegend auf Rettungs- und Not­
arztwagen eingesetzt war. 

§4 
Staatliche Prüfung 

(1) Die staatliche Prüfung umfaßt einen schriftlichen, einen 
mündlichen und einen praktischen Teil. 

(2) Der Prüfling legt die Prüfung bei der Schule ab, an der er 
den Lehrgang abschließt. Die zuständige Behörde, in deren 
Bereich die Prüfung abgelegt werden soll, kann aus wichtigem 
Grund Ausnahmen zulassen. Die VorSitzenden der beteiligten 
Prüfungsausschüsse sind vorher zu hören. 

§5 
Prüfungsausschuß 

(1 ) Bei den Schulen werden Prüfungsausschüsse gebildet, die 
jeweils aus folgenden M~gliedern bestehen: 
1. einem Medizinalbeamten der zuständigen Behörde oder 

einem von der zuständigen Behörde mit der Wahrnehmung 
dieser Aufgabe beauftragten Arzt als Vorsitzenden, 

2. einem Beauftragten der Schulverwaltung, wenn die Schule 
nach den Schulgesetzen eines Landes der staatlichen Auf­
sicht durch die Schulverwaltung untersteht, 

3. einem Beauftragten der Feuerwehr, wenn die Ausbildung bei 
der Feuerwehr erfolgt und nach § 9 des Gesetzes auf den 
Lehrgang nach § 1 Abs. 1 angerechnet worden ist, 

4. folgenden Fachprüfern: 
a) mindestens einem im Rettungsdienst erfahrenen Arzt, 
b) mindestens einer an der Schule unterrichtenden Rettungs­

assistentin oder einem entsprechend tätigen Rettungsas­
sistenten, 

c) weiteren an der Schule oder im Rahmen der Ausbildung 
nach § 9 Satz 1 des Gesetzes tätigen Unterrichtskräften 
entsprechend den zu prüfenden Fächern ; 
dem Prüfungsausschuß sollen diejenigen Fachprüfer an­
gehören, die den Prüfling in dem Prüfungsfach überwie­
gend ausgebildet haben. 

(2) Jedes Mitglied des Prüfungsausschusses hat einen oder 
mehrere Stellvertreter. Die zuständige Behörde bestellt den 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und nach Anhörung der 
Schulleitung die Fachprüfer und deren Stellvertreter. Der Vorsit­
zende bestimmt auf Vorschlag der Schulleitung die Fachprüfer 
und deren Stellvertreter für die einzelnen Fächer. 

(3) Die zuständige Behörde kann Sachverständige und Beob­
achter zur Teilnahme an allen Prüfungsvorgängen entsenden. 

§6 
Zulassung zur Prüfung 

(1) Der Vorsitzende entscheidet auf Antrag des Prüflings über 
die Zulassung zur Prüfung und setzt die Prüfungstermine im 
Benehmen mit der Schulleitung fest. 

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird erteilt, wenn folgende 
Nachweise vo~iegen : 
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1. die Geburtsurkunde oder ein Auszug aus dem Familienbuch 
der Enern, bei Verheirateten auch die Heiratsurkunde oder ein 
Auszug aus dem für die Ehe geführten Familienbuch, 

2. die Bescheinigung nach § 1 Abs. 3, 
3. im Falle einer Anrechnung nach § 9 des Gesetzes der 

Nachweis über die Anerkennung der bei der Feuerwehr 
erworbenen Ausbildung. 
(3) Die Zulassung sowie die Prüfungsterrnine sollen dem 

Prüfling spätestens vier Wochen vor Prüfungsbeginn schriftlich 
mitgeteilt werden. 

§7 
Schriftlicher Teil der Prüfung 

(1) Der schriftliche Teil der Prüfung erstreckt sich auf die in 
Anlage tAbschnitt A Nr. 1 bis 5 genannten Stoffgebiete. Der 
Prüfling hat aus diesen Stoffgebieten in einer Aufsichtsarbeit 
schriftlich gestellte Fragen zu beantworten. Die Aufsichtsarbeit 
dauert drei Stunden. Die Aufsichtsführenden werden von der 
Schulleitung bestellt. 

(2) Die Aufgaben für die Aufsichtsarbeit werden von dem 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt. Die Auf­
sichtsarbeit ist von mindestens zwei Fachprüfern zu benoten. 
Aus den Noten der Fachprüfer bildet der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses im Benehmen mit den Fachprüfern die 
Prüfungsnote für die Aufsichtsarbe~. 

§B 
Mündlicher Teil der Prüfung 

(1) Im mündlichen Teil der Prüfung hat der Prüfling Fragen aus 
den Stoffgebieten der Anlage 1 Abschnitt A zu beantworten. Die 
Prüflinge werden einzeln oder in Gruppen bis zu fünf geprüft. Die 
Prüfung soll für den einzelnen Prüfling mindestens zehn und 
nicht länger als 20 Minuten dauern. 

(2) Die Prüfung wird von mindestens zwei Fachprüfern 
abgenommen und benotet. Der Vorsitzende ist berechtigt, sich in 
allen Gebieten an der Prüfung zu beteiligen; er kann auch selbst 
prüfen. Aus den Noten der Fachprüfer bildet der Vors~ende des 
Prüfungsausschusses im Benehmen mit den Fachprüfern die 
Prüfungsnote für den mündlichen Teil der Prüfung. 

(3) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann auf 
begründeten Antrag die Anwesenheit von Zuhörern beim mündli­
chen Teil der Prüfung gestatten. 

§9 
Praktischer Teil der Prüfung 

(1) Im praktischen Teil der Prüfung hat der Prüfling am 
Beispiel von drei ausgewählten Fällen zu demonstrieren, daß er 
die in § 3 des Gesetzes beschriebenen Kenntnisse und Fertigkei­
ten beherrscht. Auf Verlangen der Prüfer hat er seine Maßnah­
men zu erläutern. Die Prüflinge werden einzeln oder in Gruppen 
zu zweit geprüft. Die Demonstration soll nicht länger als 15 
Minuten je Fall dauern. 

(2) § B Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 10 
Niederschrift 

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der 
Gegenstand, Ablauf und Ergebnisse der Prüfung und etwa 
vorkommende Unregelmäßigkeiten hervorgehen. 



, 

§ 11 
Benotung 

Die schriftliche Aufsichtsarbeit sowie die Leistungen in der 
mündlichen und in der praktischen Prüfung werden wie folgt 
benotet: 

,sehr gut" (1), wenn die Leistung den Anforderungen in 
besonderem Maße entspricht, 

,gut" (2), wenn die Leistung den Anforderungen voll ent­
spricht, 

,befriedigend" (3), wenn die Leistung im allgemeinen den 
Anforderungen entspricht, 

,ausreichend" (4), wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, 
aber im ganzen den Anforderungen noch entspricht, 

,mangelhaft" (5), wenn die Leistung den Anforderungen nicht 
entspricht, jedoch erkennen läßt, daß die notwendigen Gru.nd­
kenntnisse vorhanden sind und die Mängel in absehbarer Zeit 
behoben werden können, 

,ungenügend" (6), wenn die Leistung den Anforderungen 
nicht entspricht und selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft 
sind, daß die Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
können. 

§ 12 
Bestehen und Wiederholung der Prüfung 

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn jeder der nach § 4 Abs. 1 
vorgeschriebenen Prüfungsteile mit mindestens ,ausreichend" 
benotet wird. 

(2) Über die bestandene staatliche Prüfung wird ein Zeugnis 
nach dem Muster der Anlage 5 erteilt. Über das Nichtbestehen 
erhält der Prüfling vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
eine schriftliche Mitteilung, in der die Prüfungsnoten anzugeben 
sind. 

(3) Jeder Teil der Prüfung kann einmal wiederhon werden, 
wenn der Prüfling die Note "mangelhaft" oder ,ungenügend" 
erhalten hat. 

(4) Hat der Prüfling den praktischen Teil der Prüfung zu 
wiederholen, so darf er zur Prüfung nur zugelassen werden, 
wenn er an einer weiteren Ausbildung teilgenommen hat, deren 
Dauer und Inhalt vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
bestimmt werden. Ein entsprechender Nachweis hierüber ist 
dem Antrag des Prüflings auf Zulassung zur Wiederholungsprü­
fung beizufügen. Die Wiederholungsprüfung muß spätestens 
zwölf Monate nach der letz1en Prüfung abgeschlossen sein; 
Ausnahmen kann die zuständige Behörde in begründeten Fällen 
zulassen. 

§13 
Rücktritt von der Prüfung 

(1) Tritt ein Prüfling nach seiner Zulassung von der Prüfung 
zurück, so hat er die Gründe für seinen Rücktritt unverzüglich 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses schriftlich mitzutei­
len. Genehmigt der Vorsitzende den Rücktritt, so gilt die Prüfung 
als nicht unternommen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. Im Falle einer Krankheit kann die 
Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung verlangt werden. 

(2) Wird die Genehmigung für den Rücktritt nicht erteilt oder 
unterläßt es der Prüfling, die Gründe für seinen Rücktritt 
unverzüglich mitzuteilen, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. 
§ 12 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§14 
Versäumnisfolgen 

(1) Versäumt ein Prüfling einen Prüfungstermin oder gibt er die 
Aufsichtsarbeit nicht oder nicht rechtzeitig ab oder unterbricht er 
die Prüfung, so gilt die Prüfung als nicht bestanden, wenn nicht 
ein wichtiger Grund vorliegt; § 12 Abs. 3 gin entsprechend. Liegt 
ein wichtiger Grund vor, so gilt die Prüfung ais nicht unter­
nommen. 

(2) Die EntSCheidung darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, 
trifl1 der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. § 13 Abs. 1 Satz 
1 und 4 gilt entsprechend. 

§ 15 
Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann bei Prüflin­
gen, die die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung in 
erheblichem Maße gestört oder sich eines Täuschungsversu­
ches schuldig gemacht haben, den betreffenden Teil der Prüfung 
für ,nicht bestanden" erklären; § 12 Abs. 3 gin entsprechend. 
Eine solche Entscheidung ist im Falle der Störung der Prüfung 
nur bis zum Abschluß der gesamten Prüfung, im Falle eines 
Täuschungsversuchs nur innerhalb von drei Jahren nach 
Abschluß der Prüfung zulässig. 

§16 
Prüfungsunterlagen 

Auf Antrag ist dem Prüfungsteilnehmer nach Abschluß der 
Prüfung Einsicht in seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. 
SChriftliche Aufsichtsarbeiten sind drei, Anträge auf Zulassung 
zur Prüfung und Prüfungsniederschriften zehn Jahre aufzube­
wahren. 

§ 17 
Erlaubnisurkunde 

Liegen die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis zur 
Führung der Berufsbezeichnung nach § 1 des Gesetzes vor, so 
stellt die zuständige Behörde die Erlaubnisurkunde nach dem 
Muster der Anlage 6 aus. 

§ 18 
Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleijungsge­
setzes in Verbindung mij § 14 des Rettungsassistentengesetzes 
auch im Land Berlin. 

§19 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Der Bundesrat hat zugestimmt. 

Bann, den 7. November 1989 

Der Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Ursula Lehr 
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Inbetriebnahmeübung im Hil!skrankenhaus Schliersee-Neuhaus 

"Hier wurde professionell 
gearbeitet" 

Rund 60 Schwerverletzte nach 
katastrophenmedizinischem Standard versorgt 

Zu einer eintägigen Inbetriebnahmeübung 
des HiI!skrankenhauses Elisabeth-Heim 
im bayerischen Schliersee-Neuhaus, ein­
gerichtet in einem Seniorenheim, konnten 
der zweite Bürgermeister Jose! Falter­
meier und der l andrat des Kreises Mies­
bach, Norbert Kerkel, zahlreiche Gäste 
begrußen. Neben Beobachtern aus der 
Bundeshauptstadt Bonn, unter ihnen Ver­
treter des Bundesministeriums und lei­
tende Mitarbeiter des Bundesamtes für 
Zivilschutz (BZS), waren auch hochrangi­
ge Vertreter der bayerischen Staatsregie­
rung aus München in den Kreis Miesbach 
gereist 

Die besondere Übungslage hatte das 
Landratsamt Miesbach klar vorgegeben: 
Mehrere Schadensereignisse forderten im 
Landkreis eine beträchtliche Zahl von Toten 
und Verletzten. Die Kreiskrankenhäuser 
Hausham und Miesbach. das Kreiskranken­
haus Holzkirchen und das Kreis-/Stamm­
krankenhaus Tegernsee waren nicht mehr 
aufnahmefähig. Auch die Nachbarlandkreise 
Bad Tölz-Wolfratshausen, München und Ro­
senheim sowie die kreisfreien Städte Mün­
chen und Rosenheim baten aufgrund eigener 
Belegungsprobleme, von einer Verletztenzu­
führung aus dem Landkreis Miesbach in die 
dortigen Krankenhäuser abzusehen. Der 
Kreis mußte deshalb alle zusätzlichen Mög­
lichkeiten für die Unterbringung von Verletz­
ten und Kranken voll ausschöpfen. 

Am frühen Morgen zerschellt dann ein 
zweimotoriges Flugzeug unbekannter Her­
kunft bei starkem Nebel an einer Felswand 
im Spitzingsee-Gebiet. Nach mehreren Deto­
nationen brennt das Wrack. Die Anzahl der 
Toten und Verletzten ist zunächst unbekannt. 
Einheiten des Bergrettungsdienstes unter der 
Le~ung von Karl-Heinz Matjas als Vertreter 
der Bergwachtbereitschaften des landkrei­
ses Miesbach im Kreisverband des Bayeri­
schen Roten Kreuzes, sind im Einsatz. Im 
Laufe des Vormittags verunglückt zudem ein 
Transportfahrzeug m~ Chemikalien im Orts­
teil Josettal, Markt Schliersee. Der LÖSChzug 
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Auf dem Patienten blatt ist dte Erstdiagnose des Notarztes vermerkt 

,Löschen und Retten" (LZ -R) Miesbach, ge­
führt von Michael RÖhrl, befindet sich an der 
Unglücksstelle. Der ABC-Zug München-Land 
unter der Leitung des stellvertretenden ABC­
Zugführers Peter Jelito wird zur Hilfeleistung 
angefordert. Das genaue Schadensmaß ist 
noch nicht feststellbar. 

Wie ein elngespiettes Team: Jeder Handgriff stimmt 

Infolge fehlender Aufnahmekapazitäten 
für Verletzte ordnet der Landrat des Kreises 
Miesbach, Norbert Kerkel, die Dienstaufnah­
me im betriebSbereiten Hilfskrankenhaus in 
Schliersee-Neuhaus an. Unmittelbar nach 
dieser Anweisung machen sich der Ärztliche 
Direktor des Stamm krankenhauses Tegern-



see, Professor Dr. Dieter Mack, Teile der 
Ärzteschaft, die Pflegedienstleiterin Oberin 
Justina Brodersen sowie Verwaltungsleiter 
Hans Achim Pfeifer mit dem verfügbaren . 
Röntgen-, Labor- und Pflegepersonal auf den 
Weg nach Schliersee-Neuhaus. Dort steht 
bereits alles für die Behandlung von Verletz­
ten bereit. Untersuchungs- und Operationsti­
sehe, Röntgengerät, medizinische Apparatu­
ren sowie Medikamente und Pflegemittel 
waren in weiser Voraussicht schon vorher 
von Mitgliedern verschiedener Hilfsorganisa­
tionen aufgebaut worden. 

Katastrophenmedizinischer 
Standard 

Das Anfang der 60er Jahre erbaute Hilfskran­
kenhaus Schliersee-Neuhaus und das Perso­
nal des Stamm krankenhauses Tegernsee 
sind auf eine große Anzahl von verletzten 
Personen vorbe(eitet. Auch in Schliersee­
Neuhaus handelt es sich um ein sogenanntes 
Einfachkrankenhaus für Notfälle. Dies be­
deutet, daß für die Behandlung in einem 
Hilfskrankenhaus nicht der allgemeine Stan­
dard der hochtechnisierten Individualmedi­
zin, sondern nur der für entsprechende Not­
fälle geltende Standard der Katastrophenme­
dizin zugrundegelegt werden kann. 

Da für die Verantwortlichen nicht abzuse­
hen ist, wieviele Verletzte tatsächlich zu 
versorgen sind, organisiert das Stammkran­
kenhaus eine Verstärkung des krankenhaus­
eigenen Personals durch frei praktizierende 
Ärzte, Schwesternhelferinnen der Hilfsorga­
nisationen und durch nicht mehr im Beruf 
stehende Kräfte. 

Schon bald treffen die ersten Rettungswa­
gen mit verletzten Personen ein. Unter Einbe­
ziehung des vom Notarzt am Unfallort ausge­
stellten Patientenblattes mit einer ersten Dia­
gnose entscheidet der bei der Aufnahme 
tätige Sichtungsarzt des Hilfskrankenhauses 
über den weiteren Behandlungsablauf. Nach 
wenigen Minuten herrscht Hochbetrieb im 
Hilfskrankenhaus Schliersee-Neuhaus. Die 
eintreffenden Opfer des drei Kilometer ent­
fernten Flugzeugabsturzes haben haupt­
sächlich Verbrennungen, Knochenfrakturen 
und innere Verletzungen davongetragen. In 
der Ambulanz, im Röntgenraum sowie in den 
beiden Operationssälen (Bauch-OP und Kno­
chen-OP) läuft trotz verstärkter Verletztenzu­
führung alles reibungslos. Schon bald kön­
nen die ersten Patienten entsprechend ihren 
Verletzungen auf die internistischen oder 
chirurgischen Überwachungsstationen ge­
bracht werden. In Schliersee-Neuhaus haben 
diese eine Kapazität von 300 Bettplätzen. 

Unterdessen zeigt auch der Gefahrgutun­
fall im Ortsteil Joseftal erste Auswirkungen. 
Angehörige des Löschzuges "LÖSChen und 
Retten" sowie des Münchner ABC-Zuges, die 
im undurchlässigen Vollschutzanzug, unter 
dem sich sehneIl hohe Temperaturen entwik-

"'-~-­
Katastrophenmedizinischer Standard: Ärzte und Schwestern finden sich mit der medizinischen Ausstattung 
gut zurecht ... 

kein, die Gefahr für Menschen und Umwelt 
am Unfallort eindämmen halfen, werden mit 
Kreislaufschwächen in Schliersee-Neuhaus 
eingeliefert und dort ambulant behandelt. Die 
Versorgung von Verletzten geht zügig voran, 
und so haben Ärzte und Pflegepersonal in­
nerhalb weniger Stunden rund 60 teils 
Schwerstverletzte, übrigens von Helfern des 
Roten Kreuzes dargestellt, versorgt. Unzähli­
ge Verbände wurden angelegt, Blutungen 
gestillt, Brandwunden versorgt, Knochenbrü­
che gerichtet und gegipst. Auch die verstärk­
te Streßsituation in den beiden Operationssä­
len ließen sich die Fachkräfte nicht anmer­
ken. Alles in allem wirkten das Personal des 
Stammkrankenhauses, die Schwesternhel­
ferinnen der Hilfsorganisationen und die vie-

~ 

~ 

len anderen freiwilligen Hilfskräfte wie ein 
eingespieltes Team, welches sich mit den 
Gegebenheiten des Hilfskrankenhauses 
Schliersee-Neuhaus überaus gut zurecht­
fand. 

Inbetriebnahmeübung mit 
Schönheitsfehlern 

Professor Dr. Dieter Mack, zuständiger 
Chefarzt des Hilfskrankenhauses, zeigte sich 
auf der anschließenden Pressekonferenz 
denn auch zufrieden mit der Leistung seiner 
Mannschaft. Helmut Düll, Leitender Ministe­
rialrat im bayerischen Staatsministerium des 
Innem, brachte es schließlich auf den Punkt: 

--
... und teisten im Operationssaal Präzisionsarbeit am laufenden Band. 
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.Hier wurde professionell gearbeitet", so der 
Beobachter aus München. 

Dennoch wünscht sich Professor Mack 
einige Verbesserungen in dem seinem Kreis­
krankenhaus Tegernsee zugeordneten Hilfs­
krankenhaus. Ein geradezu gravierendes 
Problem sieht er in der viel zu schmalen, über 
Eck gebauten Treppe, die hinunter in das 
Hilfskrankenhaus führt. Nur mit großer Mühe 
gelang es den Sanitätem des Deutschen 
Roten Kreuzes bei der Inbetriebnahmeübung, 
die Verletzten auf den Tragen hinunterzube­
fördern .• Dieser Umstand verzögert nicht nur 
den gesamten Ablauf, sondern gefährdet die 
Verletzten zusätzlich, da sie meist in spekta-

kulärer Art und Weise über das Treppenge­
länder gehoben werden müssen", gab Mack 
zu bedenken. Zwar ist im Hilfskrankenhaus 
Schliersee-Neuhaus ein Aufzug vorhanden, 
doch in ihm kann jeweils nur ein Verletzter 
transportiert werden. Für einen zügigen Ab­
lauf ist daher die Benutzung der weniger 
geeigneten Treppe unbedingt erforderlich. 
Weitere Schwachstellen sieht Professor 
Mack in der sehr beengten Aufnahme sowie 
in einer viel zu kleinen Ambulanz. So kann in 
letzterer immer nur ein Patient behandelt 
werden. 

Kritik übte auch Dr. Hans Weigand, Mini­
sterialrat im bayerischen Staatsministerium 

DRK-ScIIwestemheHerinnen enUasten das Pflegepet'SOnal des Stamm-Krankenhauses auf den StaUonen. 
(Fotos: Hlibenllh) 
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für Arbeit und Sozialordnung. Zum Beispiel 
hätte er sich einen anderen Standort für das­
Hi~skrankenhaus Schhersee-Neuhaus ge­
wünscht. Direkt an einer stark befahrenen 
sowie engen Durchgangsstraße angesiede~, 
behindert ein stetiger Verkehrsfluß An- und 
Abfahrten der Rettungsfahrzeuge und den 
Transport der Verletzten, die teilweise über 
die Straße getragen werden müssen. Denn 
ausreichende Parkmöglichkeiten vor dem 
Hilfskrankenhaus fehlen. Ohne eine Ver­
kehrsregelung durch Polizeibeamte würde es 
geradezu zu einem Verkehrschaos kommen. 

Zusatzkapazitäten durch 
Hilfskrankenhäuser 

Bei der anschließenden Abschlußveran­
sta~ung , zu der sich sowohl die Akteure als 
auch die angereisten Beobachter im Boden­
schneidsaal des Kurzentrums Schliersee ein­
fanden, unterstrich Helmut Düll, Staatsmini­
sterium des Innern, noch einmal die Notwen­
digkeit von Hilfskrankenhäusern und Inbe­
triebnahmeübungen. Denn entgegen vieler 
kritischer Stimmen, die solche Hilfskranken­
häuser ausschließlich mit einem Verteidi­
gungsfall in Verbindung bringen, können 
durchaus auch bei zivilen Katastrophen Zu­
satzkapazitäten notwendig werden. Etwa, 
wenn die Aufnahmekapazitäten der in ange­
messener Entfernung vorhandenen Kranken­
häuser für Akutkranke erschöpft sind oder 
eine größere Zahl von Seuchenkranken über 
einen längeren Zeitraum stationär behande~ 
werden muß. Und besonders dann, wenn ein 
Krankenhaus selbst von einer derartigen Ka­
tastrophe betroffen ist. 

Insgesamt stehen in Bayern rund 18000 
Bettplätze in 45 Hilfskrankenhäusern zur 
Verfügung. Allein das Hilfskrankenhaus in 
Schliersee-Neuhaus hat einen Ausstattungs­
wert von 1,2 Millionen DM (Materialwert 
Stand: Anfang der 60er Jahre), die Instand­
haltungskosten belaufen sich auf jährlich 
rund 40000 DM. Finanziert werden die Bau-, 
Ausstattungs- und Unterhaltungskosten für 
Hilfskrankenhäuser aus Bundesmitteln. 

Träger der Hilfskrankenhäuser sind die 
jeweiligen Landkreise. Die Organisations-, 
Personal- und Ausstattungspläne, die die 
Grundlagen für den Betrieb eines Hilfskran­
kenhauses im Bedarfsfall sind, hat das jewei­
lige Stammkrankenhaus vorzubereiten. Das 
Stammkrankenhaus Tegernsee hat dies im 
speziellen Fall von Schliersee-Neuhaus zur 
Zufriedenheit der Verantwortlichen getan. 

Abschließend dankte Dr. Hans Weigand, 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialord­
nung, den an der Inbetriebnahmeübung be­
teiligten haupt- und ehrenamtlichen Mitar­
beitern für ihr gezeigtes Engagement. .Sol­
che Inbetriebnahmeübungen sind notwen­
dig, um die Einsatzbereitschaft zu erhöhen", 
so Weigand. - sm -



Fachtagung des HSchutzforums, Gesellschaft für Friedenssicherung und angewandte Humanität e. V." in Mainz 

Im Blickpunkt: 
Staatliche Vorsorge zum 
Schutz der Bevölkerung 

Namhafte Experten referierten zum Thema Bevölkerungsschutz 
Hoffen auf positive Impulse 

Experten det' zivilen Verteidigung und des Zivilschutzes trafen sich In Malnz. 

Namhafte Experten auf dem Gebiet der 
zivilen Verteidigung und des Zivilschutzes 
aus dem In- und Ausland hatte das .Schutz­
forum, Gesellschaft für Friedenssicherung 
und angewandte Humanität e. V." in Zusam­
menarbeit mit der Stadt Mainz am 4. und 5. 
Oktober 1989 zu einer Fachtagung "Bevölke­
rungsschutz und Verteidigung - Humanität in 
der Bewährung!" in den Spiegelsaal des 
Kurfürstlichen Schlosses Mainz eingeladen. 

Der Präsident des .Schutzforums", Dr. 
Paul KOlb, Präsident des Bundesamtes für 

Zivilschutz a. D., eröffnete die Veranstaltung 
und begrüßte die Tagungsteilnehmer. Dr. 
Kolb ging zu Beginn seiner Einführung in die 
Tagung auf den Gründungsgedanken des 
.Schutzforums" ein, .daß durch mehr Wis­
sen über die der Menschheit drohenden 
Gefahren, ihre Verhütung und Linderung ein 
wichtiger Beitrag zur Humanität in einer 
schutzwürdigen Welt geleistet werden 
kann". Anlaß hierzu sei nicht zuletzt die 
Erkenntnis, daß - trotz früher kaum für 
möglich gehaltener Verbesserung der sozia-

1 

(Foto: Stelnlurth) 

len Besitzstände - überall in unserem Land 
Unzufriedenheit, geistige Orientierungslosig­
keit, Skepsis und Angst gegenüber den Er­
scheinungsformen unseres Wohlstandes in 
Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und Technik 
das Gemeinschaftsgrundgefühl belasten 
würden. 

Im weiteren Verlauf seiner Ausführungen 
erläuterte der Präsident auch den Zweck der 
Fachtagung. Sie solle einer kritischen Be­
standsaufnahme der staatlichen Vorsorge 
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zum Schutz der Bevölkerung dienen, so Dr. 
Kolb. 

Bevölkerungsschutz stets 
aktuelle Bedeutung 

Ministerialdirigent Wolfgang Beyer, Leiter 
der Abteilung Katastrophenschutz, Notfall­
vorsorge und Zivile Verteidigung im Bundes­
innenministerium, übermittelte anschließend 
ein Grußwort des Parlamentarischen Staats­
sekretärs beim Bundesminister des Innern, 
Carl-Dieter Spranger. Da die Themalik der 
Tagung auch in Zukunft von stets aktueller 
Bedeutung sein würde, nehme er geme die 
Gelegenheit wahr, einige Ausführungen zur 
grundsätzlichen Bedeutung des Bevölke­
rungsschutzes zu machen. 

Unbestreitbare Tatsache sei es, .daß der 
Staat die Aufgabe habe, seinen Bürgern in 
Nots~uationen zu helfen und damit die Le­
bensgrundlage seiner Bevölkerung zu si­
chern. Mit der Erfüllung dieser Aufgabe 
kommt der Staat einer christlich-humanitä­
ren Verpflichtung nach, die ihm gebietet, 
Menschen in Not beizustehen " .' 

Die Bundesrepublik Deutschland sei ein 
hochentwickelter Industriestaat: .Diesem 
verdanken wir den Wohlstand, wie wir ihn vor 
40 Jahren, der Geburtsstunde der Bundesre­
publik Deutschland, nicht für möglich hielten. 
Dieses große Industriepotential, eine hohe 
Bevölkerungsdichte und Nachbarn mit eben­
falls beachtlichen industriellen Ausstattun­
gen bringen trotz hoher Sicherheitsstandards 
Restrisiken mit sich. 

Schließlich sind auch Naturkatastrophen 
wie Überschwemmungen, Waldbrände und 
ähnliches nicht ausgeschlossen, so daß sich 
der Staat auf alle Eventualitäten einrichten 
muß. Dabei stehen - wie der Innenausschuß 
des Deutschen Bundestages bereits im Okto­
ber 1987 festgestellt hat - die staatlichen 
Vorsorgemaßnahmen gegen Naturkatastro­
phen und technologische Risiken einerseits 
und gegen einen hoffentlich nie eintretenden 
Verteidigungsfall andererseits gleichberech­
tigt, mit gleicher Priorität, nebeneinander. Es 
gilt, unser Hilfeleistungssystem so auszu­
statten, daß es unter dem Gesichtspunkt des 
MehrfaChnutzens für alle diese Fälle gerüstet 
ist M~ ihrer Meinung steht die Bundesrepu­
blik nicht allein. Auf deutsches Betreiben ist 
sie vom NATO-Ministerrat im Dezember 
1988 zur offiziellen Grundlage der Arbeiten 
der Notfallvorsorge für die nächsten vier 
Jahre erklärt worden. Sie wird maßgeblich 
die Arbeiten der zuständigen Abteilungsleiter 
der USA, Großbritanniens, Norwegens und 
der Bundesrepublik prägen, die der NATO­
Oberausschuß für zivile Notfallplanung gebe­
ten hat, als Sonderarbeitsgruppe Vorschläge 
für die Reform des zivilen Bereichs der NATO 
zu unterbreiten. 

Ich glaube, wir können dem Fortgang 
dieser Arbe~en mit großem Interesse entge-
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gensehen, da z. B. nach amerikanischer 
Ansicht 98 % des für den nicht ausschließba­
ren, aber hoffentlich nie eintretenden Vertei­
digungsfall vorgehaltenen Potentials auch für 
die Bewältigung von Naturkatastrophen und 
technologischen Risiken nutzbar gemacht 
werden kann. 

Auch die UdSSR hat im Zusammenhang 
mit dem Reaktorunfall in Tschernobyl und 
dem Erdbeben in Armenien erkannt, daß es 
nicht ausreicht, einen Zivilschutz nur für eine 
bewaffnete Auseinandersetzung zu errich­
ten, sondern daß Bevölkerungsschutz für 
Notfälle aller Art notwendig ist. Vor diesem 
Hintergrund ist die UdSSR auch an einem 
gegenseitigen Hilfeleistungsabkommen m~ 
der Bundesrepublik Deutschland interessiert. 
Wir haben im April 1989 dem sowjetischen 
Außenministerium einen auf nationaler Ebe­
ne abgestimmten Entwurf eines Katastro­
phenhilfeabkommens zugeleitet und sehen 
nunmehr der Aufnahme förmlicher Verhand­
lungen entgegen. 

Beispiele des Mehrfach­
nutzens 

Für uns sind übrigens diese Gedanken 
nicht neu. Bereits 1968 ist im Gesetz über die 
Erweiterung des Katastrophenschutzes fest­
gelegt worden, daß die Potentiale von Bund 
und Ländern sowohl im Frieden als auch im 
Verteidigungsfall gleichermaßen einsetzbar 
sein und als Teile eines Bund-Länder-Hilfe­
leistungssystems aufgefaßt und ausgestattet 
werden sollten. Den Beitrag des Bundes darf 
ich unter dem Gesichtspunkt des Mehrfach­
nutzens an einigen Beispielen erläutern: 

1. Das Gebiet der Bundesrepublik ist mit 
einem Netz von Meßstelien für Radioaktivität 
überzogen, das ursprünglich für den Verteidi­
gungsfall gedacht war. Aufgrund der Aufga­
bensteIlung im Strahlenschutzvorsorgege­
setz liefert es nunmehr aber auch im Frieden 
eine genaue Übersicht über die Radioaktivität 
im Bundesgebiet. 

2. Der Bund hat 27 Hubschrauber für 
Zivilschutzmaßnahmen im Verteidigungsfall 
beschafft, die bereits heute als Rettungshub­
schrauber im täglichen Einsatz sind. Sie 
stehen für die Luftrettung in 18 Stationen 
bereit und werden von Piloten des Bundes­
grenzschutzes geflogen. In dem flächendek­
kenden Hubschrauberrettungssystem mit 
insgesamt 35 Stationen sind sie ein wichtiger 
Beitrag des Bundes zur Rettung von Men­
schenleben. In den nächsten vier Jahren wird 
diese Hubschrauberflotte mit einem Kosten­
aufwand von rd. 164 Millionen DM moderni­
siert werden. 

3. Das ursprünglich für den Einsatz im 
Verteidigungsfall errichtete Technische Hilfs­
werk mit rd. 55000 Helfern steht bereits jetzt 
z. B. für die Bergung von Menschen oder die 
Instandsetzung gestörter Versorgungsnetze 

bereit. Ich erinnere beispielhaft an die Einsät­
ze während der Hochwässer im vergangenen 
Jahr und an den Auslandseinsatz nach dem 
Erdbeben von Armenien. 

4. Unter dem Motto ,Schutz geht vor 
Rettung' fördert der Bund den Schutzraum­
bau jährlich mit mehrsteIligen Millionenbe­
trägen. Dabei läßt er es aber nicht bewenden. 
Basierend auf Untersuchungen der Schutz­
kommission, einem Gremium von hochrangi­
gen Wissenschaftlern, hat der Bundesmini­
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städ­
tebau auf Initiative des Bundesministers des 
Innern neue ,Bautechnische Grundsätze für 
Hausschutzräume im Grundschutz für zehn 
Personen in Ein- und Zweifamilienhäusern' 
entworfen. Ohne Abstriche von den Erforder­
nissen des Grundschutzes können danach 
mit Hilfe der neuen Technik die Kosten für 
einen Zehn-Personen-Schutzraum von bis­
her durchschni~lich 37250 DM auf künftig 
10300 bis 10800 DM gesenkt werden. Min­
destens genauso wichtig wie diese Kostenre­
duzierung für Neubauten ist die Aussage, daß 
diese Grundsätze unter bestimmten Voraus­
setzungen auch bei dem nachträglichen Ein­
bau einer Sicherheitszelle in alle bestehen­
den Ein- und Zweifamilienhäuser anwendbar 
sind. Damit besteht erstmalig seit langer Zeit 
die realistische Chance, daß mit verhältnis­
mäßig geringem Kostenaufwand bei der in 
der Bundesrepublik bestehenden Schutz­
platzmisere eine spürbare Erleichterung ein­
treten könnte. 

Diese Beispiele sollen einige Belege dafür 
sein, daß wir mit dem Bevölkerungsschutz 
dafür Sorge tragen, das vorhandene Potential 
für den Schutz unserer Bürger zu ergänzen 
und zu modernisieren. Da Katastrophen Län­
der- und Staatsgrenzen überschreiten kön­
nen, werden wir die mit unseren Nachbarn 
abgeschlossenen gegenseitigen Hinelei­
stungsabkommen mit Leben erfüllen. Als 
Beweis dafür mag die erste nach dem 2. 
Weltkrieg durchgeführte gemeinsame Kata­
strophenschutzübung mit den Niederlanden 
und Belgien im letzten Monat dienen. Beson­
dere Bedeutung messe ich der TatsaChe zu, 
daß sie unter Beteiligung von über 6000 
Einsatzkräften aus den drei Ländern auf 
ausdrücklichen Wunsch unserer belgisehen 
und niederländischen Partner am 1. und 2. 
September 1989 in MonzeniBelgien statt­
fand und spontan Wiederholungen in den 
kommenden Jahren gefordert wurden. 

Schon angesichts dieser Tatsache ist es 
für mich nicht nachvollziehbar, wenn ausge­
rechnet von den zu Humanität verpflichteten 
Ärzten der IPPNW behauptet wird, hinter 
diesem Tun würden nur die Aktivitäten des 
Bundes für den Schutz der Bevölkerung im 
Verteidigungsfall versteckt. Zu keiner Zeit hat 
es weltweit so viel Übereinstimmung gege­
ben, daß es das humanitäre Anliegen des 
Bevölkerungsschutzes ist, hier und heute 
den Menschen in großer Not zu helfen, 



gleichgültig wodurch die Gefahrenlage verur­
sacht worden ist. Ich bin sicher, daß die 
Bedeutung des Bevölkerungsschutzes von 
der großen Mehrheit unserer Bürger ebenso 
gesehen wird und hoffe, daß ihre Tagung 
dazu beitragen wird, den christlich humani­
tären Gedanken der Hilfe für andere zu 
fördern. 

Als Ausdruck unserer gemeinsamen Be­
mühungen darf ich abschließend mitteilen, 
daß die Bundesregierung mit großem Nach­
druck die Ratifizierung der beiden Zusatzpro­
tokOlle von 1977 zum Genfer Rotkreuzab­
kommen betreibt. Es ist beabsichtigt, sie 
noch in dieser Wahlperiode zu verab­
schieden." 

Staat kein 
"Generalversicherer" 

Anschließend ergriff Leo Schön berg, 
Staatssekretär im rhein land-pfälzischen Mi­
nisterium des Innern und für Sport, das Wort 
und führte u. a. aus: .Die Landesregierung 
Rheinland-Ptalz bekennt sich zum Bevölke­
rungsschutz als umfassender Notlallvorsor­
ge. Sie hält an der Notwendigkeit eines 
gemeinsamen Hilfeleistungssystems fest. 
Die bundesgesetzlichen Regelungen und das 
Landes-Brand- und Katastrophenschutzge­
setz decken nach dem Grundsatz des Mehr­
fach nutzens durch die Zusammenfassung 
beider Potentiale das gesamte Gefahrenab­
wehrspektrum ab." 

Weiter erklärte der Staatssekretär: • Wir 
sind zur Zeit dabei, parallel zu den Bemühun­
gen des Bundes die Koordination bei großflä­
chigen Gefahrenlagen weiter zu verbessern. 
Alleingänge sind hier fehl am Platz, denn die 
Auswirkungen derartiger Großschadenser­
eignisse machen weder vor Grenzen halt, 
noch nehmen sie auf föderative staatliche 
Strukturen Rücksicht. Es geht darum, bei 
komplexen Lagen möglichst zügig abge­
stimmte Entscheidungen und vor allem eine 
schnelle und einheitliche Information der 
Öffentlichkeit zu erreichen. 

Die Notwendigkeit staatlicher Vorsorge 
darf indes nicht zu dem Irrglauben führen, 
der Staat sei ,Generalversicherer' aller Le­
bensrisiken. Der Staat kann gemeinsam mit 
den Hilfsorganisationen auf Dauer einen lei­
stungsfähigen Bevölkerungsschutz nur dann 
sicherstellen, wenn eine große Mehrheit der 
Mitbürger die dazu erforderlichen Maßnah­
men nicht nur bejaht, sondern aktiv mitträgt. 

Selbstschutz wurde bis vor wenigen Jah­
ren vielfach mit dem Schutz vor Gefahren und 
Schäden, die durch Angriffswaffen drohen, 
gleichgesetzt Diese Sichtweise hat sich 
schon immer als zu eng erwiesen. Späte­
stens seit dem Reaktorunfall in Tschernobyl 
wie auch dem tragischen Tanklastwagenun­
fall in Herborn ist deutlich geworden, daß 
Gefahrenlagen insgesamt in die Öffentlich-

keitsarbeit, Aufklärung und auch die Ausbil­
dung der Bevölkerung zum Selbstschutz ein­
zubeziehen sind. 

Auch Schutzräume sind aus fachlicher 
Sicht unverzichtbar, weil sie - weit mehr als 
alle anderen Zivilschutzmaßnahmen - die 
Überlebenschancen der Bevölkerung in ei­
nem Notfall beträchtlich vergrößern. Schutz­
raumbau kann nicht ersetz1 werden durch 
noch so autwendige Rettungsrnaßnahmen, 
die ihre Wirkung erst entfalten, wenn der 
Schutz versagt hat .. . " 

Not nur lindern 

Es folgt ein Grußwort von Prof. Kurt Dörr, 
Beigeordneter und Dezernent für Brand- und 
Zivilschutz der Stadt Mainz. Er begrüßt die 
Tagungsteilnehmer im Namen des Oberbür­
germeisters und des Stadtvorstandes. Im 
Verlauf seiner Ansprache meinte Prof. Dörr, 
es bestehe eine logische Beziehung in der 
Richtung, .daß derjenige, der Zivil- und Kata­
strophenschutz will , die Möglichkeiten loka­
ler und nationaler Schadensereignisse be­
grenzter oder umfassender Art einkalkulieren 
muß und dabei sicher sein kann, daß er die 
Not der Menschen nur lindern, aber nicht 
beseitigen kann. Wenn nur ein Mensch aus 
einer bedrohlichen Situation gerettet werden 
kann, so ist es nicht nur eine christliche 
Tradrtion, sondern ein Gebot allgemeiner 
Humanität." 

Nicht nur materielle Hilfe 

Dipl. -Ing. Dr. Horst Schöttler, in dessen 
Hände die wissenschaftliche Leitung und 
Koordination der Fachtagung lag, verlas an­
schließend ein Grußwort des Bischofs von 
Mainz und Vorsitzenden der Deutschen Bi­
schofskonferenz, Prof. Dr. Ka~ Lehmann. Der 
Bischof erinnerte daran, daß aller Fortschritt 
und alles Bemühen um Frieden und Gerech­
tigkeit nicht verhindern könne, daß die Men­
schen immer wieder von Katastrophen und 
gewaltsamen Auseinandersetzungen heim­
gesucht werden. Es sei nicht nur eine Aufga­
be des Staates, Vorsorge zu treffen, um 
konkret und schnell helfen zu können, es 
gehöre auch zu den unaufgebbaren Pflichten 
des Christen, SChwestern und Brüdern, die in 
Not geraten sind, zu helfen: .Dabei spielt es 
keine Rolle, ob diejenigen, die unserer Hme 
bedürfen, diese Notlage selbst verschuldet 
oder selbst nicht ausreichend Vorsorge ge­
troffen haben. Da Katastrophen, sei es durch 
Naturgewalten oder wegen der Begrenzthert 
und Unvollkommenheit des Menschen, im­
mer wieder eintreten, gehört es zu den 
Vorsorgepflichten des Staates, sich auf sol­
che Situationen einzustellen. Die Kirche ist 
zur Zusammenarbeit bereit, da Menschen in 
Not nicht nur materieller Hilfe bedürfen, 

sondern oft noch größere seelische Not lei­
den. Dabei ist es eine wichtige Aufgabe, auch 
an jene zu denken, die eine Katastrophe 
überleben öder durch den Tod öder die 
Verletzung von AngehÖrigen betroffen sind." 

Das Erreichte bewahren 

Nach den Grußworten ergriff Andreas v. 
Block-Schlesier, Bundesgeschäftsführer der 
Johanniter-Unfall-Hilfe, das Wort zum ersten 
Referat der Fachtagung. Es stand unter dem 
Titel .Schutz und Hilfe für den Menschen -
40 Jahre humanitäres Völkerrecht". 

Die Kenntnisse vom humanitären Völker­
recht seien in der Bevölkerung in den letz1en 
Jahrzehnten ständig gesunken, meinte v. 
Block-Schlesier. Bemühungen der Bundes­
regierung, dem entgegenzuwirken, seien 
nicht erkennbar; allenfalls gäbe es Lichtblik­
ke in einigen Bundesländern. Im Verlauf 
seines Referates erinnerte er an die vor 125 
Jahren verabschiedete Genfer Konvention, 
zählte die sieben Grundregeln des in bewaff­
neten Konflikten anwendbaren humanitären 
Völkerrechts auf und ging dann auf die 1977 
verabschiedeten zwei ZusatzprotokOlle ein. 

In Stichworten führte v. Block-Schlesier 
aus, wie das Zusatzprotokoll das Los der 
Bevölkerung weiter verbessern will. Er be­
dauerte, daß die Bundesregierung die Zu­
satzprotokolle noch nicht ratifiziert habe und 
hierdurch eine Bindung zwischen den Kon­
fliktparteien nicht eintrete. Aber auch ohne 
die juristische Verbindlichkeit sei die Unter­
zeichnung der Zusatzprotokolle durch mitt­
lerweile 90 Länder eine politische Realität. 

Zum Schluß trug der Referent einige Ge­
danken und Thesen vor, die sich aus der 
Betrachtung der vier Jahrzehnte, die die 
Genfer Abkommen nun gelten, ergeben. Er 
sprach sich dafür aus, das Erreichte unter 
allen Umständen zu bewahren, weiter zu 
entwickeln und zu verbreiten. 

Sensibles Thema 

Zu Wort kam nun Dr. Werner Schmitt, 
Präsident der Akademie für zivile Verteidi­
gung. Er bedankte sich beim Veranstalter für 
die Gelegenheit, über ein sehr wichtiges, 
aber auch sehr sensibles, vielfach gemiede­
nes und meist unbekanntes Thema, nämlich 
die zivile Verteidigung, referieren zu können. 

.Das Thema dieser Tagung spricht von 
,Bevölkerungsschutz und Verteidigung'" , 
sagte Dr. Schmitt und fuhr fort: .Mit dem 
Begriff des Bevölkerungsschutzes meinen 
wir - seit einigen Jahren jedenfalls - die 
umfassende Notlallvorsorge zugunsten des 
Menschen, zugunsten der Bevölkerung; eine 
Vorsorge gegen jede Art von Katastrophen -
Naturkatastrophen etwa, aber auch Katastro­
phen, die aus den technischen Risiken unse-
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rer modernen Zeit resultieren, bis hin zur 
schlimmsten Katastrophe, die wir uns vor­
stellen können: dem Krieg. Daraus folgt, daß 
zivile Verteidigung jedenfalls mit Teilen unter 
das große Dach des Bevölkerungsschutzes 
fällt ; und daß umgekehrt die umfassende 
zivile Notfallvorsorge, mag sie auch ganz 
überwiegend auf Friedenskatastrophen 
orientiert sein, mit bestimmten Teilen doch 
auch Verteidigungspolitik ist. " 

Dr. Schmitt erläuterte ausführlich die viel­
schichtigen Aufgaben der zivilen Verteidi­
gung und kam zu dem Schluß, daß zivile 
Verteidigung untrennbar zur Gesamtverteidi­
gung gehört. 

In einer Zusammenfassung führt er u. a. 
aus: • Viele der Vorkehrungen, die wir im 
zivilen Bereich im Hinblick auf einen Verteidi­
gungsfall treffen, können ihre pos~ive Wir­
kung auch im Falle einer friedensmäßigen 
Katastrophe entfalten; sie sind Teil eines 
einheitlichen, umfassenden Hilfeleistungssy­
stems, das wir in der Bundesrepublik 
Deutschland für Katastrophen aller Art be­
re~alten ... " 

Als nächster sprach Ministerialrat Dr. Ri­
chard Bayer, Leiter der Abteilung .Koordina­
tion Umfassende Landesverteidi.9ung" im 
Bundeskanzleramt der Republik Osterreich. 
Er erläuterte das Konzept des Landesvertei­
digungsplanes für die zivile Landesverteidi­
gung, die in ÖsterreiCh aus den beiden 
Vorsorgeteilen .Schutz der Bevölkerung" 
und .FunktionsfähigKeit der Behörden" be­
steht. 

Unscharfe Definition 

• Katastrophenschutz oder zivile Verteidi-
gung - sachliche Altemative oder politischer 
Gegensatz?" Unter diesem Titel referierte 
anschließend Ministerialdirigent Herbert An­
tonischki, Leiter der Verwaltungsabteilung im 
Niedersächsischen Ministerium des Innern. 
Er erinnerte daran, daß im Rahmen der 
Notstandsgesetzgebung 1968 die Bundes­
aufgabe .Zivilschutz" m~ der Länderaufgabe 
.Katastrophenschutz" gewissermaßen ver­
knüpft wurde. Alle Beteiligten hätten den 
Vorteil vor allem darin gesehen, daß die 
Trennung zweier verschiedener Hilfsdienste 
überwunden wurde. Nach 20 Jahren Erfah­
rung mit dem einheitlichen Hilfeleistungssy­
stem müsse es erlaubt sein, diese damalige 
Entscheidung selbstkritisch zu prüfen. Anto­
nischki wies darauf hin, daß die begrifflichen 
Konturen der Aufgabenbereiche und ihre 
Abgrenzung unscharf definiert würden .• Nun 
sind sicherlich weder der Zivilschutz noch 
der Katastrophenschutz sonderlich geeignete 
Felder für Begriffsjuristerei. Aber Klarheit, 
Eindeutigkeit und Einsehbarkeit in der Be­
griffsbildung und vor allem in der Aufgaben-

ten und viele Fachbehörden und Institutionen 
sporadisch und gewissermaßen im ,Neben­
amt' mitwirken müssen, sehr wünschens­
wert, ja notwendig! 

Ich habe meine Zweifel, ob wir z. B. der 
Mehrheit der Einheitsführer - vom einfachen 
Helfer ganz zu schweigen - unser heutiges 
Verbundsystem noch in vollem Umfang be­
greiflich machen können. Sogar bei den 
hauptamtlichen Funktionsträgem der Hilfsor­
ganisationen bin ich mir da nicht immer so 
ganz sicher. " 

Anschließend ging Antonischki auf die 
Frage ein, wie weit sich die beiden Aufgaben­
bereiche durch die organisatorische Kopp­
lung gegenseitig beeinflussen und rief die 
wesentlichen Unterschiede noch einmal in 
Erinnerung. Er le~e aus diesen Unterschie­
den nicht die Forderung ab, daß die beiden 
Aufgabenbereiche organisatorisch wieder 
getrennt werden sollten. Man müsse aber 
wieder verstärkt verdeutlichen, daß hier ein 
einheitliches Instrumentarium für zwei sehr 
unterschiedliche Aufgabenbereiche in An­
spruch genommen werde .• Beide Seiten -
Bund und Länder - müssen ihre unter­
schiedlichen, teils sogar gegensätzlichen An­
forderungen an dieses Instrumentarium klar 
definieren", forderte der Ministerialdirigent. 

In seinen weiteren Ausführungen befaßte 
sich der Referent u. a. auch mit der künftigen 
wünschenswerten Weiterentwicklung des 
Verbundsystems Zivilschutz und Katastro­
phenschutz und meinte zum Schluß: .Das 
zur Zeit in Arbeit befindliche Bevölkerungs­
schutzprogramm - es gibt einen Auftrag der 
Innenministerkonferenz an den Arbe~kreis 
V - könnte hier erste Konturen und Rich­
tungsweisungen bringen. Wichtig scheint mir 

dabei, daß beide Aufgabenbereiche im 
Gleichgewicht gehatten werden und weder 
Bund noch Länder versuchen, die Grenzen 
der beiderse~igen Verantwortungsbereiche 
zu überschreiten oder zu verwischen." 

Weitere Referate 

.Gesamtverteidigung aus militärischer 
Sicht - gültige Strategie auch für die 90er 
Jahre?" Oberst i. G. Joachim Müller trug als 
nächster Redner hierzu grundlegende Aus­
führungen von Flottillenadmiral Hans Frank, 
Bundesministerium der Verteidigung, vor. 

Zum Abschluß der Fachtagung sprach 
Ministerialrat Wolfgang Ehrt, Bundesministe­
rium für Wirtschaft, zum Thema .Die Bedeu­
tung der Zivilverteidigung aus der Gesamt­
sicht der NATO - die Verantwortung der 
Mitgliedsstaaten". 

Anläßlich der Jahreshauptversammlung 
der .Deutschen Schutzbau-Gemeinschaft e. 
V.", die sich am 6. Oktober gleichenorts an 
die Fachtagung anschloß, sprach Dipl. -Ing. 
Werner Heierli, Zürich, zum Thema .Sicher­
heit ohne Bevölkerungsschutz" . Er kam da­
bei· u. a. zu dem Schluß, daß es beim 
Bevölkerungsschutz, genauso wie in der 
Technik, in der Medizin und überhaupt im 
Leben, nie einen absoluten Schutz geben 
wird. Es sei aber unvernünftig, unnatürlich 
und ungewöhnlich, nur deshalb keinen 
Schutz zu wollen, weil es keinen absoluten 
Schutz gibt. 

Eine Podiumsdiskussion, an der sich auch 
Vertreter der politischen Parteien beteiligten, 
rundete die Veranstaltung ab . 

steIlung wären gerade in diesen Bereichen, Besondere Bedeutung haben gemeinsame KatastruphenschutzübtJngen mK den Nachbanwten wie hier am 
in denen Tausende von ehrenamtlichen Kräf- 1. und 2. September 1989 In Monzen/Belglen. (Foto: Sen) 
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Bunclesverbancllür den SelbsUchutz 

Jürgen Grabke als BundesheHervertreter 
wiedergewählt 

Die Landeshelfervertreter der zehn 
BVS-Landesstellen bestätigten Jürgen 
Grabke (Schleswig-Holstein) in sei­
nem Amt als Bundeshelfervertreter. 
Während einer Tagung in der saarlän­
dischen Gemeinde Wallerfangen bei 
Saarlouis wählten die zehn Repräsen­
tanten derehrenamtlichen BVS·Helfer 
auch zwei Stellvertreter: Bei dieser 
Wahl fanden Peter Breitmeier (Hes­
sen) und Horst-Jürgen Jaeger (Bayern) 
das Vertrauen der Kollegen. 

Bundeshelfervertreter Jürgen Grab­
ke hieB die Landeshelfervertreter und 
einige Gäste im Haus Scheidberg, ei· 
ner TagungsstäUe des Landkreises 
Saarlouis, willkommen . U. a. begrüß­
te er den Vertreter des Landrates des 
Kreises Saarlouis, Hans· Wemer Ber­
sin, BVS·Direktor Helmut Schuch, 
Abteilungspräsident Dr. Wolfgang 
Brunkow und den Leiter der B VS· 
Landesstelle Saarland, Hartrnut 
Scheffler. Grabke wies in seinen Be­
grüBungsworten insbesondere auf die 
Bedeutung der Zusammenkünfte der 
Landeshelfervertreter hin. Hierdurch 
werde die Zusammenarbeit gefördert 
und das Kennenlernen untereinander 
- einige Landeshelfervertreter wur­
den erst kürzlich ins Amt gewählt -
erleichtert. 

Regierungsdirektor Hans-Wemer 
Bersin überbrachte die Grüße des 
Saarlouiser Landrates Dr. Winter, der 
zur Zeit der Tagung im Urlaub weilte. 
Mit wenigen Worten stellte Borsin den 
Kreis vor, der im Westen des Saarlan­
des an Frankreich grenzt. 

Anschließend nahmen Jürgen Grab­
ke und Direktor Helmut Schuch zwei 
Ehrungen vor. Einmal wurde Kurt 
Spinnler (Baden·Württemberg), bis· 
her noch I. stv. B~ndeshelfervertre­
ter, verabschiedet; zum anderen er­
hielt Peter Breitmeier (Hessen) eine 
Urkunde für seine 25jährige Tätigkeit 
als ehrenamtlicher Mitarbeiter des 
BVS. 

Kurt Spinnler übte zwölf Jahre lang 
das Amt des Landeshelfervertreters 

Bundeshelfervertreter Jürgcn Grabke (links) übereicht Kurt Spinnler, der 
aus dem aktiven Helfer-Dienst ausgeschieden ist , ein kJeines Präsent als 
Anerkennung für die jahrelange Arbeit als ehrenamUicher BVS-Helfer. 

Direktor Helmut Schuch (rechts) gratuliert Peler Breilmeier mit einer 
Urkunde: Brei1meier is, seit 2SJahren ehrenamtlich für den BVS tätig. 

(Foto: Tlalor) 

der Landesstelle Baden·Württemberg 
aus. Er habe viele Höhen und Tiefen 
der ehrenamtlichen Arbeit, wie Grab­
ke betonte, eriebt. Direktor Schuch 
stellte den Idealismus, die Energie 
Spinnler.; und den steten frohen Mut 
des Scheidenden heraus. In vielen Be· 
reichen sei er stets ein kompetenter 
Ansprechpanner gewesen. Peter 
Breitmeier aus Dannstadt, jetzt 25 
Jahre ehrenamtlich im Verband, ist 
mit der Arbeit vor Ort auf LandessteI­
lenebene vertraut und steht in Zukunft 
dem Bundesverband als I. siv. Bun­
deshelfervertreter zur Verfügung. Di­
rektor Helmut Schuch wünschte ihm 
für sein neues Amt alles Gute. 

Doch nicht nur Ehrungen standen 
auf der Tagesordnung der Helferver­
tretung. In mehreren Besprechungen 
wurde die Arbeit der Landeshelferver­
treter miteinander abgestimmt. Nicht 
zuletzt durch die Anwesenheit von 
Direktor Helmut Schuch und Abtei­
lungspräsident Dr. Wolfgang Brun­
kow konnten hier eine Menge Fragen 
geklärt werden. Aktuelle Themen wa­
ren z. B. die Regelungen für die Ge­
währung der Aufwandsentschädi­
gung, die weitere Werbung von ehren­
amtlichen Mitarbeitern und die Fort­
bildung. Die Helfervertretung be· 
schloß u. a. die Bildung von Arbeits­
gruppen zu den Problemkreisen 
"Frauenarbeit", .,Ausbildung" und 
"Haushalt" . 

Viel Anklang bei den Landesstel· 
lenvertretem fand ein Besuch des 
grenznahen Atomkraftwerks Caue­
nom. Dort stand die Beschickung des 
1U . Bauabschnittes mit Brennelemen­
ten kurz bevor, so daß die Tagungsteil­
nehmer einen Blick ins Innere des 
Atommeiler.; werfen konnten. Die 
gastfreundlichen Vertreter des franzö­
sischen Zivilschutzverbandes warte­
ten außerdem mit der aktuellen infor­
mation über die dortige Arbeit auf. 
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Dieter Nierhoff neuer HPR-Vorsitzender 
Ein Wechsel an der Spitze des Der neue Mann an der Spitze, Dieter 

BVS-Hauptperwnalrates vollzog Nierhoff, ist Leiter der Dienststelle 
sich bei dessen e~ter Sitzung im Münster und gehön seit November 
neuenJahr.ln Bayreuthübergabder 1983 dem Hauptperwnalrat an . In 
HPR-VOßitzende Helmut Schnei- Anwesenheit von Direktor Helmut 
der dieses Amt an seinen Nachfolger Schuch dankte Nierhoff seinem 
Dieter Nierhoff. Schneider, der dem Amtsvorgänger für dessen Einsatz 
Hauptperwnalrat seit 1976 angehön und überreichte dem Krug-Sammler 
und sowohl von 1980 bis 1982 als Scbneider ein einmaliges Exemplar: 
auch In den Jahren 1988 und 1989 an ein Trinkgefäß mit Zinndeckel, den 
dessen Spitze stand, geht als de- ein BVS-Emblem zien. Unser Foto 
signiener Nachfolger des bayeri- zeigt von links: BVS-Direktor Hei­
schen Landesstellenleite~ Günter mut Schuch, Helmut Schneider und 
Kopsieker nach München und legte Dieter ierhoff. 
desbalb den HPR-Vo~itz nieder. Foto: Grab 

Zwiscllen Nort/­
lind (Jstsee 

Neumünster 

Die Gelegenheit, vor den Bürger­
meistern, Amtsvo~tehern und leiten­
den Verwaltungsbeamten des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde eine Infonna­
tionsveramtaltung durchzuführen, 
räumte Landrat Geerd Bellmann dem 
BVS ein. 

Er lud den Leiter der BVS-Dienst­
stelle eumünster, Uwe Straehler­
Pohl, zu einer Bürgenneisterdienstbe­
sprechung ein. Dabei konnte Straeh­
ler-Pohl nicht nur die Aufgaben und 
Ziele des BVS veniefend erläutern, 
sondern auch konkrete VOßChläge für 
eine effektivere Zusammenarbeit un­
terbreiten. Die abschließende Diskus-

sion machte deutlich, daß die Thema­
tik Bevölkerungsschutz zwar noch im­
mer kritisch betrachtet wird, die Ak­
zeptanz aber insgesamt gestiegen ist. 

• 
Selbstschutz als wen volle Ergän­

zung zu den im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Organisationen. - Die­
se Notwendigkeit machte der Leiter 
der BVS-Dienststelle eurnünster, 
Uwe Straehler-Pohl, deutlich . Bei ei­
ner Veranstaltung vor Bürgenmeistem 
und Amtsvo~tehern des Landkreises 
Plön, zu der Landrat Dr. Wege einge­
laden hatte, referiene Straehler-Pohl 
über die Thematik des Selbstschutzes. 

Dabei machte er deutlich, daß Aus­
bildung und Selbstschutz eine mög­
liehst breite Bevölkerungsschicht in 
die Lage vmetzen soll , sich und ande­
ren in otsituationen zu helfen. 

BVS-Dltnsl5tt llt nlt ilU Straehler-Pohl (links) im Gö'priich mit Landrat Or. 
Wege. 
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Ntlcllricllten tlllS 
'femen 

Bremen 

.. Wir freuen uns, daß wir nicht am 
Ernstfall beweisen mußten, daß wir 
unsere Sache gut machen können -
wenn es darauf ankäme. Es ist nicht 
darauf angekommen und das ist gut 
so", mit dieser Einleitung begann In­
nensenator Peter Sakuth vor rund 300 
freiwilligen Mitarbeitern des Zivil­
und Katastrophenschutzes seine Rede 
z~m "Tag des Helfe~" . 

Jetzt gelte es, die Entwicklung in 
Osteuropa richtig einzuschätzen, 
meinte Sakuth. "Wir sind aus der Zu­
schauenolle herausgeholt worden_ 
mußten unseren Wonen der Hilfsbe­
reitschaft Taten folgen lassen. Wir 
mußten Platz schaffen in diesen histo­
rischen Augenblicken - Platz schaf­
fen in unseren Herzen für Verbunden­
heit und Solidarität - und Platz in 
unseren Wohnungen und Häusern für 
die ,real existierenden Menscheo ', die 
zu Tausenden ihre westdeutsche Pan­
ne~tadt besuchen kommen. 

Ich meine, wir haben uns anstren­
gen müssen - aber bisher sind wir alle 
gut zurechtgekommen. Nicht zuletzt 
dank der Hilfe einiger hier venretener 
Hilfsorganisationen, die sich tatkräftig 
in die Bemühungen um Unterbringung 
und Verwrgung unserer Gäste einge­
schaltet haben. Natürlich ist das Ende 
der Entwicklungen in der DDR und im 
übrigen Ostblock noch nicht abzuse­
hen. Jeden Tag erreichen uns neue 
sensationelle Nachrichten. Was am 
Ende dieser Entwicklung steht und wie 
die DDR dann ausseheo wird, das 
weiß heute keiner zu sagen. Gewiß ist 

nur, daß wir weiterhin geforden sind. 
Ohne uns einzumischen und an die 

Stelle der Bevonnundung eine Besser­
",isserei durch den ,reichen Bruder' 
aus dem Westen zu setzen, .. erden 
von uns große Hilfsanstrengungen ge­
forden. Ich denke, davon werden auch 
die hier von Ihnen venretenen Hilfsor­
ganisationen betroffen sein, etwa 
wenn es um technische Hilfe oder um 
die Auswirkungen auf medizinische 
und sanitäre Situationen geht. Ich habe 
nicht den geringsten Zweifel, daß Sie 
auch bei dieser Aufgabe Ihrem An­
spruch, Hilfsorganisation sein zu wol­
len, gerecht werden. 

Denn Sie zeigen bereits jetzt durch 
Ihr Engagement für den Katastrophen­
schutz, daß Sie sich verantwonlich 
fühlen für die Gemeinschaft. Sie ver­
lassen sich nicht nur auf andere. Sie 
wollen in dem Moment, in dem es auf 
jeden einzelnen ankommt, kompetent 
sein. Beim Eintritt der Katastrophe 
kann nicht mehr delegien werden, 
sondern dann muß jeder don zupak­
ken, wo die ot am größten ist. Wenn 
das Wasser über den Deich kommt, 
dann können wir keine Progrnmme 
machen und darüber in den Gremien 
diskutieren. sondern dann müssen 
Menschen die Sandsäcke füllen , die 
Fluten bändigen, die Bedrohten und 
Verletzten retten. Die einen von Ihnen 
opfern als Ehrenamtliche einen großen 
Teil Ihrer Freizeit, die anderen gehen 
gewissenhaft ihrer Dienstverpflich­
tung nach, um in diesem Moment -
den keiner von uns herbeisehnt -
fachkundig zupacken zu können. 

Und zwar nicht für sich. Sie üben 
nicht dafür, im Ernstfall sich und ihre 
Habseligkeiten in Sicherheit zu brin­
gen. - Als ob es darauf dann noch 
ankäme. Sie üben, damit Sie in diesem 



Moment fit sind für die Gemeinschart. 
Sie nehmen heute schon Ihre Geschik­
ke in die Hand. Ihre Geschicke und die 
deljenigen, die sich heute schon dar­
aur verlassen, daß Sie und Ihre Kolle­
ginnen und Kollegen im entscheid<n­
den Moment da sein werden. 

Natürlich verlassen die Menschen 
sich nicht nur daraur, daß Sie da sind, 
sondern auch daraur, daß Sie helren 
können. Und wer im entscheidenden 
Moment fit sein will - ich meine, das 
ist eine Binsenweisheit - der muß 
vorher üben. Und zwar nicht einmal, 
sondern ort und regelmäßig." 

Den Dank des Senats rormulierend 
sagte der Senator: ,,Meine Damen und 
Herren, lassen Sie mich an dieser Stei­
le einflechten, daß der Senat, stellver­
tretend für die Bürgerinnen und Bür­
ger Bremens, Ihnen dafür dankt, daß 
Sie immer wieder bereit sind, sich mit 
großem Engagement einzusetzen." 

Auch aur das neue KataStrophen­
schutz-Ergänzungsgesetz ging Sena­
tor Sakuth ein und bemerlae: "Die 
bislang ausschließlich aur den Vertei­
digungsrall bezogenen Zivilschutz­
maßnahmen müssen zu einem einheit­
lichen Hilreleistungssystem von Bund 
und Ländern, abgestimmt aur die Er­
rordernisse des Katastrophenschutzes 
in Friedenszeiten, zugeschnitten sein. 

Denken Sie an die möglichen Fol­
gen der Hochtechnologie in einem so 
eng besiedelten Gebiet wie der Bun­
desrepublik. Die Politik kann zwar mit 
Rahmendaten zu einer weitgehenden 
Minimierung der Risiken beitragen, 
völlig ausgeschlossen werden können 
sie jedoch nicht. Genausowenig wie 

aturlmtastrophen aur ewig nicht aus 
unserem Landstrich verbannt sein 
müssen." 

SakUlh weiter: "Dringend gerordert 
werden muß auch die vorbehaltslose 
Ratifizierung der Zusatzprotokolle 
zum 4. Genrer Abkommen von 1949 
und die Einbeziehung der im Zusatz­
protokoll I enthaltenen völkerrechtli­
chen Regelung zum Schutz der Zivil­
bevölkerung. Dieses haben in einer 
Anhörung vor dem Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages auch die 
Hilrsorganisationen noch einmal drin­
gend angemahnt." 

Der Innensenator schloß seine Re­
de: "lch hoffe, daß wir uns an dieser 
Stelle im nächsten Jahr wieder treffen 
und ich dann wieder anrangen kann, 
indem ich konstatiere: Es war wieder 
einmal ein langweiliges Jahr in Bre­
men. Keine einzige Katastrophe -
und wir rreuen uns darüber." 

Blicltpunltt Nord­
,IIein-Weslftllen 

Viersen 

Die BVS-Dienststelle Vie~n be­
teiligte sich in enger Zusammenarbeit 
mit der Kreisverkeh~wacht Vie~n 
an Verke~sicherheitswochen in 
Brüggen und Grerrath. In beiden Ge­
meinden konnte sich die Bevölkerung 
an Inro-Ständen, aber auch bei prakti­
schen Vorführungen über Aurgaben 
und Ziele des Selbstschutzes inrormie­
ren. Aur großes Interesse stießen dabei 
Demonstrationen, wie die Bergung ei­
nes Verletzten aus dem Pe~nenwa­

gen und der Umgang mit Feuerlö­
schern. 

Zu den Höhepunkten gehörten auch 
drei Sicherheits wettbewerbe, bei de­
nen sich auch die KataStrophenschutz­
Organisationen des Kreises engagier­
ten. Zum Abschluß gab es für die 
erfolgreichen Teilnehmer Ehrenprei­
se, Urkunden und Erinnerungspla­
ketten. 

Wuppertal 

gangenen Jah[es wurde ihm von den 
ehrenamtlichen Mitarbeitern des BVS 
zum sechsten Male das Vertrauen als 
Helrervertreter ausgesprochen. Somit 
vertritt er seine Kollegen seit 1973. 

Hans-Walter Kranz engagierte sich 
besonde~ im Bereich der Orrendich­
keitsarbeit. Heute betreut er ve~tärkt 
das Schutzraummodell in der Fertig­
hausausstellung Wuppertal. 

Von den zahlreichen Gästen, die 
Günter Winkler und Hans-Walter 
Kranz beglückwünschten, hob beson­
de~ der Vertreter des Obe~tadtdirek­
to~ , Beigeordneter Dr. Eberhard 

Düren/Elsdorf 

Gerade e~t zum Bürgermeister ge­
wählt, übernahm Verwaltungsdirektor 
Harald Schröder die Schirmherrschart 
über die Selbstschutztage in Eisdorf. 
Bei den insgesamt 20 Veranstaltungen 
wurden mehr als 3000 Besucher ge­
zählt. Kernstück war die Ausstellung 
,,Zivilschutz mit dem Bürger - für den 
Bürger", die im Rathaus stattrand. 
Vier weitere Inrormationsveranstal­
tungen, drei Selbstschutz-Grundlehr­
gänge und elr Straßenaktionen gehör-

In Anwesenheit von Vertretern der 
Städte Wuppertal und Hilden ehrte 
BVS-Landesstellenleiter Peter Eyk­
mann zwei ehrenamtliche BVS-Helrer 
für engagierte Mitarbeit: Günter 
Winkler und Hans-Walter Kranz. 

Bürgermeister Schröder (3. v. !. ) beobachtet interessiert die Löschdemon­
stration des Ratsherrn Toni Wagner, der in seinem Wohnort die Aurgaben 
eines Selbstschutzberaters wahrnimmt . (Foto: SteITen) 

Günter Winkler war von 1968 bis 
1972 ehrenamtlicher Leiter der BVS­
Dienststelle Hilden, bevor er die Aur­
gabe des BVS-Beauftragten in Hilden 
übernahm. Eine Tätigkeit, die er bis 
heute wahrnimmt. fut im Juni ver-

Geissler, die Bedeutung des BVS her­
vor. Der Schutz vor Unfallen und 
Gerahren, die die technologische Ent­
wicklung mit sich bringe, gehöre zu 
den wichtigsten Aurgaben des Staates. 
Staatliche Planung und persönliches 
Engagement seien dabei wertvolle Er­
gänzungen, sagte er. 

Flankiert von den Vertretern der Städte WuppertaJ und Hilden, Beigeord­
neter Dr. Geisslcr (links) und Ordnungsamtsleiter Czaja (rechts), über­
reicht BVS-Landesstellenleiter Eykmann den geehrten Helfern Winkler 
und Kranz(". rechts) d ie BVS-Dankurkunden. (Foto: Hahn) 

ten ebenralls zu den Angeboten des 
BVS . 

Höhepunkt war ein Sicherheitswett­
bewerb, an dem sich 130 Bürger betei­
ligten. Was an den einzelnen Stationen 
von BVS , DLRG, Feuerwehr und 
MHD verlangt wurde, war ebenso in­
teressant wie lohnend. Für die E~tpla­
zierten gab es wertvolle Preise; die 
anderen Teilnehmer erhielten Urkun­
den und Medaillen. 

Recklinghausen 

Die seit Frühjahr 1989 tätige Pr0-
jektgruppe "Uberregionaler Lei­
stungsausgleich" der BVS-Landes­
stelle wird 1990 ihre erfolgreiche Ar­
beit rortsetzen. Dies gilt nicht zuletzt 
für ZS-Tagungen, wie sie im vergan­
genen Jahr zum e~tenmal in Zusam­
menarbeit mit der Wehrbereichsver­
waltung m Düsseldorf veranstaltet 
wurden. Durch die gut vorbereiteten 
Tagungen konnte so auch bei wichti­
gen Zielgruppen, wie Leiter und deren 
Stellvertreter von Standortverwaltun­
gen, Kreiswehrersatzämtern, Rechen­
zentren der Bundeswehr und dem 
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Ehrung In Rec:klinghausen (v. links): Helmut Scholkowskl, Er"in Sorgalla, 
Heinrich Mlisky, Paul Spurmann, Karl·Heinz Weber und Dienstslt:llenlei· 
ler ßienbeck. (Folo: Janreld ) 

Welubereich gebührnisamt. Interesse 
für die Arbeit des BVS geweckt wer­
den. Die Teilnehmer lernten mit Hilfe 
von praktischen Vorführungen we­
sentliche Teile des BVS-Ausbildungs­
programms kennen. 

Zum Jahresausklang trafen sich die 
Mitarbeiter der BVS-Dienststelle zu 
ihrer Jahresabschlußverwnmlung. 
Mit über 7000 Leistungsstunden in 
Ausbildung und Öffentlichkeitsarbeit 
zog Dienststellenleiter Franz Bien­
beck eine positil'e Bilanz. 

In 343 Ausbildungsveranstaltungen 
wurden mehr als 5(XX) Bürgerinnen 
und Bürger des Kreises Recklinghau­
sen im Bereich des Selbstschutzes aus­
gebildet. 191 Veranstaltungen galten 
der Information der Mitbürger. In 
Ausstellungen, Tagungen und Diskus­
sionen wurden die Themenbereiche 
Zivil- und Selbstschutz ausführlich be­
handelt . 

Die Arbeit der Dienststelle veneilte 
sich gleichmäßig auf alle Städte des 
Dienststellenbereiches. Veranstaltun­
gen fanden in Schulen und Behönlen, 
schwerpunktmäßig aber auch in Be­
trieben, statt. 

An die vielen ehrenamtlichen Hel­
fer der Dienststelle gewandt, bedankte 
sich Bienbeck für deren unennüdliche 
Mitarbeit , ohne die ein solches Lei­
stungsbJid nicht zu erreichen sei. 

Zum Abschluß der Veranstaltung 
verabschiedete die Dienststelle den 
ehrenamtlichen Fachlehrer Heinrich 
Selisky, der aus Alten;glÜnden aus­
schied. 

Hessellsple,el 

Friedberg 

Unter dem Motto "Damit Hilfe kein 
Zufall bleibt" prisentienen sich Frei­
willige Feuerwehr, DRK, MHD, 
ASB, JUH, THW, DLRG und Polizei 
beim "Tag der Hilfsorganisationen" 
der Friedberger Bevölkerung. 

Die Eröffnung erfolgte durch Stadt­
rat Harts Sebastian Schmidt. Erfreu­
lich viele Besucher fanden sich zu 
dieser Veranstaltung auf dem Stadtl:.ir­
chenplatz und zu dem anschließenden 
Sicherheitsweltbewerb der BVS­
Dienststelle Friedberg ein, der unter 
der Schinnherrschaft des Bürgennei­
sten; Dr. Ludwig Fuhr durchgefühn 
worde. 

Dieser nahm auch zusammen mit 
BVS-Mitarbeiter Freundl die Sieger-

ehrung und Preisveneilung vor, bei 
der die Sieger wenvolle Preise der 
Stadt Friedberg und des BVS er-
hielten. . 

Altf11elles tlUS 
Rllelllltllld-Pftliz 

Koblenz 

Die BVS-Dienststelle Koblenz be­
teiligte sich wieder am Koblenzer 
Schängelmarlet. Während des einwö­
ehigen Marletes stellten sich neben den 
Geschäftsleuten aus Koblenz und Um­
gebung auch die in der Stadt venrete-

gelmarlet ca. IIX)(XXl Besucher erwar­
tet. Leider regnete es am Erüffnungs­
tag so stark, daß viele Stände nicht 
aufgebaut werden konnten. Da das 
Wener im Verlauf des Tages noch 
schlechter wurde, beendete die Wer­
begemeinschaft die Veranstaltung um 
14 Uhr. 

Am nächsten Samstag ändene sich 
nicht nur das Wener, sondern vor 
allem auch die Zahl der Besucher. Die 
regelmäßigen Vorführungen des BVS 
fanden immer wieder zahlreiche Zu­
schauer. 

Mainz 

Prof. Kun Dörr, Dezement für Zi­
vil- und Katastrophenschutz der Stadt 

1ullg gehl dieser Teilnehmer des SicherheitswtUbewerbs an das Ablöschen 
brennender Bekleidung. (Foto: euland) 

nen KataStrophenschutzorganisati0-
nen vor. 

Gemeinsam mit der DLRG und der 
JUH fühne die BVS-Dienststelle ei­
nen Sicherbeitswenbewerb durch. Ein 
guter Standon wonle für dieses Vorha­
ben zur Verfügung gestellt. 

Nonnalerweise wenlen zum Schän-

Mainz, begrußteJOehrenamtliche und 
acht hauptamtliche Mitarbeiter der 
BVS-Dienststelle Maioz im Weinkel­
ler des Rathauses. Wie jedes Jahr wa­
ren sie von Oberbürgenneister Her­
man-Hanmut Weyel zu einem gemüt­
lichen Beisammensein eingeladen 
worden. Ein Dank der Stadt für die 
gute Zusammenareit mit dem BVS. 

"Das Zivilschutzamt braucht Sie", 
so beglÜndete Prof. Dörr die Einla­
dung. "Deshalb freue ich mich, daß 
wir auch dieses Jahr wieder, in gemüt­
lichem Rahmen, gemeinsam auf die 
Ereignisse des ablaufenden Jahres 
Rückschau halten können." 

Für 25 Jahre aktive Mitarbeit beim 
BVS wurden die ehrenamtlichen Mit­
arbeiter Helmut Scholkowski, Erwin 
Sorgalla, Paul Spunnann und Karl ­
Heinz Weber geehn. 

Jm Anschluß an den SIcherheitswettbewerb nahm Bürgermeister Dr. Fuhr 
die Siegerehrung \'or. 

In persönlichen Wanen bedankte er 
sich bei den Mitarbeitern des BVS für 
ihr Engagement. Besonden erfreu­
lieh , so Dörr, sei die vielschichtige 
Zusammensetzung de Helferteams. 
Pmonen ven;chiedenen Alten; und 
Geschlechts verbinden ven;chiedene 
Assoziationen und Motivationen mit 
dem Gedanken des Selbstschutzes. 
"Wenn es keine Katastrophen gibt , ist 
jeder bereit , das Problem zu venlrän­
gen. Unsere gemeinsame Aufgabe, ob 
im Amt für Zivil- und KataStrophen-
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Dienststellenleiterin Weißenhagen dankt Prof. Dörr für die gute Zusam­
menarbtit. 

schutz oder als Mitarbeiter des BVS, 
ist es, dem Bürger die Gefahren in 
seiner Umwelt bewußt zu machen", 
stellte Prof. Dörr fest. 

Brigitte Weißenhagen, neue leite­
rin der BVS-Dienststelle Mainz, be­
dankte sich im Namen ihrer Mitarbei­
ter für die Einladung ins Rathaus und 
die gute Zusammenarbeit mit der Stadt 
Mainz. Besonders beeindruckt zeigte 
sich Frau Weißenhagen von dem 
Selbstverständnis gegenüber der BVS­
Arbeit. "Nicht in allen Regionen fin­
det der BVS so gute Voraussetzungen 
zur Erfüllung seines Auftrages. So ist 
die Dienststelle Mainz auch weiterhin 
gerne Panner der Stadt Mainz - und 
insbesoodere des Zivilschutzamtes -
wenn es gilt, der Bevölkerung den 
Selbstschutzgedanken näherzubrin­
gen" sagte Frau Weißenhagen. 

Als .. Dank und Anerkennung für die 
gute Zusammenarbeit" überreichte sie 
Prof. Kurt Dörr und Jürgen Wilhe1m 
Franz, Leiter des Amtes für Zivil- und 
Katastrophenschutz, die Ehrenmedail­
le des BVS. 

• 
"Fragen Sie doch mal Frau Eulner", 

war bis vor kurzem eine Redewendung 
in der BVS-Landesstelle Rheinland­
Pfalz. Alle Kollegen konnten sicher 
sein, von Vera Eulner, die im Oktober 
in den Ruhestand ging, immer eine 
gute Auskunft zu bekommen. 

Als StenOl)'pistin hat die gebürtige 
Berlinerin ihren Dienst 1957 bei der 
damaligen Bezirksstelle Rheinhessen 
begonnen. Ab 1970 übernahm sie die 
Aufgaben einer Sachbearbeiterin. 

Glück fUr die Landesstelle: Mit 
Französisch als zweiter Muttersprache 
konnte sie die Dolmetscherarbeiten, 
die beim rheinland-pfälzischen Kon­
takt mit der französischen "Protection 
Civile" entstanden, übernehmen. 

Aber ganz verläßt sie den BVS 
nicht: Gleich ab November hat sie sich 
zur ehrenamtlichen Mitarbeit in der 
BVS-Dienststelle Mainz entschieden. 

Zum Abschied gab es diesmal nicht 
nur die übliche Dankesurkunde. Fach­
gebietsleiter Klaus Preis hatte sich et­
was Besonderes einfallen lassen und 
überreichte Vera Eulner eine Mappe, 
in der alle möglichen Veronlnungen, 
Werbebroschüren und Briefbögen, die 
es seit Vera Eulners Dienstantritt ge­
geben hat, gesammelt sind. 

Südwest tllttuell 

Stuttgart 

Mit einer landesweiten Aktion "Si­
cherer leben" macht der BVS in Ba­
den-Württemberg die Bevölkerung 
auf die Unfallschwerpunkte in Heim, 
Freizeit und bei der Arbeit aufmerk­
sam. Gestartet wurde die Aktion im 
November im Rahmen der SWF-I­
Sendung "Frohes Wochenende" mit 
Karl-Heinz Wegener am Mikrofon 
und BVS-Fachgebietsleiter Ingo Hier­
sche als Studiogast. 

Die Aktion hat das Ziel , einen mög­
lichst großen Interessentenkreis -
Vereine, Frauen- und Jugendgruppen, 
Organisationen, Behönlen, Betriebe, 
Lehrerkollegien und Schulklassen 
oder Hausgemeinschaften - über die 
Vorsorgemaßnahmen des Staates zur 

allgemeinen Gefahrenminderung und 
die Koonlinierung der Arbeit von Ret­
tungsdienst, Katastrophen- uod Zi­
vilschutz aufzuklären sowie durch 
praktische Demonstrationen Anleitun­
gen zur Selbsthilfe zu vermineln. 

Da die Teilnehmer die Möglichkeit 
haben, das Gezeigte selbst zu erpro­
ben, rechnen die BVS-Dienststellen in 
Baden-Württemberg mit einer hohen 
Resonanz, zumal parallel zur Eröff­
nungssendung im Südwestfunk alle in 
Baden-Württemberg ansässigen priva­
ten Hörfunkanbieter und auch die 
Presse mediengerechte Presseinfor­
mationen erhielten. 

Dank der Unterstützung des Innen­
ministeriums Baden-Würtlemberg 
und des Landesamtes für Straßenwe­
sen Baden-Württemberg mit seinen 
Autobahnmeistereien, den Camping­
platz-Unternehmern und der Polizei 
konnte die vom 29. Juli bis 11 . Sep­
tember 1989 dauernde Sonderaktion 
"Selbstschutz - Sicherheit auch im 
Urlaub" erfolgreich abgeschlossen 
wenlen. 

Dem Schirmherrn der Veranstal­
tung, Staatssekretär Robert Ruder 
vom baden-württembergischen Innen­
ministerium, konnten bemerkenswer­
te Leistungen vermeldet wenlen. So 
kamen auf 24 Campingplätzen und 15 
Autobahnraststätten schwerpunktmä­
ßig insgesamt 248 EinzeIveranstaltun­
gen für Urlauber und Urlaubsreisende 
zur DurchfUhrung. 

Im Mittelpunkt der durch die Me­
dien zahlreich und positiv begleiten­
den Aktionen standen praktische Hin­
weise zur persönlichen Sicherheit. Die 
Aktion trug dazu bei, daß über 85000 
Menschen miterleben konnten, wie 
staatliche Vorsorge und privates Enga-

Fachgebietsleiter Preis hat zum Abschied von Vera Eulner eine Erinne- Bei der Eröffnungsveranstallung der Aktion ,,selbstschutz - Sicherheil 
rungsmappe zusammengestellt. (Foto: Preis) auch im Urlaub" ist auch das Südwestfunk·Fernsehen dabei. 
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gement des einzelnen eine spontane 
sinnvolle und erfolgreiche Hilfelei­
stung möglich macht. Weitere 10 Mil­
lionen Bürger nahmen diese Informa­
tion durch rund 200 Text-, zwölfTon­
und einen Fernsehheitrag der Medien 
zur Kenntnis. 

Schwäbisch Hall 

Im Rahmen des ,.Hänsfelder Som­
merfestes" veranstalteten die Kala­
strophenschutzorganisationen auf dem 

Festgelände auch einen "Sicherheits­
weUhewerb". Alle Teilnehmer wur­
den mit Urkunden und einer Erinne­
rungsmedaille ausgezeichnet, die he­
sten erhielten Preise. 

Rund 180 Personen heteiligten sich 
an dem Sicherheitswetthewerb. Bür­
germeister Dannemann, der mit BVS­
Dienststellenleiter Peter Grab die Sie­
gerehrung vornahm, hedankte sich hei 
den rund 180 Weuhewerbsteilneh­
mern. 

Bürgermeister Oannemann (l inks) und ßVS·[)ienslStellenlciter Grab 
(rechts) bei der Siegerehrung des SicherheilSwettbewerbs. 

Ein ßVS-Mitarbeiter demonstriert das Ablöschen eines Fettbrandcs. 
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Heidelberg 

Wer im otfall vorbereitet ist, kann 
durch richtiges Handeln meist große­
ren Schaden verhindern. Üher Vorsor­
ge und praktische Hilfe hei Bränden 
oder Unfallen sowie richtige Vorrats­
haltung informiene eine Veranstal­
tung im Gemeindehaus der "Kirche 
lesu Christi der Heiligen der Letzten 
Tage" in Heidelherg. 

Mehr als 200 Teilnehmer besuchten 
eine vierstündige Informationsveran­
staltung, die unter dem Titel "Vorsor­
ge und praktiziene Eigenhilfe für den 
Notfall" im Gemeindehaus in Heidel­
herg abgehalten wurde. Unter ande­
rem informiene die BVS-Dienststelle 
Mannheim üher die Arbeit des BVS. 

Demonstrien wurde vom BVS U. 

a., wie man Brände in der Küche 
hekämpfen und was hei der Benutzung 
einer Notrufsäule heachtet werden 
muß. Filmvorführungen zeigten die 
richtige Handhabung von Feuerlö­
schern. 

Ziel der Veranstaltung war es, die 
Gemeindemitglieder üher die Notwen­
digkeit der Vorsorge zu informieren. 

'llyern "eute 

Würzburg 

Feuer in einem Lagergebäude, vier 
Personen verletzt. So war die Aus­
gangslage einer Übung der Helfer des 
Katastrophenschutzes des Fernmelde­
amtes Würzburg, zu der Zugführer 
und BVS-Fachlehrer Hinrichs zahlrei­
che Beobachter hegrußen konnte. 

Das Feuer wurde Üher eine lange 
Wasserförderung mit rd . 2000 Liter 
Uischwasser hekämpft. Die Ber­
gungstrupps reUeten die "verletzten" 
Personen und brachten diese zur Ver­
letztenablage, wo sie vom Sanitäts­
trupp versorgt wurden. Ein weiterer 
Bergungstrupp leuchtete die Einsatz­
steIle aus und baute unter Einsatz von 
Bohrhammer, Kettensäge und weite­
rem Bergungswerkzeug einen Stütz­
bock auf. 

Mit 2000 Litern Wasser wird das Feuer gelöscht. 



Technisches Hilfswerk 

Hamburg 

Jugendleiterseminar 
in Schweden 

Hamburg. In aller Frühe startete 
eine 15 Personen starke THW ·Gruppe 
mit einem VW·Bus und einem Mann· 
schaftstransponwagen zu einem Ju· 
gendleiterseminar nach Schweden. 
Um 22.00 Uhr war das Ziel erreicht. 
Die Lehrgangsteilnehmer wurden in 
Gruppen zu je drei Junghelfern einge· 
teilt. 

Die Vonnittage waren jeweils für 
den Unterricht vorgesehen. Jede 
Gruppe bekam den Auftrag, Unter· 
richtsthemen auszuarbeiten, um diese 
vor den anderen Lehrgangsteilneh· 
mern vorzutragen. 

Der von den Gruppen ausgearbeite· 
te praktische Unterricht umfaßte u. a. 
zunächst: 

I. Gruppe: 
Stiche, Bunde, Knoten, UVV. 
2. Gruppe: 
Umgang mit Hydmulikhebern. 
3. Gruppe: 
Fahren auf dem Wasser, Sicher· 

heitsbestimmungen, Fahnen mit dem 
Schlauchboot. 

Alle Teilnehmer waren mit Erfolg 
bemüht, gute Leistungen zu erzielen 
und mit allen zusammenzuarbeiten. 
Die von ihnen vorgestellten prakti· 
schen Unterrichtsproben waren inhalt· 
lieh verständlich aufgebaut und für die 
Zuhörer merkfahig vorgetmgen 
worden. 

Das Unterrichtsprogmmm wurde 
mit dem Thema ';ugendlager planen" 
beendet. Allen Teilnehmern wurde ei· 
ne Teilnahmebescheinigung ausge· 
händigt. 

Der neunte Tag bmchte die Heim· 
reise. Insgesamt wurde mit den beiden 
Fahrzeugen eine Strecke von 3155 km 
zurückgelegt. 

Vemnstaltungen dieser An kann 
man sicherlich auch in Deutschland 
durchführen. Dieses Seminar aber ein· 
mal in Schweden, einer schwach be· 
siede lten und landschaftlich sehr reiz· 
vollen Gegend durthzufUhren, um SO 

bei den Teilnehmern Abenteuerlust, 
Teamgeist und Lemwilligkeit zu för· 
dem, zeigte deutlich, daß es der richti· 
ge Weg war, um Jugendliche zu moti· 
vieren. 

Dieses Abenteuer wird in ihren 
Köpfen festgehalten und Grundlage 
für positives Denken im Rahmen der 
Jugendarbeit desTHW sein. M. D. 

Erinnerung an Schweden: Oie Jugendlichen stellen sich vor ihrer Unter· 
kunO dem Fotograren. (Foto: Düll) 

Bremen 

" Bootsfahrt für 
Journalisten 

Bremen. Wo vor gut einem Jahr 
noch eine grüne Wiese nichts ernhnen 
ließ, schlängelt sich jetzt der naturoa· 
he Flußlauf der Ochtum durth die 
Wiesen zwischen den Bremer Stadttei· 
len Huchting und Grolland. Anläßlich 
der .,Einweihung" dieses von Men· 
schenhand geschaffenen Lebensmu· 
mes - die Bremer Umweltsenatorin 
bezeichnete ihn als "Europas schön· 
sten neugeschaffenen flußlauf' - hat· 
ten Journalisten jetzt die Möglichkeit, 
die bislang größte Natu~butzbaustel· 
le Bremens per THW ·Mebrzweckboot 
zu erleben. 

Durch Foto· und Filmaufnahmen 
ergaben sich dabei Blickwinkel, die' 
später durch Bewuchs und Zugangsbe· 
schränkungen kaum mehr möglich 
sein werden. Neben zahlreichen Pres· 
sevenretern konnten die THW·Helfer 
auch die Senatorin für Umweltschutz 
und Stadtentwicklung der Freien 
Hansestadt Bremen , Eva·Maria Lern· 
ke·Schulte, Senatsdirektor Dr. Jürgen 
Lüthge und den Leiter des Wasserwin· 
schaftsamtes Hans·Dieter Bücken "an 
Bord" begrüßen. P. L. 

Vierter öffentlicher 
Schutzraum 
übergeben 

Bremen. Am 16. November 1989 
wurde dem THW ·Onsverband Bre· 
men·Schwachhausen vom Senator für 
Inneres das Schutzbauwerk BT I 
Domshof iibergeben. Der Technische 
Schutzraumbetriebsdienst ist für den 
technischen und maschinellen Betrieb 
vemntwonlich. Das Bauwerk wurde 
1943 als Tietbunker erbaut, 1974 er· 
weiten und seit dieser Zeit als Mehr· 
zweckanlage genutzt. Im Notfall kön· 
nen hier 2000 Personen Schutz finden. 

H. S. 

Niedersachsen 

Umweltschutzlage 
mit THW-Beteiligung 

Bassum. Mit der Darstellung u. a. 
von Maßnahmen zur Ölschadensl)e· 
kämpfung durth die Abwasser/Öl· 
Gruppe aus Hoya war auch das THW 
in das Ausstellungsgeschehen bei den 
Bassumer Umweltschutztagen, die am 
29. und 30. September 1989 im Warn· 
amt 11 stattfanden, eingebunden. 

Darüber hinaus hatte der THW· 
Landesverband Nordrhein· Westfalen 
sein GroßzeIt zur Verfügung gestellt, 
in dem der Präsident des Umweltbun· 
desamtes, Dr. Heinrich von Leesner, 
im Beisein von BZS·Präsident Hans· 
Georg Dusch vor rund 100 ge ladenen 
Gästen die Veranstaltung eröffnete. 

Etwa 2000 Besucher kamen dann 
hauptsächlich am Samstag, um sich 
iiber Fmgen des Umweltschutzes zu 
infonnieren und die Ausstellungsob· 
jekte der ve~hiedenen Institute und 
Verbände anzusehen. 

Eingebunden in das Geschehen war 
auch der THW·Qnsverband Bassum, 
allerdings nicht in Sachen Umwelt· 
schutz, sondern zur Kinderbelusti· 
gung. Mit Schlauchbootfahnen auf 
dem Warnamts·Löschteich und dem 
Betrieb einer Seilbahn trugen sie ihren 
Teil zum guten Gelingen der Vemn· 
staltungbei. (rb) 

Aktionstag als 
Höhepunkt 

Gifhorn. Mit einer umfangreichen 
Ausstellung in der Kassenhalle der 
Volksbank infonniene der THW· 
Onsverband Gilborn 14 Tage lang 
über Aufgaben, Ausstattung und Ein: 
sätze des THW. 

Anläßlich der Eröffnungsfeier am 
19. September 1989 wurden zwei ver· 
diente Förderer und langjährige Mit· 
glieder der önlichen Helfervereini· 
gung, Helmut Leifen und Kurt Kar· 
wehl, mit der THW·Plakelle geehn. 
Die Ehrung nahmen Kreis· und Ons· 
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beauftragter Peter Dziedzioch und 
Sachgebiets leiter Reiner Bormann ge­
meinsam vor. 

Als Höhepunkt der Ausstellung 
fand am Freitag, dem 22. September 
1989, auf dem Parkplatz des Geldin­
stitutes ein gut besuchter Aktionstag 
statt. eben einer Fahneugschau und 
Geräte'orführung erfreute sich beson­
ders das Essen aus der Feldküche gro­
ßer Beliebtheit. 

Mit Paddel und 
Pinne 

Hameln. "Paddelt an '''. Solche und 
ähnliche Rufe erschallten am 14. Ok­
tober 1989 auf der Weser. Die Jugend­
gruppe des THW Hameln haue die 
befreundeten Gruppen aus den Orts­
,erbänden Hildesheim, Holzminden, 
Springe und Elze zu einer Ausbildung 
im Fahren auf dem Wasser nach Ha­
meln eingeladen. 

Zweck der Veranstaltung war die 
Gewöhnung an das Fahren auf dem 
Wasser mit und ohne Motor. Zur Ver­
fügung standen drei Halbpontons, 
mehrere Mehnweckboole und 
Schlauchboote, sämtlich mit 4O-PS­
Außenbordmotoren motorisiert. Das 
Ganze diente im ebenzweck der 
Schulung im Leben einer größeren 
Gemeinschaft. 

Schon morgens um sechs Uhr ruck­
ten die Gruppen an. Ruderschule stand 
zunächst auf dem Programm. Danach 
wurde mit Motorkraft gefahren. In 
jedem Wasserfahrzeug stand ein aus­
gebildeter und erfahrener Bootsführer 
an der Pinne, außerdem sorgte ein 
Ausbilder für Ordnung und Sichemeit. 
Jeder Junghelfer durfte eine Zeitlang 
die Pinne des Außenbordmotors unter 
Anleitung fUhren. 

Die DLRG Hameln nahm die Siche­
rung auf dem Wasser mit zwei Booten 
wahr, für etwaigen Verletztentrans­
port standen Helfer des Sanitätszuges 
Hameln-Pyrmont mit zwei Fahrzeu­
gen bereit. - s -

Nordrheln-Westfalen 

THW-Helfer ver­
stärkten DRK-Team 

in Armenien 

Düsseldorf. Im Rahmen der Wie­
deraulbauhilfe des DRK bot sich ein 
Einsatz 'on THW-Helfern in Arme­
nien an. Dort sollte mit dem einbre­
chenden Winter der Bau ,on Fertig­
häusern abgeschlossen werden. 

Für rund ,ier Wochen reisten des­
halb am 11. November 1989 zusam­
men mit 80 Hilfskräften des DRK elf 
THW-Helfer aus verschiedenen Orts­
'erbänden in Nordmein-Westfalen in 
die armenische Stadt Spitak. In Orten 
in einem Radius 'on bis zu 40 Kilome­
tern um Spitak haue das DRK schon 
im August mit dem Bau ,on etwa 550 
Fertighäusern begonnen. Mit Rück­
sicht auf die Jahreszeit- in Armenien 
wurden schon im November nachts 
Temperaturen von - 20 °C erreicht -
war für das letzte Bau-Team vorwie­
gend Innenausbau vorgesehen. So in­
stallierten die THW-Helfer Wasser­
und Stromleitungen, verlegten Fußbö­
den und erledigten Anstricharbeiten. 

Als das Team der DRK- und THW­
Helfer am Samstag, dem 9. Dezember 
1989, gegen 23.30 Uhr wieder auf 
dem Aughafen KölnIBonn landete, 

Auf der Weser soll das Fahren mit und ohne Motor geü bt werden. 
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Dtn interessierten Gästen aus Belgien wi rd die Ausstattung des TUW 
vorgestellt . (Foto: Lauscher) 

waren viele strahlende Gesicher zu 
sehen. Natürlich waren die Helfer 
froh, wieder zu Hause zu sein; sie 
waren aber auch zufrieden mit dem 
gelungenen gemeinsamen Einsatz. 

Dieser jüngste gemeinsame Aus­
landseinsatz des DRK und des THW 
ist ein Zeichen einer sich verstärken­
den Kooperation nationaler Hilfsorga­
nisationen. Und er zeigt einmal mehr, 
wie gut die verschiedenen Hilfsorgani­
sationen einander im Einsatz ergänzen 
können. A. G. 

Besuch aus Belgien 

Lammersdorf. Eine Abordnung 
von 25 Venretem des belgischen Zi­
vilschutzes war am 21. Oktober 1989 
zu Gast beim THW-Ortsverband Sim­
merath in Lammersdorf. Der Ge­
schäftsführer begrußte die Anwesen­
den, unter ihnen Vertreter der Freiwil­
ligen Feuerwehr Lammersdorf. der 
THW-Kreisbeauftragte Albert Sturm, 
die Ortsbeauftragen der einzelnen 
THW-Ortsverbände des Kreises Aa­
ehen sowie die Führung des Ortsver­
bandes Simmerath. Er erläutene dann 
in einem ausführlichen Vortrag die 
Gliederung und Aufgaben des Techni­
schen Hilfswerks. Anschließend wur­
de den Belgiern anhand von zwei Fil­
men der Katastrophenschutz, insbe­
sondere die Arbeit des Technischen 
Hilfswerkes, verdeutlicht. 

Nach dem Minagessen stand dann 
für die belgisehen Gäste die Besichti­
gung der Unterkunft, der Geräte und 
der Fahrzeuge auf dem Programm. 
Ausgestellt waren der Bergungszug 
und der Instandsetzungszug mit seinen 
Gruppen. Vom THW-Ortsverband 
Stolberg wurden auch der ABC-Zug 
sowie vom THW-Onsverband Würse­
len der Fernmeldezug vorgeführt. 

Während dieser Besichtigung konnten 
noch viele Fragen der Gäste beantwor­
tet werden. 

Betten für 
500 Übersiedler 

Lammersdorf. Gegen 12.30 Uhr 
am Samstag, dem 4. No,ember 1989, 
wurden die THW-Helfer des Ortsver­
bandes Simmerath in Lammersdorf 
über Meldeempfanger alarmiert. Ge­
meinsam mit Zügen der THW-Orts­
,erbände Aachen und Stolberg war für 
rund 500 Übersiedler aus der DDR 
Benenmaterial ,om Zentrallager des 
Deutschen Roten Kreuzes in Zülpich­
Langendorf in die Bundesschule des 
DRK nach Meckenheim-Merl zu 
transportieren. die als Notaufnahmela­
ger eingerichtet werden sollte. 

Mit insgesamt 15 Fahrzeugen, 'on 
denen für diesen Einsatz zuerst die 
gesamte Ausrustung abgeladen wer­
den mußte, kamen 54 THW-Helfer 
aus den drei ürtsverbänden nach Zül­
pich-Langendorf. Natürlich mußten 
nicht nur 500 Beugestelle, sondern 
auch Matratzen und Bettwäsche ,erla­
den werden. Bald fuhren die belade­
nen Lastkraftwagen des THW nach 
Merl, wo die Übersiedler noch in der 
Nacht erwartet wurden. 

Zwei Fahrten waren notwendig, um 
das gesamte Material nach Merl zu 
schaffen. So blieben nach der ersten 
Fahrt schon einige THW-Helfer in der 
Schule, um beim Beuenaufbau den 
DRK-Helfern zur Seite zu stehen. fut 
spät nach Miuernacht waren die Bet­
ten kompleu in Merl und die letzten 
Vorbereitungen '01' dem erwarteten 
Eintreffen der Übersiedler konnten ge­
troffen werden. 

Gegen 6.00 Uhr hanen dann die 
THW-Helfer zwar ihre Aufgabe er-



füllt; in den Unterkünften mußten aber 
noch am frühen Sonntagmorgen die 
Fahrzeuge wieder beladen werden, um 
emeut einsatzbereit zu sein. 

Nur durth den schnellen Einsatz 
aller freiwilligen Helfer konnte diese 
Unterbringungsmöglichkeit rechtzei­
tig vor Eintreffen der Übersiedler aus 
der DDR geschaffen werden. 

Saarland 

NatursChutzpreiS für 
THW-Ortsverband 

Saarwellingen. Eine Ehrung ganz 
besonderer An wurde im Oktober ver­
gangenen Jahres dem THW-Ortsver­
band Saarv.ellingen zuteil. Aus den 
Händen von Umweltminister Jo lei­
nen nahm der Onsbeauftragte Erich 
Schmitt die erstmals im Saarland ver­
gebene "Umwelt-Eule" in Empfang, 
die für besondere Verdienste im Na­
tur- und Umweltschutz gestiftet 
wurde. 

In der Feierstunde im Rahmen der 
Saarwellinger Umweltwochen dankte 
Bürgenneister Wemer Geibel dem 
THW -Onsverband für sein Engage­
ment im Umweltschutz, das er in zahl­
reichen Einsätzen und Aktionen im­
mer wieder gezeigt habe. Er gab einen 
Rückblick über die Umweltschutzar­
beit in der Gemeinde Saarwellingen, 
in der der Gewässerschutz als vor­
dringlich behandelt werde. 

Minister Leinen sagte, daß die Ver­
gabe des Preises an die Saarwellinger 
THW-Helfer stellvenretend für all die 
Personen erfolge, die sich für den 
Umweltschutz engagien hätten. Er 
wene die Tatsache, daß sich hier eine 
Organisation des Katastrophenschut­
zes auch mit dem aktiven Umwelt­
schutz befaßt habe, als besonders posi­
tiv, da es auch in der Ökologie immer 
wieder zu Katastrophen käme, was 
viele Beispiele in der Vergangenheit 
nur zu deutlich belegten. Wie vielfal­
tig der THW-Einsatz im Umwelt­
schutz in Saarwellingen bisher betrie­
ben wurde, konnte der Minister an­
hand einer ganzen Liste von Aktionen 
darlegen. 

So wurden mit finanzieller Unter­
stützung der Gemeinde 150 Nistkästen 
rur Vögel hergestellt und in Gehölz­
gruppen entlang von Bächen, an 
Waldrändern und arn Rand von Wohn­
gebieten aufgehängt. Daran schloß 

Während ein Teil der Bergungs­
mannschaft die Suche fortsetzt und 
größere Trümmer mit Hilfe des Ber­
gungsriiumgerlites entfernt werden, 
beginnen andere THW-Helfer mit der 
behelfsmäßigen Beseitigung der Ge­
fahren auf den umliegenden Dächern. 
Gegen 9.00 Uhr muß eine Hauswand 
abgestützt werden, um die Sicherheit 
der eingesetzten Kriifte zu gewährlei­
sten. Kurz vor 9 JO Uhr stößt ein 
THW -Helfer auf ein erstes Ztichen 
des Vermißten, in fieberhafter Arbeit 
wird er freigelegt, aber der Notarzt 
kann nur noch seinen Tod feststellen. ' 
Der Tote wird abtransponien, die Ber-

Minister uinen übergibt die "Umwelt-Eule" an den THW·Ortsbea urt rag- gung aber trotzdem fortgesetzt, denn 
ten Erieh Schmilt. vemlUllich sind noch weitere Personen 

sich die regelmäßige Kontrolle und 
Säuberung der Nistkästen als ständige 
Aufgabe an. Der Bau von Brücken und 
die Fertigung von Unterstellmöglich­
keiten rur Tiere des Saarwellinger 
Wildfreigeheges waren ebenso zu nen­
nen wie eine Entrümpelungsaktion 
und die Anlage eines Biotopes in der 
Nachbargemeinde Nalbach. 

Besondere Erwähnung fand die Be­
teiligung an der bundesweiten Initiati­
ve des Deutschen Naturschutzringes 
und des Dachverbandes Deutscher Mi­
neralbrunnen "Rettet unsere Bäche -
Wasser ist unsere Zukunft". Für den 
Heßbach bei Saarwellingen wurde ein 
zusätzlicher Zulauf von einer Quelle 
geschaffen und später bepnanzt. An 
diesen Aktionen hatte sich der Um­
weltminister als Schirmherr persön­
lich beteiligt, so daß erden Einsatzwil­
len der Umweltschützer aus eigener 
Erfahrung kannte. 

THW-Ortsbeauftragter Schmitt er­
klärte für seine Helfer, daß sie die 
Ehrung nicht nur als Anerkennung und 
Dank für bereits geleistete Arbeit ver­
stünden, sondern darin gleichzeitig 
auch Ansporn und Verpflichtung sä­
hen, sich auch weiterhin für die Um­
welt einzusetzen. Der THW-Ortsver­
band beteilige sich bereits an einer 
weiteren Aktion zur Rettung des Heß­
bachs, bei der eine natürliche Befesti­
gung der Uferböschung mit Weiden­
stämmen vorgenommen werde. A. S. 

Einsatz nach 
Gasexplosion 

Merchweiler. Gegen 5.4ü Uhr er­
schütten eine schwere Detonation die 
Johannesstraße. Die Explosion, aus­
gelöst durth ausströmendes Gas, zer­
stört ein Haus und beschädigt weitere 
Gebäude stark. Die anrückenden Feu-

erwehren nehmen die Bergung auf, 
während die Einsatzleitung be­
schließt, die Hilfe des Technischen 
Hilfswerks anzufordern. 

Um 6.06 Uhr wird der Bergungszug 
des THW-Ortsverbands Spiesen-EI­
versberg alarn,ien. Als die ersten 
THW-Helfer an der Einsatzstelle ein­
treffen , bietet sich ihnen ein Bild wie 
nach einem Bombenangriff: Ein An­
wesen ist völlig zerstört, das Nachbar­
haus ist stark in Mitleidenschaft gezo­
gen.lm Umkreis von 100 Metern sind 
Dächer abgedeckt und Fensterschei­
ben zerstört. 

Die THW-Helfer beginnen sofort 
mit der Suche nach dem vermißten 
Eigentümer des zerstörten Gebäudes, 
der vermutlich verschüttet wurde. Die 
mittlerweile ebenfalls eingetroffene 
Hundestaffel des THW -Ortsverbandes 
Nohfelden unterstützt mit sieben 
Suchhunden die Suche, an der insge­
samt 25 THW-Helfer des OV Spiesen­
Elversberg und sieben des OV Nohfel­
den beteiligt sind. 

verschüttet. 
Weitere achforschungen der Poli­

zei ergeben aber nach kurzer Ztit, daß 
keine weiteren Personen mehr vermißt 
werden, so daß die Suche eingestellt 
werden kann. Die THW-Helfer kon­
zentrieren sich nun auf die Instandset­
zung der Häuser um die Explosions­
steIle, während die Hundestaffel in die 
Unterkunft des OV Spiesen-Elvers­
berg abrückt. Von don sind in der 
Zwischenzeit weitere Helfer einge­
troffen, so daß jetzt 38 THW-Helfer 
des OV Spiesen-Elversberg im Einsatz 
sind. 

Sie decken die Dächer der umlie­
genden Häuser mit Plastikplanen ab; 
Fenster und Türen werden mit Span­
platten verschlossen, Möbel und 
Wengegenstände werden aus den 
Häusern abtransponien, soweit dies 
möglich ist. Ein Anwesen ist SO stark 
beschädigt, daß ein Begehen nur teil­
weise möglich ist; im weiteren Verlauf 
des Einsatzes muß ein Teil des Gebäu­
des mit Seilwinde und Radlader abge­
rissen werden. 

Größere Trümmer des eingestürzten Geb:.iudes werden mit dem Radlader 
beseitigt. (Foto: Ruppe:nthal) 
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Zusammen mit der Kripo wird das 
Trummerfeld nach Hinweisen auf die 
Explosionsursache abgesucht. Bis 
spät abends sind die THW-Helfer am 
Einsatzort, um alle erforderlichen Ar­
beiten zu erledigen. An diesem Tag 
werden drei Dächer mit Planen abge­
deckt, zwei Häuser komplett geräumt 
und die Möbel daraus abtransportiert 
und Teile emes anderen Gebäudes ein­
gerissen. Um 20.45 Uhr ruckt der 
Bergungszug wieder in die Unterkunft 
ab, nachdem alle Geräte auf den Ein­
satzfahneugen verladen sind. R. S. 

Baden-Württemberg 

Ein Baum für Europa 

Plorzheim. Im Auftrag der Frem­
denverkeh~gemeinde Baie~bronn 
transportierte der THW -Ortsverband 
Freudenstadt einen Weihnachtsbaum 
aus dem Schwarzwald nach Straß­
burg. Hatte man im Vo~ahr die Lan­
des hauptstadt Stuttgart mit einem 
Baum bedacht, war in diesem Jahr das 
Europa-Parlament Zielort der 20 m 
langen Rottanne. 

Unter der Leitung von Geschäfts­
führer Rolf Goller und Ortsbeauftrag­
tem Peter Kruckl fuhren die 20 THW­
Helfer mit Zugfahneug, Anhänger 
und Kranwagen bis zum Grenzüber­
gang KehVEuropabrucke. Dort warte­
te eine Motorradeskorte der französi­
schen Polizei, die den Konvoi bis zum 
Europa-Parlamentsgebäude begleite­
te . Am vorgesehenen Platz in der Eu­
ropastadt wurde der Weihnachtsbaum 
dann mit dem Kran aufgestellt und 
verankert. 

Einige Tage später übergab eine 
Delegation aus Baie~bronn unter der 
Leitung von Bürgermeister Norbert 
Beck den ,.Baum für Europa" feierlich 
an Catarine Trautmann, Straßburgs 
Oberbürgermeisteri n. 

Gemeinsame Übung 

Eberbach. Ein trüber Tag im Gam­
melsbachtal bei Eberbach. Orkanarti­
ge Stürme fallen mehrere Baumriesen, 
Eisregen bedeckt die Bundesstraße 45 . 
Ein mit Chemikalienfassern beladener 
Lastkraftwagen will einem quer über 
die Fahrbahn liegenden Baumstamm 
ausweichen und bremst stark ab. Das 
schwere Gefahrt kommt dabei ins 
Schleudern, fallt um und rutscht die 
Böschung in Richtung eines dort ange-

I.Baum für Europa": Die vom THW aufgestellte Rottanne schmückt den 
Platz vor dem Europaparlamcnt. 
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Die Helfer des THW.QV Eberhach leuchten die Einsatzstelle aus. 

siedelten pharmazeutischen Betriebes 
hinunter. Mehrere Giftfässer lösen 
sich und treiben im dort vorbeifließen­
den Gammelsbach . Die Katastrophe 
nimmt ihren Lauf. 

Von diesem Sachverhalt ging die 
Einsatzleitung bei einer großen Kata­
strophenschutzübung in Eberbach aus. 
Die Freiwillige Feuerwehr Eberbach, 
das Technische Hilfswerk, die DLRG 
Eberbach und die Rotkreuzbereit­
schaften aus Eberbach und Meckes­
heim probten gemeinsam den Ernst­
fall . 

Abgesehen von kleineren Pannen 
klappte die Koordination zwischen 
den vier Organisationen gut. Nach 
Ablauf der Übung waren die Vertreter 
der Organisationen mit den gezeigten 
Leistungen ihrer Helfer auch zu­
frieden . 

THW-Ortsbeauftragter Philipp Ge­
nazino, der zu Beginn der Übung viel 
Prominenz, darunter Gemeinde- und 
Kreisräte, begrußen konnte, dankte 
abschließend der Firmenleitung rur ih­
re Unte~tützung. 

Am Zielpunkt 
der Wünsche 

Haßmersheim. Mit einem großen 
Fest feierte das Technische Hilfswerk 
Haßme~heim die Einweihung seiner 
neuen Unterkunft am Plattenweg. Das 

(Foto: Deschner) 

Gebäude hat fast 300 Quadratmeter 
Raumfläche. Dazu kommen weitere 
200 Quadratmeter Fläche im Dachaus­
bau sowie eine 250 Quadratmeter gro­
ße Garage. Ein 150Quadratmeter gro­
ßer Garagenbau rundet das Raumpro­
gramm ab. 

THW-Ortsbeauftragter Josef Hier­
holz begrüßte zum Festakt zahlreiche 
Gäste, darunter auch den THW-Lan­
desbeaufiragten Dirk Göbel und Bür­
germeister Norbert Ackermann. 

Manche Hürde habe man überwin­
den müssen, um zu einer angemesse· 
nen Unterkunft zu kommen, betonte 
Hierholz. Nach zehnjährigen harten 
Bemühungen sei dies nun endlich Rea­
lität geworden. 

Nachdem die Zusage zum Bau einer 
neuen Unterkunft gekommen sei, habe 
man im August 1986 den Grund­
stückserwerb unterzeichnet. Der e~te 
Spatenstich sei dann am 13. April 
1988 erfolgt, Mitte Juni habe man 
schon Richtfest feiern können und sei 
Ende April 1989 in die teilfenige Un­
terkunft eingezogen. 

Hierholz wies dmuf hin. daß der 
Ortsverband Haßme~heim mit seinen 
Helfern rund 3500 Stunden Eigenlei­
stung erbracht habe. Durch den Aus­
bau des Dachgeschosses habe man für 
die Jugendgruppe Räume bereitge­
stellt , die die Ausbildung und Freizeit­
gestaltung optimierten. Der Garagen­
bau. ebenfalls Eigenleistung, diene 
zur Unterbringung des Baumaterials 



Die Fahrzeuge und Gerätesind nun optimal untergebracht. Vor dem Informalionszelt des BVS werden unterschiedliche ßergungsme-
_________________ .:.:(f-=o-=Io.::: .::.Desc.::·-=h.::"-=e:..:r) thoden vorgeführt. (Foto: Mennel) 

und des Fähren- und Brückenbauge­
rätes. 

Hierholz dankte allen am Bau Betei­
ligten und besonders seinem Stellver­
treter Eduard Bodamer. Alle .. esentli­
ehen Arbeiten seien abgeschlossen. Es 
gelte nun zu den ursprünglichen 
THW-Aufgaben, der Ausbildung der 
Jugend und Weiterbildung der älteren 
Kameraden, zurückzukehren. 

"Sie sind nun am Ziel punkt ihrer 
Wünsche angelangt", erklärte Bau­
direktor Pbilipp vom Staatlichen 
Hochbau.mt Mosbach. Die neue Un­
terkunft solle dazu beitragen, sagte er, 
der Bevölkerung in Katastrophenflil­
len wirksam zu helfen. Mit den Glück­
wünschen der Bauverwaltung über­
reichte Philipp an Ortsbeauftragten 
Hierholz einen überdimensionalen 
HolzschlüsseL 

THW-Landesbeauftragter Dirk Gö­
bei sagte, die neue Unterkunft bilde 
eine gute Grundlage für eine optimale 
THW-ArbeiL Mit seinen Glückwün­
schen haUe Göbel auch ein besonderes 
Geschenk mitgebracht: er übergab ei­
nen nagelneuen Anhänger für die Pon­
tongruppe. 

THW und DRK 
probten gemeinsam 

Ellwangen. Auf dem Truppen­
übungsplatz der Bundeswehr in Hai­
sterhofen probten der THW-Ortsver· 
band Ellwangen und das Rote Kreuz 
Ellwangen den Ernstfall . Eine Hüne 
der Bundeswehr war zur Jugendher. 
berge umfunktioniert worden. 25 
durch eine Gasexplosion "verletzte" 
Personen mußten daraus geborgen 
werden. Gegen 18.30 Uhr wurden die 
Helfer des DRK und vom THW der 
zweite Bergungszug Ostalb und die 
NOlStromgruppe alarmiert. Kurze Zeit 

später rückten 75THW-Helfer und 19 
DRK-Helfer aus. 

16 Junghelfer der THW-Jugend­
gruppe übernahmen die Aufgabe, 
während der Übung die Verletztendar­
steiler zu spielen. Nach dem Eintref­
fen im Schadensgebiet stellte die Not­
stromgruppe die Stromversorgung der 
Einsatzkriifte und die Beleuchtung si­
cher. Außerdem stellte diese Gruppe 
eine Feldtelefonverbindung zwischen 
den einzelnen Einsatzstellen her. S()­
ntit bestand eine gut funktionierende 
Nachrichtenverbindung zwischen Ein­
satzstelle, Einsatzleitung und dem 
Notverbandplatz des DRK. Darüber 
hinaus wurde die Übung von der Funk­
zentrale in der THW-Unterkunft Ell­
wangen koordiniert. Dort bestand 
Verbindung zur ReuungsleilStelie Aa­
len und weiteren Organisationen. 

Der ABC-Trupp der Gerätegruppe 
rückte zum zerstörten Gebäude vor. 
Man erminelte mit Explosionswarnge-

rät mögliche Gefahren durch ausströ­
mendes Gas. Nachdem die Gefahr­
dung durch Gas ausgeschlossen "er­
den konnte. begann man mit der Ber­
gung der Verletzten, die dann rasch 
vom DRK versorgt wurden. Mit eini­
ger Mühe konnten dann noch die im 
KeIlergeschoß eingeschlossenen Per­
sonen befreit werden. 

Währenddessen durchkämmte die 
erste Bergungsgruppe Stück für Stück 
ein kilometerlanges Waldstück, das an 
die ,Jugendherberge" angrenzte. Da­
bei wurden mehrere "Verletzte" mit 
Schochustand geborgen. Die DRK­
Helfer übernahmen den Abtransport 
der Personen zum Verbandplatz. 
Zum Abschluß der Übung gegen 22 
Uhr stimmten beide Hilfsorganisati()­
nen darin überein, künftig solche ge­
meinsamen Übungen zu intensivieren, 
um für gemeinschaftliche Aufgaben 
im Alarmierungsfall eine reibungslose 
Zusammenarbeit zu gewährleisten. 

Material muß zum Einsal"zort gebracht werden. (Foto: May) 

Interessante 
Vorführungen 

Wangen. Bergungsmethoden führ­
te der THW-Ortsverband Wangen auf 
dem Festplatz vor. Im Rahmen der 
BVS-Ausstellung ,,Zivilschutz - mit 
dem Bürger - für den Bürger" zeigten 
DRK und THW eine Geräteschau. 
Neben der praktisChen Vorführung 
von verschiedenen Bergungsmeth()­
den versorgte der Verpflegungstrupp 
das interessierte Publikum. 

Zu Fuß'über die 
Nagold 

Calw. Im Juni fand anläßlich des 
50. Jubiläums der Energie·Versor· 
gung Schwaben bei Bad Teinach ein 
großer Tag der offenen Tür statL Da· 
mit die Besucher von den Parkplätzen 
auf kürzestem Weg zum Festzeit und 
zu den Gebäuden der EVS gelangen 
konnten, war das THW gebeten wor: 
den, einen Fußgängersteg über die 
Nagold zu schlagen. 

Dazu galt es, eine knapp 70 m lange 
Brücke zu errichten - eine willkom­
mene Übung zum Thema ,.Brücken· 
bau". Es kamen keine Fertigteile zum 
Einsatz; selbst die Statik wurde im 
THW·OV Calw von Zugführer Jörg 
Thomas aufgestellt. 

Die Holzstämme zum Bau der 
Brückenpfeiler - davon einer minen 
in der Nagold - wurden zum Teil bei 
vorhergehenden Übungen vom THW 
im Wald ,.gewonnen". Der Brücken­
bau selbst brachte 20 THW·Helfern 
aus dem Bergungszug etwas mehr als 
15 Stunden Arbeit bei schwülem Som­
merwelter. 

Selbstverständlich war das THW 
dann auch auf dem Tag der offenen 
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Die Brücke ülwr die Nagold ku rL \ or der Fertigstellung durch dllSTHW. Oie italienischen Besucher zeigen rür die Ausstattung des TIIW reges 
(Foto: Koch) Interes"~. (Foto: Elstm:.mn) 

----------------------------~----~ 

Tür venrelen: Der I-Zug zeigle bei 
mehreren Vorführungen Koslproben 
seines Könnens. G. K. 

THW 540 mal im Blick 

Sluilga rl . Werbung für das THW 
einmal auf professionelle An ge­
macht MII UnlerMülZung einer Wer­
beagenlur schmückte das "Hen-Pla­
kaI" 540 LlifaBsäulen und sonslige 
AnschlagsIelIen im gesamlen Sladlge· 
biel von SlulIgan. So mancher Passani 
blieb slehen, um sich das MOliv und 
den Slogan genauer anzusehen. 

Wlrkungs\olle Werbung für das 
TIIW aur S40 LitraßsäuJen. 

Nächtliche 
Reinigungsaktion 

Ludwigsburg.ln der Nachl war der 
THW·Onsverband Ludwigsburg im 
Einsalz. Bei der nächllichen Aktion 
ging es um die Schließung des Tunnels 
unler dem Zenlralen Omnibusbahn­
hof, der zugleich auch als SchulZraum 
dient . Ziel der Altion war es, den 
SchulZraum zu säubern und auf seine 
Funklion zu überprüfen. 

Vom Schulzraumbelricbsdiensl des 
THW wurden die beiden Tore am 
Ende des Tunnels sowie die Nebenräu-

me. insbesondere der Betriebsraum, 
von dem man über Monilore den ge­
samlen Teilkomplex überblicken 
lann. gereinigl und auf ihre Funklio­
naliläluberprüfl. H. B. 

Interessierte Gäste 

Ludwigsburg. Während ihres Be· 
suchs beim DRK-Onsverband Rems· 
eck·Neckargrtiningen im Kreis Lud· 
wigsburg inleressiene sich eine Dele· 
galion des italienischen Roten Kreuzes 
aus Vigo di Fassa in der Provinz Tren· 
lino nichl nur für DRK- und Feuer-

In einer nächtlichen Aktion steht die & hließung des Tunnels aur dem 
Programm. (Foto: Borrmann) 
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"ehr-Einrichlungen im Landkreis 
Ludwigsburg. sondern auch für die 
Einrichlungen de THW in Ludwigs­
burg·Grünbühl. Besonderes Interesse 
zeiglen die Gäsle an den vielseitigen 
Gerälschaften. die dem THW im Kreis 
Ludwigsburg zur Verfügung slehen. 

THWerfülHe 
Grundschülem 
einen Wunsch 

H. E. 

Backnang. Die Zusammenarbeit 
z",ischen elOer Lehrerin und dem 
THW zeigt Erfolg: zwei imp<Nlllte 
Holzkonstruktionen im Pausenhof SIe­
hen nun den Kindern der Tausgrund­
schule zur Verfügung. SieenlSprechen 
ganz den Vorstellungen der Kinder 
und sind außerdem eine sehr koslen­
günstige Lösung für die Sladl. 

Das THW halle bereits Im Sommer 
einen Spieltunn aufgeslellt . Das zwei­
gescbossige Bauwer!. ist mil einem 
KlellemelZ, einer RUlschslange und 
einer Kasperlethealer-Bühne ausge­
Slallet und etwa 5,50 Meter hoch. 

Die Arbeiten an einem Baumhaus, 
das zwischen vier Bäumen aufgesIeIlt 
wird, sind mililerweile abgeschlossen. 
Belde Geräte sind aus Rundhölzern 



Ein schmuckes Holzhaus schufen die THW-Helfer Für die Kinder. 

konstruiert, mit abgekanteten Schrau­
ben verbunden und erhalten ein was­
serdichtes Satteldach. 

Unter der Leitung von Gruppenfüh­
rer Andreas Pampei machten sich die 
THW-Helfer daran, die Vorgaben der 
Schüler in die Wirklichkeit umzuset­
zen. Das nötige Holz wurde vom 
Forstamt Backnang zur Verfügung ge­
steilt. Nachdem es aus dem Wald ge­
holt , abgedreht und imprägniert wor­
den war, wurde es weiterverarbeitet. 

"Eine sehr sinnvolle Aktion, mit der 
unsere Gruppe ihre Leistungsfiihigkeit 
bewiesen hat", meint Zugführer Hans­
Peter Winkler. Allerdings habe es sich 
um ein wohl einmaliges Projekt ge­
handelt. 

Bayern 

Tag der offenen Tür 

GemÜnden. Knuth Lahrs wurde als 
neuer THW-Ortsbeauftragter in sein 
Amt eingeführt. Der bisherige kom­
missarische Ortsbeauftragte Gerhard 
Herrmann wurde mit zahlreichen Eh­
rungen bedacht. Der Ortsverband Ge­
münden erhielt einen neuen Geräte­
kraftwagen und eine Pontonfahre, die 
vom Bund beschafft wurden. Behör­
denvemeter und Politiker sowie zahl­
reiche Kameraden der benachbarten 
THW-Ortsverbände, der Freiwilligen 
Feuerwehr, des Bayerischen Roten 
Kreuzes nahmen an dem Festakt teil. 

THW-Kreisgeschäftsführer Rainer 
Stein (Karlstadt) hieß die Gäste will­
kommen. Er erläuterte, daß durch die 
Anschaffung der neuen Gerätschaften 

die materielle Aufbauphase abge­
schlossen sei. 

Der Landesbeauftragte des THW, 
Dipl.-Ing. Rainer Vorholz (Mün­
chen), überreichte dem neuen THW­
Ortsbeauftragten, der beruflich Bau­
bezirksleiter bei der Deutschen Bun­
desbahn ist, die Emeßllungsurkunde 
des THW. Für seine Tätigkeit wünsch­
te er ihm viel Glück: "Lassen Sie sich 
beraten, aber entscheiden Sie selbst!" 

Landesbeauftragter Vorholz erin­
nerte an die großen Verdienste, die 
~ich Gerhard Herrmann in den vergan­
genen Jahren als kommissarischer 
Ortsbeauftragter erworben habe. Er 
habe in der schweren Zeit, als der 
Ortsverband auseinanderzubrechen 
drohte, für eine Konsolidierung ge­
sorgt. Für seinen unennüdlichen Ein­
satz zum Wohle des THW überreichte 
er Hennann das Ehrenzeichen in 
Silber. 

Stadtpfarrer Hennann Emge und 
sein evangelischer Mitbruder Traugott 
Wiesinger nahmen die Segnung des 
neuen Wagens und der Fähre vor. "Als 
Christen und Bürger dieser Stadt kön­
nen wir gar nicht froh genug sein, daß 
es die THW-Hefer gibt", sagte Wie­
singer. 

Bürgenneister Hans Michelbach 
überbrachte die Griiße der Bürger­
schaft. Landtagsabgeordneter Eber­
hard Sinner (Lohr) , der auch fUr stell­
vemetenden Landrat Roland Metz 
(Amstein) und Bezirkstagsvizepräsi­
dent Raimund Schmill (Marktheiden­
feld) sprach, bezeichnete den Tag als 
Markstein in der Geschichte des 
THW-Ortsverbandes GemÜnden. Er 
versicherte, daß die Politiker zu den 
Hilfsorganisationen slÜnden. 

Der KreisgeschäftsfUhrer des Baye­
rischen Roten Kreuzes im Landkreis 
Main-Spessart, Adolf Stadler (Ge­
münden), bet dem THW auch in Zu-

kunft eine gute Zusammenarbeit in 
Freundschaft an. M. M. 

THW-Jugend im Karl­
Graßmann-Haus 

Dachau. Ein Hüttenwochenende 
verbrachte die Jugendgruppe des 
THW Dachau auf der THW-eigenen 
VaJepp-Hülle in der Nähe des Spit­
zingsees. Die 13 Kinder und Jugendli­
chen im Alter von zwölf bis 14 Jahren 
sind erst seit diesem Jahr in der neu 
eingerichteten Jugendgruppe um Be­
lreuer Johann Wolak. "Wir verstehen 
uns alle hervorragend. Und auf der 
Hülle sind sowieso alle bester Laune. 
Jeder hat begeistert mitgemacht bei 
unseren Unternehmungen und vor al­
lem beim Wellkampf' , freute sich 
Wolak. 

Bei dem WeUkampf handelt es sich 
um ein internes Gaudisportfest, das 
Wolak fUr diesen Ausflug vorbereitet 
halle. Und tatsächlich war das wohl 
der Höhepunkt für die Kinder. "Mit 
diesen Spielen sollen die Kinder nicht 
nur Spaß haben, sondern auch gleich­
zeitig etwas vom THW kennenler­
nen", meint Wolak. W. B. 

Stalldecke erschlägt 
Kälber und Kühe 

Dachau. Zu wenig Eisen im Beton 
war vennutlich der Grund für einen 
teilweisen Deckeneinsturz im Stall ei-

nes Bauern in Frauenhofen bei 
Dachau, In der Nacht um 1.45 Uhr 
läuteten die Funkwecker der THW­
Helfer des OV Dachau, 

Die Freiwilligen Feuerwehren von 
Indersdorf und Dachau waren eben­
falls verständigt. An der Einsatzstelle 
bet sich schnell ein klares Bild, Der 
gesamte hintere Teil der Kuhstalldek­
ke, etwa 60 Quadratmeter, war in 
großen Stücken herabgebrochen, Das 
dariiberliegende Heu rutschte nach 
und füllte den gesamten hinteren Stall­
raum aus, Sechs Kälber und zwei Kü­
he, die im hinteren Stall standen, wa­
ren verschüllet und lebten zum Teil 
noch, 

Zunächst brachten die Helfer das 
Vieh aus dem Stall und machten sich 
sofort daran, die vordere Stalldecke 
abzustützen, Der verständigte Tierarzt 
erlöste schließlich die noch lebenden 
Tiere, 

In zwei Gruppen arbeiteten sich die 
Helfer von THW und Feuerwehr vor­
sichtig durch das Heu und die Beton­
brocken, um die erschlagenen Tiere zu 
bergen, Dabei wurden immer wieder 
neue Stützen eingebracht, um ein wei­
teres Einstürzen von Maueneilen und 
ein Nachrutschen des darüber gelager­
ten Heues zu verhindern, 

Mit Gesteinsbehrhammer, Zahn­
stangenwinde, Hebekissen und Heu­
gabeln arbeiteten die Helfer bis gegen 
6.30 Uhr, um den Stall gegen weiteren 
Einsturz zu sichern und die verschütte­
tenTiere zu bergen, W,B, 

Nach der Absicherung der restlichen Stalldecke werden die herunterge­
stürzten Betonteile mit Hebekissen und Öldruckheber angehoben, um die 
Tiere zu bergen. (Foto: ßinsmaier) 

IBEVOLKERUNGSSCHUTZ-MAGAZIN 1-21901 65 



Deutsches Ro~es Kreul +1 
Schnelle Rotkreuzhilfe für Rumänien 

Daß es für eine Reihe von Mitarbei­
tern kein Samslag wie jeder andere 
werden würde, deutete die Anwesen­
heit von DRK-Präsident Prinz Will­
genstein am 23. Dezember morgens 
um 9.00 Uhr im DRK -Generalsekrela­
riat an . Die bange Frage "WeihnachIS­
tage ade?" wurde im Laufe des Tages 
eindeutig mit Ja beantwonel. 

Spät am Vorabend halle ein Fern­
schreiben die Medien unterrichtet, daß 
das DeulSChe Rote Kreuz eine erste 
Hilfelieferung von Medikamenlen, 
Antibiolika, Infusionslösungen, OP­
Material und Verbandstoffen im Rah­
men einer Sofonhilfe rur Rumänien 
zusammengestelh habe. Daß don seit 
Jahren in vielen Lebensbereichen Be­
dürftigkeit und Not herrschten, war 
trOiz der Abschollung durch das herr­
schende Regime zwar bekannl, die 
Möglichkeiten zur Linderung der Not 
durch ausländische Hilfsorganisalio­
nen jedoch soweit eingeschränkt, daß 
langwirkende Hilfe nicht geleistet 
werden konnIe. 

Als Mille Dezember der Volksauf­
stand in Timisoara seinen Anfang 
nahm, hofflen außenstehende noch auf 
eine unblutige EntwiCklung, ähnlich 
jener in anderen Ländern des Ost­
blocks. Doch bald herrschte blutiger 
Bürgerkrieg in ganz Rumänien mit 
zahllosen TOien und VerlelZlen und 
einer dramalisch sich zuspitzenden 
Versorgungslage, insbesondere im 
medizinischen Bereich. Die Hilfsor­
ganisationen waren geforden. 

Probleme der EInsatzleItung 

Was am 23. Dezember im General­
sekretariat des DRK eigenllieh als Zu­
sammenkunft zwecks Besprechung 
der Lage und zur AuslolUng möglicher 
Hilfeleistungen des DRK in Rumänien 
gedacht war, entwickelte sich sehr 
schnell zu einem zunächst improvi­
sienen Krisenslab, der seitdem rund 
um die Uhr im EinsalZ war, Hilfsgüter 
und Transpone organisiene, Abspra­
chen mit dem Internationalen Komitee 
vom ROien Kreuz (lKRK) in Genf und 
Bukaresttraf, KOnlakte zum Auswär­
ligen Amt, dem Bundesveneidigungs-

Begegnung der Hilfe: Dieser Lkw ist unter den Zeichen des Roten Kreuzes 
Ilnd der Europäischen Gemeinschaft unterwegs. 

ministerium, dem Verbindungsbüro 
zur EG in Brüssel und zur Rumäni­
schen BOlSChafi in Bonn hiell. 

Als großes Problem erwiesen sich 
die unzureichenden und teilweise wi­
dersprüchlichen Inforrnalionen über 
die larsächliche Lage in Rumänien, da 
die Bewegungsfreiheit im Lande 
durch die auch noch lange nach dem 
Sturz der Regierung andauernden 
Kämpfe und Gefechte stark einge­
schränkt war. Selbst das Team des 
lKRK, das mit medizinischen Hilfsgü­
tern und Delegienen bereits am 22. 
Dezember in Bukarest einlraf, konnte 
das Aughafengelände wegen der Si­
cherheilSlage zunächst nicht verlassen 

und mußte seine Hilfen auf die Versor­
gung der don verleiZten rund 300 
Menschen beschränken. 

Die HlHen laufen an 

Am 22. September halle sich das 
DRK-Generalsekretariat in Bonn so­
wohl mit dem Diakonischen Werk in 
SlUligan als auch dem DeUischen Ca­
ritasverband in Freiburg über Hilfs­
maßnahmen für Rumänien verständigt 
und gemeinsam die Möglichkeiten der 
Verbände ausgelOlet, um eine best­
mögliche Koordinalion zu erreichen. 
So staneten am 23. Dezember früh­
morgens zwei ehrenamtliche Helfer 

Der Kölner DRK.Kreisgeschänsrührer Willweber bei der A.bwicklu ng der 
ZoIJrormalitälen an der rumänischen Grenze. 
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des DRK mit einem LasIZug in Hanno­
ver, der Verbrauchsmaterial für das 
Kreiskrankenhaus in Timisoara an 
Bord halle. Er konnIe don bereits am 
Nachmillag des folgenden Tages enl­
laden werden. 

In Bonn wurden die Medikamenten­
listen des Hilfszuges auf die angenom­
menen Bedürfnisse in Rumänien über­
arbeitet und das Bundesveneidigungs­
ministerium gebelen. den Bedarf aus 
Vorräten der Saniiälslager der Bun­
deswehr zu decken. Beschaffungs­
möglichkeiten auf dem freien Markt 
gab es wegen der bevorstehenden Fei­
enage nichl. Dank der UnierstülZung 
durch die Bundeswehr konnlen aus 
den Beständen des SanilälSlagers Eus­
kirchen am 23. Dezember 3,5 t Medi­
kamente zum Lkw-Transpon nach 
Arad verladen werden. Sie trafen am 
25. Dezember ein und wurden unver­
züglich den verantwonlichen Ärzten 
des donigen Kreiskrankenhauses 
übergeben. 

Über Funk erhieh die Rumänische 
Botschaft ebenfalls am 23. Dezember 
eine Bedarfsliste des Rumänischen 
Roten Kreuzes. die nach Überarbei­
IUng durch das DRK wiederum dem 
Bundesveneidigungsministerium mit 
der Bille um Erfüllung vorgelegt wur­
de. Diese Sendung mit 4,5 t Gewicht 
konnte am 25. Dezember mit einer 
Bundeswehr-Boeing direkt nach Bu­
karest genogen werden. 

Es folgten in den nächsten Tagen 
Lieferungen von zehn Krankenhaus­
Sätzen mit Medikamenten und Ver­
brauchsmaterialien zur Weiterleitung 
an das IKRK, dem auch drei lastwa­
gen und fünf Lieferwagen zugefühn 
wurden, um die bestehenden Trans­
ponprobleme in den Griff zu be­
kommen. 

Zwei Krankentransponwagen für 
das IKRK und eine weitere Medika­
menlenlieferung ließen den Wen der 
Hilfeleistungen in einer ersten Bilanz, 
die am 3. Januar erstellt wurde, auf 
rund 2,3 Millionen DM ansteigen. An 
der Finanzierung beteiligte sich neben 
dem Auswärligen Amt auch die Euro­
päische Gemeinschafl. Das vorläufige 
Ergebnis eines Spendenaufrufes des 



DRK bewies einmal wieder die Soli­
darität der Bevölkerung der Bundesre­
publik mit Menschen in Not. 

Vom Segen der Kurzwelle 

Widersprüchliche Fernseh- und 
Hörfunkberichte, Agentur- und Zei­
tungsmeldungen, zahllose Anfragen 
von lournalisten bei der Einsatzleitung 
zur Situation in Rumänien, mangel­
hafte Telefon-und Telexverbindungen 
brachten die DRK-Funker ins Spiel. 

Noch am 23. Dezember wurde in 
Bonn entschieden, eine mobile Kurz­
wellenstation an der ungarisch-rumä­
nischen Grenze zu postieren, um stän­
dig ein reales Bild von den Entwick­
lungen in Rumänien zu haben und 
Kontakt mit den Helfern des DRK zu 
halten. Zudem sollte diese Einrichtung 
AnlaufsteIle für deutsche und auslän­
dische Hilfstranspone nach Rumänien 
sein, die somit ihre Ein- und Ausreise 
melden und sonstige Infonnationen an 
ihre Organisationen weitergeben 
konnten. 

n U TU 

Der DRK-Funktrupp verließ die 
DRK-Bundesschule in Merl mit Funk­
wagen, zusätzlichem VW-Bus und 
Meldekrad Heiligabend morgens um 
4.00 Uhr und meldete sich am ersten 
Weihnachtstag um 10.30 Uhr aus Ma­
ko sende- und empfangsbereit. Damit 
wurde die Arbeit der Einsatzleitung im 
Generalsekretariat erheblich erleich­
ten und konnte wesentlich realitätsna­
her geleistet werden. 

"Vielen Dank, Rotes Kreuz". Schilder am SIraßenrand sprechen aus, was die Menschen empfinden. 

In kürzester Zeit haue das DRK ein 
funktionierendes Kommunikations­
netz aufgebaut, nachdem auch das 
IKRK die Entsendung einer mobilen 
Funkanlage mit Team zum Einsatz im 
östlichen Rumänien erbeten haUe. In­
klusive der stationären Anlage in der 
DRK-Bundesschule sind vier Funk­
trupps im Einsatz, zwei davon als 
mobile "Kistentrupps", die nur eine 
Steckdose und vierzig Meter Anten-

nendraht benötigen, um den Sendebe­
trieb aufzunehmen. Notfalls reichen 
anstelle des Antennendrahtes auch ein 
entsprechend langer Weidezaun oder 
eine Metalldachrinne, solange die un­
gefähre Ausrichtung auf dem Empfän­
ger stimmt. 

Graphisches 
KommunlkaUonssystem 

Eingesetzt werden im DRK Funk­
Femschreibanlagen des fehlerkorri­
gierenden Systems Amtor A. Diese 
neue Technik haue ihre große Bewäh-
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rungsprobe erstmals beim monatelan­
gen Einsatz im Erdbebengebiet Anne­
niens bestanden. Dabei werden per 
Schreibmaschinentastatur eingegebe­
ne Texte in eine entsprechende Anzahl 
sendbarer Zeichen zerlegt, die dem 
Empfangsgerät per Kurzwelle über­
mittelt werden. Dieses kontrollien die 
angegebene Zeit der gesendeten Zei­
chen und reklamien unvollständige 
Ühenniulung beim Sender solange, 
bis die angekündigte Zeichenzahl er­
reicht ist und der Text ausgedruckt 
werden kann. 

Mehr als 200 Funkkontakte haue 
das Team in der DRK-Bundesschule 

mit den Kollegen in Mako, erklärte 
Thomas Möllers, ehrenamtlicher 
DRK-Helferund Funker beim Landes­
verband Hamburg . .. Dabei haben wir 
die ungezählten Infonnationen an die 
anderen Hilfsorganisationen gar nicht 
berücksichtigt", sagte der 26jährige 
Werkzeugmacher. .. Unsere Kreisver­
bände haben wir angerufen, die Dia­
konie, Caritas, die Malteser und viele 
andere, wenn ihre Transpone über die 
Grenze gingen oder zurückkamen. 
Dann erhielten wir Berichte über die 
Lage vor On in den Zielgebieten, was 
für die weitere Planung in den Einsatz­
leitungen sehr wichtig war. Besorgte 

CllI:!).!'lA • CElll1N.t:ED 

Das Kommunikationsnetz im Rumänien-Einsatz. Alle KW·Slationen wer- Thomas Möllers an der fehlerkorrigierenden Funk-Fernschreibanlage in 
den von ehrenamtlichen Helfern betrieben. der Kurzwellenstation Meckenheim-Merl. 
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Angehörige konnten wir beruhigen, 
die sich nach Berichten über Schieße­
reien und Überfalle auf Konvois in 
Rumänien Sorge um die Helfer 
machten ." 

WeHergehende "IHen sind 
notwendig 

Bei einer Lagebesprechung im Aus­
wärtigen Amt in Bonn am 27. Dezem­
ber, an der alle namhaften an der 
Sofonhilfe für Rumänien beteiligten 
Hilfsorganisationen teilnahmen, und 
einer Sitzung der IKRK mit Venretern 
nationaler Gesellschaften am 28. De­
zember in Genf wurde übereinstim­
mend festgestellt, daß dank der großen 
Hilfsbereitschaft aus dem Ausland die 
Krankenhäuser in Rumänien au rei­
chend veßOrgt wurden und die Phase 
der Sofonhilfe als abgeschlossen an­
gesehen werden konnte. Jedoch bleibt 
eine weitergehende Hilfe bei der mit­
tel- und langfristigen VeßOrgung der 
Krankenhäuser lKltwendig. Der Um­
fang dieser Hilfe wird derzeit vom 
Internationalen Roten Kreuz enninelt, 
wie auch M , Dauer und Größenord­
nung einer Lebensmittelhilfe für die 
noOeidende Bevölkerung Rumäniens. 

Horst F. Hamborg 

Soforthilfe für 
Bü~e~egsopferin 

EI Salvador 

Das Deutsche Rote Kreuz hat für die 
Opfer des Bürgerkrieges in EI Salva­
dor 150!XXl, - DM Sofonhilfe bereit­
gestellt. Medikamente, Blutkonserven 
und Verbandstoffe werden zur Zeit 
vom Internatioalen Komitee vom Ro­
ten Kreuz mit einem Hilfsflug aus 
Spanien sowie aus den Nachbarlän­
dern in die Krankenhäuser der betrof­
fenen Region gebracht. Die Helfer des 
Roten Kreuzes von EI Salvador sind 
rund um die Uhr im Einsatz, um Tau­
senden von Verletzten und Aüchtlin­
gen, insbesondere Kinder und Frauen, 
erste Hilfe zu leisten. 

Das Rote Kreuz hat seinen dringen­
den Appell für einen sofonigen Waf­
fenstillstand an die Bürgerkriegspar­
teien wiederholt und dazu aufgefor­
den, die Zivilbevölkerung vor militä­
rischen Angriffen zu bewahren. 

Das DRK binet die Bevölkerung um 
Spenden auf das Sonderkonto 414141, 
Kennwon "Hilfe für EI Salvador" bei 
allen Banken und Sparkassen sowie 
beim Postgiroamt Köln. 

Aur dem Wtg in d~ DDR: Zehn sollen den dortigen Rettungsd ienst verstärken. 

DRK übermittelt 
Ausstattungshilfe 

Am 3. Januar übergab das Bundes­
ministerium für innerdeutsche Bezie­
hungen zehn Krankentransponwagen 
an die DDR. Das DRK brachte die 
Fahrzeuge im Wen von rund 3OO!XXl 
Mark zunächst nach Dresden. Von 

don aus wurden sie direkt zu ihren 
Einsatzonen Dresden, Erfun, Gera, 
Halle, Karl-Marx-Stadt, Leipzig, 
Magdeburg, PotMiam, Schwerin und 
Rostock gefahren. 

Auch in diesem Jahr wird das Mini­
sterium weitere Schritte unternehmen, 
um der DDR-Bevölkerung im Ge­
sundheitswesen rasch zu helfen. So 
werden weitere 5900 Sets mit medizi-

Oie Krankenwagen treten per SchlfT lhren Weg in den Libanon an . 

Rotkreuz-Arbeit im 
Ubanon unterstützt 
Die Hilfen des Internationalen Ro­

ten Kreuzes für die Betroffenen der 
bewaffneten Auseinandersetzungen 
im Libanon dauern seit Jahren an. Das 
DRK unterstützt immer wieder durth 

Sachleistungen und Ausstattungshil­
fen die Arbeit des Internationalen Ko­
mitees vom Roten Kreuz (IKRK) und 
das Libanesische Rote Kreuz. Gegen­
wärtig hat allein das IKRK % VW­
Ambulanzen im Einsatz, die trotz in­
tensiver Wanung einem hohen Ver­
schleiß ausgesetzt sind. Daher wurden 

nisch-technischen GrundveßOrgungs­
mitteln im Wen von rund 30 Millionen 
Mark finanzien . Diese medizinische 
Hilfe soll etwa 600 Krankenhäusern in 
der DDR zugute kommen. Das DRK 
hat wiederum zugesagt, die Materia­
hen direkt an die Krankenhäuser und 
medizinischen Einrichtungen in der 
DDR zu transponieren. 

(Foto: Lang) 

das DRK sowie die Schwestergesell­
schaften in Schweden und orwegen 
gebeten, bei der Ersatzbeschaffung 
von 20 Krankentransponwagen be­
hilflich zu sein. Mit finanzieller Unter­
stützung des Auswärtigen Amtes kam 
es kürzlich zu der Verladung dieser 
Fahrzeuge in Bremen. C. W. Bauer 
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Arbeiter-Samarlcer-Buncl 

Hilfe für 200 Patienten 
Das "samariter-Krankenhaus" in Leninakan ist fertiggesteUt und 

seiner Bestimmung übergeben worden 

Ein zerfetzter, vor Schmutz nur SO 

starrender Lappen liegt vor dem Ope­
rationssaal des "Krankenhauses Num­
mer I" in Leninakan. Die Besucher 
aus der Bundesrepublik wischen die 
Schuhe notdürftig ab und treten ein. 
"Hier wird am Aießband operiert", 
sagt Chefarzt Chakaturian. Trotz des 
Schmutzes, trotz der fehlenden medi­
zinischen Geräte - und bei Stromaus­
fall manchmal auch bei Kerzenlicht. 
Seit dem verheerenden Erdbeben am 
7. Dezember 1988 herrscht hier Aus­
nahmezustand. 

Damals waren in der zweitgrößten 
annenischen Stadt mit rund 250000 
Einwohnern innerhalb wenigerSekun­
den 80 Prozent aller Häuser ze~tört 
worden. Die Nachb~tadt Spitak traf 
es noch schlimmer. Hier waren es fast 
100 Prozent. Über 25 000 Menschen 
starben, Zehntausende mußten und 
müssen immer noch ärztlich versorgt 
werden. Und das zu Bedingungen, 
über die jeder deutsche Arzt in schiere 
Verzweiflung geraten würde. Für Hy­
giene bleibt nur wenig Zeit. Auch die 
Krankenhäuser waren vom Erdbeben 
nahezu ze~tört worden. 

CHEMIS -
Gefährliche Stoffe 

schnell erkannt 

Verkeh~unfall - ein Tanklastzug 
kippt um. Feuerwehr und Rettungswa­
gen rücken aus , um Menschen zu ret­
ten und die gefahrlichen Chemikalien 
zu bergen. Ein Fall, wie er in unserem 
hochindustrialisierten Land jederzeit 
vorkommen kann. 

Doch oft werden auch die Informa­
tionen über die Ladung durch Brand 
oder ätzende Säuren ze~tört . Mehr als 
100000 Stoffe sind mittlerweile be­
kannt und etwa 10000 davon sind 

Am 13. Dezember 1989 konnte 
endlich das neue "Samariter-Kranken­
haus" in Leninakan seiner Bestim­
mung übergeben werden. Der Arbei­
ter-Samariter-Bund hatte nach dem 
Erdbeben kurzerhand ein im Rohbau 
bereits fertiges. unbeschädigtes Ge­
bäude ausgebaut und medizinisch 
komplett eingerichtet. U~prünglich 
sollte es als Sitz der kommunistischen 
Partei Armeniens dienen. Der Hin­
weis, daß es in der internationalen 
Öffentlichkeit keinen guten Eindruck 
machen würde, wenn die Partei ihre 
eigenen Interessen über das Wohl der 
Menschen stellen sollte, half hier wei­
ter. "Das waren die spannendsten Ver­
handlungen, die ich je erlebt habe", 
erinnert sich der ASB-Vo~itzende 

Martin Ehmer. 
ach gründlichen Vorbereitungen 

erfolgte seit Mitte August ein jeweils 
zweiwöchiger Arbeitseinsatz von 70 
ASB-Helfern für den Ausbau des 
Krankenhauses einschließlich der 
technischen Installationen und Ein­
richtung. Das Technische Hilfswerk 
wurde ebenfalls auf Kosten des ASB 
mit eingesetzt. Finanziert wurde das 

gefahrlieh für Menschen und Umwelt. 
Rettungsmannschaften müssen sich 
daher schnell ein Bild machen, um 
welche Chemikalien es sich handelt. 

Bisher mußte dafür umständlich in 
Handbüchern geblättert werden. Das 
kostete wertvolle Zeit. Jetzt hat das 
Bundesgesundheitsamt eine elektroni­
sche Datenbank - CHEMIS - ent­
wickelt, die Rettungssanitäter , Ärzte 
und Feuerwehrleute bequem im trag­
baren Computer mitnehmen können. 

Das System enthält Informationen 
über rund 4000 Stoffe und die Gesund­
heitsgefährdungen, die davon ausge­
hen. Der Clou an dem Programm: 
Anhand von Merkmalen, die an der 
UnfallsteIle leicht festzustellen sind, 

Krankenhaus ausschließlich aus Ei­
genmitteln des ASB , aus B~penden, 
Sachspenden und finanzieller Hilfen 
seiner internationalen Partnerorgani­
sationen und dem Internationalen Ar­
beiter-Hilfswerk. Rund 2,4 Millionen 
Mark wurden für die Soforthilfe und 
1,5 Millionen Mark für die Aulbauhil­
fe ausgegeben. 

Der ASB- Bundesvo~itzende Mar­
tin Ehmer dankte bei der offiziellen 
Einweihung des "Samariter-Kranken­
hauses" allen Helferinnen und Hel­
fern , die an dem Projekt mitgewirkt 
haben und den Personen, Institutionen 
und Organisationen, die durch Sach­
spenden die Verbesserung der ärztli­
chen Versorgung in Leninakan enmäg­
licht haben. Im Beisein deutscher 
Pressevertreter sowie weiteren ASB­
Vo~tandsmitgliedern konnte er das 
neu eingerichtete Krankenhaus seiner 
Bestimmung übergeben. 

Auch der Bürgermeister von Leni­
nakan, ein Mitglied des Zentralkom­
mitees aus Eriwan und der Chefarzt 
des Samariter-Krankenhauses spra­
chen ihren Dank für das neue Gebäude 
aus. 

wie Farbe, Geruch, Festigkeit, können 
Stoffe "eingekreist" werden. läßt sich 
dann noch in den Frachtpapieren ein 
Bruchstück 0eS Stoffnamens entzif­
fern, findet man die richtige Chemika­
lie in der Datenbank. Dort stehen In­
formationen , wie Verletzte behandelt 
werden müssen , die mit dem Stoff in 
Berührung gekommen sind. 

Die Datenbank CHEMIS ist ein 
Ausschnitt aus einer größeren Daten­
sammlung, die das Bundesumweitmi­
nisterium und das Umweltbundesamt 
Berlin e~tellt haben. Wenn diese wei­
ter wächst , muß auch CHEMIS auf 
den neuesten Stand gebracht werden. 
Um den Prozeß zu vereinfachen, plant 
das Bundesgesundheitsamt, einmal 

Es heißt nun ganz offiziell "Samari­
ter-Krankenhaus" - eine über der Ein­
gangstür angebrachte Tafel dokumen­
tiert dies. Doch schon Wochen vor der 
offiziellen Übergabe ist das Kranken­
haus hoffnungslos überbelegt. Statt 
der geplanten 120 müssen schon jetzt 
mehr als 200 schwerkranke Patienten 
versorgt werden. Einige liegen auf den 
Auren, weil der Platz nicht ausreicht. 
Dabei ist der Operationssaal immer 
noch nicht einsatzbereit, weil der rus­
sische Lastkraftwagen mit dringend 
benötigten medizinischen Geräten aus 
der Bundesrepublik seit vier Wochen 
überfaJlig ist. 

Denn an der Grenze zwischen den 
Sowjetrepubliken Annenien und 
Asert>aidschan geht kaum noch etwas. 
Hilfstransporten wird die Weiterfahrt 
unmöglich gemacht. In der Wahl der 
Mittel ist man dabei nicht allzu wähle­
risch. Einigen Lastwagen wurden ein­
fach die Reifen ze~tochen . 

Burkhard Saul 

pro Halbjahr die gesamie Chemika­
lien-Datenbank auf Compact Disc her­
auszugeben. Alle Nutzer bräuchten 
dann nur noch ein CD-Lesegerät zum 
Computer und hätten SO die aktuellen 
Informationen. 

Bisher war nur an Anwender aus 
dem öffentlichen Dienst gedacht. 'Seit 
der Pressevo~tellung Ende letzten 
Jahres sind aber viele Anfragen von 
Privatleuten, besonde~ Ärzten, beim 
Umweltrninisterium und beim Bun­
desgesundheitsamt eingegangen. Für 
Hilfsorganisationen und überhaupt al­
le, die am Rettungsdienst beteiligt 
sind, könnte CHEMIS ein wichtiges 
Hilfsmittel werden. 

Martin Lehrer 
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I Johannlter-Unlall·HIIIe 

Johanniter in Rumänien 

Schnelle Hilfe zur rechten Zeit 

In den letzten Tagen des alten Jahr­
zehnts rückte um die Weihnachtszeit 
ein europäisches Land in den Blick­
punkt: In Rumänien wurde die Dikta­
tur gestünt. In die Freude über das 
Ende der Bedrückung mischte sich 
allenlings auch Besorgnis für die Zu­
kunft: Wie kann die Not der Menschen 
in dieser krisengeschünelten Region 
gelindert "enlen? mte Meldungen in 
Rundfunk und Presse sprachen von 
60000 Toten und rund 300000 Ver­
letzten nach den Unruhen, die den 
Umsturz begleiteten. Schnelle Hilfe 
war das Gebot der Stunde. Eine der 
ersten Hilfsorganisationen, die rea­
gierten, war die Johanniter-Unfall­
Hil fe in der Bundesrepublik Deutsch­
land. Die Redaktion sprach mit Wolf­
Dieter Hanisch, Referent für Allge­
meine Auslandsarbeit der Johanniter. 

Redaktion: Warum zählten gerade 
die Johanniter zu den ersten Helfern, 
die in Rumänien zum Einsatz kamen? 

Wolf·Dieler Hanisch: Als Fach­
verband des Diakonischen Werkes ar­
beiten wir mit dieser Organisation eng 
zusammen. Und das Diakonische 
Werk hat seit vielen Jahren gute Kon­
takte zum ökumenischen Rat der evan­
gelischen Kirchen Ungarns, der wie­
derum gute Kontakte nach Rumänien 
pflegt. Daher erfuhren wir bereits zu 
einem sehr frühen Zeitpunkt von der 

otwendigkelt der Hilfe in Rumänien 
und wurden vom Diakonischen Werk 
mit der Durchführung der notwendi­
gen Maßnahmen schon am 22. De­
zember 1989 beauftragt_ Einen Tag 
später, am 23. Dezember um die Mit­
tagszeit , verließ der erste Konvoi der 
Johanniter mit 18 Fahrzeugen die Bun­
desrepublik, begleitet vom Präsiden­
ten der Johanniter-Unfall-Hilfe, Wil­
helm Graf von Schwerin. 

Redaktion: Welche Erfahrungen 
machten die Helfer vor Ort? 

Wolf-Dieler Hanisch: Die Be­
darfslage war ganz anders, als sich 
aufgrund der Meldungen in den Me­
dien vennuten ließ. Unser erster Kon­
voi transportierte überwiegend Medi­
kamente und medizinisches Hilfsper-

, 
MH zahlreich~n Helrern und Einsalzfahruugen leisteten die Johanniter in 
Rumänien schnelle Hilfe. 

-Die Hilfsgüter der Johanniter wartn in Rumanien heiß begehrt. 

In einem Kinderheim im Krisengebiet kamen die Nahrungsmittel gerade 
noch zur rechten Zell an . 

sonal, um die Verwundeten zu versor­
gen. Doch die Zahl von rund 300000 
Veletzten stellte sich als überschätzt 
heraus_ So mußten unsere Sanitäter 
und Ärzte unverrichteter Dinge wieder 
abziehen. 

Redaktion: Welche Konsequenzen 
haben Sie aus diesen Erfahrungen ge­
zogen? 

Wolf-Dieter Hanisch: Wir haben 
die Bedarfslage vor Ort persönlich 
erkundet und ein Zwischenlager in der 
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ungarischen Hauptstadt Budapest ein­
gerichtet. Von dort aus haben wir 
unsere Hilfsgüter in Rumänien be­
darfsgerecht verteilt . Wir infonnierten 
un bei Pfarrern und Krankenhäusern 
in Rumänien über den tatsächlichen 
Bedarf und nutzten auch hier wieder 
unsere Kontakte zum ökumenischen 
Rat. 

Redaktion: Was benötigten die 
Menschen dort denn nun wirk lich? 

Wolf·Dieler Hanisch: Vor allem 
Nahrungsmiuel. Die Versorgungslage 
dort ist einfach katastrophal , ver­
gleichbar vielleicht mit der Zeit noch 
vor der Währungsrefonn in der Bun­
desrepublik. Wir haben die einfach­
sten Grundnahrungsminel zu Pfarr­
häusern und zum Teil bis in einzelne 
Familien hineingebracht: Reis, Mehl, 
Zucker, Margarine und vor allem Ba­
bynahrung. Bisher war jede Fonn der 
Geburtenkontrolle untersagt. Daher 
gibt es in Rumänien zahlreiche kinder­
reiche Familien. Unsere Hilfe kam 
genau zur richtigen Zeit für wichtige 
Bedürfnisse. Nachdem wir weitere 
Kontakte zu Krankenhäusern und ein­
zelnen Arztpraxen aufgenommen ha­
ben, konnten wir auch alle unsere 
Medikamente zielgruppengerecht ver­
teileIl. 

Redaklion: Wie sieht Ihre Bilanz 
der Hilfe aus? 

Wolf-Dieler Hanisch: Alleine bis 
zum 8. Januar 1990 transportierten die 
Johanniter mit 69 Fahrzeugen und 16 
Anhangern rund 400 Tonnen Hilfsgü­
ter im Wert von drei Millionen DM 
nach Rumänien. Damit sind unsere 
Aktionen aber noch längst nicht abge­
schlossen. Die Versorgungslage ist 
weiterbin kritisch und winl es auch 
nach wie vor bleiben. Wir werden 
noch den ganzen Winter hindurch 
Transporte mit Hil fsgütern nach Ru­
mänien schicken, um den Menschen 
dort sachgerecht zu helfen. 

Redaktion: Wir wönschen Ihnen 
bei dieser wichtigen Aufgabe weiter­
hin viel Erfolg_ 
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Menschen mit prall gefüllten Ruck­
säcken, Familien, die in Autos über­
nachten, eine Kirche im zwölften Be­
zirk Budapest, Schlangen hoffnungs­
voller wie auch verzweifelter Rücht­
linge aus dem anderen Teil Deutsch­
lands vor Malteser-Zelten - diese Bil­
der sind angesichts der sich überschla­
genden Ereignisse in der DDR und in 
Osteuropa schon fast vergessen. Für 
den Malteser-Hilfsdienst in der Erz­
diözese Paderbom waren die Erlebnis­
se der von August bis November 1989 
in Budapest eingesetzten Helferinnen 
und Helfer Anlaß rur eine weitere 
groBe Hilfsaktion. 

Die Paderbomer waren im August 
des vergangenen Jahres durch einen 
Zufall "pünktlich" zur Schließung der 
bundesdeutschen Botschaft in Buda­
pest. Eine Vorausgruppe hatte die 
Diözesangeschäftsstelle um schnelle 
und unbürokratische Hilfe durth eine 
25köpfige Gruppe von Jugendgrup­
penleitem gebeten, die in Ungarn den 
Grundstein für einen deutsch-ungari­
schen Malteser-Jugendsaustausch le­
gen wollten. Ihre Abfahn wurde dar­
aullJin vorverlegt. 

Die Verbindungen wachsen 

Zwar erklärten sich die Jugendgrup­
penleiter spcntan zur Mitarbeit in dem 
entstehenden Zeltlager rur die DDR­
Bürger bereit, doch das lange im vor­
aus geplante Besuchsprogramm wurde 
weitestgehend aufrechterhalten. So 
wurde beispielsweise in Bekescsaba 
an den dortigen Vertreter des ungari­
schen Verbandes kindenreicher Fami­
lien eine ganze Wagenladung ge­
brauchter und neuer Schulmaterialien 
übergeben, in deren Nutzen auch Kin­
der rumänischer Rüchtlinge kamen. 
Während der überwiegende Teil der 
Gruppe planmäßig nach einer Woche 
wieder nach Hause zurückkehrte, ver­
blieben runf Helfer in Budapest. Not­
wendigerweise wuchsen in den fol­
genden Wochen enge Kontakte und 
Freundschaften zwischen verbliebe­
nen sowie neu eingetroffenen deut­
schen und ungarischen Maltesern. 

Lets go East 
Malteser helfen in Ungarn und Rumänien 

leJt. 
trine 
t elfl"t 
, _oE1," 

../:" 

Glückliche Kinder bei der LebensmiUelverteilung. 

Spenden kommen In Massen 

Auf diese Verbindungen bauend 
starten die Paderbomer eine neue Ak­
tion. Unter maßgeblicher Beteiligung 
der Ortsgliederung Hövelhof und der 
Kreisgliederung Paderbom wird ein 

Apfelsinen - eine absolute Rarität. 

großangelegter Spendenaufruf rur die 
etwa 30<XXl in Ungarn lebendeo Ru­
mäniennüchtlinge gestartet. Das Echo 
in der Bevölkerung ist überwältigend. 
Binnen weniger Tage hat das Aufkom­
men an Geld- und Sachspenden Di­
mensionen erreicht , die einen größe· 

ren Transpcrt nach Ungarn möglich 
machten. 

Täglich bringen Privatperwnen in 
kleinen Tragetaschen wie auch koffer­
raumweise Kleider, Lampen, Hausge­
räte und Lebensmittel zu den Sammel­
stellen. Die Spendengüter werden an 
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RumäniennüchUinge rreuen sich über die Weih nachtsüberraschung. 

vielen langen Abenden von freiwilli­
gen Helfern sonien und verpackl. 
Zahlreiche Firmen stellen größere 
Geldbeträge oder beachtliche Mengen 
fabrikneuer Produkte zur Verfügung. 
Gerade recht kommt das Angebot ei­
nes heimischen Speditionsunterneh­
mens sowie zweier AUlovermieter, für 
den Transpon in der Vorweihnachts­
zeit drei Lkw samt Fahrer kostenlos 
zur Verfügung zu stellen. Vom Kölner 
Gemeindesekretariat wird das Unter­
nehmen mit der Bereitstellung eines 
Malteser-Zuges mit Fahrern unter­
stütz!. 

.Schlck rnal'n Fax an Koh'" 
Per Telefax stehen die deutsChen 

Malteser in ständigem Kontakt mit 
dem Ungarischen-Malteser-Caritas­
Dienst (UMCD). Quaniere für Helfer 
und mitreisende Journalisten werden 
gebuchl. Anzahlungen geleistet, la­
gerstätten gesuchl. Plätze in Restau­
rants reservien und, und, und. Als der 
Tennin für den "Weihnachtstreck" , 
wie eine Lokalzeitung ihn nennt, fest­
steht, wird in Bann bekaimtgegeben, 
daß just an jenem Wochenende Bun­
deskanzler Kohl in Budapest weilen 
würde. 

Aus einer fixen Idee - "Schick 
mal'n Fax an Kohl" - wird ein ernstes 

Vorhaben. Man bittet im Bundeskanz­
leramt um ein Gespräch mit Helmut 
Kohl in Budapesl. Zur Überraschung 
vieler kommt wenige Tage später die 
Mitteilung, daß die Paderhomer Mal­
leser eingeladen werden, lIam Ge­
spräch des Henn Bundeskanzler mit 
Mitarheitem Ihrer ungarischen 
Schwesterorganisation teilzu-
nehmen". 

28 Stunden bis Debrecen 

Am Donnerstag, 14. Dezember 
1989, ist es soweil. 17 Helfer sowie 
sechs Journalisten starten in den frü­
hen Abendstunden gen Ungaro. Wen 
der über 125 Tonnen Ladung: 100000 
Marle Über Kassel , Würzburg, Nüm­
berg, Regensburg, Passau, Linz, 
Wien und Budapest geht es nach De­
brecen und Bekescsaba. Nach 28 
Stunden treffen die Wagen in den 
beiden Onen nahe der ungarisch-ru­
mänischen Grenze ein. Die Fahrer 
sind durstig, hungrig und vor allem 
müde. In Debrecen hat der donige 
UMCD-Bezirksbeauftragte Dr. Lasz-
16 Csiba alles bestens vorbereitel. 

Am folgenden Morgen , es ist Sams­
tag, kommt der Mann vom Zoll pünkt­
lich um acht Uhr zur pfarrei SI. Anna. 
Er trägt keine Unifonn, und Dienst hat 
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er auch nichl. Er ist dort , weil pfarrer 
Andor Kovacs ihn gebeten hat , die 
hilfebringenden deutschen Fahrzeuge 
zu dieser ungewöhnlichen Zeit abzu­
fenigen. 

Tägliche Sorge um das 
Obel1eben 

Nachdem die Lkw-Ladungen in den 
provisorischen Lageräumen des pfarr­
hauses neben Gemälden, hochgestell­
ten Betten und antiquarischen Schrän­
ken mit Hilfe der vielen freundlichen 
Rumänienflüchtlinge verstaut sind, 
gibt es Gelegenheit, bei einem Glas 
ungarischen Kaffees über die Situation 
der Aüchtlinge zu sprechen. Schon 
über 400 Mal hat Dr. Csiba mit Hilfe 
ungarischer pfadfinder von Debrecen 
aus Lebensmittel auf dem Fußweg in 
grenznahe rumänische Dörfer ge­
schmuggelt. 

"Die Menschen haben einfach 
nichts mehr zu verlieren", kommen­
tiert der Universitätsarzt die katastro­
phale Ernährungslage, die Annut und 
die tägliche Sorge um das Überleben. 
"Und irgend wann wird das größer als 
die Angst vor möglichen Konse­
quenzen." 

MaHeser und der 
Presserummel 

Für den Abend steht der Empfang 
und das Gespräch mit dem Bundes­
kanzler auf dem Programm. Im Foyer 
des Gästehauses der ungarischen Re­
gierung erwartet die Malteser ein Pulk 
internationaler Journalisten. Punkt 
18.3() Uhr öffnet sich die Tür zum 
Saal. Der Kanzler, Minister Klein s0-

wie Beamte rechts und die Malteser 
links. Davor die Presse mit Schein­
werfern, Filmkameras, Mikrofonen, 
Blitzgeräten und Fotoapparaten. Jeder 
will das beste Bild machen. 

"Sie waren Botschafter des Opti­
mismus und haben mit haupt- und 
ehrenamtlichen Helfern vorbildlichen 
Einsatz geleistel. Ein großes Beispiel 
der Menschlichkeit", würdigt der 
Bundeskanzler die Arbeit der deut­
schen und ungarischen Malteser. "Ge­
meinsam mit dem ungarischen Volk 
haben sie der Freiheit eine Bresche 
geschlagen." Als GastgeSChenk über­
reicht Wilhelrn Lüke dem deutsChen 
Regierungschef ein Buch über die Ge­
schichte des Malteser-Ritterordens. 

Das Programm am Rande 

Sonntag nachmittag besuchen die in 
Budapest verbliebenen Helferdas ehe-

malige Pionierlager Csillaberc, wo im 
August das Lager 2 der Malteser ein­
gerichtet wurde. Die übrigen Pader­
bomer fahren gemeinsam mit Csilla 
Freifrau von Boeselager und begleitet 
von internationaler Presse erneut nach 
Bekescsaba, wo an Rumänienflücht­
linge Lebensmittel ausgegeben 
werden. 

Ein Buch, In dem viel 
zu lesen Ist 

Dankbar nehmen sie die Geschenke 
entgegen. Es ist ehrlicher Dank. Ein 
Wangenkuß hier, ein Händedruck 
dort , überall frohe Gesichter. Doch ihr 
Lachen vennag nicht die tiefen Falten 
aus ihren Gesichtern zu vertreiben. 
"Sehen Sie sich die Blicke der Leute 
nur einmal genauer an", ennuntert Dr. 
Csiba. Männer, die aussehen, als seien 
sie 20 Jahre älter, als im Geburtsschein 
angegeben. 25jährige Frauen, zahnlos 
und unter chronischem Vitaroinman­
gel leidend. Kinder mit Mangeler­
scheinungen und unbehandelten Ekze­
men. Für Liszl6 Csiba sind allein 
schon die abgearheiteten, zerfurchten 
und überalterten Gesichtszüge der 
Aüchtlinge ein Buch, in dem viel zu 
lesen steht über die allgemeine und vor 
allem medizinische Versorgungslage 
in Rumänien. 

Die Nachrichten von der 
Revolution 

Am Montag morgen, zurück in Bu­
dapest, verbreitet sich die Nachricht 
wie ein Lauffeuer. "In Rumänien hat 
die Revolution begonnen. In Ternes­
var und Arad ist geschossen worden. 
Es hat viele Tote gegeben." Die rumä­
nische Grenze ist "dicht". 

"Sobald sich die Grenzen wieder 
öffnen, möglicherweise nach einem 
geglückten Umsturz, werden wir ver­
suchen, nach Rumänien mit unserer 
Hilfe hineinzugehen", meint pfarrer 
Kozma wenige Stunden später in ei­
nem Gespräch mit den Journalisten. 

Noch von Ungaro aus beginnen die 
Planungen für Hilfssendungen ntit 
Blutkonserven, Verbandmaterial, Vi­
taminpräparaten und eventuell le­
bensmitteln. Und auf der Rückfahrt 
denken die Paderhorner Malteser über 
einen zweiten Transport nach. 

Der war noch umfangreicher als der 
letzte Treck und brach aro 11 . Januar 
nach Debrecen auf ... 

Joachim Temme 



Deu1scher Feuerwehnerbancl 

26. Deutscher Feuenvehrtag 1990 
Anmeldungen fehlen teilweise noch - Aufruf des DFV zur Meldung 

In rund vier Monaten beginnt der 
26. Deutsche Feuerwehrtag Im 
(14. - 19. Juni) in Friedrichshafenl 
Bodensee. Oie organisatorischen 
Vorbereitungen laufen in allen Be· 
reichen, wobei der Deutsche Feuer· 
wehrverband tatkräftig von zahlrei· 
ehen sich freiwillig und ehrenamt· 
lich zur Verfügung gestellten Feuer· 
wehrmännern (verantwortlich für 
einzelne Projekte) und der Stadt 
Friedrichshafen unterstützt wird. 
Oie ganze Organisation steht und 
rallt aber mit der Verläßlichkeit der 
Besucheranmeldungen. Hier 
scheint es in zahlreichen Gebieten 
nicht wie erwartet zu klappen. Of· 
fensichtlich fehlen dem DFV noch 
viele Meldungen, obwohl er m<hr· 
fach durch Rundschreiben und Ver· 
öffentlichungen auf Meldefristen 
hingewiesen hat. Er bittet deshalb 
nochmals, soweit noch nicht gesche. 
hen, umgehend die Meldebögen an 
den DFV zu senden und dabei den 
Meideschluß zu beachten. 

Bundesprlsldent kommt 

Als große Anerkennung der Lei· 
stungen der Feuerwehren bewenet der 
Deutsche Feuerwehrverband die Zusa· 
ge des Bundespräsidenten, die 

Schinnherrschaft über den Deutschen 
Feuerwehnag zu übernehmen und 
zum Festakt (Freitag, 15. Juni) nach 
Friedrichshafen zu kommen. Hoch· 
rangiger Besuch von Bundes· und 
Landespolitikern zeichnet die einzel· 
nen Veranstaltungstage aus. Zur ge· 
meinsamen Eröffnungsveranstaltung 
des Deutschen Feuerwehnages und 
der Fachmesse (Miuwoch, 13. Juni) 
winl u. a. Bundesaußenminister Gen· 
scher und zur Kundgebung mit Fest· 
zug (Samstag, 16. Juni) u. a. Bundes· 
kanzler Kohl , Bundesinnenminister 
Schäuble und Baden·Würnembergs 
Ministerpriisident Späth kommen. 

Ausllncler kommen 

Das . Intemationale Technische Ko­
mitee für vorbeugenden Brandschutz 
und Feuerlöschwesen" (CI'IF), der in· 
temationale Zusammenschluß der 
Feuerwehren, fühn zu Beginn des 
Feuerwehnages seine turnusgemäßen 
jährlichen Tagungen durch. Hierzu 
haben sich bereits Tagungsteilnehmer 
aus rund 25' Nationen angemeldeI. 

TagungsabzeIchen 
notwendIg 

Das Tagungsabzeichen winl von je. 
dem Besucher benötigt und ist nur im 

"Teilnehmermeldung" fehR 
Sorgen bereitet den Organisatoren 
die Annahme, daß die derzeit vor· 
liegenden Planungszahlen noch 
nicht verläßlich sind. Tägliche An· 
fragen beim DFV und in Friedrichs· 
hafen lassen den Schluß zu, daß 
sich viele tausend Besucher des In· 
und Auslande, obwohl schon 
Qumiere reservien und Sonderzü· 
ge gebucht wunlen, noch nicht mit 
dem Meldebogen beim DFV ange· 
meldet haben. Deutscher Feuer· 
wehrverband und die Stadt Fried· 
richshafen appellieren an alle Besu· 

eher' (Einzelpersonen, Feuerweh· 
ren, Behönlen , Institutionen, Orga. 
nisationen) des In· und Auslandes, 
sich beim DFV umgehend anzumel· 
den! Für die Annmeldung und Be· 
stellung der Tagungsabzeichen ist 
der Meldebogen "Teilnehmennel· 
dung" zu benutzen. Wo noch ein 
Meldebogen fehlt, beim DFV an· 
fonlem. MeIdeschluß ist der 15. 
Februar 1990. Meldungen, die we· 
nige Tage später eingehen, wenlen 
noch beriicksichtigl. 

Diese Motive erinnern an den 25 . Deutschen Feuerwehrtag 1980 in Hanno­
ver, an dem rund 30000 Aktive am Festzug teilnahmen. An der vorausge­
gangenen Kundgebung waren es rund 50000. Alle organisatorischen Vorbe­
reitungen sind so ausgerichtet, daß auch dieses Jahr in Friedrichshafen der 
Erfolg wie vor IOJahren gesich~rt wird. (Archiv-Fotos: Voßm~l~r) 
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In den Gemeinschaftsquanieren 
(11 !XX) Plätze sind geplant) der 
Klassenzimmer der önlichen Schu· 
len stehen noch ausreichend Plätze 
zur Verfügung. Die Organisatoren 
befürchten, daß zahlreiche Besu· 
eher nicht 'orplanen. sondern ein· 
fach davon ausgehen "wir bekom· 
men auch dann einen Platz im Ge· 
meinschaftsquanier, wenn wir uns 
nicht anmelden". Aus zahlreichen 

Vorverlrnuf (bis Meideschluß) beim 
DFV erhälthch. Bestellung mit der 
Teilnehmenneldung. Das Tagungsab· 
zeichen i>t Voraussetzung zum Be· 
such der Veranstaltungen. 

Quartiere bestellen 

Die Hotel GaslhöfeiPrivatquanie· 
re der näheren Umgebung sind seit 
einigen Tagen weitgehend ausge· 
bucht. Rund 12 !xx) Betten zwischen 
Konstanz und Bregenz und bis in die 
Nähe von Ulm beherbergen Mitte Juni 
"Feuerwehnags·Besuche(·. 

F~gungen und Rahnen­
programme ausgebucht 

Das Motto des Feuerwehnages 
. .Feuerwehr = Mensch + Technik" ist 
gleichzeilIg Leitfaden für die Fachta· 
gungen am Donner.;tag (14. Juni) und 
Freitag (15. Juni). Die möglichen 
Teilnehmerzahlen je Fachtagung wer· 
den durch das Fassungsvennögen der 
verfügbaren Tagungsniume 
(430-1000 Plätze) begrenzt. Zur 
Teilnahme/Einlaß werden Einlaßkar· 
ten benöllgt. die mit dem Meldebogen 
.. Teilnehmenneldung" anzufordern 
waren. 

Auch die "Rahmenprogramme" 
fanden so großen Zuspruch, daß diese 
Veranstaltungen schon "ausgebucht" 
sind. Hiervon betroffen si nd arn Don· 
ner.;tag (14. Juni) der "Feuerwehr· 
abend", am Freitag (15. Juni) der "Ge· 
sellschaftsabend" und am Samstag 
(16. Juni) die Schiffsfahn (Rahmen· 
programm 2). 

Das Fachmteresse an den einzelnen 
Fachtagungen ist so groß, daß bis 
auf einzelne Plätze einiger Tagun· 
gen alle ausgebucht sind. Für einige 
Tagungen liegen Kanenanforde· 
rungen vor, die die Raumkapazität 
bis zum 3fachen über.;teigen. Der 
DFV bittet um Ver.;tändnis, daß die 

Telefonaten der letzten Wochen 
entstand dieser Eindruck. Deut· 
scher Feuerwehr\Crband und die 
Stadt Friedrichshafen weisen mit 

achdruck daraufhin, daßGemein· 
schaftsquaniere tenningerecht vor· 
bestellt werden müssen. Es ist aus· 
geschlossen, unangemeldet in 
Friedrichshafen ein Quanier zu be· 
kommen! 

Für die beiden anderen Schiffsfahr· 
len arn Freitag und Sonntag (Rahmen· 
programm I und 3) standen bei Redak· 
lionsschluß noch begrenzle Kanen· 
kontingente zur Verfügung. 

Feuerwehnnarsch 

Der Feuerwehnna~h (Sonntag, 
17. Juni) über eine Strecke von ca. 10 
lm enllang dem Bodensee findet gro­
ßes Interesse. Bis Redaktionsschluß 
hatten sich schon rund 800 Teilnehmer 
angemeldet. 

Kundgebung 

Der Samstag (16. Juni) steht im 
Zeichen der Großkundgebung (ca. 
40 000 Teilnehmer) und dem an· 
schließenden Festzug. Als Gäste kom· 
men u. a. Bundeskanzler Kohl, Bun· 
desinnenminister Schäuble und Ba· 
den· Wüntembergs Ministerpräsident 
Späth. Der Festzug wird durch Grup­
pen mit feuerwehrbewgenen und 
landsmannschaftlichen Darslellungen 
sowie mit ca. I!XX) Feuerwehrfahnen 
und etwa 70 Musikgruppen aufgelok· 
ken. Zahlreiche Feuerwehren melde· 
ten sich, mit besonderen Exponaten im 
Festzug mitzuwirken. 

Seefest am Bodensee 

Das abschließende Seefest im ge· 
samten Uferbereich des Bndensees 
,e", andelt diesen Stadtteil in eine rie· 
sige Festplatzßäche "unter freiem 
Himmel". In den Parkanlagen werden 
rund 25 000 Plätze (Tische und Bän· 

Kanenvergabe für die Fachtagun. 
gen und Rahmenprogramme wie im 
Meldebogen festgelegt in Reihen· 
folge des Posteinganges erfolgt und 
einzelne Besteller ihre Anforderun· 
gen mit gleich 20. 50 und mehr 
Kanen nicht in voller Stückzahl 
erhalten können. 
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ke) für die Besucher aufgestellt. In den 
Uferan lagen aufgestellte Bier·IWein· 
und Imbißstände der unte~hiedlich· 
sten Fonn sorgen für die "Verpße· 
gung" und Festtagsstimmung. Ein 
großes Festzeit mit onsüblicher "Non· 
Stop·Musik" rundet das Seefest ab. 
Die Messehalle 9 (ca. 5!XXl Plätze) ist 
ab Restaurationshalle (mit Musikka· 
pellen) täglich bis spät abends ge· 
öffnet. 

Laut Festlegung des Ausstellerbei· 
rates, dem die Venreterder Fachin· 
dustrie angehören, gibt es bei dieser 
Messe keine Gutscheine für Messe· 
kanen und keinen Gruppenrabatt. 
Wer an den Tageskassen nicht den 

Fachausstellung In der Messe 

Vom 14.-19. Juni findet auf dem 
Messegelände die "Internationale 
Fachausstellung für Brand· und Kata· 
strophenschutz und Rettungsdienst" 
stalt. Die Messetore sind täglich von 
9-18 Uhr geoffnet. In 8 Messehallen 
mit rund 38 000 m' Fläche und einem 
Freigelände mit rund 18 !xx) m' er· 
wanet man viele zigtausend Besucher 
aus dem In· und Ausland. 

vollen Eintrittspreis (Tageskane 
12 ,- DM, Dauerkane 16,- DM) 
zahlen will, sollte die vom DFV 
angebotene Gelegenheit des Vor· 
verkaufs (Tageskarte 5,- DM , 
Dauerkane 8. - DM) nutzen. 

Neues OB-Angebot "SondeTTÜCkfahrkarte" 

Fahrt zum Deutschen 
Feuenvehrtag 1990 

Wegen der im Herbst von der DB 
festgelegten Ausschlußtage für "Rosa· 
fO{·Super.;parpreis". die u. a. auch den 
Zeitraum des Deutschen Feuerwehna· 
ges berühren, hat sich der DFV bei der 
Zentralen Hauptverwaltung der Deut· 
schen Bundesbahn in Frankfun be· 
klagt. Ende November erhielt der 
DFV Antwon, daß die OB zwar die 
AusschluBtage nicht zurücknimmt, 
reagiene aber in der Fonn positiv, daß 
eine "SonderTÜckfahrkane" für den 
Zeitraum vom 13. bis 20. Juni 1990 
für den Deutschen Feuerwehnag mil 
dem Zielbahnhof FriedrichshafenlBo­
densee geschaffen wurde. Auf diese 
SonderTÜckfahrkane gewähn die Bun· 
desbahn 45 % Fahrpreisennäßigung 
(ab 51 km Entfernung von Friedrichs· 
hafen). Beachtenswen ist, daß der 
Höchstpreis für diese SonderTÜckfahr· 
kane (2. Klasse) auf 100, - DM be· 
grenzt wurde, so daß insbesondere 
Besucher aus den weiter entfernten 
Bundesländern in den Genuß einer 
preisgünstigen Rückfahrkane 
kommen. 

Die Zentrale Hauptverwaltung der 
DB teilt ferner mit. daß man sich 
bemüht, neben den bereits bei ver· 
schiedenen DB·Stelien bestellten und 
zugesagten Sonderzügen bzw. Son· 
derwagen weitere Sonderzugbestei· 

lungen zu realisieren. Dem DFV wird 
ver.;ichen, daß die Preisgestaltung der 
DB äußer.;t preisgünstig und ange· 
sichts der unte~hiedlichen Lei· 
stungsprofile der Verkehr.;träger auch 
marl"gerechl lein wird. Als Beispiel 
fUr die PreisgeSialtung von Sonderzü· 
gen wird ein Teilnehmerpreis von 
64.- DM für eine Sonderzugfahn 
über 1000 km (etwa Koblenz-Fried· 
richshafen und zurück), der einem Ki· 
lometerpreis von 6,4 Pfennigen ent· 
spricht, genannt. 

Wie dem DFV bekannt wurde, be· 
mühen sich neuerdings ve~hiedene 
Bundesbahndirektionen. wie z. B. 
Frankfun, Hannover und Hamburg, 
um die Einsetlung von Sonderzügen 
und Sonderwagen und haben dazu den 
Feuerwehren im jeweiligen Bereich 
Angebote unterbreitet. 

Empfehlung: Besucher des Deut· 
schen Feuerwehnages, die an diesen 
neueren Angeboten der Bundesbahn 
interessien sind, wird empfohlen, sich 
unmittelbar und umgehend mit der 
önlichen Bundesbahnstelle in Verbin· 
dung zu setzen und sich ein schriftli· 
ches Angebot unterbreiten zu lassen. 
Wichlig zu wissen iSl , daß sich die 
Bundesbahn 12 Monate an Preisange· 
bote gebunden fUhlt. 



6. Deutsche Feuenvehrskilanglaufmeisterschaften 

Neuer Termin: 
10. und 11. März 1990 

Die 6. Deutschen Feuerweh~ki­
langlaufmeisterschaften in Schonachl 
Schwanwald wurden wegen Schnee­
mangei auf 

Samstag/Sonn­
tag, 10. und 11. 
März 1990, 

verlegt. Die Ausschreibung in ihrer 
Fassung rur die Wettkämpfe am 3.14. 
Februar 1990 gilt auch rur den Aus­
weichtennin. 

Programm: 

Mittwoch, 7. März 1990 

17.00 Uhr 
Auslosung in der Dom-Clemente­
Schule 

Samstag, 10. März 1990 

ab 8.00 Uhr 
Stankanenausgabe im Skistadion 

9.00-13.00 Uhr 
Stanzeit rur Volksläufe 10 und 20 km 

16.00 Uhr 
Zielschluß 

16.00- \8.00 Uhr 
Startnummemausgabe für Leistungs­
läufe, Dom-Clemente-Schule 

20.00 Uhr 
Kameradschaftsabend mit Programm­
einlagen und Tanz im Haus des Gastes 

Sonntag, 11. März 1990 

ab 7.30 Uhr 
Startnummernausgabe. Dom-Cle-
mente-Schule 

9.00 Uhr 
Start der Leistungsläufe der verschie­
denen Klassen im Skistadion 

17.00 Uhr 
Siegerehrung im Haus des Gastes 

Wichtig: 

Bereits abgegebene Meldungen geI­
ten auch für den IM I. März 1990. 
Eine neue Meldung ist nicht nötig. 

Anmeldung: 

MeIdeschluß ist: 
Donne~tag, I. März 1990 
(Poststempel) 

Anmeldung unter Verwendung der 
offiziellen Meldeliste nur an: 
Skiclub Schonach e. V. 
Postfach 88 
7745 Schonach im Schwanwald 

Ausschreibungsunterlagen und An­
meldevordrucke erhältlich bei: 
Kurverwaltung Schonaeh 
Haus des Gastes 
7745 Schonach im Schwanwald 
Telefon (07722) 6033 
Telefax (07722) 2548 
Telex792600 kv sch d 
Deutscher Feuerwehrverband 
Koblenzer Straße 133, 5300 Bonn 2 

RESOLUI10N 
Die Delegiertenve=lung, 

das höchste Beschlußorgan des Ver­
bandes der Bundeswehr-Feuerweh­
ren e. V., verabschiedete folgende 
Resolution: 

Die Bundeswehr-Feuerwehren 
leisten einen wesentlichen Beitrag 
zur Erhaltung der Einsatzbereit­
schaft der Streitkräfte. Sie erfüllen 
hoheitliche Aufgaben. Nach über 30 
Jahren Bundeswehr-Feuerwehren 
im Einsatz ·zum Schutze von Men-

schen und wertvollen Materials ha­
ben die Angehörigen der Bundes­
wehr-Feuerwehren den Eindruck, 
daß ihr Stellenwert nicht entspre­
chend ihrer Ausbildung, Tätigkeit 
und Verantwortung anerkannt wird! 

Hierzu gehören insbesondere: 
- die Gleichstellung mit den Be­

rufsfeuerwehren, 
- die besondere Alte~grenze wie 

bei den Berufsfeuerwehren, 

- die Regelung eines einheitlichen 
Statusrechtes. 

Für die Bundeswehr-Feuerweh­
ren ist die ständige und sofortige 
Einsatzfähigkeit von großer Bedeu­
tung, denn Brandbekämpfung muß 
frühzeitig erfolgen. Die Einsatzbe­
reitschaft der Bundeswehr-Feuer­
wehren kann nicht von Bundeswehr­
Angehörigen in Doppel-oder Zweit­
funktion erfüllt werden (sogenann­
ten Freiwilligen Feuerwehrhelfern). 

Nachruf 

Mit Trauer haben die deut­
schen Feuerwehren die 
Nachricht vom Ableben des 
DFV-Ehrenmitgliedes, 

Landesbranddirektor a. D. 
Kurt-Wemer Seidel, Bertin, 

aufgenommen. 
Kamerad Seidel ist am 4. 

Januar 1990 im Alter von 59 
Jahren verstorben. Wir trau­
ern um einen aufrichtigen 
und liebenswerten Kame­
raden. 

Vizepräsideni des DFV war 
Kamerad Seidel von 1975 bis 
1981 und Vorsitzender der 
AGBF von 1979 bis 1988. Es 
war stets ein persönliches 
Anliegen von ihm, die ver­
schiedenen Feuerwehrspar­
ten im DFV zusammenzufüh­
ren, gemeinsame Probleme 
gemeinsam zu vertreten. 
Wenn heute verschiedene 
Ausschüsse des DFV und der 
AGBF gemeinsam tagen, ist 
dieses dem Bemühen von 
Herm Seidel zu verdanken. 

Mit der ihm eigenen Zä­
higkeit, seiner Überzeu­
gungskraft, aber auch mit 
seiner Menschlichkeit fand er 
Anerkennung und Bewunde­
rung, nicht nur in den Reihen 
der Feuerwehren. Er war 
nicht nur während seiner ak­
tiven Dienstzeit eine heraus­
ragende Persönlichkeit in der 
Feuerwehr, auch noch im 
Ruhestand strahlte er bei sei­
nem Erscheinen Ruhe und 
Überlegenheit aus. 

Wir werden unserem Eh­
renmitglied, Landesbranddi­
rektor a. D. Kurt-Werner Sei­
del, ein ehrendes Gedenken 
bewahren. 

Hinrich Struve, 
Präsident des DFV 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Petrus, der Hattrick und ein Weltrekord 
Ein Erlebnisbericht l'om Deutschlandpokal im Rettungsschwimmen 

Der November zeigte sich von sei­
ner häßlichsten Seite: dunkle, tietbän­
gende Regenwolken hüllten die 
schlichte Schönheit Westfalens ein 
und machten die weitriiumigen Flä­
chen der Felder und Wälder zum Nie­
mandsland_ Auch Warendorf, eigent­
lich em Schmuckkästchen mit gepna­
stenen Gäßchen, Giebeln und Zinnen, 
vennittelte wenig vom Channe der 
sonstigen Kleinstadtidylle; Menschen, 
unter Regenschinne geduckt, hasten 
eilig durch die Gassen_ 

Die Anlagen der Bundeswehr­
Sponschule, nac~ 1986 und 1987 auch 
letztes Jahr wieder Austragungson des 
Deutschlandpokals im Rettungs­
schwimmen, liegen sti ll da und der 
Besucher kann m aller Ruhe die GroS­
zügigkeit und Vielfalt der Sponanla­
gen bestaunen: zuerst die Stallungen, 
die Voltigier-Anlage und die große 
Reithalle_ Dann nach einigen hunden 
Metern wud man durch die futuri­
stisch anmutende Architektur der 
Leichtathletik-Sponhalle überrascht. 
Weit hinten erkennt man die Rutlicht­
Masten des Stadions. Davor aber steht 
sie endlich, die Schwimmhalle, die 
sich so hervorragend für große 
Schwimmwettbewerbe eignet. 

Unbestechlich 

Beim Betreten der Halle schlägt 
einem feucht-wanne Luft entgegen. 
Man wird sofon von der betriebsamen 
Atmosphäre eines Schwimmwett­
kampfes erfaßt: Überall auf den Rän­
gen und am Beckenrand tummeln sich 
die Akti,en aus aller Herren Länder, 
rufen sich Ergebnisse zu, scherzen, 
feuern die Kameraden im Wasser an; 
weißge'kleidete Kampfrichter ergän­
zen das Bild und machen ihre unbe­
stechlichen Aufzeichnungen: der Hai­
lensprecher ruft die nächsten Teilneh­
mer auf und auch ein Journalist schießt 
schon seine e"ten Action-Fotos. Kein 
Zweifel: der J1J . Deutschlandpokal im 
Rettungsschwimmen ist, obwohl e"t 
vor kurzem der e"te Stanschuß fiel, 

-~ 

~-' .-
..... ~ 
~ 

Eine WeUkampfpuppe "wi rd gereUet". 

bereits in vollem Gang. Und hier drin 
merkt man nichts vom trüben Novem­
beNener. 

Im deutschen Lager sieht man zu­
friedene Gesichter. Soeben hat Volker 

Buchholz das 200-Meter-Hindernis­
schwimmen gewonnen, doch auch die 
Konkurrenz aus Italien hat bereits ge­
zeigt, wie stark sie ist. Auch die er*n 
Staffeln gehen heute schon an den 

.,Gewichtstrleichterung" der Wetlkampf-Hilfsmjuel. 
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Stan. Im Auswenungsburo treffen 
derweil die ersten Ergebnisse ein. 

Erilffnung 

Um 17.15 Uhr leen sich die Halle 
schlaganig und die Sponler streben 
den Umkleidekabinen zu. Mit dem 
heutigen Schluß der Wettkämpfe ist 
der Abend für alle Beteiligten aber 
noch lange nicht zu Ende. Denn auf 
dem Warendorfer Marktplatz soll ab 
18:30 Uhr die Eriiffnungsfeier des 
Deutschlandpokals stattfinden. 

Glücklicherweise hatte Petrus an 
diesem Abend noch ein Einsehen: Es 
blieb trocken und sogar der Mond war 
teil"eise Beobachter des Geschehens 
auf dem historischen Marl1platz. 

Zunächst wurden die einmarschie­
renden Mannschaften mi~einigen ihrer 
Spitzensponler vorgestellt . Polens 
Altmeister Wojciech Blechar, der 
noch nichts von seiner Leistungsstärke 
verloren hat, World-Garnes-Sieger 
und Europameister Mauro Benolini 
aus Italien. Hollands Gien Le Clelll 
und Belgiens Kris Kenis. Aus der 
Bundesrepublik standen die World­
Garnes-Sieger Wolfgang Resch und 
Jens Keil sowie Bettina Lange, die 
Drittplaziene der Karlsruher Spiele, 
und Antje Hole, Weltmeisterin und 
Weltrekordlerin, im Mittelpunkt des 
Interesses. 

Bürgermeister verzichtet auf 
Reise 

Welch große Bedeutung der 
Deutschlandpokal für die Stadt Wa­
rendorf hat, läßt sich daran ennessen, 
daß Bürgenneister Dr. Günter Dre­
schereine Frankreich-Fahrt zu Waren­
dorfs Panne"tadt velliChob, um bei 
der Eriiffnungsfeier die Begrüßungs­
wone sprechen zu können. Er lobte in 
seiner Ansprache den Rettung­
schwimmspon als Mittel zum humani­
tären Zweck. 

DLRG-Priisident Banholdt bedank­
te sich nach seinem Grußwon bei der 
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Eröffnungsfeier auf dem Marktplatz in Warendorf. (Foto: W. Wieneke) Auf dem Weg zum Sieg. 
------~--~------------------------

Stadt Warendorf und den Mitarbeitern 
der Bundeswehr-Sportschule für die 
hervorragende Zusammenarbeit und 
Unterstützung. Besonders stolz ver­
merkte der Präsident die bisher noch 
nie dagewesene Meldung von zehn 
Landesverbänden zum Deutschland­
pokal. Nach einer kleinen Ansprache 
des Präsidenten der polnischen Ret­
tungsgesellschaft, Wojciech Plocien­
nik, der sich für die Einladung bedank­
te, waren die Delegationsleiter und 
Mannschaftsführer zum Empfang bei 
Dr. Drescher eingeladen. 

Anlaß war eine Ventagsvereinba­
rung zwischen der DLRG und der 
Stadt Warendorf, nach der der 
Deutschlandpokal im Rettungs­
schwimmen künftig immer in Waren­
dorf stattfinden soll. Dr. Drescher 
sprach von einer Ehe zwischen der 
DLRG und Warendorf, die möglichst 
lange halten solle. 

Präsident Banholdt bedankte sich 
im Gegenzug für die große Sympathie, 
die der sponlichen Arbeit und den 
Anliegen der DLRG entgegengebracht 
würden. 

Vertrag unter Dach und Fach 

Nach der Vertragsunterzeichnung 
wurde der neue Pokal vorgestellt, den 
die Stadt Warendorf eigens für den 
Deutschlandpokal gestiftet hat. Die 
mehrere Kilo wiegende Bronze-Pla­
stik mit dem Titel ,,Schwimmer', die 
von der Künstlerin Iris-Edith Letma­
the geschaffen wurde, zeigt drei 
Schwimmsportier beim Sprung von 
den Startblöcken. Der Pokal wird stän­
dig in Warendorf verbleiben, die Sie­
germannschaften emalten jedoch eine 
Fotografie des Pokals mit einer Wid­
mung. Mit einem Umtrunk klang der 
gelungene Abend im altehrwürdigen 
Rathaus zu Warendorf aus. 

Der zweite und letzte Wettkampf tag 
in der großen Schwimmhalle war ein 

Tag voller sportlicher Höhepunkte. 
Nicht nur, daß nichts mehr an den 
trüben Vortag erinnerte, denn strah­
lend ging die Sonne am wolkenlosen 

-Himmel über dem reitbedeckten Mün­
sterland auf, auch im Wasser vollzo­
gen sich wahre Wunderdinge. Marcel-
10 Saporiti aus Italien überragte bei 
den Herren und schwamm mehrmals 
an die bestehenden Bestzeiten heran, 
Die Damenkonkurrenz wurde von 
Antje Hole dominiert, die nicht nur 
den Rettungsvierkampf deutlich für 
sich entschied, sondern am späten 

achmittag auch den Glanzpunkt der 
Wettkämpfe setzte. In ihrer Spezial­
disziplin ,, 100 Meter kombinierte Ret­
tungsübung" schraubte sie ihren eige­
nen Weltrekord um zwei Zehntelse­
kunden auf 11:24,6 Min hinauf. 

PräsIdent und Trainerin 
gefragt 

Für die Organisatoren und Verant­
wortlichen bedeutete dieser zweite 
Wettkampf tag ein hartes Stück Arbeit. 
Bundestrainerin Birgit Ramisch bei­
spielsweise schien überall gleichzeitig 
zu sein: Am Beckenrand die Wett­
kämpfe beobachtend, war sie im näch­
sten Augenblick schon im Auswer­
tungshüro und studierte die eingegan­
genen Ergebnisse, gab zwischendurch 
noch schnell ein Interview für das 
Fernsehen und hatte auch für die Fra­
gen und Sorgen aller Teilnehmer ein 
offenes Ohr. Präsident Banholdt stand 
ihr in nichts nach: Unermüdlich unter­
zeichnete er die Urkunden, die schon 
für die abendliche Siegerehrung vor­
bereitet wurden, und auch ihn sah man 
den Journalisten geduldig Auskunft 
geben. Im Wasser ging es Schlag auf 
Schlag. Ununterbrochen wurden PuJ>­
pen durcb das Wasser geschleppt, eine 
Disziplin jagte die andere und der 
Hallensprecher kam kaum zur Ruhe. 

Computer-Experten 
arbeHeten mH Hochdruc:k 

Die Computer-Experten im Aus­
wertungsbüro kamen mit fortschrei­
tendem Wettkampf zusehends ins 
Schwitzen; immer neue Ergebnisse 
tJafen ein, mußten verarbeitet werden. 
Und dann plötzlich am frühen Abend 
war Schluß. Die Halle leerte sich, alle 
bereiteten sich auf die Siegerehrung 
vor. 

Wer hatte es diesmal geschafft? 
Nach den bisherigen Ergebnissen deu­
tete alles auf ein Kopf-an-Kopf-Ren-

nen zwischen Italien und der Bundes­
republik hin. Nach einer Stunde geht 
das Endergebnis endlich durch den 
Drucker: Italien hat es geschafft. Zum -
dritten Mal hintereinander gewinnen 
die Südeuropäer den Deutschlandpo­
kai vor der Nationalmannschaft der 
Bundesrepublik und den starken Lan­
desverbänden aus Schleswig-Holstein 
und Westfalen. 

Zwei Wettkampf tage voller span­
nender Höhepunkte lagen hinter allen 
Beteiligten, und am Ende konnten alle 
mit ihrer Leistung zufrieden sein. 

Michael Snnnabend 

Praxisnahe Weltkampfdisziplinen bestimmen den ReUungssport. 
(Fotos: S, Mey) 
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DLRG überzeugte mit buntem Programm 
200000 Besucher auf Norddeutschlands größter Wassersportausstellung 

Über 200(0) Besucher konnte die 
Messeleitung bei der 30. Internationa­
len Bootsausstellung .. hanse-boot" 
vom 21. bis 29. Oktober zählen. Neun 
Tage lang standen die Hallentoreoffen 
für ,,5eh-Leute" aus der gesamten 
Bundesrepublik - alle kamen nach 
Hamburg ins Hoch der Wasserspon­
ler. Alle II'olllen wissen. was es auf 
dem Wasser.;pon-Markt Neues gibt. 

Auf 64(0) Hallen-Quadratmetern 
und dem Freigelände zeigten die etwa 
720 Aussteller aus 25 Ländern Boote, 
SicherneilS- sowie Navigations- und 

• Kommunikationsausrustungen, Ret­
tungsgeräte, Wassersponkleidung und 
Fachliteratur und alles, was das seebe­
geistene Herz eines Sailors wünschI. 

Ein volles Programm gab es wäh­
rend der Messe tagelang für die 
DLRG. Den Auftakt der Ausstellung 
machte ein .'skipper-Treffen" mit Im­
biß am DLRG-Stand. Hamburgs 
DLRG-Präsident Hans von Lacroix 
begrüßte die etwa 70 Standbesucher. Rcltungsübungen im Sicherheits- und Aktionszentrum. (Foto: 

Glückwünsche überorachte Hans­
Jochen Bartholdt, Präsident der 
DLRG: "Diese länderubergreifende 
Zusammenaroeit ist ein Beispiel für 
alle." Messe-Koordinator Achim Wie­
se wünschte allen einen angenehmen 
Messeaufenthall. 

Kun Meyer. leitender LV-Referent 
Niedersachsens, fUhne im Anschluß 
eine Gruppe der Technischen Leiter 
aller LV über das Messegelände. Be­
freundete Boots- und MOlorenherstel­
ler wurden besuchl. Wichtige Gesprä­
che über künftige Zusammenaroeit im 
Bereich der Technik konnten so ge­
fühn werden . 

Besonderer Anziehungspunkt in der 
Halle 12 war das Sichesheits- und 
Aktionszentrum (SAZ). Hier wurde 
Sicherheit großgeschrieben. Natürlich 
durfte die DLRG nicht feh len. Fried­
rich Marona zeigte mit seiner Truppe, 
daß die DLRG aktiv im Breitenspon 
tätig isl. Kinder nahmen spontan am 
Programm teil. An drei weiteren Ta­
gen war die DLRG im Programm auf­
genommen. Für jeweils eine Stunde 
demonstrienen die Rettungsschwim­
mer dem interessienen Publikum, wie 
sie bei einem Notfall helfen. 

Achim Wiese 

Begrüßung durch DLRG-Prisident H. J. Bartholdt. Links: SI. ,ndl. iler 
Achim WI~. Wolo: Lahn) 
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Voller Optimismus, 

was die Arheit der nächsten drei 
Jahre anbelangt, stellt sich anläßlich 
der konstituierenden Präsidiumssit­
zung das in Frankfun neu gewählle 
DLRG-Präsidium dem Fotografen. 
Von links: Walter Beuchel (SI. 
Schatzmeister), Friedr. Wilhelm 
von Denen (Justitiar), Hanwig 
Wiest (51. Technischer Leiter), Lud­
ger Schulte-Hülsmann (Bundesge­
schäflSfUhrer, nicht Mitglied des 
Präsidiums), Dr. Klaus Wilkens 
(Schatzmeister), Dieter Joppa ( I. 
Vorsitzender der DLRG-Jugend). 
Astrid Löber (SI. Justitiar), Helmut 

Gangelhoff (Vor.;itzender der 
DLRG-Jugend), Klaus Bannitzke 
(Ehrenmitglied), Hans-Joachlm 
Sperling (Vizepräsident), Hans-Joa­
chim Banholdt (Präsident), Volk· 
mar Friemel (Technischer Leiter), 
Dr. Ulrich Jost (SI. Präsidialarzt), 
Jürgen lII ing (Vizepräsident). Wil­
fried Wieneke (SI. Technischer lei­
ter), Bernd Schäfer (Leiter der Öf­
fentli hkeitsarheit). Auf dem Foto 
fehlen Susanne Mey ( I. Leiter der 
Öffentlichkeitsarheit, sie stand hin­
ter der Kamera). Präsidialarzt Dr. 
Peter PielSCh und Ehrenmitglied Ol­
to Zimmermann. 



Erprobte Orientierungshilfe 

Nachleuchtende Leitliniensysteme sind 
kein Ersatz für vorgeschriebene Notbeleuch­
tungen mit den entsprechenden Aggregaten. 
Sie ergänzen aber Notbeleuchtungssysteme, 
die ausfallen können oder bei Brand durch 
Raucheinwirkung unsichtbar werden. Nach­
leuchtende Sicherheitselemente können an 
Unterkanten von Wänden, an Hindernissen, 
Notausgängen, Treppenkanten und auf dem 
Boden angebracht werden, wo sie nicht nur 
die Fluchtrichtung weisen, sondern durch 
ihre Leuchtkraft auch Treppen, Hindernisse 
und Ortsverhältnisse erkennen lassen. 

Die Elemente des Leitliniensystems beste­
hen aus unterschiedlichen Materialien wie 
Hart-PVC-Platten, Selbstklebevinylfolien, 
Textilgewebe, Selbstklebepapier, Einlege­
materialien, Dispersions-, Epoxy- oder Po­
Iyurethanfarben, 1- oder 2-Komponentenfar­
ben auf ACl)'latbasis. Die Leuchtkraft der 
Elemente rührt meist von Zinksulfid-Farbkri­
stallen her, die ungiftig und nicht radioaktiv 
sind. Die Wirkungsweise beruht auf einem 
chemoluminiszenten Prinzip. 

Das nachleuchtende Liniensystem bietet 
eine Reihe von Vorteilen: Zum ersten ist das 
nachträgliche Anbringen der Kennzeichnun­
gen problemlos möglich und verursacht ver- • 
hältnismäßig geringe Kosten. Zum zweiten 
sind keine zusätzlichen elektrischen Installa­
tionen erforderlich. Zum dritten sind sie auch 
bei Helligkeit sichtbar, im Dunkeln heben sie 

sich vom Untergrund ab und lassen durch 
ihre Grundhelligkeit auch die umliegende 
Örtl ichkeit erkennen. Selbst bei Verrauchung 
sind die Kennzeichnungen noch zu erkennen. 
Zum vierten veranlassen die leuchtenden 
Linien am Boden bei Verrauchung automa­
tisch zu richtigem Verhalten der Menschen: 
Um die Linien noch besser zu erkennen, muß 
der Kopf nach unten genommen werden. 
Dadurch kann unter Umständen die noch 
atembare Luft am Boden genutzt und eine 
Flucht ermöglicht werden. Zum fünften kön­
nen die Einsatzkräfte der Feuerwehr die 
Rettungswegmarkierung als Kennzeichnung 
des Angriffsweges nutzen. Zum sechsten 
muß noch der psychologische Aspekt ange­
führt werden, der unter Umständen eine 
Panik der verängstigten Menschen verhin­
dern kann. 

Schadstoffentsorgung auf 
biologische Art 

Kommt es zu oberflächennahen Kontami­
nationen des Erdbodens, z. B. bei einem 
Unfall durch ausgeflossenen Vergasertreib­
stoff, wird zunächst der noch nicht in das 
Erdreich eingedrungene Treibstoff aufgefan­
gen oder abgepumpt. Um die in die oberen 
Bodenschichten eingedrungenen Schadstof­
fe - ohne Auskofferung des Bodens - besei­
tigen zu können, kann ein neues Schaumver­
fahren eingesetzt werden. Dieses System ist 
bereits mit dem Hannoverschen Preis für 
Umwelttechnik ausgezeichnet worden. 

Über die verseuchte Bodenfläche wird ein 
Schaumteppich gesprüht. Dabei handelt es 
sich um einen biologisch leicht abbaubaren 
Schaum, der Mikroorganismen enthält, die 
speziell für den Abbau von Kerosin, Benzin 
oder Mineralölen verschiedenster Art ge­
züchtet wurden. Nach Autsprühen auf die 
verseuchte Fläche dringen die Mikroorganis­
men mit dem Schaum - je nach Bodenbe­
schaffenheit - 30 bis 40 cm tief in das 
Erdreich ein. Dort wandeln sie die schädli­
chen Stoffe zu CO2 und Wasser um. Finden 
sie keine Nahrung mehr, sterben sie ab und 
bleiben als völlig unschädliche Proteine im 
Boden. Die besondere Leistungsfähigkeit der 
Mikroorganismen wurde von Wissenschaft­
lern mit einem Ausleseverfahren erreicht, in 
dem sie die .besten Fresser" bestimmter 
Schadstoffe in Reinkultur heranzüchteten. 

Diese hochspezialisierten Mikroorganis­
men lassen sich wiederum mischen und so 
für bestimmte Stoffgemenge zusammenstel­
len. So gibt es Mikroorganismen, die beson­
deren .Appetit" auf Fette, Eiweiß oder Deter­
gentien haben und solche, die Mineralöle, 
Phenole, Naphthaline oder Alkohole o. a. 
mehr bevorzugen. (Foto: biodetox) 
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Taucher­
Handbuch 

l oseblattwerk von Hubertus Bartmann, 
Ecomed Verlagsgesellschaft mbH, 

8910 landsberg 

Dieses neue Lehr- und Arbeitsbuch eignet 
sich besonders als schnelles Nachschlage­
werk für Berulstaucher und Ausbilder. Ge­
prägt von Anforderungen des Rettungsdien­
stes, hebl es sich deutlich von den zahlrei­
chen Publikationen für Sporllaucher ab. Die 
Auslührung als Loseblattsammlung machl 
das Taucher-Handbuch ausbaulähig und für 
neue Enlwicklungen empfänglich. Besonders 
die umlangreichen Vergleichsmöglichkeiten 
zwischen den verschiedenen Systemen vom 
autonomen Leittauchgerät bis zum schlauch­
versorgten Heimtauchgerät demonstrieren 
die Bandbreite dieses Handbuches von Profis 
für Profis. 

Für den Berufs- und Rettungslaucher so­
wie den Tauchausbilder hä~ es eine Fülle von 
Details und Anleitungen für die tägl iche Ar­
beit bereit. Den Hobbytauchem und Tauch­
sportvereinen wird Grundlagenwissen für 
Ausbildung und Schulung vermittelt. Letzte­
rer Bereich kommt allerdings in der Erstaus­
gabe noch elwas zu kurz, da die Kapitel über 
Ausbildung und Wasserrettung noch in Vor­
bereitung sind. Interessant für den Ausbil­
dungsbereich ist die Gesamtkonzeption des 
Verlages, der das Werk im .Medienverbund' 
mit einer Doppel-Tonbildschau anbietet. Der 
Autor Hubertus Bartmann, der über langjähri­
ge Erfahrungen als Feuerwehr- und Lehrtau­
cher verfügt, hat sein Handbuch in acht 
Bereiche gegliedert, von denen in der vorlie­
genden Ausgabe allerdings erst fünf besetzt 
sind (Ausbildung und Wasserrettung fehlen 
noch). Teil eins enthä~ eine Einleitung mit 
praktischen Arbeitshinweisen für die Lose­
blattsammlung und ein Stichwortverzeichnis. 
Teil zwei befaßt sich mit den physikalischen, 
physiologischen und medizinischen Grundla­
gen für die Ausbildung zum professionellen 
Taucher und deren Rechtsgrundlagen. Teil 
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drei bringt einen Überblick der technischen 
Enlwicklung von Tauchgeräten, ihrer Ein­
satzmöglichkeiten und der sonstigen Technik 
bis hin zum .Pinger' und Metallsuchgerät. 
Teil sieben gibt die Unfallverhütungsvor­
schriften • Taucherarbeiteri' - VBG 39 - und 
die Feuerwehrdienstvorschrift 8 • Tauchen' 
wieder. Teil acht enthält eine umfangreiche 
Hersteller- und Vertriebsübersicht für Tauch­
produkte. 

Palolaitos 
Einsatzfahrzeuge der finnischen 

Feuerwehr 
Von Wolfgang Jendsch 

EFB-Verfagsgesellschaft mbH, 
6455 Erfensee 

Mit dem Buch wird der Blick über die 
Ostsee auf die Arbeit der finnischen Feuer­
wehr gelenkt. Denn wer will nicht mal wis­
sen, was im hohen Norden für Einsatzfahr­
zeuge benutzt werden? 

Der Fachautor, seit Jahren spezialisiert 
auf dem Bereich Feuerwehr, bietet mit dem 
neuen Bildband sowohl den Fachleuten als 
auch den Modellbaufreunden eine außerge­
wöhnliche und interessante Lektüre. 

Ärztebuch 1989 
Ärztebuch-Verfag GmbH, 1000 Berlin 36 

1989 
"'ÄRZTE 
CPBUCH ... , 

:.E-.:=-= 

In der 13. Ausgabe des Ärzlebuchs sind es 
mittlerweile ca. 250000 Adressen, die das 

Gesundheitswesen der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berfin (West) 
transparent machen. Die Aktualität und Voll­
ständigke~ sowie die bewährte Gliederung 
der Adressen sind ein Potential, das seines­
gleichen sucht. 

Band 1 beinhaltet auf ca. 2200 Seiten 
Ärzle, nichtärzlliche Heilberufe (ortsalphabe­
tisch gegliedert), Namensregister, neue Be­
zugsquellen für Verwaltung, Einkauf, Kon­
gresse und Tagungen. 

Band 2 informiert auf ca. 11 000 Seiten 
über Krankenhäuser/Kliniken, Physiothera­
pien, Kur- und Heilbäder, Alten- und Pflege­
heime, ApothekenlReformhäuser, Medizin­
handwerk, Ausbildungseinrichtungen, Kran­
kenkassen und -versicherungen, öffentl. Ge­
sundheits- und Sozialverwaltungen, Kam­
mern, Verbände, Organisationen, Bezugs­
quellen, Kongresse und Tagungen. 

Wegen der Zuverlässigkeit der Fachadres­
sen, der Übersichtlichkeit und des hohen 
Informationswertes wird dieses Nachschla­
gewerk von Fachleuten, die sich im Gesund­
heitswesen orientieren müssen, gerne ge­
nutzt. 

Notrufll2 
Feuerwehren Im Einsatz 

Band 10 
EFB-Verfagsgesellschaft mbH, 

6455 Erfensee 

Band 10 der Serie liegt jetzt vor. Auch 
dieser Band enthä~ aktuelle, farbige Bericht­
erstattung von interessanten Feuerwehrein­
sätzen, z. B. Flugtag-Unfall in Ramstein, 
Erdbeben in Armenien, Brand im Brenner­
Tunnel 

Daneben bietet der Band weitere Beiträge 
von Fachkommentatoren und wertvOlle Hin­
tergrundinformationen. Die einzelnen Einsät­
ze sind von der Entstehung bis zum Ende des 
Einsatzes detailliert beschrieben. 



Wallgang Jendsch 

Das 
Minimagazin 
Das Vorbild 

Den Sanitätszügen des Katastrophen­
schutzes sind jeweils drei Sanitätsgruppen 
angehörig - jeder dieser Gruppen ist ein 
"Sanitätsgruppenkraftwagen" (SanGrKw) 
zugeordnet. Die Fahrzeuge der verschie­
denen Baujahre und Typen dienen in erster 

Der Sanitätsgruppenkraftwagen (SanGrKw) 
auf ford Transit in der gängigen Ausfüh.-ung. 
Die organisationseigenen Beschriftungen kön· 
nen in unlerschil>d licher Form aurgebracht 
sein. 

Linie dem Transport der Helferinnen und 
Helfer an die Einsatzstelle. Darüber hinaus 
stehen sie bei Bedarf auch als Hilfs-Kran­
kentransportwagen (H-K1W) zur Verfü­
gung. 

Ausgeliefert wurden Gruppenfahrzeuge 
in den verschiedensten Ausführungen, von 
denen in diesem Beitrag einige vorgestellt 
werden sollen. SanGrKw sind elfenbeinfar­
big lackiert (AAL 1014), Stoßstangen und 
Felgen sind schwarz. In Einzelfällen wer­
den diese Fahrzeuge auch den Farbeigen­
heiten der einzelnen Organisationen an ge­
paßt, dies gilt auch für die Beschriftung. 
Sie stehen beim Deutschen Roten Kreuz, 
bei der Johanniter-Unfall-Hilfe, beim Ar­
beiter-Samariter-Bund und beim Malte­
ser-Hilfsdienst als KatS-Fahrzeuge bereit. 

Die Modelle 

Im Laufe der letzten drei Jahrzehnte hat 
es beim Katastrophenschutz im wesentl i­
chen zwei Typen von Gruppenfahrzeugen 
gegeben, die als Modelle im Maßstab 1 :87 
(HO) dem Bastler oder Interessenten zur 
Verfügung stehen: den VW-Kombi in sei­
nen verschiedenen Versionen und den 

Die Einsatzfahrzeuge 
des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Sanitätsgruppenkraftwagen (SanGrKw) 

Ford Transit. Die nachstehende Aufstel­
lung zeigt die Modellfahrzeuge und ihre 
Hersteller einschließlich Bestellnummern. 
In der Regel stehen die Fahrzeuge nur als 
Grundmodelle zur Verfügung, d. h., sie 
müssen zum SanGrKw umgebaut werden : 
VW-Kombi I Brekina Nr. 3171 (oder Va-

rianten) 
VW-Kombi 11 Wiking Nr. 320 
VW-Kombi 111 Wiking Nr. 320 (Umbau) 
VW-Kombi IV Wiking Nr. 12320 

Herpa 4105,4031 
Roco Nr. 430 

Ford Transit kurzer Radstand 
Herpa Nr. 4020 

Da zum Teil auch die älteren Fahrzeuge 
bei den Sanitätsorganisationen noch im 
Einsatz sind (außer VW I), sollen sie hier im 
Rahmen der Modellbeschreibung ebenfalls 
vorgestellt werden. 

So gilt zunächst für alle Modelle: zerle­
gen, weiß-matt grundieren, gut trocknen 
lassen, dann mit elfenbeinfarbigem Lack 
(AAL 1014) lackieren. Hierzu bieten sich 
die Farben verschiedener Hersteller an, 
wie beispielsweise Roco (original AAL­
Farben) oder Humbrol. Wie bereits er­
wähnt, werden die Stoßstangen und Rad­
kappen schwarz abgesetzt. Bei älteren 
Fahrzeugen können vor allem die Stoß­
stangen ebenfalls in elfenbein lackiert 
sein , Fahrzeuge mit elfenbeinfarbigen 
Radkappen oder roten Stoßstangen (MHD) 
sind bekannt. Unterschiedlich sind die 
Frontpartien beim VW IV und beim Ford 
Transit: entweder schwarz-matt oder el­
fenbein! 

Alle VW-Typen sind ausgerüstet mit 
einer blauen Rundumleuchte, die in Fahrt­
richtung links in Höhe des Fahrerfensters 
aufgesteckt wird. Ford Transit sind mit fest 
montiertem Blaulicht sowohl in kleiner als 
auch in großer Form ausgestattet. Für den 
Modellbastler stehen alle Blaulichter in 
1 :87 zur Verfügung: die Firma Roco bietet 
ein umfassendes Set mit diversen Leuch­
ten und Sockeln an (Bestellnummer 1758), 
weitere Blaulichter gibt es von Wiking, 
Herpa und Preiser. 

Nach vollständigem Lackieren und Ab­
trocknen der Modelle sowie nach dem 
Anbringen der Blaulichter erfolgt die übli-

che Detaillierung: Scheinwerfer und Rück­
spiegelgläser silbern, Türgriffe silbern oder 
schwarz/matt (vor allem bei neueren Fahr­
zeugen), Blinker orange, Rückleuchten rot. 
Die Fensterrahmen ( .. Gummidichtungen") 
und zum Teil die Blaulichtsockel sollten 
schwarz-matt abgesetzt werden. Kfz­
Kennzeichen gibt es im Maßstab 1 :87 bei 
einigen Herstellern: die Firma Herpa bietet 
einen recht umfangreichen Abziehbilder­
Bogen unter der Nr. 5002 (empfehlenswert 
jedoch, die einzelnen Kfz-Kennzeichen mit 
einer feinen Schere auszuschneiden!) -
auch Behörden-Kennzeichen stehen zur 
Verfügungl 

Eine gan1.e Palette verschiedener SanGrKw: 
VW I. 11 , 111 und IV und ford Transit (v. !. ). 

Über die Firma Müller-Decals (Fachhan­
del) sind Beschriftungs-Sets aller Sanitäts­
organisationen einschließlich des Kata­
strophenschutzes käuflich zu erwerben. 
Hier empfiehlt sich zunächst das Studium 
des Gesamtangebotes, um die richtige 
Auswahl für die einzelnen Fahrzeuge tref­
fen zu können. 

Beim Vorbild sind die Fahrzeugbeschrif­
tungen ebenfalls sehr unterschiedlich, an­
gefangen von der KatS-Türbeschriftung 
bis hin zur organisationstypischen Ge­
samtdarstellung des Fahrzeugs. 

Abschließend ein Hinweis zur Unter­
scheidung des VW II und 111: im wesentli­
chen liegt der Unterschied in der Anord­
nung der Blinker/Rückleuchten und der 
Form der Stoßstangen. Durch Wegfeilen 
der Blinker/Rückleuchten und Planfeilen 
bzw. Kürzen der Stoßstangen am Modell 11 
und durch Aufsetzen neuer Blinker/Rück­
leuchten (sehr feine Plastikstreifen; vergl. 
Vorbild) erhält man den charakteristischen 
Eindruck des Fahrzeugtyps 111. 



Pos tvertr iebsstück - Gebühr bezahlt 
Vertrieb: Druckhaus Neue Presse 
Postfach 2563, 8630 Coburg 
Vertriebskennzahl Z 2766 E 

'eu'sfh·deu'Sfhe ',enze: fHrt blu'e ',üfke 

Die Brückenbaueinheit des Technischen 
Hilfswerks. Ortsverband Wilhelmshaven. 
baute Anfang Januar In zweieinhalb Tagen 
am deutsch-deutschen Grenzübergang Ek­
kertal-Stapelburg bei Bad Harzburg eine 
18.30 Meter lange und 6.50 Meter breite 
Stahlbrücke aus Fertigteilen. Unterstützt 
wurde der Bau des Übergangs durch Helfer 
des THW-Ortsverbandes Goslar. Sie sorgten 
u. a. für die nötige Logistik. Beratend tätig 
waren auch Lehrkräfte der Katastrophen­
schutzschule des Bundes. AußensteIle Hoya. 

Die sogenannte D-Brücke mit zweispuri­
ger Flachfahrbahn und einer Tragfähigkeit 
von 30 Tonnen wurde parallel einer alten 
Holzbrücke errichtet. die der THW-OV Goslar 
an läßlich der Grenzöffnung am 11 . November 
1989 provisorisch instand setzte. 

Bis zu einer endgültigen Lösung im Rahmen der geplanten Neubaumaßnahmen auf der 
Bundesstraße 6 soll die Brücke zu einem zügigeren Verkehrsfluß an diesem stark 
frequentierten Grenzübergang führen . 

Das Titelbild und die Fotos auf dieser Seite geben einen Einblick in die Montagearbeiten 
(siehe auch Beitrag im Innern des Heftes). 


